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Marx, Engels und Lenin verwiesen in ihren Arbeiten mehrfach auf die Vorwort 
Bedeutung der territorialen Seiten des gesellschaftlichen Reproduk¬ 
tionsprozesses für das Lebensniveau des Volkes und für die Effektivi¬ 
tät der Produktion. 

Folgerichtig war die historische Entwicklung der sozialistischen Volks¬ 
wirtschaftsplanung, angefangen beim Leninschen GOELRO-Plan, 
durch eine organische Einbeziehung des territorialen Aspekts gekenn¬ 
zeichnet. Auf bauend auf den sowjetischen Erfahrungen zieht sich die¬ 
ser Aspekt auch durch die Entwicklung der Volles Wirtschaftsplanung 
in der Deutschen Demokratischen Republik. 

Die Bedeutung des territorialen Aspekts hat sich im Laufe der histori¬ 
schen Entwicklung der sozialistischen Volkswirtschaftsplanung stän¬ 
dig verstärkt. Die stürmische Entwicklung der Produktivkräfte unter 
den Bedingungen der wissenschaftlich-technischen Revolution in der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft hat die Standortverteilung 
der Produktivkräfte besonders in den Vordergrund gerückt. Immer 
stärker werden das Entwicklungstempo der sozialistischen Produk¬ 
tion, die Steigerung der Effektivität, der wissenschaftlich-technische 
Fortschritt, das Wachstum der Arbeitsproduktivität und auf dieser 
Grundlage das materielle und kulturelle Lebensniveau des Volkes von 
der Territorialstruktur abhängig, das heißt von der Art und Weise, 
wie die gesellschaftlichen Prozesse im Territorium organisiert werden. 

Das umschließt die ganze Breite der territorialen Organisation der 
Produktion und der territorialen Organisation des gesellschaftlichen 
Lebens in den Städten und den Gebieten. 

Worin die Gesetzmäßigkeiten dieser territorialen Organisation -beste¬ 
hen und wie sic praktisch zu verwirklichen sind, interessiert immer 

breitere Kreise: Funktionäre zentraler und örtlicher Staatsorgane so¬ 
wie volkseigener Kombinate und Betriebe, Planungsfachleutc der 
Zweige und Bereiche sowie Wissenschaftler in Forschung und Lehre, 

Vertreter gesellschaftlicher Organisationen, Studenten usw. Die Tcrri- 

torialplanung ist ein fester Bestandteil der .sozialistischen Leitung und 

Planung. Sic dient der Erfüllung der von der Partei der Arbeiterklasse 
gestellten Hauptaufgabe. Die Territorialplanung ist integrierter Be¬ 
standteil der sozialistischen Volkswirtschaftsplanung, wenn sie auch 
in vielen Fällen über den wirtschaftlichen Bereich des gesellschaft¬ 
lichen Lebens weit hinausgeht. Auf der Grundlage dieser objektiven 
Prozesse besteht schon seit langem in der DDR das vielseitige Bedürf¬ 
nis nach einem Fachbuch der Territorialplanung. Es soll die bis¬ 
herigen theoretischen Erkenntnisse und wichtigsten verallgemeine- 
rungsfahigen Erfahrungen aus der Praxis systematisch zusammenfas¬ 
sen. Damit soll eine Informationsquelle und zugleich ein wissen¬ 
schaftlich begründetes Lehrmaterial geschaffen werden. 

Die Herausgeber unternehmen den Versuch, diesen vielfältigen Bedürf¬ 
nissen erstmalig Rechnung zu tragen. Sie sind sich darüber im klaren, 
daß sie damit zunächst nur einen Grundriß schaffen konnten. Aller- 
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dings waren sie bemüht, in bestimmte Schwerpunkte des territorialen 
Aspekts der gesellschaftlichen Entwicklung theoretisch und praktisch 
tiefer vorzudringen. Dabei mußten ausführliche planmethodische Dar¬ 
legungen bewußt vermieden werden. Es kam vielmehr darauf an, die 
wissenschaftlichen Grundlagen dafür herauszuarbeiten und das Ver¬ 
ständnis für die aktuellen territorialökonomischen Probleme zu wek- 
ken und zu erleichtern. Insofern sind die Ausführungen auch prak¬ 
tische Anleitung auf der Grundlage der marxistisch-leninistischen 
Theorie. 

Zur Verwirklichung dieser Zielsetzung konnten sich die Autoren auf 
Erkenntnisse und Erfahrungen aus der sowjetischen Wissenschaft und 
Praxis stützen sowie auf entsprechende Informationen aus den ande¬ 
ren sozialistischen Ländern. Schwerpunktmäßig ist das Buch jedoch 

für die DDR geschrieben. Wenn es darüber hinaus ein Beitrag zur all¬ 
gemeinen sozialistischen Planungstheorie sein kann, wäre dies zu be¬ 
grüßen. 

Das Buch beruht überwiegend auf gesichertem Wissen. Die Heraus¬ 
geber haben jedoch stellenweise auch neue Überlegungen eingefloeh- 
ten, um zu weiterführender Diskussion und zu wissenschaftlichem 
Meinungsstreit anzuregen. 

Um die vielschichtige Komplexität sozialistischer Territorialplanung 
mit größtmöglicher Sachkunde wiederzugeben, hat an diesem Band ein 
Autorenkollektiv gearbeitet, das interdisziplinär aus erfahrenen Wis¬ 
senschaftlern der Territorialökonomie und der ökonomischen Geo¬ 
graphie der DDR zusammengesetzt ist. 

Darüber hinaus liegen dem Buch aus den Arbeitsbereichen der Auto¬ 
ren Materialien und Leistungen zugrunde, an denen auch deren Kollek¬ 
tive aktiven Anteil haben. 

Die Autoren sind sich darüber einig, daß für die Herausgabe eines 
Buches zur Territorialplanung das Wissen eines noch viel breiteren 
Kreises zugrunde gelegt werden müßte. Deshalb betrachten die Her¬ 
ausgeber das vorliegende Werk zugleich als eine Diskussionsgrundlage. 
In diesem Sinne sind sie daran interessiert, kritische Hinweise und kon¬ 
struktive Vorschläge zu erhalten. 

Herrn Prof. Dr. sc. H. Kohl, Berlin, und Frau Dr. U. Schmidt, Halle, 
und dem Lektor des Verlages Herrn Dipl.-Wirtschaftler U. Juschkus 
danken die Herausgeber für ihre wertvollen Hinweise. 

Pro\. Dr. sc. R. Bönisch Prof. Dr. sc. G. Mohs Dr. sc. W. Ostuxild 
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Die Territorialplammg ist ein Bestandteil der Leitung und Planung 
der sozialistischen Gesellschaft, insbesondere ihrer Volkswirtschaft. 
Die Territorialplammg ist Ausdruck der Möglichkeit und Notwendig¬ 
keit, die räumlichen Beziehungen der gesellschaftlichen Reproduktion 
iin Sozialismus/Kommunismus planmäßig zu gestalten, da alle Ele¬ 
mente und Prozesse der Gesellschaft objektiv an bestimmte Standorte 
der Erde (terra) gebunden sind. Wirtschaft und Gesellschaft haben 
eine räumliche (territoriale) Struktur. Das gesellschaftliche Leben der 
Menschen existiert und entwickelt sich in einer bestimmten natür¬ 
lichen und von ihnen gestalteten Umwelt. 

Die Klassiker des Marxismus-Leninismus schufen die theoretischen 
Grundlagen der Territorial planung . 1 Sie wurde zur gesellschaftlichen 
Praxis beim Aufbau des Sozialismus/Kommunismus durch die KPdSU 
und den Sowjetstaat sowie beim planmäßigen Aufbau der sozialisti¬ 
schen Gesellschaftsordnung seitens der Arbeiterparteien und Staats¬ 
organe der anderen sozialistischen Länder. Sie orientieren ständig auf 
eine Vervollkommnung der Territorialplanung. Der IX. Parteitag der 
SED fordert deshalb: „Die territoriale Planung und Koordinierung... 
hat... bei gleichzeitiger Entwicklung der Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen der Werktätigen einen aktiven Beitrag zur Vertiefung der 
Intensivierung und zur Erhöhung der Effektivität der Volkswirtschaft 
zu leisten .“ 2 

Die Aufgaben der Territorialplammg ergeben sich aus den Erforder¬ 
nissen der ökonomischen Gesetze des Sozialismus, aus ihrer Wider¬ 
spiegelung in don Beschlüssen der Partei der Arbeiterklasse sowie aus 
den darauf beruhenden gesetzlichen Regelungen der sozialistischen 
Staatsmacht. Die Aufgaben der Territorialplanung und ihre Lösung 
stützen sich in erster Linie auf die theoretischen Arbeiten und prak¬ 
tischen Orientierungen W. I. Lenins zur Standortverteilung der Pro¬ 
duktivkräfte 8 und auf die weiteren Erkenntnisse und Erfahrungen in 
der Sowjetunion sowie in den anderen sozialistischen Ländern. Die 
Territorialplammg nutzt die Forschungsergebnisse der verschiedenen 
territorial-wissenschaftlichen Disziplinen — insbesondere der Terri¬ 
torialökonomie und der Geographie - im nationalen und internatio¬ 
nalen Maßstab. 

Sie unterscheidet sieh in der Zielstellung sowie in den Mitteln prin¬ 
zipiell von allen Versuchen der staatsmonopolistischen Regulierung 
im Kapitalismus, die raumstrukturellen Probleme ihrer Gesellschafts¬ 
ordnung zu lösen. Die staatsmonopolistische „Raumordnung“ dient 
den Interessen der Monopolbourgeosie und unterliegt den Verwer¬ 
tungsbedingungen des Kapitals. Das schließt nicht aus, daß insbeson¬ 
dere unter der Führung der kommunistischen und Arbeiterparteien 
in einigen fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern die Werktätigen 
mit gewissen Erfolgen darum kämpfen, die Umwelt- und Gebicts- 
bedingungen ihres Lebens so erträglich wie möglich zu gestalten. 

In der DDR wird die Territorialstruktur auf der Grundlage der Er- 
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Ausgangspunkte 
und Grundlagen 


1 Siehe Abschnitte 1.1. 
und 2 . 

2 Direktive des 
IX. Parteitages der 
SED suis Fünf Jahrplan 
für die Entwicklung 
der Volkswirtschaft der 
DDR ln den Jahren 
1976-1980. DIetz Verlag, 
Berlin 1970, S. 172. 

3 Vgl. hierzu Ab¬ 
schnitte 2. und 9. 
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Gesellschafts¬ 
und mir tschafts- 
politische 
Aufgaben 

Territoriale 
Erfordernisse 
dex Einheit 
von Wirtsckafts- 
und Sozialpolitik 


Territoriale 
Differenzierung 
der Arbeits¬ 
und Lebens¬ 
bedingungen 


i Vgl. Programm der 
SED, Dletz Verlag, 
Berlin 1076, S.191T. 


fordemisse des Marxismus-Leninismus weiterentwickelt. Dieser Pro¬ 
zeß beruht auf den Erfahrungen der Arbeiterklasse und den Beschlüs¬ 
sen ihrer Partei zur Verwirklichung der Hauptaufgabe. Die Territo¬ 
rialplanung hat zur Schaffung solcher territorialer (räumücher) Bedin¬ 
gungen beizutragen, die der weiteren Erhöhung des materiellen und 
kulturellen Lebensniveaus des Volkes, der allseitigen Entfaltung der 
Persönlichkeit dienen sowie ein hohes Entwicklungstempo der Pro¬ 
duktion, die Erhöhung der Effektivität, den wissenschaftlich-tech¬ 
nischen Fortschritt und das Wachstum der Arbeitsproduktivität ge¬ 
währleisten. 4 

Daraus leiten sich für die Territorialplanung vor allem folgende ge- 
sellschafts- und wirtschaftspolitische Aufgaben ab: 

(1) Es müssen die territorialen Konsequenzen aufgedeckt und be¬ 
herrscht werden, die sich aus der Einheit von Wirtschafts- und 
Sozialpolitik ergeben. 

Die territorialen Bedingungen für eine effektive Produktion müs¬ 
sen mit den bestmöglichen territorialen Bedingungen für die Re¬ 
produktion der Bevölkerung und Arbeitskräfte, für die Entwick¬ 
lung sozialistischer Kollektive und Persönlichkeiten verbunden 
werden (Gestaltung eines sozialistischen Lebensmilieus). Das 
schließt die Proportionalität zwischen Arbeiten, Bilden, Wohnen, 
Erholen und allen Aktivitäten des gesellschaftlichen Lebens in den 
Siedlungen ein. 

Bei der weiteren Gestaltung des Territoriums, der Siedlungen, der 
Wohngebiete müssen die objektiv vorhandenen Möglichkeiten be¬ 
achtet werden. Dazu gehören dio-historisch bedingte Substanz, die 
realen volkswirtschaftlichen und gebietswirtschaftlichen Möglich¬ 
keiten und Erfordernisse, die örtlichen Reserven und die Initia¬ 
tiven im sozialistischen Wettbewerb. Sie hängen ab von der kon¬ 
tinuierlichen, planmäßigen und prognostisch durchdachten Ent¬ 
wicklung der Territorialstruktur der Volkswirtschaft insgesamt. 

(2) Die gesellschaftspolitischen Aufgaben sind unter Berücksichtigung 
der territorialen Differenzierung der Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen in allen Gebieten, Städten und Gemeinden allseitig zu lösen. 
Daraus ergeben sich neue und komplizierte Anforderungen an die 
Territorialplanung auf allen Ebenen, insbesondere zur Annäherung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen zwischen Stadt und Land. 
Sorgfältig sind Rückstände und Disproportionen des Lebens¬ 
niveaus zwischen einzelnen Gebieten zu vermeiden oder zu ver¬ 
ringern und mit den verfügbaren Mitteln überall weitere Fort¬ 
schritte für die entwickelte sozialistische Gesellschaft als Ganzes 
zu erzielen. 

(3) Die Rolle der zentralen staatlichen Planung der Territorialstruk- 
tur, insbesondere bei der Standortverteilung der Produktivkräfte 
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einschließlich der Kapazitäten zu ihrer Versorgung und Betreuung 
ist zu verstärken. 6 

Die Tcrritorialplanung muß dazu alle jene Wege erschließen, die 
durch eine entsprechende territoriale Organisation der gesellschaft¬ 
lichen Arbeit und der übrigen Lebcnsborcichc immer zur Bedürfnis¬ 
befriedigung, zur Steigerung der Arbeitsproduktivität, zur Er¬ 
höhung der Fondseffektivität usw. beitragen. 

Rationelle Standortverteilung der Produktivkräfte heißt aber 
nicht, die gegenwärtigen Standorte der Industrie zu verändern, 
sondern auf der Grundlage langfristiger Vorstellungen über eine 
optimale Standortverteilung der Produktivkräfte die gegenwärti¬ 
gen Möglichkeiten für die Verbesserung und Rationalisierung der 
Territorialstruktur zu nutzen. ,,Die Territorialstruktur der DDR 
ist entsprechend den Anforderungen der weiteren Gestaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft weiter zu vervollkomm¬ 
nen. Das stabile Wachstumstempo der Produktion ist durch eine 
rationelle Standortverteilung der Produktivkräfte planmäßig zu 
unterstützen.“ 6 

(4) In den Bezirken, Kreisen, Städten und Gemeinden sind proportio¬ 
nale Gebictsstrukturen von Wirtschaft und Gesellschaft zu ent¬ 
wickeln. Sic bilden eine wesentliche Grundlage für die kontinuier¬ 
liche Erhöhung des Lebensniveaus des Volkes 7 . Dabei sind die so¬ 
wjetischen Erfahrungen bei der Bildung territorialer Produktions¬ 
komplexe zu nutzen. Eine solche Entwicklung muß schrittweise 
und schwerpunktmäßig mit Hilfe der 5-Jahr- und Jahrespläne der 
Bezirke und Kreise verwirklicht werden. Das bezieht sich vor 
allem auf folgende Aufgaben: 

Im Wohnungsbauprogramm als dem Kernstück der Sozialpolitik 
der SED sind von 1975 bis 1980 750000 und bis 1990 etwa 3 Mil¬ 
lionen Wohnungen neu zu bauen 8 , zu modernisieren, um- und aus¬ 
zubauen. Dabei ist besonderer Wert auf eine komplexe Entwick¬ 
lung der Wohngebiete zu legen. 

Für die Territorialplanung ergeben sich daraus wichtige Konse¬ 
quenzen für die Siedlungs-, speziell die Wohnungspolitik in den 
Bezirken, Kreisen, Städten und Gemeinden sowie für die damit 
verbundenen Standortfestlegungen im Wohnungsbau®. Die Wohn¬ 
gebiete sind in ihrer architektonischen, ökonomischen und räum¬ 
lichen Struktur so zu gestalten, daß die Entwicklung einer sozia¬ 
listischen Lebensweise und die Entfaltung sozialistischer Persön¬ 
lichkeiten maximal gefördert werden. 

Die zukünftigen Standorte des Wohnungsbaues sollen gleichzeitig 
zur Durchsetzung einer komplexen Grundfondswirtschaft im Woh¬ 
nungswesen und richtiger Proportionen zwischen Rekonstruktion 
und Neubau beitragen. Dabei sind Grund und Boden rationell zu 
nutzen und der historisch gewachsene Charakter der Städte so¬ 
weit als möglich zu wahren. 10 




Standort¬ 
verteilung der 

Produktivkräfte 
und Intensivierung 


Proportionale 

Gebietsstrukturen 


6 Siche Abschnitt 3.1. 

6 Direktive «Io« 

IX. Parteitages der 
SED zum Fünfjahrplan 
für die Entwicklung der 
Volkswirtschaft der 
DDR in den Jahren 
1976-1980. Dietz Verlag. 
Berlin 1971, S. 114 

7 Vgl.obond», S. Hilf, 
und Dokumente des 
VIII. Parteitages der 
SED, Dietz Verlag 1971, 
S.67, und Abschnitt 3.2. 

8 Junker. W., Das 
Wohnungsbaupro¬ 
gramm der DDR für die 
Jahre 1970-1990, DieU 
Verlag, Berlin 1973, 

S. 16/17 

9 Vgl. hierzu 
Abschnitt 7. 

10 Vgl. hierzu Ab¬ 
schnitte 8.2. und 7. 
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Umweltschutz 

und 

Umweltgestaltung 


Territoriale 
Sicherung 
der Versorgung 
und Betreuung 
sowie 

der Produktion 


11 Vgl. hierzu Ab¬ 
schnitt 6. 

12 Vgl. hierzu Ab¬ 
schnitt 8.1. 

13 Vgl. Direktive de« 
IX.Parteitages der SED 
zum Fünfjnhrplan für 
die Entwicklung der 
Volkswirtschaft 
1976-1980. a.a.O., 

8. U4.sowloAbschnltt6. 


Die Wahl der Schwerpunkte des Wohnungsbaues hängt von der 
langfristigen Entwicklung der Arbeitsstätten, der Zentren der 
Produktion und des gesellschaftlichen Lebens ab. In diesem Zu¬ 
sammenhang hüben die Dynamik und die Standortverteilung der 
Produktion sowie der Bevölkerung, insbesondere die notwendige 
Entwicklung der Klassenverhältnisse, einen wichtigen Einfluß. 11 
Es ist zu untersuchen, in welchen Gebieten und Orten schwer¬ 
punktmäßig und effektiv Neubauten der Produktion und des Woh¬ 
nens zu errichten oder Um- und Ausbauten zweckmäßiger sind 
oder wie beides rationell zu verbinden ist und wie sich dabei terri¬ 
toriale Unterschiede entwickeln. Die Lösung dieser Aufgaben er¬ 
fordert eine enge Koordinierung der Territorialplanung auf zen¬ 
traler Ebene mit der auf örtlicher Ebene, besonders in den Bezirken 
und Kreisen. 

(5) Die Territorialplanung hat auch wesentliche Aufgaben bei der 
planmäßigen Gestaltung einer sozialistischen Umwelt sowie ihres 
Schutzes zu lösen. 12 

Dabei geht es unter anderem um die Vermeidung von Stör- und 
Schadwirkungen bei der Lokalisierung neuer oder der Weiterent¬ 
wicklung bestehender Betriebe, um den schrittweisen Abbau der 
zum Teil noch zu hohen Umweltbelastung in den industriellen 
Ballungsgebieten sowie um die Bestimmung der gesellschaftlichen 
und ökonomischen Effektivität von Maßnahmen des Umwelt¬ 
schutzes. 

Die hierfür verfügbaren Kräfte und Mittel sind mit dem größton 
Effekt für die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Werktätigen sowie für das Wachstum der Volkswirtschaft 
schwerpunktmäßig in den Zentren der Arbeiterklasse einzusetzen. 

(6) Eine stabile Produktion und eine kontinuierliche Versorgung der 
Bevölkerung mit Konsumgütem und Leistungen verlangt die 
Koordinierung aller dazu erforderlichen Maßnahmen in den Ge¬ 
bieten (auch als territoriale Sicherung bezeichnet). Das erfordert 
seitens der Territorialplanung einmal die rationelle Gestaltung der 
Netze der technischen und sozialen Infrastruktur (zum Beispiel 
Verkehr, Energie, Wasser, Kindereinrichtungen und Handel). Ihre 
planmäßige Erweiterung muß der weiteren Intensivierung dienen 
und zu einer komplexen Grundfondswirtschaft auch in diesen Be¬ 
reichen führen. Um über notwendige Erweiterungen dieser Ein¬ 
richtungen zu entscheiden, muß unter Berücksichtigung des Be¬ 
darfs untersucht werden, wie, wann und wo die vorhandenen 
Kapazitäten ausgelastet sind und wie durch eine günstige terri¬ 
toriale Organisation der Einrichtungen eine Maximierung der 
Freizeitfonds der Bevölkerung gewährleistet werden kann. „Die 
territorialen Ressourcen sind in allen Gebieten der DDR mit hoher 
Effektivität für die Steigerung der Produktion und die weitere 
Verbesserung der Lebensbedingungen zu nutzen“. 13 
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(7) Die Territorialplanung muß alle Möglichkeiten erschließen, um zur 
Intensivierung des Reproduktionsprozesses beizutragen. Es kommt 
darauf an, „...daß wir mit dem Vorhandenen gut wirtschaften, 
es pflegen und weiterentwickeln. Natürlich können wir uns keine 
neue komplette Volkswirtschaft neben die stellen, die wir schon 
haben - niemand kann das. 

Die Überbetonung des industriellen Neubaus bringt erfahrungs¬ 
gemäß die Baubilanz aus den Fugen. Wir werden in absehbarer 
Zeit über nicht mehr Arbeitskräfte verfügen als heute. Wo neue 
Arbeitsplätze geschaffen werden, ohne vorher welche einzusparen, 
beschert uns das imbesetzte Maschinen und neue Hindernisse bei 
der dringend nötigen höheren Schichtauslastung.“ 14 
Daraus ergeben sich verschiedene Maßnalimen zur territorialen 
Rationalisierung. Zum Beispiel sind in den Betrieben die Anfor¬ 
derungen au die Ressourcen des Gebiets zu senken. Durch eine 
aufwandsenkende Standortverteilung der Zweige, Bereiche, Be¬ 
triebe und Einrichtungen können aber zugleich volks- und be¬ 
triebswirtschaftliche Effektivitätsgewinne erzielt werden. Propor¬ 
tionale Beziehungen zwischen der Produktions-, Bevölkerungs-, 
Ressourcen-, Infra- und Siedlungsstruktur in und zwischen den 
Gebieten erhöhen die Wirksamkeit der gesellschaftlichen Pro¬ 
zesse. 

Das spiegelt sich insbesondere wider in einer Erhöhung der Effek¬ 
tivität der territorialen Konzentration, der territorialen Kombi¬ 
nation und Kooperation sowie der Mobilisierung und rationellen 
Verteilung territorialer Ressourcen. Große Effektivitätsreserven 
liegen in der rationellen Kombination der Betriebe und Einrich¬ 
tungen im Rahmen der Rekonstruktion von Altbaugebietcn und 
der Bildung von Invostitionskomplcxcn. 

Die Lösung dieser Aufgaben setzt voraus, daß die Erkenntnisse und 
Erfalirungen der marxistisch-leninistischen Theorie umfassend ge¬ 
nutzt werden. Dazu gehören vor allem die Politische Ökonomie, die 
Erkenntnieso der Volkswirtachaftsplanung und der sozialistischen 
Leitungswissenschaft. Mit ihrer Hilfe sind die Verfahrensweisen, die 
Organisation und die Instrumente der Territorialplanung ständig zu 
vervollkommnen. 

Territorialplanung als Teil der Leitung und Planung des sozialistischen 
Staates erstreckt sich über alle seine Ebenen. Sie läßt sich in folgender 
Weise untergliedern: 

- Die zentrale Territorialplanung umfaßt die gesamtstaatliche 
Standortverteilung der Produktivkräfte. Durch sie werden die 
Grundlinien der Entwicklung der Territorialstruktur des Landes 
und damit auch die Hauptentwicklungsrichtungen der Bezirke 
und der territorialen Verteilung der Zweige und Bereiche fest¬ 
gelegt. Sie erstreckt sich zunehmend auch auf die Möglichkeiten 


Territoriale 

Rationalisierung 


Territorial¬ 
planung auf 
allen Ebenen 

\ 


14 Bericht des ZK an 
den VUL Parteitag der 
SED, Berichterstatter: 
Erich Hcnccker, Dlctz 
Verlag. Berlin 1971. 

8. 40; vgl. auch Ord¬ 
nung der Planung der 
Volkswirtschaft 1970 bis 
1980, Abschnitt 16., 
GBl. 1974, Sonderdruck 
776a. 





16 


Einteilung 
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Funktion der 
Territorial¬ 
planung 


15 Vgl. hierzu Ab- 
»chnitt 3.1. sowie Ab¬ 
schnitt I der Begriffs* 
erläuterungen im An¬ 
hang 

ltt Vgl. hierzu 
Abschnitt 3.2. 

17 Vgl. hierzu 
Abschnitt 4. 

18 Vgl. Gesetz über die 
örtlichen Volkivertre- 
tungen und Ihrer Organe 
in der DDR vom 12. 7. 
1973, in: GBl. 1973. 

Teil I. Nr. 32 


und Erfordernisse der territorialen Koordinierung im RGW- 
Maßstab. 15 

- Die Gebietsplanung (auch Rfegionalplanung genannt) umfaßt vor 
allem die Planung der Entwicklung der Gebietsstruktur in den 
Bezirken und Kreisen, Städten und Gemeinden auf der Grundlage 
der zentralen Festlegungen und der gebietlichen Bedingungen. 16 

- Die Standortplanung der Zweige und Bereiche erstreckt sich vor 
allem auf die Standortverteilung der einzelnen Produktionszweige 
beziehungsweise Lcistungsbereiche über das Territorium des 
Landes. 17 

- Die Planung der Einzelstandorte der Produktions- und Konsum¬ 
tionsprozesse bezieht sich auf die unmittelbare Einordnung eines 
Betriebes oder einer Einrichtung in ein bestimmtes Gebiet oder 
in eine Stadt oder eine Gemeinde. 

Die Planungskader aller Ebenen des sozialistischen Staates müssen 
sich deshalb auch mit den Aufgaben der Territorialplanung in allen 
Bereichen und auf allen Ebenen vertraut machen und sich ständig 
weiterqualifizieren. Das betrifft insbesondere die Kader in den spezi¬ 
fischen Bereichen der territorialen Koordinierung in den örtlichen 
Organen der Staatsmacht, in den Ministerien und in der Staatlichen 
Plankommission. 

Mit der ständigen Vervollkommnung der sozialistischen Demokratie 
wächst die politische Funktion der Territorialplammg. Durch ihre 
politische, ökonomische und soziale Zielstellung trägt sie dazu bei, 
die Aktivität und Schöpferkraft der Werktätigen in ihrer unmittel¬ 
baren Lebenssphare unter Führung der Partei der Arbeiterklasse voll¬ 
ständig wirksam werden zu lassen. Unter diesem Aspekt ist die Terri¬ 
torialplanung im Rahmen der Aufgaben der Volksvertretungen zu 
verbessern und weiter zu entwickeln. 18 Sie muß unter anderem nach 
dem Prinzip des demokratischen Zentralismus die Wege zeigen, 

- wie die Volksvertretungen und die örtlichen Staatsorgane aktiv 
auf die Entwicklung der territorialen Struktur in den Bezirken 
und Kreisen, Städten und Gemeinden einwirken, 

- wie die örtlichen Staatsorgane an der zentralen Territorialplanung 
konstruktiv mit wirken, 

- wie die zentralen staatlichen Aufgaben für die Entwicklung der 
Territorialstruktur der Volkswirtschaft in die Pläne der örtlichen 
Volksvertretungen einzubeziehen sind und 

- wie die Rechte und Pflichten der Bezirks- und Kreisplankommis¬ 
sionen im Rahmen ihrer doppelten Unterstellung wirksam gestaltet 
und wahrgenommen werden. 

Entsprechend ihrer gesellschaftlichen Zielsetzung hat die Tcrritorial- 
planung die Vorzüge und Entwicklungstriebkräfte sozialistischer 
Produktionsverhältnisse voll wirksam zu machen, die territorialen 
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Bedingungen für die volle Ausnutzung des dem Sozialismus eigenen Zusairrnienjasswig 

Systems der ökonomischen Gesetze zu schaffen und insbesondere die 

territorial-ökonomischen Grundlagen für die Festigung der politischen 

Macht der Arbeiterklasse, für die Klassenauseinandersetzung mit dem 

Imperialismus und für die Entfaltung des gesamten gesellschaftlichen 

Lebens in der DDR zu stärken. 

Die Territorialplanung beschränkt sich nicht auf die Beachtung der 
ökonomischen Einflußfaktoren im engeren Sinne. Sie muß die Ge¬ 
samtheit der territorialen Bedingungen des gesellschaftlichen Repro¬ 
duktionsprozesses berücksichtigen. 

Das erfordert breite wissenschaftliche Grundlagen, die über die Terri- 
torialökonomie und die ökonomische Geographie hinausgehen. Die 
Territorialökonomie untersucht als wirtschaftswissenschaftliche Teil¬ 
disziplin speziell die territorialen (räumlichen) Aspekte der ökonomi¬ 
schen Gesetze des Sozialismus und hilft, sie im Leitungs- und Planungs¬ 
prozeß zu verwirklichen. 19 

Die Territorialplanung ist insbesondere als Bestandteil der Volkswirt¬ 
schaftsplanung gerichtet auf die Mobilisierung aller territorialen Po¬ 
tenzen und Bedingungen zur Gestaltung der sozialistischen Lebens¬ 
weise und auf die Erschließung der aus einer effektiven Territorial¬ 
struktur resultierenden volkswirtschaftlichen Wachstumsfaktoren und 
Produktivitätseffekte. 


2 Territorialplanung 


19 Vgl. blorzu Ab- 
schnitt 9. 
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1. Grundfragen der Territorialplanung 


Objektivität 
der räumlichen 
Bindung 
aller Prozesse 


1 Eugclo, F., Ilciru 
Eugen Dülirinps Um- 
wAlzon« der Wissen¬ 
schaft („Anti-I)flhring") 
in: Marx/Enßels, Werke, 
Bd. 20, Dletz Verlag. 
Berlin 1971, S.48 


1. Grundfragen 

der Territorialplanung 


1.1. Die Territorialstrubtur der gesellschaftlichen 
Reproduktion 

1.1.1. Der räumliche Aspekt des gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses 

Die planmäßige proportionale Entwicklung der sozialistischen Gesell¬ 
schaft erfordert, alle Seiten des Reproduktionsprozesses in ihrem kom¬ 
plexen Zusammenhang bewußt zu gestalten. Das schließt auch die 
planmäßige räumliche Anordnung, Verflechtung und Organisation des 
gesellschaftlichen Lebens ein und gilt für alle Elemente der Volkswirt¬ 
schaft auf dem Territorium eines Landes und in seinen Gebieten, Städ¬ 
ten und Gemeinden. 

Die Schaffung bestmöglicher Arbeite- und Lebensbedingungen ver¬ 
langt, daß die räumlichen Beziehungen zwischen diesen Elementen, 
und insbesondere die Beziehungen der Menschen zu ihrer Umwelt, mit 
höchster Effektivität entwickelt werden. 

Die Beziehungen der Menschen zu der sie umgebenden natürlichen oder 
vom Menschen selbst gestalteten Umwelt sind eine objektive Aus¬ 
drucksform der Existenzbedingungen der Menschen im Raum. „Denn 
die Grundformen alles Seins sind Raum und Zeit, und ein Sein außer 
der Zeit ist ein ebenso großer Unsinn, wie ein Sein außerhalb des 
Raums.“ 1 

Diese räumliche Bindung jedes gesellschaftlichen Prozesses und jedes 
Naturvorganges drückt sich konkret in seiner jeweiligen Lage auf der 
Erde, in seinen Beziehungen zur Natur der Erde sowie in den gesell¬ 
schaftlichen und ökonomischen Erscheinungen aus, die sich aus den 
gegenseitigen Beziehungen zwischen den Prozessen an verschiedenen 
Orten oder in verschiedenen Gebieten der Erde ergeben. Aus diesem 
Grunde werden die räumlichen Aspekte des gesellschaftlichen Repro¬ 
duktionsprozesses auch synonym als territoriale Aspekte bezeichnet. 
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Die territoriale Bedingtheit des gesellschaftlichen Reproduktionspro¬ 
zesses zeigt sieh im praktischen Leben in allen Sphären, Bereichen und 
Ebenen. 

Im Produktionsbetrieb werden Art und Umfang der Produktion, die 
Investitionstätigkeit, die Produktivität und Rentabilität wesentlich 
davon beeinflußt, wie am jeweiligen Ort oder im jeweiligen Gebiet 
rechtzeitig und kontinuierlich die erforderlichen Ressourcen über die 
Transport- und Leitungsnetze bereitgestellt werden können. Bei der 
Auswahl des Standortes für geplante Investitionen, zum Beispiel von 
Einrichtungen der gesellschaftlichen Konsumtion (Krankenhäuser, 
Schulen usw.), müssen sowohl die räumliche Ausdehnung des Einzugs¬ 
gebietes (das heißt die zumutbaren Entfernungen für die zu versor¬ 
gende Bevölkerung im Siedlungsgebiet) als auch die Lagebeziehungen 
zu den Verkehrsnetzen oder zu störenden Wirkungen aus bestimmten 
Produktionsstätten berücksichtigt werden. 

Die Effektivität ganzer Wirtschaftszweige und -bereiche hängt ent¬ 
scheidend davon ab, wie ihre Betriebe und Einrichtungen im Territo¬ 
rium des Landes und darüber hinaus im Territorium der sozialistischen 
Staatengemeinschaft mehr oder weniger räumlich konzentriert sind, 
wie weit sie von den Orten der Vorstufen des jeweiligen Produktions¬ 
prozesses, von den Rohstoffquellen oder auch von den Standorten der 
Konsumtion entfernt sind. 

Die Arbeits- und Lebensbedingungen der Menschen in den Städten und 
Gemeinden, darunter auch ihre Freizeit und Freizeitnutzung, werden 
entscheidend davon beeinflußt, wie die Lagebeziehungen zwischen Ar¬ 
beits-, Wohn- und Erholungsstätten sind, wie die Ausstattung der Ge¬ 
biete mit entsprechenden Einrichtungen zur Betreuung und Versor¬ 
gung den Bedürfnissen entspricht und wie die Erfordernisse des Um¬ 
weltschutzes erfüllt werden. 

Im Gesamtmaßstab der Volkswirtschaft der DDR wird zum Beispiel 
der Grad der intensiv erweiterten Reproduktion dadurch nennenswert 
beeinflußt, wie im großräumigen Maßstab das relativ große Arbeits- 
platzangebot im Süden mit dem günstigeren Arbeilskräfteangebot im 
Norden des Landes in Übereinstimmung gebracht wird. 2 
Die genannten Beispiele veranschaulichen die Vielfältigkeit und zu¬ 
gleich die Komplexität der räumlichen Erscheinungsformen in den 
Arbeits- und Lebensprozessen der Menschen. 

Die Arbeits- und Lebonsprozcsse der Menschen vollziehen sich also 
objektiv unter bestimmten, räumlich differenzierten Bedingungen. Sie 
worden geprägt, vom Charakter des Wirtschaftsterritoriums des jewei¬ 
ligen Landes, vom jew eiligen Wirtschaftsgebiet und von den Orten, in 
denen diese Prozesse ablaufen. Diese spezifischen, aus der Objektivität 

und den gesellschaftlichen Erscheinungsformen des Raumes gegebenen 
Bedingungen sollen als territoriale Bedingungen des gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses bezeichnet werden. 

Auf diesen objektiven Charakter der territorialen Bedingtheit der 

2 * 


Territoriale 
Bedingungen 
des gesell¬ 
schaftlichen 
Reproduktions¬ 
prozesses 


2 Vgl. Abschnitt 2. 
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Territoriale 
Bedingungen 
und Produktions¬ 
verhältnisse 


3 Marx, K.. Das Kapi* 
tal. Erster Baud, in: 
Marx/Engels, Werke, 
Bd. 23. Dietz Verlag, 
Berlin 1962, S. 195 

4 Ebenda, 8.192 


Reproduktion hat K. Marx insbesondere bei seiner Analyse des Ar¬ 
beitsprozesses ausführlich und verallgemeinernd hingewiesen: „Im 
weitren Sinn zählt der Arbeitsprozeß unter seine Mittel ... alle gegen¬ 
ständlichen Bedingungen , die überhaupt erheischt sind, damit der Pro¬ 
zeß stattfinde. ... Das allgemeine Arbeitsmittel dieser Art ist wieder 
die Erde selbst, denn sie gibt dem Arbeiter den locus standi (Standort) 
und seinem Prozeß den Wirkungsraum (field of employment). Durch die 
Arbeit schon vermittelte Arbeitsmittel dieser Art sind z.B. Arbeits¬ 
gebäude, Kanäle, Straßen usw.“ 3 

Im Zusammenhang mit der Definition des Standorts, der territorialen 
Bedingungen und des Wirkungsraumes hat K. Marx auch die wechsel¬ 
seitige Beeinflussung zwischen dem Menschen und der ihn umgebenden 
Natur oder seinem Wirkungsraum besonders hervorgehoben: „Die Ar¬ 
beit ist zunächst ein Prozeß zwischen Mensch und Natur, ein Prozeß, 


worin der Mensch seinen Stoffwechsel mit der Natur durch seine eigne 
Tat vermittelt, regelt und kontrolliert. Er tritt dem Naturstoff selbst 
als eine Naturmacht gegenüber... Indem er durch seine Bewegung auf 
die Natur außer ihm wirkt und sie verändert, verändert er zugleich 
seine eigne Natur.“ 4 Damit sind die territorialen Erscheinungsformen 
und Bedingungen der gesellschaftlichen Reproduktion eine dialekti¬ 
sche Triebkraft der Entwicklung und eine historische Kategorie. Sie 
werden infolgedessen unter verschiedenen Gesellschaftsordnungen 
unterschiedlich wirksam. 

Die Entwicklung der territorialen Bedingungen des gesellschaftlichen 
Lebens ist eine objektive Erscheinung aller Produktionsweisen. Sie ist 
in ihrer spezifischen Wirkungsweise durch die jeweiligen Produktions¬ 
verhältnisse bestimmt. Während die bürgerliche sogenannte Raumord- 
nungslehre den Klassencharakter der territorialen Bedingungen der 
Gesellschaftsentwicklung verschleiert, geht die sozialistische Territo¬ 
rialökonomie prinzipiell davon aus, daß auch die Entwicklung der ter¬ 
ritorialen Seite der gesellschaftlichen Reproduktion den ökonomischen 
Gesetzen des jeweiligen Gesellschaftssystems unterliegt. Die Richtig¬ 
keit dieser Erkenntnis ist geschichtlich nachgewiesen und wird ständig 
aufs neue belegt. 

In den hochindustrialisierten kapitalistischen Staaten führt das Profit¬ 
streben der Monopole einerseits zu übermäßig dichten Ballungsräumen 
mit vielfältigen zersplitterten Wirtschaftsstrukturen, mit wirtschaft¬ 
lichen Disproportionen und schlechten Lebensbedingungen für die 
Arbeiterklasse. Andererseits bewirkt das imperialistische Herrschafts¬ 
system eine zu einseitige Profilierung der Wirtschaft bestimmter Ge¬ 
biete, wie zum Beispiel die Ausrichtung ehemaliger Kolonialgebiete 
ausschließlich auf die Rohstoffproduktion. Die nachteiligen Folgen die¬ 
ser Begrenztheit müssen jetzt von den antiimperialistischen National¬ 
staaten mit hohem Aufwand schrittweise überwunden werden. Auch 
die inneren Triebfedern für die Einbeziehung der sogenannten Raum¬ 
ordnungsplanung in die staatsmonopolistische Regulierung sind letzten 
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Endes auf die Sicherung maximaler Verwertungsbedingungen für das 
Monopolkapital sowie auf die Aufrechterhaltung der kapitalistischen 
Macht- und Eigentumsverhältnisse gerichtet. l)as wird sogar von den 
Vertretern der bürgerlichen Raumordnungslehre zuweilen einge¬ 
standen: „Vergessen wir nicht, daß die sogenannte soziale Frage zu 
Beginn der Industrialisierung im Anfang des Kapitalismus in Gebieten 
entstanden ist, die wir heute als überlastete Verdichtungsräume be¬ 
zeichnen würden ... Und vergessen wir auch nicht, daß auf der anderen 
Seite politischer Radikalismus nur allzu leicht in Gebieten entsteht, 
die als schwach strukturiert zu bezeichnen sind.“ 5 
Demgegenüber zielt die sozialistische Territorialökonomie und -pla- 
nung entsprechend dem ökonomischen Grundgesetz dos Sozialismus 
auf solche territorialen Beziehungen und Bedingungen der gesellschaft¬ 
lichen Reproduktion, die auf dem Territorium der Volkswirtschaft und 
zunehmend auch im Rahmen des RGW-Territoriums sowie unmittel¬ 
bar in den Betrieben und Siedlungen zu einer ständigen Vervolllkomm- 
nung der sozialistischen Lebensweise und zur weiteren Stärkung der 
sozialistischen Ordnung beitragen. 6 

Durch günstige Milieubedingungen in harmonisch gestalteten Städten, 

Dörfern und Gebieten wird das sozialistische Lebensgefühl gehoben, 
werden neue schöpferische Kräfte der Werktätigen erschlossen und als 
produktivitätsfördernde Faktoren im Arbeitsprozeß wirksam. Die 
bestmögliche Gestaltung der territorialen Bedingungen der Arbeit und 
des Lebens der Menschen ist im Sozialismus ein gesellschaftliches Be¬ 
dürfnis und ein gesellschaftlicher Entwicklungsfaktor. Sie ist ein Mit¬ 
tel, das der Wirtschaftstätigkeit dieser Gesellschaftsordnung objektiv 
zugrunde liegt. 

Aus diesem Grunde ist die Territorialplanung des sozialistischen Staa¬ 
tes generell darauf gerichtet, diese räumlichen Bedingungen und Be¬ 
ziehungen proportional und effektiv zu gestalten. 

Mit den Methoden der Koordinierung, Bilanzierung und Optimierung Proportionalität 
w r erden die Anforderungen der Bevölkerung, der Betriebe und Einrich- von Standort- 
tungen nach territorial gebundenen Anlagen, Ressourcen und Leistun- anforderungen 
gen am jeweiligen Standort (Standortanforderungen) mit den territo- und Bedingungen 
rialen Möglichkeiten und Erfordernissen des jeweiligen Gebietes 

(Standort- oder Gebiotsbedingungon) in Übereinstimmung gebracht. 

Die Proportionalität zwischen diesen Standortanforderungen der 
Zweige und Bereiche und den differenzierten Standortbedingungen 
in den Gebieten wird als Hauptproportion in der Territorialpla¬ 
nung bezeichnet. 

In diese Bedingungen der gesellschaftlichen Reproduktion am jeweili- Territoriale 
gen Standort sind auch die räumlichen Beziehungen zwischen den Eie- Verflechtung 
menten des Reproduktionsprozesses cingeschlossen. Das ergibt sich ß Emsi.w., Bulletin 
aus der Tatsache, daß die Lagegunst oder -ungunst eines Standortes StioSdienßtMdor F ’ 
von seiner Stellung in einem Standort System, das heißt von seinenEnt- 5 un 1 d n ^ r * I, “ b 2^' n 

r *' ’ , , . ... Nr. 19/1963, 8.1310 

fernungen zu anderen Standorten unter Beachtung der wechselseitigen e siehe Abschnitt 2.1.2 
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7 YrI. Autorenkollek¬ 
tiv, Sozialistische Be¬ 
triebswirtschaft, Verlag 
DIo Wirtschaft, Berlin 
1973, S. 88 ir. 

8 GBl. Teil 1/1073, 

Nr. 15 

9 GBl. Teil 1.1973. 

Nr. 32 

10 Iin einzelnen wird 
auf diese Probleme u.a. 
im Abschnitt 8.2. cln- 
geRangen. 

11 Diese werden in den 
Abschnitten 1.1.2. und 
1.1.3. behandelt 


Funktionen abhängt . So werden zum Beispiel die Transportkosten der 
Absatz- und Lieferbeziehungen immer höher, je weiter die Entfernun¬ 
gen sind. Andererseits können die volkswirtschaftlichen Aufwendun¬ 
gen auch steigen, wenn Absatz- und Bezugsstandorte besonders dicht 
beieinander liegen, weil durch eine solche Konzentration eine Reihe 
von Versorgungsaufgaben (Abwasser, Verkehr) oder Umweltschutz¬ 
maßnahmen eventuell komplizierter und kostspieliger werden kön¬ 
nen. Beide Beispiele zeigen, wie räumliche Beziehungen zwischen den 
Standorten auf die Bedingungen am einzelnenStandortzurückwirken. 
Aufgrund der in verschiedenen Teilgebieten des Landes historisch be¬ 
dingten, unterschiedlichen geographischen, ökonomisch-technischen 
uud sozialen Entwicklungsbedingungen sind die grundsätzlich einheit¬ 
lichen sozialistischen Produktionsverhältnisse in ihrem Entwicklungs¬ 
niveau zum Teil territorial differenziert. Das wird in den Unterschie¬ 
den zwischen den Gebieten hinsichtlich der Struktur der Eigentums¬ 
verhältnisse (Anteil der volkseigenen Betriebe, Genossenschaften, 
Handwerksbetriebe u.a.) oder hinsichtlich des Anteils der Arbeiter¬ 
klasse an der Sozialstruktur der Bevölkerung oder außerökonomischer 
Faktoren sichtbar. Die territorialen Bedingungen des Reproduktions¬ 
prozesses stehen in wechselseitigem Zusammenhang und lassen sich 
entsprechend gruppieren. (Vgl. Abbildung 1.) 

Der funktionale Zusammenhang der territorialen Bedingungen des Re¬ 
produktionsprozesses kommt besonders deutlich in den Reproduk¬ 
tionsbeziehungen zwischen den Standortanforderungen eines Betrie¬ 
bes an das ihn umgebende Gebiet einerseits und den gebietlichcn Stand¬ 
ortbedingungen (zum Beispiel in der betreffenden Siedlung) anderer¬ 
seits zum Ausdruck. 7 (Vgl. Abbildung 2.) 

Diese objektiven Zusammenhänge des betrieblichen Reproduktions¬ 
prozesses mit seinen territorialen Bedingungen sind eine wichtige Aus¬ 
gangsbasis für die Beachtung der territorialen Aspekte in der Planung 
der Betriebe und der örtlichen Organe der Staatsmacht. Das gilt ins¬ 
besondere für ihre gemeinsamen Maßnahmen und Vereinbarungen, 
wie sie in der Verordnung über die Aufgaben, Rechte und Pflichten der 
volkseigenen Betriebe, Kombinate, WB vom 20. 3. 1973 8 und im Ge¬ 
setz über die örtlichen Volksvertret ungen und ihre Organe in der DDR 
vom 12. 7. 1973 9 festgelegt sind. 10 

Bisher wurde der räumliche Aspekt des gesellschaftlichen Reproduk¬ 
tionsprozesses in erster Linie und schwerpunktmäßig aus der Sicht von 
Einzclprozessen und Elementen des Reproduktionsprozesses betrach¬ 
tet. Damit traten vor allem die örtlichen und näheren räumlichen Be¬ 
ziehungen zwischen Mensch und Umwelt sowie zwischen Standortan¬ 
forderungen und - bedingungen in den Vordergrund. 

Sie sind ein elementarer Ausgangspunkt für die Aufgaben der terri¬ 
torialen Planung im örtlichen und gebietlichen Maßstab. Darüber hin¬ 
aus stellt die räumliche Seite des gesellschaftlichen Reproduktions¬ 
prozesses als Ganzes 11 umfassende Aufgaben an die Planung im ge- 





Abbildung 1 

Die territorialen Bedingungen do9 Reproduktionsprozesses (mit ihrem Umfang, technischem Niveau, ihrer Struktur, ihrer Dynamik 
und ihren Wechselbeziehungen) 

*) Vgl. hierzu: Ergänzungen zur BegrifTsverwendung 
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saratstaatlichen Maßstab, worauf bereits Lenin immer wieder hinge- 
wiesen hat. 

„Die Einheit im Grundlegenden, im Wichtigsten, im Wesentlichsten 
wird nicht gestört, sondern gesichert durch die Mannigfaltigkeit der 
Einzelheiten, der lokalen Besonderheiten ...“ 12 
In den Thesen zur Resolution fordert der IX. Parteitag der KPR(B) 
auf Initiative Lenins 1920 von der Organisation der Planung, „den 
vertikalen Zentralismus ... mit der horizontalen Koordinierung der 
Betriebe nach Wirtschaftsgebieten zu verbinden, in denen Betriebe 
verschiedener Industriezweige und verschiedener wirtschaftlicher Be¬ 
deutung auf die gleichen lokalen Rohstoffquellen, auf die gleichen 
Transportmittel, die gleichen Arbeitskräfte usw. angewiesen sind“. 13 
Der Standort mit seinen örtlichen Bedingungen und Beziehungen ist 
nur als ein „Element“ der räumlichen Struktur der gesamtgesell¬ 
schaftlichen Reproduktion anzusehen. Mit dieser Erkenntnis allein las¬ 
sen sich jedoch noch nicht die komplexen territorialen Probleme der 
volkswirtschaftlichen Verflechtungen oder der sozialistischen Welt¬ 
wirtschaft lösen. Darauf wiesen indirekt bereits Marx und Engels hin: 
„Die uralten nationalen Industrien ... werden verdrängt durch neue 
Industrien, deren Einführung eine Lebensfrage für alle zivilisierten 
Nationen wird, durch Industrien, die nicht mehr einheimische Roh¬ 
stoffe, sondern den entlegensten Zonen angehörige Rohstoffe verarbei¬ 
ten und deren Fabrikate nicht nur im Lande selbst, sondern in allenWelt- 
teilen zugleich verbraucht werden.... An die Stelle der alten lokalen und 
nationalen Selbstgenügsamkeit und Abgeschlossenheit tritt ein allsciti- 
ger Verkehr, eine allseitige Abhängigkeit der Nationen voneinander.“ 14 
Das gilt natürlich analog für die Zusammenhänge zwischen den Stand¬ 
orten und Teilgebieten eines Landes und erst recht des Territoriums 
der Mitgliedsländer des RGW. 

Unter diesem Gesichtspunkt ist es notwendig, die territorialen Aspekte 
der gesellschaftlichen Arbeitsteilung und -Verflechtung einschließlich 
ihrer Dynamik näher zu betrachten. 


Der räumliche Aspekt des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses er¬ 
gibt sich ausder objektiven Bindung aller Prozesse anZeit und Raum. 
Die Arbeits- und Lebensprozesse der Menschen vollziehen sich an be¬ 
stimmten Standorten mit spezifischen räumlich differenzierten Bedin¬ 
gungen, die ihrerseits von den volkswirtschaftlichen Verflechtungen 
und damit von den Beziehungen zwischen den verschiedenen Stand¬ 
orten abhängen. 

1.1.2. Die territoriale Arbeitsteilung und ihre Organisationsformen 

Die fortschreitende Vergesellschaftung des Reproduktionsprozesses voll¬ 
zieht sich durch eine immer höhere Form der gesellschaftlichen Arbeits¬ 
teilung und der darauf beruhenden Verbindungen. Ausgehend von der 


Zusammenfassung 


12 Lenin. W. I., Wie 
soll man den Wett¬ 
bewerb organisieren? 

In: Lenin, Werke, Bd.20. 
Dietz Verlag, Berlin 
1061, S.412 

13 Resolution des 
IX. Parteitages der 
KPR(B), 1920. Lenin, 
Werke, JU. XXV, 
Wien-Berlin 1930, S.663 

14 Karl Marx/Frlcd- 
rlch Engels, Manifest der 
Kommunistischen Par¬ 
tei, ln: Marx/Kngols. 
Werke,Bd. 4, Dlctz Ver¬ 
lag, Berlin 1009, S. 466 
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beruflichen, betrieblichen und zweiglichen Teilung der Arbeitsprozesse 
bildete sich wegen ihrer Bindung an einen Standort auch eine territo¬ 
riale Teilung der Arbeit heraus, „welche besondre Produktionszweige 
Territoriale an besondre Distrikte eines Landes bannt.. .“ 1S Lenin hat am Beispiel 

Arbeitsteilung der Entwicklung des Kapitalismus in Rußland die Gesetzmäßigkeiten 

und ihre Formen des Zusammenhangs von zweiglicher und territorialer Arbeitsteilung 

nachgewiesen und veranschaulicht. 16 

Die Arbeitsteilung zwischen Betrieben und Einrichtungen innerhalb 
und zwischen den Zweigen schließt die Arbeitsteilung zwischen den 
Standorten dieser Betriebe in und zwischen den verschiedenen Gebie¬ 
ten des Landes ein. Gleichzeitig entstehen durch den Austausch der 
Produkte und Leistungen sowie durch die Kooperation zwischen den 
Betrieben und Einrichtungen Verbindungen zwischen deren Stand¬ 
orten und den jeweiligen Gebieten. Diese Verflechtung von zweiglicher 
und territorialer Arbeitsteilung sowie der daraus resultierenden Ver¬ 
bindungen bedeuten, daß den verschiedenen Formen der gesellschaft¬ 
lichen Organisation der Arbeit - Spezialisierung, Konzentration, Ko¬ 
operation und Kombination - auch analoge territoriale Formen ent¬ 
sprechen. 

Territoriale Je mehr das gesellschaftliche Arbeitsvermögen (aber auch andere Rcs- 

Spezialisierung sourcen des Gebiets, wie Fläche, Wasser und Energie) bestimmter Sied¬ 
lungen und Siedlungskomplexe auf bestimmte spezialisierte Produk¬ 
tionsbetriebe eines Zweiges oder weniger Zweige oder Bereiche verteilt 
ist, um so mehr ist dieses Gebiet auf die entsprechenden Zweige und 
Bereiche spezialisiert. In diesem Sinne ist territoriale Spezialisierung 
die Profilierung eines Gebiets oder einer Siedlung auf bestimmte Pro¬ 
duktionszweige oder Dienste. Diese Produktionen und Dienste, die 
zwangsläufig entsprechend den vorgenannten Austauschbedingungen 

auok für andere Gebioto odor Siedlungen wirksam worden, werden als 
Spezialproduktionen oder -leistungen (auch als „überörtliche Funk¬ 
tionen“) dieser Gebiete und »Siedlungen bezeichnet. 

Die verschiedenen Gebiete und Siedlungen können sowohl hinsichtlich 
der Vielfalt als auch hinsichtlich des Umfangs der überörtlichen Lei¬ 
stungen unterschiedlich spezialisiert sein. 

Territorialer Zur Kennzeichnung des territorialen Spezialisierungsgrades können 

Spezialisiemngs- folgende Ke nnziff ern dienen: 


15 Marx, K., Das Ka¬ 
pital. Erster Bind, ln: 
Marx/Engels, Werke. 

Bd. 23, Dlotz Verlag. 
Berlin 1062. S.374 

16 Vgl. W.I. Lenin. 
Die Entwicklung de» 
Kapitalismus ln RuO- 
laud. In: Lenin. Werke 
Bd. 3. Dletz Verlag, Ber¬ 
lin 1956. S. 440IT. 


Anteil der jeweiligen Spezialproduktion/Leistung (oder der Be¬ 
schäftigten in dieser Produktion/Leistung) an der Gosamtproduk- 
tion/-leistung (beziehungsweise an der Gesamtbeschäftigtenzahl) 
des Gebietes (innerer Spezialisierungsgrad); 

Anteil der Produktion (oder der Beschäftigten in dieser Produktion) 
im jeweiligen Gebiet an der betreffenden Produktion oder Leistung 
(beziehungsweise Beschäftigtenzahl dieses Zweiges) in der gesam¬ 
ten Volkswirtschaft (äußerer Spezialisierungsgrad); 

Anteil im Gebiet lokalisierter Erzeugnisgruppen an der Gesamt¬ 
zahl der in der Volkswirtschaft hergestellten Erzeugnisgruppen. 
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Nach diesen Kennziffern läßt sich zum Beispiel der Spezialisierungs¬ 
grad ausgcwählter Bezirke der DDR nach Spezialproduktionen an¬ 
hand der Beschäftigtenzahl oder auch anderer Größen charakterisieren 
(siehe Tabelle 1). 

Territoriale Komplexität ist eine Organisation der Wirtschaftsstruk¬ 
tur von Gebieten, die deren volkswirtschaftlich effektive Ausstattung 
mit den hauptsächlich benötigten Elementen der Reproduktion ein¬ 
schließt. Dazu gehören im notwendigen Umfange sogenannte Ergän¬ 
zungsproduktionen und -dienste, die sowohl zur Sicherung der Funk¬ 
tionsfähigkeit der Spezialproduktion des Gebietes als auch zur Versor¬ 
gung und Betreuung der Bevölkerung dienen. 

Der territoriale Komplexitätsgrad wird durch mehrere Kennziffern ge¬ 
messen. Einige werden im Zusammenhang mit dem Kombinations¬ 
und Kooperationsgrad beschrieben. 

Die zweigliche Spezialisierung führt durch die differenzierte Teilung 
der Arbeitsstufen zwangsläufig zur Verflechtung mit den Produzenten 
der anderen Arbeitsstufen. Das kann geschehen durch Kombination 
innerhalb größerer Betriebseinheiten (Kombinate) oder durch die Ko¬ 
operation mit anderen Betrieben. Entsprechend werden als territoriale 
Organisationsformen unterschieden: die territoriale Kombination und 
die territoriale Kooperation. 

Die territoriale Kombination bringt das Zusammenwirken räumlich 
arbeitsteiliger Glieder des einheitlichen Reproduktionsprozesses inner¬ 
halb eines Gebiets oder einer Siedlung zum Ausdruck. 17 Das kann sich 

beziehen 

- auf die Herstellung bestimmter Erzeugnisse oder Erzeugnissysteme; 

- auf die Verflechtung der Ressourcennutzer eines Gebietes mit den 
Ressourcenlieferern dieses Gebietes; 

- auf die komplexe innere Ausnutzung der Standortbedingungen 
eines Gebietes. 

Das unterschiedliche Niveau des Kombinationsgrades kann durch fol¬ 
gende Kennziffern ausgedrückt werden: 

- Anteil des produktiven und konsumtiven Verbrauchs der einzelnen 
Produktionen/Leistungen innerhalb des Gebietes am Aufkommen 
dieser Produktion oder Leistungen des Gebiets; 

- Anteil der (Zu)lieferungen für eine bestimmte Produktion/Leistung 
aus dem gleichen Gebiet am Gesamtbedarf nach Zulieferungen für 
diese Produktion/Leistung im Gebiet; 

- Anteil der im Gebiet verbrauchten oder aus dem Gebiet zugeliefer¬ 
ten Produktionen und Leistungen am Gesamtvolumen der im Ge¬ 
biet hervorgebrachten (oder benötigten) Zulieferproduktionen und 
Leistungen; 

- Anteil der Betriebe (Beschäftigten), die miteinander im Gebiet (ab- 
satz- oder lieferseitig) unmittelbar verflochten sind, an der Ge¬ 
samtzahl der Betriebe (Beschäftigten) des Gebietes. 


Territoriale 

Komplexität 


Territorialer 

Komplexitäts¬ 

grad 


Territoriale 

Kombination 


Territorialer 
Kombinationsgradl 


i" Sie wird deshalb Im 
engeren 8inne auch als 
regionale Kombination 
bezeichnet. (Vgl. An¬ 
hang I.) 
















1.1.2. Territoriale Arbeitsteilung und ihre 0rganisationsformen 29 


Die Ermittlung dieser Kennziffern ist gegenwärtig noch mit einem 
hohon Aufwand vorbundon. 

Der unterschiedliche Grad der territorialen Kombination der Produk¬ 
tion spielt aber eine wichtige Rolle bei der Verflechtung der Austausch¬ 
beziehungen und der davon abhängigen Transportintensität. Für ihre 
Messung lassen sich unter anderem die erfaßbaren Güterströme der 
Reichsbahn nutzen. Untersuchungen 18 zeigen, daß die innerhalb der 
Bezirke der DDR ausgetauschten Gütermengen (innergebietliche Ver¬ 
flechtungen) erheblich differieren (vgl. Tabelle 2). 


Tabelle 2 

Anteil der innerbezirklichen Transportmengen ausgewählter Bezirke 
an der Summe der innerbezirklichen Transporte aller Bezirke 


Bezirke 

(ausgewählte) 

Anteil der innerbezirklichen Transportmengen des 
Bezirks an der Summe der innerbozirklichen 
Transporte aller Bezirke der DDR 

1972 in Prozent 

Holle 

38,2 

Cottbus 

12,9 

Leipzig 

11,0 

Suhl 

1,0 

Schwerin 

1,7 

Neubrandenburg 

3,6 


Die territoriale Kooperation charakterisiert den zwischengcbietlichen Territoriale 
Austausch von Produkten und Leistungen. Sie drückt damit die Ver- Kooperation 
flechtung und das Zusammenwirken der Betriebe und Einrichtungen 
verschiedener Gebiete im nationalen und internationalen Maßstab aus. 

Im Rahmen der sozialistischen ökonomischen Integration kommt der 
planmäßigen Entwicklung der territorialen Kooperation zwischen den 
RGW-Ländern eine ständig zunehmende Bedeutung zu. 


Der territoriale Kooperationsgrad kann durch 

- den Anteil der in andere Gebiete zu liefernden Produktion oder 
Leistungen aller Zweige an der Gesamtproduktion/-leistung des 
Liefergebiets und 

- den Anteü der aus anderen Gebieten bezogenen Güter oder Leistun¬ 
gen für die Produktion/Leistung des Empfangergebietes gemessen 
werden. 


Territorialer 

Kooperationsgrad 


Territoriale 

Konzentration 


Eine besonders charakteristische Form der territorialen Organisation 
der gesellschaftlichen Arbeit ist die territoriale Konzentration. Durch 
die zweigliche und betriebliche Konzentration werden sowohl weit¬ 
gehend spezialisierte Produktionen bzw'. Leistungen in immer weniger 
und immer größeren Betrieben zusammengefaßt als auch verschiedene 
Produktionsstufen in immer größeren Kombinaten vereinigt. Analog 


18 Vgl. Wohner, W., 
Aual>Bu territorialer 
Produktionsverflechtun¬ 
gen auf der Grundlage 
der Gutartcnstatistlkder 
Deutschen Reichsbahn 
(bisher unveröffentlich¬ 
tes Manuskript) 
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Territorialer 

Konzentralions- 

grad 


Territoriale 

Arbeitsteilung 

und 

Produktions¬ 

verhältnisse 


19 Marx. K., Das Ka¬ 
pital. Erster Bond. in: 
Marx/Engels, Werke. 
Bd. 23, Dietz Verlag, 
Berlin 1982, S. 373 
(Hervorgeb. v. Vcrf.) 

20 Vgl. Beispiele hier¬ 
zu Im Abschnitt 1.2. 


entsteht durch die territoriale Konzentration (sowohl über die territo¬ 
riale Spezialisierung als auch über die territoriale Kombination) eine 
Verdichtung des Produktions- und Leistungsvolumcns sowie des ge¬ 
sellschaftlichen Arbeitsvermögens je Siedlung oder Gebiet. Das ist 
zwangsläufig mit einer Verdichtung der Wohnstätten, der Verkehrs¬ 
netze, der anderen Siedlungseinrichtungen und des Siedlungsnetzes in 
diesen Gebieten verbunden. 

Bereits K. Marx wies auf diese Zusammenhänge hin. 

„Wie für die Teilung der Arbeit innerhalb der Manufaktur eine gewisse 
Anzahl gleichzeitig angewandter Arbeiter die materielle Voraussetzung 
bildet, so für die Teilung der Arbeit innerhalb der Gesellschaft die 
Größe der Bevölkerung und ihre Dichtigkeit , die hier an die Stelle der 
Agglomeration in derselben Werkstatt tritt. Indes hat diese Dichtig¬ 
keit etwas Relatives. Ein relativ spärlich bevölkertes Land mit ent¬ 
wickelten Kommunikationsmitteln besitzt eine dichtere Bevölkerung 
als ein mehr bevölkertes Land mit unentwickelten Kommunikations- 
mittcln ..,“ 19 

Dio territoriale Konzentration charakterisiert die räumliche Dichte 
der Elemente des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses. 

Der territoriale Konzentrationsgrad in einem Gebiet oder einer Sied¬ 
lung ist meßbar 20 durch 

- den Produktionsumfang je Flächeneinheit; 

- die Anzahl der Beschäftigten je Flächeneinheit; 

- die Anzahl der Betriebe verschiedener Größenordnung je Flächen¬ 
einheit ; 

- den Umfang der Grundfonds je Flächeneinheit; 


- die Netzdichte der infrastrukturellcn Einrichtungen oder Trassen 
(Anzahl oder Leistungen oder Leistungslänge je km 2 ); 

- die Bevölkerungsdichte (Einwohner je km 2 ); 

- die Siedlungsdichte (Anzahl und Größe der Siedlungen nach Ein¬ 
wohnern je vergleichbarer Flächengröße verschiedener Gebiete). 

Die territoriale Arbeitsteilung ist eine gesetzmäßige Erscheinung der 
Entwicklung der Produktivkräfte und der Produktionsverhältnisse im 
Prozeß der gesellschaftlichen Entwicklung. Das gilt mehr oder weni¬ 
ger für alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens sowohl im Kapitalis¬ 
mus als auch im Sozialismus. Allerdings unterscheiden sieh aufgrund 
der unterschiedlichen gesellschaftlichen Zielsetzungen und Mittel bei¬ 
der Produktionsweisen die Entwicklungstendenzen und die Auswir¬ 
kungen der territorialen Arbeitsteilung auf das Leben der Menschen. 
Unter der Herrschaft der Monopole wird die territoriale Konzentration 
ausschließlich vom Profit stimuliert. Sie vollzieht sich im Gegenein¬ 
ander der im Gebiet aufeinandertreffenden Interessen der verschiede¬ 
nen Betriebe, Konzerne und Wirtschaftsbereiche. Auch die Regulie¬ 
rungsversuche bürgerlicher „Regionalplanungen“ in Ballungsgebieten 
scheitern letztlich an den inneren Widersprüchen der kapitalistischen 
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Gesellschaft. Die Nachteile der territorialen Konzentration im Kapita¬ 
lismus für das Leben der Werktätigen und für die Disproportionalität 
der räumlichen Organisation der Wirtschaft werden tendenziell immer 
größer. Gleichzeitig wächst jedoch die Organisiertheit der Arbeiter¬ 
klasse in diesen Zentren. Das liefert wichtige Ansatzpunkte für revolu¬ 
tionäre Veränderungen sowohl in diesen Konzentrationsgebieten als 
auch im ganzen Land. Das zeigt zum Beispiel der Kampf der französi¬ 
schen Arbeiterklasse besonders im Ballungsraum Paris. 

Unter sozialistischen Bedingungen werden die territorialen Konzen¬ 
trationsprozesse wie auch die anderen Formen der territorialen Arbeits¬ 
teilung zum Gegenstand der sozialistischen Planung. Sie sind gerichtet 
auf die Entwicklung immer besserer Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Gesellschaft, auf die Proportionalität in den territorialen Einhei¬ 
ten sowie insgesamt auf eine hohe volkswirtschaftliche Effektivität, 
insbesondere durch die Nutzung aller Intensivierungsvorteile. 

Dabei sind noch aus dem Kapitalismus herrührende Mängel der terri¬ 
torialen Arbeitsteilung zu überwinden. Das gilt für die Ballungsnach¬ 
teile ebenso wie für die Nachteile, die sich aus ungenügender territo¬ 
rialer Spezialisierung ergeben. So bemüht sich der sozialistische Staat 
zielstrebig, die territorialen Zersplitterungen, Parallelproduktionen, 
Gegenläufigkeiten der Transportströme sowie die Disproportionen zwi¬ 
schen Standortanfordeningen und -bedingungen zu beseitigen. Den 
neuen Erfordernissen hochentwickelter wissenschaftlich-technischer 
Produktionsorganisation und der sozialistischen Lebensweise müssen 
auch die übernommenen Siedlungssysteme angepaßt werden. 

Eine prinzipielle Überlegenheit gegenüber dem Kapitalismus besitzt Territoriale 
die entwickelte sozialistische Gesellschaft, weil sie die gesellschaftliche Organisation 
Arbeit in Erkenntnis der objektiven Prozesse bewußt im Territorium der gesell- 
organisieren kann. Das zeigt sich besonders deutlich bei den Maßnah- sckaftlicken 
men der sozialistischen Ökonomischen Integration. Das Komplexpro- Arbeit und 
gramm der RGW-Länder macht deutlich, wie die territoriale Speziali- sozialistische 
sierung in den Mitgliedlandern des RGW neue Potenzen für die Ver- ökonomische 
größerung der territorialen Konzentration und der daraus erwachse- Integration 
nen Vorteile in einzelnen Gebieten dieser Länder erschließt (zum Bei¬ 
spiel für den Schiffbau im Bezirk Rostock der DDR oder in den Nord- 

gcbictcn der VR Polen). Es kann auf zahlreiche Beispiele der inter¬ 
nationalen territorialen Kooperation verwiesen werden, wie auf das in¬ 
ternationale Energieverbundsystem oder auf die Beziehungen zwischen 
dem Chemiekomplex Leipzig-Süd und dem Raum Zaluzi/Nordböhmen 
im gemeinsamen Olefin-Programm der DDR und CSSR. 

Neue Möglichkeiten einer entwickelten territorialen Arbeitsteilung und 
-Verbindung werden in benachbarten Grenzgebieten der RGW-Länder 
erschlossen, wie zum Beispiel zwischen der DDR und der VR Polen in 
den Räumen der unmittelbar benachbarten Industriezentren an der 
Oder-Neißc-Friedensgrenze. 

Die planmäßige Organisation der territorialen Arbeitsteilung und -ver- 
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Territoriale bindung sowie die richtige Proportionalität in den verschiedenen Etap- 

Organisation und pen ihrer Entwicklung stellen einen entscheidenden Faktor für die Stei- 

Intensiviermg gerung der Arbeitsproduktivität dar. K. Marx zählt die gesellschaft¬ 
liche Kombination des Produktionsprozesses zu den wichtigsten Fak¬ 
toren der Produktivkraft der Arbeit. 21 Das schließt auch die territoria¬ 
len Formen der Organisation der gesellschaftlichen Arbeit auf örtlicher, 
gebietliclier, gesamtstaatlicher und internationaler Ebene ein. So sagte 
bereits K. Marx: 

„Abgesehen von den Unterschieden in den natürlichen Energien und 
den erworbenen Arbeitsgeschicken verschiedener Völker muß die Pro- 
duktivkraft der Arbeit in der Hauptsache abhängen: 

Erstens von den Naturbedingungen der Arbeit, wie Fruchtbarkeit des 
Bodens, Ergiebigkeit der Minen usw. 

Zweitens von der fortschreitenden Vervollkommnung der gesellschaft¬ 
lichen Kräfte der Arbeit, wie sie sich herleiten aus Produktion auf 
großer Stufenleiter, Konzentration des Kapitals und Kombination der 
Arbeit, weitergehender Teilung der Arbeit, Maschinerie, verbesserten 
Methoden, Anwendung chemischer und anderer natürlicher Kräfte, 
Zusammendrängung von Zeit und Raum durch Kommunikations- und 
Trausportmittel, 

Unter sozialistischen Produktionsverhältnissen wird die planmäßige 
und proportionale Organisation der territorialen Arbeitsteilung und 
-Verbindung (-kombination) zu einem wichtigen Kettenglied für die Er¬ 
höhung der volkswirtschaftlichen Effektivität. Sie gewinnt besondere 
Bedeutung für die Intensivierung der gesellschaftlichen Reproduktion, 
weil hier mit relativ geringem Aufwand durch die Wahl der rationell¬ 
sten räumlichen Konzentration, Spezialisierung, Kombination und 
Kooperation positive ökonomische und auch gesellschaftliche Effekte 
zu erzielen sind. 


Zusammenfassung 


21 Marx, K„ Das Ka¬ 
pital, Erster Band, in: 
Marx/Kngels, Werke, 
Bd. 23, Dletz Verlag, 
Berlin 1902, S. 04 

22 Marx, K., Lohn, 
Preis und Profit, in: 
Ausgcwfihlte Schriften 
in 2 Bünden, Verlag für 
fremdsprachliche Litera¬ 
tur, Moskau 1951, Bd. I„ 
S. 395 (Hervorhebung 
vom Verfasser) 


Die territoriale Arbeitsteilung und -Verbindung ist mit ihren Aus¬ 
drucksformen der territorialen Konzentration, Spezialisierung, Koope¬ 
ration und Kombination ein wichtiger Faktor für die Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Bevölkerung in ihrer Lebens¬ 
sphäre, für die Erhöhung der Effektivität der gesellschaftlichen Re¬ 
produktion auf zweiglicher, gebietlicher, volkswirtschaftlicher und 
RGW-Ebene. 

Sie vermittelt die Verknüpfung der Einzelprozease und Einzelstand- 
orte zu höheren Organisationsformen in größeren Räumen (Standort- 
komplexen), die von den Siedlungen über Siedlungskomplexe zu größe¬ 
ren Gebieten bis hin zum Territorium des Landes und zum RGW-Ter- 
ritorium reichen. 
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1.1.3. Die territoriale Organisation des gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses und die Differenzierung 
der Territorialstruktur der Reproduktion 

Mit der fortschreitenden territorialen Arbeitsteilung und -Verbindung 
sowie durch die objektiven Wechselbeziehungen zwischen Mensch 
und Umwelt bilden sich abgrenzbare, aber miteinander verknüpfte, 
räumliche Komplexe der gesellschaftlichen Reproduktion heraus. Nach 
Marx ist „die Scheidung von Stadt und Land“ - als eine erste Form 
zweiglicher und territorialer Arbeitsteilung - die Grundlage „aller ent¬ 
wickelten und durch Warenaustausch vermittelten Teilung der 
Arbeit...“ 23 

Xm weiteren Prozeß der territorialen Teilung und Verbindung der Ar¬ 
beit entstehen charakteristische, festgefügte Standortsysteme. Inihnen 
sind die verschiedenen Standorte der Arbeits- und Lebensprozesse der 
Gesellschaft auf vielfältige und komplizierte Weise miteinander ver¬ 
bunden. Das spiegelt sich wider in den Städten mit ihrem Umland oder 
in Gemeinde verbänden. Das zeigt sich „auf höherer Stufenleiter" in 
der Herausbildung von Wirtschaftsgebieten oder administrativen Ge¬ 
bieten des Staates. Das wird besonders deutlich im Siedlungssystem 
des ganzen Landes. Die hier genannten Standortkomplexe vereini¬ 
gen sich auf dem Territorium des Staates und der Volkswirtschaft zu 
einem Gesamtsystem. 

Im Prozeß der sozialistischen ökonomischen Integration setzt sich das 
fort bis zum Territorium der sozialistischen Staatengemeinschaft im 
RGW. 

Diese Beispiele machen zugleich deutlich, daß aufgrund der Entwick¬ 
lung der Organisation der gesellschaftlichen Arbeit das Standort¬ 
system von Wirtschaft und Gesellschaft auf dem Territorium des Lan¬ 
des nach Gebieten und Siedlungen gegliedert ist. Damit sind auch die 
Prozesse, die Sphären, Bereiche und Ebenen der gesellschaftlichen Re¬ 
produktion entsprechend territorial (räumlich) gegliedert und verteilt. 
Dazwischen müsson bostimmto quantitativ meßbare Beziehungen und 
Proportionen der Reproduktion bestehen. 

Die Art und Weise dieses komplexen Zusammenhangs von Standorten 
wird zusammengefaßt als „territoriale Organisation der gesellschaft¬ 
lichen Reproduktion“ bezeichnet. 

Das legt nahe, hierfür den marxistisch-leninistischen Strukturbegriff 
anzuwenden. 24 Danach ist die Struktur eines Systems als „qualitative 
Gliederung“ des betrachteten Prozeßzusammenhangs und als „quan¬ 
titative Proportionalität“ der Beziehungen zwischen den Gliedern und 
Elementen dieses Prozesses zu fassen. 

Entsprechend soll die territoriale Organisation der gesellschaftlichen 
Arbeit und des Lebens der Menschen als „Territorialstruktur der ge¬ 
sellschaftlichen Reproduktion“ bezeichnet werden. Darunter ist die 
„Territorialstruktur der Volkswirtschaft“ ihre wichtigste Seite. 

3 Territorialjilanung 
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Herausbildung 
von Standort - 
Systemen 


Territoriale 
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gesellschaft¬ 

lichen 
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gesell¬ 
schaftlichen 
Reproduktion 

23 Marx, K., Das Ka¬ 
pital, F.nior Rand, in: 
Marx/Engels, Werke, 
Bd. 23. Dietz Verlag. 
Berlin 1662, S. 373 

24 Vgl.ebenda, S.382/3 
Dem entsprechen 
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auch die in der neueren 
Literatur verwendeten 
Aspekte von Strukturen: 
- Elemente Beziehun¬ 
gen Ganzheit. Ygl. 
Otschlnnikow, N. F., 
Dio Kategorie der Struk¬ 
tur In den Naturwissen¬ 
schaften, in: Struktur 
und Formen der Materie, 
VEB Deutscher Verlag 
der Wissenschaften, Ber¬ 
lin 1969, S. 2t 


1. Grundfragen der Territorialplanung 


Die Temtorialstruktur umfaßt erstens die territoriale Gliederung, das 
heißt die räumliche Verteilung der gesellschaftlichen, speziell der 
volkswirtschaftlichen Prozesse im Territorium einmal nach Gebieten, 
zum anderen nach Standortsystemen der Reproduktionssphären, der 
Zweige und Bereiche, der Bevölkerung, der Siedlungen undResourcen. 
Sie umfaßt zweitens die Proportionalität der räumlichen Beziehungen 
am Standort, innerhalb der Standortkomplexe und zwischen ihnen 
nach Art, Größe, Dichte und Effektivität. Aus diesem Grunde ist terri¬ 
toriale Strukturplanung immer mit der Messung von Proportionali¬ 
täten und Effektivitäten verbunden, zum Beispiel von territorialen 
Konzentrationsgraden (nach Wirtschaftszweigen, -bereichen, Bevöl¬ 
kerung), von Bilanzproportionen (zum Beispiel territorialem Ressour¬ 
cenbedarf und seiner Deckung), von Nutzungsgraden gebietlicher 
Fonds oder von territorialen Struktureffekten beim Zuwachs des Na¬ 
tionaleinkommens. 

Die planmäßige Entwicklung der Territorialstruktur und deren Be¬ 
rücksichtigung in der Leitung und Planung der Volkswirtschaft ver¬ 
langen eine wissenschaftlich fundierte Kenntnis der verschiedenen 
Strukturmerkmale. Um tiefer in die qualitativen und quantitativen 
Zusammenhänge der Territorialstruktur der gesellschaftlichen Repro¬ 
duktion einzudringen, ist es erforderlich, ihre Elemente und Unter- 
strukturen sowie die Beziehungen zwischen ihnen aufzudecken. Nach 
bisherigen Erkenntnissen sind vor allem folgende Gliederungsaspekte 
zu beachten: 

a) Gliederung des Gesamtterritoriums in historisch gewachsene und 
neu entstehende Wirtschaftsgebiete, wie Ballungsgebiete, Agrar¬ 
gebiete, Erholungsgebiete und andere; 

b) Gliederung des Gesamtterritoriums nach territorialen Ebenen und 
Einheiten des Staatsaufbaues (Bezirke, Kreise, Städte, Gemeinden/ 
Gemeinde verbände) und nach speziellen regionalen Wirtschafts¬ 
leitungen (wie Reichsbahndirektionsbezirke, Gebiete der Wasser¬ 
wirtschaftsdirektionen) ; 

c) Gliederung der Sphären und Bedingungen des gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses (Produktion, Konsumtion, gesellschaft¬ 
liches Arbeitsvermögen, Bevölkerung; Ressourcen, infrastruk¬ 
turelle Fonds oder Leistungen; Siedlungen; Naturbedingungen) 
nach Gebieten (Nord-, Süd-, Mittel-, Südwest-Bezirke; Bezirke 
Kreise; Ballungsgebiete, Agrargebiete; Siedlungen); 

d) Gliederung der Zweige und Bereiche der Volkswirtschaft und ihrer 
Produktionskomplexe (Chemie, Energie; Gesundheitswesen, aber 
auch das Produktionssystem Land- und Nahrungsgüterwirtschaft) 
nach Gebieten, insbesondere nach Konzentrationsräumen des je¬ 
weiligen Zweiges; 

e) Gliederung der Reproduktionsprozesse in den einzelnen Gebieten 
nach den Sphären, Bereichen, Zweigen und Bedingungen des ge- 
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sellschaftlichen Reproduktionsprozesses einschließlich ihrer inner- 
gebietlichen räumlichen Ordnung (zum Beispiel die zweigliche 
Differenzierung und ihre Standortverteilung in einem Gebiet; die 
Art und Menge, Verhältnisse der Einnahmen und Ausgaben der 
Bevölkerung eines Bezirks). 

Die Gliederung der volkswirtschaftlichen oder gesamtgesellschaft- Territoriale 
liehen Sphären, Bercioho, Elomcnto und Prozesse, Standortsysteme und innergebiet- 
nach Gebieten und Standorten (a) bis (d) wird als „territoriale Diffe- liehe 
renzierung“ bezeichnet. Die Gliederung in den einzelnen Gebieten wird Differenzierung 
jdnnergebietliche“ (oder „regionale“) Differenzierung genannt. 

In bestimmten Teilen des Landes konzentrieren sich bestimmte Schwer¬ 
punkte der Produktion oder Dienste. Hier häufen sich gleiche und 
untereinander verknüpfte oder sich ergänzende Produktions- oder Lei¬ 
stungsstufen. Damit werden Einzelstandorte, Ressourcen- und Sied¬ 
lungsbedingungen zu räumlich relativ abgrenzbaren Gebieten (Regio¬ 
nen) verschiedener Größe und Struktur verflochten. 

Diese Gebiete bestimmen in ihrer Gesamtheit und in ihrem Zusam¬ 
menhang die Gliederung des Territoriums der gesellschaftlichen Repro¬ 
duktion nach Gebieten und damit die Gliederung der Territorialstruk¬ 
tur nach „Gebietsstrukturen“. Dabei gilt für die Struktur des Gebiets 
in analoger Weise der vorgenannte Strukturbegriff. Hierbei sind die 
unterschiedlichen ökonomischen Strukturen der Gebiete von entschei¬ 
dender Bedeutung für die Gebietsgliederung der Territorialstruktur 
der Volkswirtschaft. Danach werden verschiedene Wirtschaftsgebiete 
unterschieden. 25 

Ein Wirtschaftsgebiet ist ein Teil des Territoriums der Volkswirtschaft. Wirtschafte- 

Die Struktur eines Wirtschaftsgebietes ist durch seine innere Gliede- gebiet und 
rung und seine quantitative Proportionalität, zum Beispiel durch Gebiets- 

. . Strukturen 

- sein ökonomisches Profil, insbesondere nach übergebietlichen Pro¬ 
duktionszweigen und Leistungsbereichen (Spezialisierung); 

- einen bestimmten Grad der Konzentration von Produktion und 
Leistungen; 

- einen bestimmten Grad seiner inneren (Kombination) und äußeren 
(Kooperation) Verflechtungen; 

- die innere räumliche Organisation seiner Elemente und die daraus 

resultierenden Standortbedingungen; I 

- seine räumliche Ausdehnung; 

- seinen Komplexitätsgrad; 

- seine Stellung im Staatsaufbau 

charakterisiert. 

Je nachdem, welches dieser Merkmale den Vorrang hat, lassen sich 

verschiedene Typen von Wirtschaftsgebieten unterscheiden. Nach der 

Produktions- und Leistungsstruktur unterscheidet man beispielsweise 25 Sfeko hierzu Ab¬ 
schnitt 1.1.1. und Abbil¬ 
dung 1 


Agrargebiete und Erholungsgebiete; nach dem Grad der Kouzentra 


3 * 
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1. Grundfragen der Territorialplanung 


Territoriale 
Differenzierung 
der Sphären und 
Bereiche der 
Reproduktion 


InnergebietUche 
Differenzierung 
nach Sphären 
und Bereichen 


20 Siehe hierzu Ab¬ 
schnitt 1.1.1. und Abbil¬ 
dung 1 


tion von Produktion und Leistungen lassen sich Ballungsgebiete als Ge¬ 
biete mit hoher Konzentration von den übrigen Gebieten abgrenzen. 
Diese aus der gesellschaftlichen Arbeitsteilung entstehende ökono¬ 
mische Gliederung des Territoriums eines Landes in Wirtschaftsgebiete 
wird auch bei der politisch-territorialen Gliederung in Bezirke, Kreise, 
Städte und Gemeinden berücksichtigt, ohne daß zwischen beiden 
Gliederungen völlige Übereinstimmung bestehen muß. 

In enger Wechselbeziehung mit der Gliederung des Territoriums nach 
Wirtschaftsgebieten steht die Differenzierung der Sphären und Be¬ 
reiche der gesellschaftlichen Reproduktion nach Gebieten. Daraus er¬ 
geben sich bestimmte Unterstrukturen der Territorialstruktur der 
Volkswirtschaft, sowie innerhalb der einzelnen Gebietsstrukturen. 
Um den Zusammenhang von Unterstrukturen innerhalb der Terri¬ 
torialstruktur der Volkswirtschaft oder innerhalb der einzelnen Ge¬ 
bietsstrukturen zu untersuchen, ist er erforderlich, zunächst die terri¬ 
torialen Bedingungen des Reproduktionsprozesses zu erfassen. 26 
Wie aus der horizontalen und vertikalen Anordnung und Gruppierung 
der einzelnen Elemente (sowie aus den eingezeichneten Pfeilen) in Ab¬ 
bildung 1 sichtbar wird, bestehen ganz bestimmte Zusammenhänge 
und Wirkungsmechanismen, die bereits auf die Existenz bestimmter 
territorialer Teilstrukturen im System der territorial abhängigen Re¬ 
produktionsbedingungen schließen lassen. 

Die Untersuchung von Sphären des Reproduktionsprozesses (Produk¬ 
tion, Distribution, Austausch und Konsumtion) bietet wichtige ob¬ 
jektive Kriterien für die Herausbildung von charakteristischen Unter¬ 
strukturen auch in der Territorialstruktur. Das bezieht sich erstens auf 
die territoriale Differenzierung der vier Sphären der volkswirtschaft¬ 
lichen Reproduktionsprozesse nach Gebieten (zum Beispiel nach den 
15 Bezirken). 

Als Beispiel für diesen Gesichtspunkt dient die territoriale Differen¬ 
zierung der Produktionsstruktur der Volkswirtschaft der DDR nach 
Bezirken. Danach ist zum Beispiel die Chemicproduktion territorial 
ganz anders verteilt als die Lebensmittelindustrie. 

Zweitens sind die einzelnen Gebietsstrukturen (zum Beispiel der Be¬ 
zirke) in spezifischer Weise nach den vier Sphären des Reproduktions¬ 
prozesses differenziert. 

Der zweite Gesichtspunkt wird zum Beispiel deutlich an don spezifi¬ 
schen Planungsaufgaben im Bezirk Neubrandenburg, die sich aus der 
dortigen Produktions-, Fondsverteilungs-, Kooperation- und Kon¬ 
sumtionsstruktur anders gestalten als beispielsweise im Bezirk Leipzig. 
An einigen Strukturmerkmalen wird diese unterschiedliche Betrach¬ 
tungsweise in Tabelle 3 vereinfacht dargcstcllt. 

Innerhalb der Sphären, Bereiche und Elemente des gesellschaftlichen 
Arbeits- und Lebensprozesses der Menschen existieren wichtige Teil¬ 
strukturen der Territorialstruktur. Sic prägen aufgrund ihrer beson¬ 
ders engen Standortbindung entscheidend die Territorialstruktur der 
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gesellschaftlichen Reproduktion und beeinflussen wesentlich die terri¬ 
torialen Strukturentscheidungen. Sie werden als „territoriale Teil- 
strukfcuren“ der gesellschaftlichen Reproduktion bezeichnet. Dazu ge¬ 
hören insbesondere die territoriale Bevölkerungsstruktur, die terri¬ 
toriale Produktions- und Wissenschaftsstruktur, die territoriale Kon¬ 
sumtionsstruktur, die territoriale Ressourcenstruktur, die Infrastruk¬ 
tur, die Siedlungsstruktur, die Natur- oder Landschaftsstruktur. Die 
Analyse, Prognose, Planung und gegenseitige Bilanzierung der terri¬ 
torialen Teilstrukturen und ihres reproduktiven Zusammenhanges ist 
von großer Bedeutung für die Proportionalität und Effektivität der 
Volkswirtschaft. 


Tabelle 3 

Die territoriale und inner gehie fliehe Differenzierung 
der Sphären des Reproduktionsprozesses 


Glieder des 
Reproduktions¬ 
prozesses 

1. Gesichtspunkt: 
Territoriale Differen¬ 
zierung der vier 

Sphären dos Repro¬ 
duktionsprozesses der 
Volkswirtschaft nach 
Gebieten 

2. Gesichtspunkt: 
Differenzierung der Wirt¬ 
schaft eines Gobictcs 
noch den vior Sphären 

des Reproduktionspro¬ 
zesses 

Produktion 

Territoriale Produk¬ 
tionsstruktur der 
Volkswirtschaft; ter¬ 
ritoriale Differenzie¬ 
rung des produzierten 
Nationaleinkommens; 
Standortverteilung der 
Produktion des Landes 

Innergebietliche Produk¬ 
tionsstruktur ; Beitrag 
aus dem Gebiet zum 
• Nationaleinkommen; 
(innergebiotliches) »Stand¬ 
ortsystem der Produk¬ 
tion 

Distribution 

Territoriale Vertei¬ 
lung der personellen, 
materiellen und finan¬ 
ziellen Fonds, des ver¬ 
wendeten National¬ 
einkommens 

Innergebietliche Fonds - 
Verteilung (z.B. der 
Grundfonds oder terri¬ 
torialen Ressourcen nach 
Bereichen) 

Zirkulation * 

Territoriale Verflech¬ 
tung der Waren- und 
Geldboziehungon zwi¬ 
schen den Gebieten 

Innergebietliche Ver¬ 
flechtung zwischen den 
Zweigen und Bereichen 

Konsumtion 

Territoriale Differen¬ 
zierung der Konsum¬ 
tionsstruktur. Terri¬ 
toriale Unterschiede 
des Lebensniveaus 
zwisohen den Gebieten 

Innergobiotlieho Diffe¬ 
renzierung der Konsum¬ 
tionsstruktur nach 
Städten, Gemeinden, 
Bevölkerungsgruppen 
u.a. 


Territoriale 

Teilstruktur 
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1. Grundfragen der Territorialplanung 


Diese territorialen Teilstrukturen lassen sich nach ihren Merkmalen, 
ihren Elementen und Relationen unterscheiden. Siehe hierzu die 
Tabelle 3 und die ergänzenden Erläuterungen im Anhang. 

Territoriale Innerhalb der territorialen Differenzierung der Sphären und Bereiche 

Differenzierung der gesellschaftlichen Reproduktion kommt der Produktion und ihrer 
der Zweige nach Standortverteilung eine ausschlaggebende Bedeutung zu. 

Gebieten und Diese Standortverteilung hängt wesentlich vom Charakter der Pro- 

Standorten duktion ab. Die Planung der Territorialstruktur muß also die techni¬ 

sche und ökonomische Spezifik der einzelnen Produktionszweige, ihre 
Bindung an die Standorte der Naturressourcen oder der Weiterver¬ 
arbeitung oder der Verbraucherzentren beachten. 

Diese territoriale Differenzierung der Produktion vollzieht sich in 
Wechselwirkung mit der unterschiedlichen Siedlungsdichte der Bevöl¬ 
kerung sowohl im ganzen Lande als auch in den einzelnen Gebieten. 
Die Zweige der Volkswirtschaft verteilen sich entsprechend den gün¬ 
stigsten Reproduktionsbeziehungen über das Territorium des Landes. 
Dabei bilden sich in Abhängigkeit von den Kooperations- und Kombi¬ 
nationserfordernissen und von den jeweiligen Gebietsbedingungen die 
Standortsysteme der Zweige heraus. Das gilt in analoger Weise auch 
für die Bereiche der nichtmateriellen Leistungen. 

In zunehmendem Maße werden in diesem Prozeß die Interessen der 
sozialistischen ökonomischen Integration in noch größeren Räumen 
wirksam, zum Beispiel hinsichtlich der Standortverteilung der Ener¬ 
giewirtschaft, der Chemieindustrie, der Zweige der Schwerindustrie 
und des Fahrzeugbaus auf dem Territorium der sozialistischen Staa¬ 
tengemeinschaft. 

Diese territoriale Differenzierung ist nicht als statische Lokalisation, 
Sondern stets in ihrer Dynamik und in ihrem gegenseitigen Wirkungs¬ 
mechanismus von Zweig, Betrieb und Gebiet zu verstehen. Es inter¬ 
essiert also nicht nur, wo ein bestimmter Betrieb liegt, sondern wel¬ 
chen technischen, ökonömischen und gesellschaftlichen Einfluß er auf 
benachbarte Betriebe und Einrichtungen, auf die Struktur des umlie¬ 
genden Gebietes ausübt und umgekehrt, welchen Einflüssen er von 
dort unterliegt. 

Dynamik der Die Territorialstruktur verändert sich ständig unter dem Einfluß der 

Territorial- Entwicklung von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen. 

Struktur Unter den Bedingungen der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 

wachsen die Anforderungen der Gesellschaft an die Territorialstruktur 
hinsichtlich ihrer Funktion im Reproduktionsprozeß besonders rasch. 
Da die Standortsysteme (insbesondere aufgrund der relativen Immo¬ 
bilität hochwertiger Grundfonds) sich nicht schnell verändern lassen, 
muß auch die Zweigstruktur der Volkswirtschaft sich in enger Be¬ 
ziehung zu den Bedingungen ihrer Territorialstruktur auswirken. Da 
das Gesetz der planmäßigen proportionalen Entwicklung auch für die 
Planung der Entwicklungsdynamik der Territorialstruktur gilt, ist da¬ 
bei vor allem zu beachten: 





1.2. Grundzüge der Territorialstruktur der DDR 


- Die Dynamik der Territorialstruktur übt einen tiefen Einfluß auf 
die gesamt© ökonomische Entwicklung und damit auf die Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen der Menschen sowie auf ihre Bewußtseins¬ 
bildung aus. 

- Veränderungen der Territorialstruktur wirken und vollziehen sich 
langfristig, müssen also auch langfristig vorbereitet und geplant 
werden. 

- Die jeweils örtlichen Besonderheiten mit ihren spezifischen Bedin¬ 
gungen erfordern meist auch spezifische Lösungen, die eine enge 
Verbindung von örtlichen und zentralen Entscheidungen auf der 
Grundlage des Prinzips des demokratischen Zentralismus erfor¬ 
dern. 

- Die Auswirkungen von Entscheidungen zur Territorialstruktur 
auf Zweige, Bereiche, Gebiete und auf die Volkswirtschaft insge¬ 
samt sowie umgekehrt sind angesichts ihrer Komplexität stets in 
Rechnung zu stellen. 

1. Das Territorium eines Staates ist entsprechend dem Staatsaufbau 
(in der DDR in Bezirke, Kreise, Städte und Gemeinden) gegliedert. 

2. Im Territorium der Volkswirtschaft kristallisieren sich bestimmte 
charakteristische Wirtschaftsgebiete heraus. 

3. Der gesellschaftliche Reproduktionsprozeß (seine Ressourcen- und 
Naturstruktur, seine Zweig- und Bereichsstruktur, seine Bevölke- 
rungs- und Siedlungsstruktur und andere) sind in den verschiede¬ 
nen Wirtschaftsgebieten unterschiedlich. 

4. Die Strukturen der verschiedenen Gebiete unterscheiden sich hin¬ 
sichtlich, ihrer Natur- und Ressourcenstruktur, der Produktions-, 
der Infra-, der Bevölkerungs- und der Siedlungsstruktur sowie hin¬ 
sichtlich der räumlichen Anordnung ihrer Elemente. 

5. Die Standorte der Betriebe, Einrichtungen und Ressourcen mit den 
sich dort vollziehenden Arbeits- und Lebensprozessen der Men¬ 
schen sind die Grundelemente des Territoriums. 


Aus dieser objektiven territorialen Differenzierung ergeben sich hohe 
Anforderungen an die Territorialplanung. Esgilt, die Vielfalt der sich im 
Territorium treffenden Linien der Zweig- und Gebietsentwicklung selbst 
immer besser zu beherrschen und entsprechend den Interessen der so¬ 
zialistischen Gesellschaft planmäßig und effektiv zu gestalten. 


1.2. Grundzüge der Temtorialstruktur 

der Deutschen Demokratischen Republik 

Die Territorialstruktur der Gesellschaft, insbesondere der Volkswirt¬ 
schaft, ist stets das Ergebnis der Entwicklung politischer, ökonomi¬ 
scher, technischer und sozialer Faktoren. Sie wird zugleich von den 
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natürlichen Bedingungen geprägt, mit denen sich die Gesellschaft vor 
allem im Prozeß der materiellen Produktion auseinandersetzen muß. 
Differenzierung Die DDR gehört heute trotz ihrer relativ geringen Bevölkerungszahl 
der Territorial- von rund 17 Millionen Einwohnern und ihres Territoriums von 
Struktur der DDR 108000 km 2 zu den führenden Industriestaaten der Erde. Das ist ein 

Ausdruck der außerordentlich hohen gesellschaftlichen Produktivität, 
die mit einer intensiven Nutzung des Territoriums einhergeht. Bei der 
Weiterentwicklung der sozialistischen Lebensweise und der kontinuier¬ 
lichen Erhöhung der Effektivität der sozialistischen Volkswirtschaft 
ist in der DDR von einer stark differenzierten Territorialstruktur aus¬ 
zugehen. 

So konzentrieren sich in den südlichen Bezirken der DDR auf nur 1/7 
des Territoriums des Landes mehr als 1/3 der Bevölkerung und die 
Hälfte der Industrieproduktion. Zahlreiche Industriebetriebe aller 
Größen und Branchen, darunter der äußerst flächenintensive Bergbau 
zur Gewinnung von mehr als 250 Milhonen Tonnen Braunkohle je Jahr, 
liegen in Gebieten mit hoher Bodenfruchtbarkeit und intensiver land- 
und forstwirtschaftlicher Nutzung. Aus diesen Gründen ist in den 
großräumigen Ballungsgebieten um Halle und Leipzig, Karl-Marx- 
Stadt und Dresden eine außerordentlich hohe Bevölkerungsdichte ent¬ 
standen. Ein engmaschiges Netz von großstädtischen, städtischen und 
dörflichen Siedlungen sowie von Elementen und Trassen der Infra¬ 
struktur prägt diese Gebiete. 

Dagegen blieb in den nördlichen Gebieten aufgrund historischer, poli¬ 
tischer und ökonomischer Bedingungen die Dichte der Besiedlung 
wesentlich geringer und die Siedlungen waren nicht so stark differen¬ 
ziert. Die Land- und Forstwirtschaft umfaßte den weitaus größten Teil 
der Gesamtwirtschaft. Die im Kapitalismus nur auf wenige Siedlungen 
beschränkte und insgesamt nur geringe Industrialisierung spiegelte 
sich in der unzulänglichen Ausstattung mit infrastrukturellen Ein¬ 
richtungen wider. Gerade in den nördlichen Bezirken der DDR hat sich 
mit der Entwicklung der sozialistischen Landwirtschaft und einer 
aktiven Industrialisierungspolitik ein besonders augenfälliger Wandel 
in der Lebensweise der Bevölkerung und in der Territorialstruktur 
vollzogen. 

Bei niedrigen Raten des Bevölkerungswachstums entwickeln sich die 
Bevölkerung und das Arbeitskräftepotential der DDR ebenfalls sehr 
unterschiedlich. Während in den nördlichen Bezirken in den letzten 
10 bis 16 Jahren noch ein verhältnismäßig hoher Geburtenüberschuß 
bestand, sind in den Ballungsgebieten die Alters- und Sexualpropor¬ 
tionen stark deformiert. Das Arbeitskräftepotential stagniert in seiner 
Entwicklung oder ist in bestimmten Gebieten oder zu bestimmten 
Zeitpunkten sogar rückläufig. 

Aus all dem erwächst für die langfristige Territorialplanung in der 
DDR eine Reihe von Problemen, die sich vor allem in der starken 
Differenzierung zwischen Norden und Süden widerspiegeln. Zugleich 
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sind aber die Gebiete im Norden und im Süden der DDR auch in sich 
sehr verschieden. Die Lösung der damit zusammenhängenden Pro¬ 
bleme erfordert eine komplexe Analyse der Strukturzusammenhänge 
und der strukturbildenden Prozesse ebenso wie die Ausarbeitung von 
Vorstellungen für die langfristige Entwicklung der einzelnen Gebiete. 

Dazu sind die gegebene Situation und das vorhandene Niveau der ter¬ 
ritorialen Organisation der gesellschaftlichen Reproduktion zu erfas¬ 
sen, die Ursachen, die zu ihrer Herausbildung führten, zu bewerten und 
daraus Schlußfolgerungen für die planmäßige Entwicklung der Terri- 
torialstruktur abzuleiten. 

1.2.1. Die politisch-territoriale Gliederung 

Die politisch-territoriale Gliederung ist in den sozialistischen Län¬ 
dern ein wichtiges Instrument zur Entwicklung und Festigung der 
sozialistischen Staatsmacht und zur Leitung und Planung der Volks- 
Wirtschaft insgesamt sowie im einzelnen in ihren Gebieten. Sie hat 
eine wesentliche Bedeutung bei der Entwicklung und Gestaltung so¬ 
zialistischer Arbeits- und Lebensverhältnisse für die Mitglieder der 
sozialistischen Gesellschaft. Die politisch-territoriale Gliederung des so¬ 
zialistischen Staates bildet das grundlegende Organisationsschema 
und die territoriale Basis des Leitungs- und Planungssystems. 

Das Territorium der DDR ist politisch-territorial einheitlich in Be- Bezirke - 
zirke, Kreise (Stadt- und Landkreise) und Gemeinden (Städte und Kreise - 
Landgemeinden) gegliedert. Dabei kommt dem ausgedehnten Stadt- Städte - 
gebiet von Berlin, als Hauptstadt der DDR, mit ihren mehr als 1 Mil- Gemeinden 
lion Einwohnern die Bedeutung eines Bezirks und den Stadtbezirken 
die Funktion von Kreisen zu. 

Gegenwärtig ist die DDR, einschließlich der Hauptstadt Berlin, in 
15 Bezirke, 28 Stadt- und 191 Landkreise und 7644 Gemeinden ge¬ 
gliedert. (Stand: 31. 12.1974.) 

Diese politisch-territoriale Struktur der DDR unterscheidet sich Historische 
grundlegend von der territorialen Gliederung des kapitalistischen Entwicklung 
Deutschland, die aus der feudalistischen Zersplitterung Deutschlands 
hervorgegangen war. Der territorialen Gliederung in der BRD liegen 
heute noch immer Elemente aus dem Feudalismus zugrunde. Weil dio 
administrative Struktur der BRD zunehmend mit den Interessen des 
Monopolkapitals einerseits und dem Streben demokratischer Kräfte 
andererseits in Konflikt gerät, ist in den letzten Jahren ein heftiger 
Kampf um die sogenannte Gebietsreform in der BRD entbrannt, der 
letztlich auch den Charakter der BRD als „Bundesst uat“ mit seinen 
10 Ländern in Frage stellt. 

Mit der Zerschlagung des faschistischen deutschen Staates waren 1945 
die Voraussetzungen für eine grundsätzliche Neuordnung der poli¬ 
tisch-territorialen Gliederung gegeben. Um die Entwicklung der 
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antifaschistisch-demokratischen Ordnung zu fördern, wurden in der 
damaligen sowjetischen Besatzungszone nach Auflösung des Staates 
Preußen aus ehemaligen Provinzen und unter Einbeziehung der ehe¬ 
maligen Länder Anhalt, Mecklenburg, Sachsen und Thüringen zu¬ 
nächst fünf Länder gebildet. 

Nach der Gründung der DDR ergab sich die Notwendigkeit, eine poli¬ 
tisch-territoriale Gliederung des Staatsterritoriums zu finden, die 
den Aufbau des Sozialismus erleichtert. Der Ländergliederung und ins¬ 
besondere auch der Kreisgliederung lagen zunächst immer noch Prin¬ 
zipien zugrunde, denen Merkmale der feudalistischen und kapitalisti¬ 
schen Vergangenheit anhafteten. Sie entsprachen weder den politi¬ 
schen noch den wirtschaftlichen Erfordernissen der zu errichtenden 
sozialistischen Gesellschaftsordnung. Volks- und Länderkammer be¬ 
schlossen daher am 23. Juli 1952 27 die Grundlagen für eine politisch- 
territoriale Neugliederung der DDR nach Bezirken, Kreisen und 
Gemeinden. (Vgl. Tabelle 4.) 

Die theoretischen Grundlagen für eine den Zielen des sozialistischen 
Aufbaus entsprechende politisch-territoriale Gliederung des Staa¬ 
tes waren bereits nach der Oktoberrevolution beim sozialistischen Auf¬ 
bau in der Sowjetunion entwickelt worden. Vor allem im Zusammen- 


T ab eile 4 

Fläche, Kreise und Gemeinden, Wohnbevölkerung und Bevölkerungsdichte nach Bezirken 
(Stand: 31.12.1973) 


Bezirk 

Kataster 

fläche 

km 2 

Zahl der 


Wohn¬ 

bevölkerung 

itm 

31. 12. 1973 

Ein¬ 

wohner 

je 

km 2 

Stadt¬ 

kreise 

Land¬ 

kreise 

Ge¬ 

mein¬ 

den 

Hauptstadt. Berlin 

403 

1") 

— 

1*) 

1088828 

2704 

Cottbus 

8262 

1 

14 

688 

871056 

105 

Dresden 

6738 

2 

15 

• 687 

1855881 

275 

Erfurt 

7 349 

2 

13 

800 

1250607 

170 

Frankfurt 

7185 

3 

9 

464 

688432 

96 

Gera 

4004 

2 

11 

576 

739879 

185 

Halle 

8771 

3 

20 

716 

1902256 

217 

Karl-Marx-Stadt 

6009 

3 

21 

657 

2009286 

334 

Leipzig 

4966 

1 

12 

496 

1476123 

295 

Magdeburg 

11525 

1 

19 

719 

1304991 

113 

Neubrandenburg 

10792 

1 

14 

526 

631554 

59 

Potsdam 

12572 

2 

15 

823 

1128568 

90 

Rostock 

7074 

3 

10 

391 

866491 

122 

Schwerin 

8672 

1 

10 

458 

594361 

69 

Suhl 

3856 

1 

8 

402 

551938 

143 

DDR 

108178 

27 

191 

8404 

16951251 

157 


Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1974, Staatsvcrlag der DDR, Berlin 1974 S.3 

•) In Analogie zu den anderen Bezirken müßten liier die 8 Stadtbezirke als Stadtkreise bzw. Gemeinden genannt werden 


27 Vgl. Gesotz über die 
weitere Demokratisie¬ 
rung des Aulbaus und 
der Arboltawoißj der 
staatlichen Organe in 
den Ländern der DDR 
vom 23. 7.19Ö2, GBl. 
1952, S. 613 
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hang mit dem GOELRO-Plan waren auf unmittelbare Initiative 
Lenins Grundsätze für eine territoriale Gliederung ausgearbeitet wor¬ 
den, die den ökonomischen und politischen Interessen der Arbeiter¬ 
klasse und ihrer Staatsmacht entsprachen. 

Analog zu diesen theoretischen und praktischen Grundsätze und Er¬ 
fahrungen wurde die Gliederung der DDR nach Bezirken, Kreisen und 
Gemeinden den konkreten politischen und ökonomischen Bedingungen 
angepaßt. Das Hauptanliegen war und ist dabei, die Einheit von zen¬ 
traler Leitung und Planung der gesellschaftlichen Gesamtentwicklung 
und der schöpferischen Initiative und Mitarbeit der Werktätigen auf 
den verschiedenen örtlichen Ebenen (Bezirk, Kreis, Gemeinde) zu 
sichern. Im Sinne des demokratischen Zeptralismus verlangt dies terri¬ 
toriale Einheiten, die die unmittelbare Mitwirkung der Werktätigen an 
der Leitung und Planung des gesellschaftlichen Reproduktionsprozes¬ 
ses auf den örtlichen Ebenen ermöglichen und fördern. Aus diesem 
Grunde wurden mit den Bezirken im Vergleich zu den früheren Län¬ 
dern kleinere politisch-administrative Einheiten geschaffen. Auch die 
durchschnittliche Größe der Kreise wurde bedeutend verringert. Die 
durchschnittliche Größe der Gemeinden wurde dagegen erhöht, indem 
zahlreiche Kleinstgemeinden aufgelöst und in vielen Fällen mehrere 
Ortsteile zu Gemeinden zusammengefaßt wurden. 

Mit der Bildung der Bezirke wurde zugleich angestrebt, objektive Ge- Berücksichtigung 
gebenheiten der historisch entstandenen territorialen Arbeitsteilung in der territorialen 
der Wirtschaft zu berücksichtigen. So wurde zum Beispiel im Bezirk Arbeitsteilung 
Cottbus das Niederlausitzer Brauukohlcngebiet, au dem zuvor dieLän- * n der Territorial- 
der Brandenburg, Sachsen und Sachsen-Anhalt Anteil hatten, in einer gliederung 
politisch-territorialen Einheit zusaminengefaßt. In der Gestaltung des Staates 
des Bezirks Rostock spiegelt sich das Bestreben wider, die Leitung und 
Planung der mit der Küste verbundenen wirtschaftlichen Prozesse 
(See- und Hafenwirtschaft, Schiffbau, Erholungswesen) zusammenzu¬ 
fassen. Ein weiterer entscheidender Gesichtspunkt liegt in der führen¬ 
den Rolle, die den Städten innerhalb der politisch-territorialen 
Gliederung zugemessen wird. Insbesondere die durch die Industrie ge¬ 
prägten Großstädte - als Zentren der Arbeiterklasse - erhielten als Be¬ 
zirksstädte eine größere politische Bedeutung. Im Gegensatz dazu war 
beispielsweise das Industriezentrum Halle in der preußischen Vergan¬ 
genheit administrativ der damaligen Beamtenstadt Merseburg als Sitz 
der Regierungsbezirksverwaltung untergeordnet. Auch in den Kreisen 
wurden im Jahre 1952 die jeweils bedeutendsten Städte zum politisch¬ 
territorialen Zentrum. 

Mit dieser Neugliederung des Territoriums der DDR wurde eine wich¬ 
tige Grundlage geschaffen für eine erfolgreich zu organisierende Lei¬ 
tung und Planung des Staates von der Volkskammer über die Bezirks¬ 
und Kreistage bis zu den Volksvertretungen in den Städten und Ge¬ 
meinden. Das gilt auch für die Tätigkeit der gesellschaftlichen Orga¬ 
nisationen. 
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1.2.2. Die naturräumliche Struktur 

Das Territorium der DDR umfaßt zwei natürliche Großlaiidschafteu: 
das Tiefland und die Mittelgebirgssch welle. Beide sind in sich stark ge¬ 
gliedert. Die kleineren Naturräume innerhalb der Großlandschaften 
unterscheiden sich in den Oberflächenformen sowie in den oberfläehen- 
nahen und tieferen Gesteinen, in der Ausprägung des Klimas, den 
hydrologischen Verhältnissen und den Böden (vgl. Abbildung3). 

Die Differenzierung der naturräumlichen Grundstruktur bietet der Ge¬ 
sellschaft unterschiedliche Voraussetzungen für ihren Stoffwechsel mit 
der Natur. Die Naturbedingungen können die Entwicklung der Pro¬ 
duktivkräfte in einer bestimmten Weise fördern oder auch hemmen 
und damit Einfluß auf die gesamte gesellschaftliche Entwicklung neh¬ 
men. In welchem Umfang und in welcher Art die Naturbedingungen 
durch die Gesellschaft genutzt werden, 'wird zu einem hohen Grade 
durch die Produktionsweise beeinflußt. 

Die Bodennutzung wird heute in der DDR entscheidend durch die 
Entwicklung der sozialistischen Großbetriebe in der Landwirtschaft 
bestimmt. Ebenso ist die Art und Weise der Nutzung der Boden¬ 
schätze nicht nur ein technisches Problem. Sie wird entscheidend von 
den gesamtgesellschaftlichen Interessen der sozialistischen Entwick¬ 
lung in der DDR und in zunehmendem Maße durch die sozialistische 
ökonomische Integration innerhalb der sozialistischen Staatengemein¬ 
schaft bestimmt. 

So ist das Tiefland der DDR heute nicht nur das vorrangige Gebiet land¬ 
wirtschaftlicher Nutzung, sondern auch ein Gebiet intensiver geolo¬ 
gischer Erkundung des tieferen Untergrundes, um bisher nicht oder 
nur wenig bekannte Lagerstätten (zum Beispiel von Erdgas) für die 
Volkswirtschaft zu erschließen. 

Insgesamt tritt im Tiefland der feste Gesteinsuntergrund nur an weni¬ 
gen Stellen zutage, auf der Insel Rügen, bei Rüdersdorf östlich Berlin, 
in der Umgebung von Magdeburg und Halle. Die hier befindlichen 
Kreide-, Kalk- oder kristallinen Gesteine sind oftmals eine örtlich oder 
auch regional bedeutende Rohstoffbasis. Zum größten Teil bilden je¬ 
doch sedimentäre Lockergesteine die oberen Schichten. Sie sind vor- 

wiegond pleistozänc (eiszeitliche) Ablagerungen, die zusammen mit den 
zumeist ebenfalls sedimentären Lockergesteinen des Tertiärs die geolo¬ 
gisch älteren Schichten oft mehrere hundert Meter mächtig überdek- 
ken. Daraus ergeben sich für die geologische und geophysikalische Er¬ 
kundung der tieflagernden Festgesteine komplizierte Probleme, deren 
Lösung oft nur mit erheblichem ökonomischem Aufwand möglich ist. 
In den tertiären Sedimenten sind in der Niederlausitz, der Leipziger 
Tieflandsbucht und teilweise auch im nördlichen Harzvorland die aus¬ 
gedehnten Braunkohlelagerstätten ausgebildet, die heute von entschei¬ 
dender Bedeutung für die Primärenergiegewinnung in der DDR sind. 
Den tieferen Untergrund bilden verfestigte Sediment schichten des 
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Mesozoikums und des jüngeren Paläozoikums, die mehrere tausend 
Meter mächtig sind. In der Zeit ihrer Entstehung war das heutige Tief¬ 
land der DDR mehrere Male von Flachmeeren bedeckt (Zechstein¬ 
meer), aus denen unter tropischen Klimabedingungen reiche Stein- und 
Kalisalzlagerstätten entstanden. Auch die Lagerstätten des Kupfer¬ 
schiefers im Harzvorland bildeten sich in diesem geologischen Zeit¬ 
abschnitt. 

Die wichtigsten pleistozänen Bildungen, die heute die land- und forst¬ 
wirtschaftliche Nutzung vor allem in den nördlichen Teilen des Tief¬ 
landes beeinflussen, sind die Moränen und Schmelzwasserablagerun¬ 
gen. Unter dem Inlandeis entstanden die Grundmoränen aus dem Ge¬ 
steinschutt, den die von Skandinavien her vorstoßenden Gletscher auf¬ 
genommen und später meist in lehmiger Form wieder abgelagert hat¬ 
ten. Sie bilden eine ebene bis wellige Oberfläche, oft durchsetzt mit 
kleineren abflußlosen Kesseln (Solle). Es ist eine langfristige Aufgabe 
für das Meliorationswesen in den nördlichen Gebieten der DDR, diese 
Solle dort zu beseitigen, wo sie die weitere Entwicklung der Großflächen¬ 
wirtschaft behindern. Eine weitere charakteristische Bildung sind die 
wallformigen Endmoränen. Vor ihnen breiten sich häufig weite, ge¬ 
ring geneigte Sandflächen (Sander) aus. In einiger Entfernung von den 
Endmoränen schufen die Schmelzwässer die großen Urstromtäler, in 
denen sie Sand und Ton sedimentierten. 

Diese differenzierten natürlichen Bedingungen ergeben sehr unter¬ 
schiedliche Voraussetzungen für die Bodennutzung. Auf den lehm¬ 
reichen Grundmoränen sind sehr nährstoffreiche Böden entstanden. 
Gute Böden haben sich zum Beispiel aber auch aus den lehmigen Sedi¬ 
menten des Oderbruchs gebildet. Die Sander und zum Teil auch die 
Talsandflächen in den Urstromtälern sind dagegen nährstoffarm. Ent¬ 
sprechend difforenziort ist die land- und forstwirtschaftliche Nutzung. 
Die von Natur aus nährstoffreichen Böden tragen heute meist an¬ 
spruchsvolle landwirtschaftliche Kulturen, die nährstoffarmen Böden 
werden vor allem forstwirtschaftlich genutzt. Allerdings können durch 
meliorative Maßnahmen die Nutzungsmöglichkeiten stark beeinflußt 
werden. Das ist vor allem für die Sander- und Talsandflächen von Be¬ 
deutung, weil sich ihre oft großflächigen Ebenen für eine maschinelle 
Bearbeitung besonders eignen. Für die Endmoränen wird auch künftig 
die forstwirtschaftliche Nutzung im Vordergrund stehen. 

Im südlichen Teil des Tieflandes sind die natürlichen Voraussetzungen 
für die ackerbauliche Nutzung durch verbreitete Lößbildungcn beson¬ 
ders günstig. In den niederschlagsärmeren Gebieten der Magdeburger 
Börde, im östlichen und südlichen Harzvorland und im Thüringer 
Becken hat sich auf dem Löß Schwarzerde gebildet. Mit ihrem hohen 
Humusgehalt besitzt sie die höchste natürliche Bodenfruchtbarkeit. 
Das war die entscheidende Ursache für eine fast völlige Entwaldung 
dieser Gebiete im Verlaufe der Geschichte. Aber auch außerhalb der 
Schwarzerdegebiete tragen die Lößböden anspruchsvolle landwirt- 
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schaftliche Kulturen. Bei höheren Niederschlägen können sich durch 
Auswaschung der oberen Bodenhorizonte jedoch Staunässeböden ent¬ 
wickeln, die eine entsprechende Melioration (Drainage) erfordern. 
Nach Süden und Südwesten geht das Tiefland der DDR mit zuneh¬ 
mender Meereshöhe in die Mittclgebirgsschwclle über. Diese ist das Er¬ 
gebnis einer langen und komplizierten geologischen Entwicklung. 
Charakteristisch für größere Teile der Mittelgebirgsschw'elle ist ihr Auf¬ 
bau aus kristallinem Gestein, an dessen Bildung auch ältere Sediment¬ 
gesteine beteiligt waren, die unter hohem Druck und hohen Tempera¬ 
turen teilweise in großer Tiefe metamorphisiert wurden. Die Umwand¬ 
lung war zeitweilig von Intrusionen magmatischer Gesteine begleitet, 
bei deren Abkühlung sich Erzlagerstätten bildeten. Diese Erze haben 
in historischer Zeit in einzelnen Teilgebieten der Mittelgebirgsschwelle 
eine erhebliche wirtschaftliche Bedeutung erlangt und für die Ent¬ 
wicklung der Territorialstruktur eine wichtige Rolle gespielt. Heute ist 
der Erzbergbau in der DDR zum Beispiel auf Silber, Zinn, Zink, Nik¬ 
kei, Wismut, Uran im internationalen Maßstab gesehen gering, volks¬ 
wirtschaftlich aber dennoch von Bedeutung. Er ist in einigen Orten 
und Gebieten vor allem des Erzgebirges und Erzgebirgsvorlandes und 
als Kupferschiefer-Bergbau im Harzvorland noch ein wesentliches Ele¬ 
ment der Territorialstruktur. Das gilt in einem allerdings zunehmend 
geringeren Maße auch für die im Karbon gebildeten Steinkohlenlager¬ 
stätten des Erzgebirgischen Beckens. 

Im Mittelgebirge hat das Wasscrdargebot eine besondere Bedeu¬ 
tung. Hohe Niederschläge sichern einen Wasserüberschuß bei zeit¬ 
lich und örtlich sehr ungleichmäßigem Abfluß. Die Möglichkeit, Tal¬ 
sperren mit hydrologisch und ökonomisch günstigen Parametern in den 
Mitfcelgebirgsräumen zu errichten, gewinnt damit unter den Bedingun¬ 
gen der insgesamt sehr angespannten Wasserversorgung vor allem der 
hochindustrialisierten und dichtbevölkerten Gebiete im Vorland der 
Mittelgebirge besondere Bedeutung. Der Talsperrenbau, der neben der 
Wasserbereitstellung zugleich auch dem Hochwasserschutz, zum Teil 
auch der Energieerzeugung dient, hat in der DDR in den letzten zwei 
Jahrzehnten auch zu international beachtlichen Ergebnissen geführt. 
Seit der Gründung der DDR sind über 80 neue Talsperren und Rück¬ 
haltebecken mit einem Stauraum von rund 500 Millionen Kubikmetern 
geschaffen w’orden. Die bedeutendste unter diesen ist die 1959 in Be¬ 
trieb genommene Rappbodetalsperre mit einem Stauraum von fast 
110 Millionen Kubikmeter. 

Die Hochflächen und Täler der Mittelgebirge bieten für die Bodennut¬ 
zung sehr unterschiedliche Voraussetzungen. Die Hochflächen haben 
oftmals sehr nährstoffreiche Böden; bei geringen Hangneigungen ist 
daher Ackerbau möglich. Allerdings verschlechtern sich mit zuneh¬ 
mender Höhenlage die klimatischen Bedingungen, so daß ab 700 m die 
ackerbauliche Nutzung kaum noch Bedeutung hat. Der in der Ver¬ 
gangenheit in diesen Höhenlagen des Erzgebirges noch verbreitete 




1.2.2. Die Yiaturräumliche Struktur 


47 



Schwerin 


Neubrandenburg 


IlTfUnm Högcl-und Bepgland 
Blllllll i ll in Bereich der Schicht 
gesfeine des Mesozoikums 


Cottbus 


mm 

|;oVo° o| Wördlidierlandrüden 


GS3 


Wiederungen und Großtäler 
cfcs Tieflandes 

Lößgebiete i m Tief- ^ ^ -vo.' 

ind Hügelland 
Hügellanddurtti ' . Q - 
Eeckenklimasowi9 /£•<>■ •’ ’ *.°. *o - ^ ’o^ 

i löRnhlnnpoinn 1* • • °/V .0 • ‘.O' 


kristalliner Gestelna 


srtiem Gestein 




kristalliner Gesteine 


höhere Mittelgebirge \:! v ; * 
6eScine 


Abbildung 3 
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1. Grundfragen der Territorialplanung 




Ackerbau war vor allem Ausdruck der sozialen Notlage, in der sich im 
Kapitalismus die Familien der Bergleute und Industriearbeiter befan¬ 
den. Der Anbau von Feldfrüchten auf den hochgelegenen kleinen Fel¬ 
dern sollte das Existenzminiraum sichern helfen. Heute werden in der 
sozialistischen Landwirtschaft die für den Ackerbau weniger geeigne¬ 
ten Flächen der höheren Lagen zunehmend in Wiesen und Weiden 
umgewandelt und der Viehwirtschaft nutzbar gemacht oder auch 
durch die Forstwirtschaft aufgeforstet. 

Umgestaltung des Die territorial unterschiedliche Nutzung des Naturraumes durch die 
Naturrauines Gesellschaft spiegelt die unterschiedliche Entwicklung der Wirtschaft 

und des gesellschaftlichen Lebens insgesamt im Territorium wider. Die 
intensivste Nutzung finden wir dort, wo sich durch besondere histori¬ 
sche, ökonomische und auch natürliche Bedingungen eine starke Kon¬ 
zentration der industriellen Produktion mit einer Zusammenballung 
der Bevölkerung verbindet. 

In den hochindustrialisierten und dichtbesiedelten Ballungsgebieten 
im Süden der DDR ist auf großen Flächen die Natur von der Gesell¬ 
schaft weitgehend umgestaltet worden. Die Anlage von Siedlungen, In¬ 
dustriebetrieben, Lagerplätzen, Verkehrstrassen, aber auch die Kana¬ 
lisierung der Gewässer, die Einebnung größerer Geländeabschnitte, die 
Aufschüttung von Halden und die Anlage von Tagebauen haben über 
weite Strecken ein völlig neues geographisches Milieu geschaffen, in 
dem die Naturprozesse unter wesentlich anderen Bedingungen als im 
unberührten Naturraum ablaufen. 

Ebenso, wenn auch nicht so durchgreifend, ist die Natur in den Agrar¬ 
gebieten verändert worden. Der teilweise Jahrtausende alte Ackerbau 
hat örtlich und gebietsweise zu einer starken Veränderung des Bodens 
geführt. Die umfangreichen Meliorationen, die durch die sozialistische 
Landwirtschaft in den letzten Jahren durchgeführt wurden, haben 
weitere Veränderungen bewirkt, durch die vor allem eine weitere Stei¬ 
gerung der Bodenfruchtbarkeit angestrebt wird. 

Geringer sind die Einwirkungen der Gesellschaft in den forstwirtschaft¬ 
lich genutzten Gebieten. Aber auch hier ist vor allem durch die Ent¬ 
wicklung von Monokulturen in der kapitalistischen Zeit (Kiefernwäl¬ 
der im Tiefland, Fichtenwälder in den Mittelgebirgen) der ursprüng¬ 
lich natürliche Waldbcstand oft tiefgreifend verändert worden. 
Insgesamt ist die heutige Verteilung des Waldes auf dem Territorium 
der DDR in hohem Maße ein Ergebnis der historischen Entwicklung. 

1.2.3. Die territoriale Produktionsstruktur 

Die Territorialstruktur der Volles Wirtschaft der DDR wird einerseits 
durch eine starke Konzentration der Bevölkerung und der Industrie 
in den Südbezirken sowie in der Hauptstadt der DDR, Berlin, und 
andererseits durch großräumige Gebiete mit vorherrschender Land- 


Historische 

Entwicklung 
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und Nahrungsgüter Wirtschaft bei niedriger Bevölkerungsdichte und 
geringerem Industrialisierungsgrad in den nördlichen und in Teilen der 
mittleren Bezirke charakterisiert (vgl. Abbildungen 4,6,7 und 8). 

Auf dem Territorium der DDR war auch hinsichtlich der Standortver¬ 
teilung der Produktivkräfte ein negatives Erbe aus dem Kapitalismus 
zu überwinden. Nach dem Stand von 1936 befanden sich auf dem heu¬ 
tigen Territorium der DDR nur etwa 2 Prozent der Roheisenproduk¬ 
tion, 8 Prozent der Walzstahlproduktion und 17 Prozent der Zement¬ 
produktion des kapitalistischen Deutschland. Diese unter den kapitali¬ 
stischen Bedingungen bereits latent vorhandenen territorialen Dispro¬ 
portionen traten mit der Spaltung Deutschlands mit aller Schärfe her¬ 
vor. Hinzu kam, daß 1945 das Industriepotential auf dem Territorium 
der DDR zu 45 Prozent zerstört war gegenüber einem Zerstörungsgrad 
von nur 20 Prozent im westdeutschen Teil. 

In den Jahren des sozialistischen Aufbaus wurden unter Führung der 
Partei der Arbeiterklasse bereits bedeutende Veränderungen in der 
Territorialstraktur der DDR erreicht. 28 Im Zusammenhang mit dem 
Aufbau der sozialistischen Volkswirtschaft wurde angestrebt, durch 
eine planmäßige Standortverteilung der Produktivkräfte auch die 
überkommenen Disproportionen in der Territorialstruktur und die da¬ 
mit verbundenen territorialen Unterschiede im Niveau der Lebens¬ 
bedingungen für die Werktätigen schrittweise zu beseitigen. 

In der ersten Phase des Wiederaufbaus wuchs zunächst die Bedeutung 
der traditionellen Standortkomplexe der Produktion. In der Folgezeit 
entstanden unter zielbewußter Anwendung der sozialistischen Grund¬ 
sätze der Standortverteilung der Produktion schrittweise neue Kon¬ 
zentrationspunkte der Industrie auch in Gebieten, die im Kapitalismus 
zurückgeblieben waren, zum Beispiel in den nördlichen und östlichen 
Gebieten der DDR. 

Trotz dieser Entwicklung bestehen jedoch noch immer erhebliche Un- Territoriale 
terschiede im Grad der Industrialisierung und der Bevölkerungskon- Differenzierung 
zentration zwischen den einzelnen Bezirken (vgl. Tabellen 5 und 6). der Industriali- 
Für territoriale Vergleiche des Entwicklungsniveaus ist in den letzten snerung 
Jahren eine Gruppierung der Bezirke entwickelt worden: 

Als südliche Bezirke werden die Bezirke Dresden, Karl-Marx-Stadt, 

Leipzig und Halle zusammengefaßt. Sie umschließen die besonders 
hochindustrialisierten und dichtbesiedelten Ballungsgebiete im Süden 
der DDR. 

Die mittleren Bezirke bilden die Zusammenfassung der Bezirke Pots¬ 
dam, Frankfurt, Magdeburg und Cottbus. Ihre territoriale Struktur ist 
teilweise durch starke Industrialisierung, teilweise aber auch durch Ge¬ 
biete mit stärker agrarischem Charakter geprägt. 

Berlin wird bei territorialen Strukturuntersuchungen, dem besonderen 
Charakter der Hauptstadt entsprechend, gesondert ausgewiesen. 

Als nördliche Bezirke werden die Bezirke Rostock, Schwerin und Neu¬ 
brandenburg zusammengefaßt. Geht man von ökonomisch-geographi- 

4 Territorlalplanung 


2ö Siehe hierzu: Öko¬ 
nomische Geographie dor 
DDR, Herausgeber: 

H. Kohl u.a., 2. Auflage, 
Gotha/Leipzig 1970 
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Tabelle 5 

Territoriale Differenzierung der industriellen Enltmcklung 
{Anteil der Bezirke an der industriellen Bruttoproduktion der DDR - 
in Prozent) 



1955 

1972 

Halle 

17,8 

14,5 

Karl-Marx-Stad t 

14,7 

14,6 

Dresden 

13,6 

12,5 

Leipzig 

10,7 

9,3 

Erfurt 

5,9 

7,3 

Magdeburg 

7,0 

6,3 

Potsdam 

4,0 

6,0 

Berlin 

7,0 

5,9 

Cottbus 

4,0 

4,8 

Gera 

5,6 

4,6 

Frankfurt 

1,9 

4,5 

Rostock 

2,4 

3,2 

Suhl 

3,3 

3,0 

Schwerin 

1,5 ' 

2,2 

Neubrandenburg 

0,6 

1,5 


sehen Gliederungsgesichtspunkten aus, gehören zum Nordgebiet der 
DDR auch die nördlichen Kreise der Bezirke Magdeburg, Potsdam und 
Frankfurt. 

Südwestliche Bezirke sind Gera, Erfurt und Suhl. Sie haben einen aus¬ 
geglichenen Anteil an der Fläche, der Bevölkerung, an der Bruttopro¬ 
duktion der Industrie und an der Landwirtschaft. 

Auf Berlin und die südlichen Bezirke entfallen somit nur 25 Prozent 
des Territoriums, aber 50 Prozent der Bevölkerung und fast 60 Pro¬ 
zent der industriellen Bruttoproduktion der DDR. Die nördlichen Be¬ 
zirke umfassen dagegen 61 Prozent des Territoriums, aber nur 35 Pro¬ 
zent der Bevölkerung und weniger als 30 Prozent der industriellen 

Tabelle 6 

Gegenüberstellung der 5 Bezirksgruppen 



Anteil am 
Territorium 
der DDR 

(in Prozent) 

Anteil an 
der Wohn¬ 
bevölkerung 
der DDR 
(in Prozent) 

Bevölkerungs¬ 

dichte 

(EW je km 2 ) 

Anteil an der 
industriellen 
Bruttoproduktion 
der DDR 1972 
(in Prozent) 

Nördliche 

Bezirke 

24,5 

12,3 

79 

6,9 

Mittlere 

Bezirke 

36,5 

23,5 

101 

21,6 

Berlin 

0,4 

6,4 

2704 

5,0 

Südliche 

Bezirke 

24,5 

42,8 

275 

50,8 

Südwestliche 

Bezirke 

- 14,1 

15,0 

93 

14,9 
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Territoriale 
Differenzierung 
des Beitrags 
zum Brutto¬ 
produkt und 
National¬ 
einkommen 


29 Siehe hierzu Ab¬ 
schnitt 4. 


Bruttoproduktion. In den südwestlichen Bezirken ist das Verhältnis 

ausgeglichen. 

Betrachtet man die durchschnittliche Bevölkerungsdichte der Kreise, 
so weist diese innerhalb der Bezirke zum Teil erhebliche Unterschiede 
aus. Die Extremwerte liegen bei Landkreisen zwischen 35 Ew/km 2 
(Röbel, Bezirk Neubrandenburg) und 522 Ew/km 2 (Hohenstein-Ernst - 
thal, Bezirk Karl-Marx-Stadt). Bei einem Überblick über die Bevölke¬ 
rungsdichte nach Kreisen heben sich in den Südbezirken deutlich die 
großräumigen Ballungsgebiete als Gebiete mit durchschnittlich hoher 
Bevölkerungsdichte ab. Hohe Bevölkerungsdichte ist in der Regel ein 
Ausdruck für oino starko industriollo Entwicklung. 

Im Zusammenhang mit dem Aufbau neuer Industriebetriebe in zuvor 
wenig industrialisierten Gebieten hat sich seit 1955 der Anteil der 
mittleren und nördlichen Bezirke an der Industrieproduktion der DDR 
erhöht. Trotzdem liegt der Anteil der Industriebeschäftigten an den 
Berufstätigen vor allem in den nördlichen Bezirken noch immer erheb¬ 
lich unter dem DDR-Durchschnitt. 29 


Am Anteil der Wirtschaftsbereiche am Bruttoprodukt nach Bezirken 
und der Verteilung der Berufstätigen in den Bezirken nach Wirtschafts- 
bereiohen zeigt sich, daß das ökonomische Profil der nördlichen und 
eines großen Teils der mittleren Bezirke nach wie vor in hohem Maße 
von der Landwirtschaft und der Nahrungsgüter Wirtschaft bestimmt 
wird. Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, daß auf die südlichen 
Bezirke trotz ihres hohen Industrialisierungsgrades etwa 1/3 des 
Bruttoprodukts der Land- und Fortswirtschaft entfallen. 

Diese Strukturunterschiede zwischen den Bezirken sind zugleich Ur¬ 
sache für einen unterschiedlichen Beitrag der einzelnen Bezirke zum 
Nationaleinkommen. So werden in den Ballungsbezirken von etwa 
40 Prozent der Beschäftigten der DDR fast 58 Prozent des National¬ 
einkommens produziert. Dies steht im Zusammenhang mit dem hohen 
Industrialisierungsgrad der Ballungsbezirke. 


Tabelle 7 

Anteil der Bezirksgruppen am produzierten Nationaleinkommen 
und Nationaleinkommen je Beschäftigten 



Anteil am produzier¬ 
ten National¬ 
einkommen 
(in Prozent) 

Nationaleinkommen 
je Gesamt- 
beschäftigter 
(TM) 

Nördliche Bezirke 

9,5 

10,5 

Mittlere Bezirke 

20,4 

11,5 

Berlin 

8,2 

13,3 

Südliche Bezirke 

47,1 

12,9 

Südwostlioho Bezirke 

14,8 

11,8 

DDR insgesamt 

100 

12,2 


Nach einer Untersuchung des ökonomischen Forschungsinstituts der Staatlichen Plankommis¬ 
sion, 1967 
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Daraus ist die Schlußfolgerung abzuleiten, daß das produzierte Natio¬ 
naleinkommen und die Produktivität mit zunehmender Industrialisie¬ 
rung der betreffenden Gebiete wachsen. In diesem Sinne tragen die in¬ 
dustriell am stärksten entwickelten Gebiete der DDR, die Ballungs¬ 
gebiete am meisten zur Entwicklung der volkswirtschaftlichen Effek¬ 
tivität bei (vgl. Tabelle7 und Abbildung5). 



Mittlere Bezirke 


Südliche Bezirke 47,1 


Südwestliche Bezirke l 


Abbildung 5 

Anteil der Bezirksgruppen am produ¬ 
zierten Nationaleinkommen in Prozent 
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Bevölkerungs- und Siedlungsstruktur sind Bestandteile der Territo¬ 
rialstruktur. Sie entstehen und entwickeln sich in Einheit mit der 
Standortverteilung der Produktivkräfte, wobei der Mensch als Haupt¬ 
produktivkraft mit seiner gesellschaftlichen Tätigkeit und seinen ge¬ 
sellschaftspolitischen Zielstellungen die Entwicklung der Siedlungs- 
Struktur bestimmt. 

Die Siedlungsstruktur mit ihren Zentren von unterschiedlicher Größe, Siedlungsstruktur 
Funktion und territorialer Reichweite ist relativ schwer und nur lang¬ 
fristig zu verändern. In der Siedlungsstruktur der DDR und ihren 
Teilgebieten spiegelt sich in hohem Maße die historische Entwicklung 
der Besiedlung des Landes wider. Gegenwärtig bestehen in der DDR 
fast 8000 Gemeinden. Davon haben über 6500 Gemeinden weniger 
als 2000 Einwohner. Tatsächlich jedoch ist die Zersplitterung des 
in seiner Grundlage aus dem Feudalismus überkommenen Siedlungs- 
systems noch stärker, denn innerhalb der administrativen Gemeinden 
liegen zusätzlich etwa 8000 Ortsteile und 10000 Einzelsiedlungen 
(vgl. Abbildung 6 und Tabelle 8). 

Das Siedlungsnetz der DDR steht in unmittelbarer Beziehung zur Territoriale 
territorial differenzierten Verdichtung der Bevölkerung und der Differenzierung 
Standortverteilung vor allem der industriellen Produktion. Die Be¬ 
zirke Halle, Leipzig, Dresden und Karl-Marx-Stadt, die die industriel¬ 
len Ballungsgebiete im Süden der DDR umschließen, haben den hoch- 
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Abb. 6 

Siedlungen in der DDR mit mehr als 10000 Einwohnern 
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steil Anteil der in Gemeinden mit über 2000 Einwohnern lebenden Be¬ 
völkerung. Dagegen gehören in den drei Nordbezirken der DDR nur die 
Bezirksstädte Schwerin und Neubrandenburg sowie vier Küsten¬ 
städte zur Kategorie der größeren Städte. Von den 1536 Städten und 
Gemeinden der Bezirke Rostock, Schwerin und Neubrandenburg hat¬ 
ten 1970 nur 12 eine Größe von über 20000 Einwohnern. Somit be¬ 
stehen auch in der Siedlungsstruktur bedeutende Unterschiede zwi¬ 
schen den Nord- und den Südbezirken der DDR. 

Im Norden, etwa nördlich der Linie Magdeburg-Berlin-Frankfurt/ 
Oder, besteht ein weitmaschiges Siedlungsnetz mit nur relativ wenigen 
größeren städtischen Siedlungen. In den Südbezirken dagegen ist das 
Siedlungsnetz engmaschig mit relativ vielen Groß- und Mittelstädten. 
Vergleicht man die mittleren Einzugsgebiete der Großstädte und der 
Mittelstädte, 30 ergibt sich im Durchschnitt der DDR für die Groß¬ 
städte ein mittleres Einzugsgebiet von 9833 km 2 , für die Mittelstädte 
(Städte mit über 20000 Ew) ein Einzugsgebiet von 1138 km 2 . In den 
Nordbezirken beträgt die mittlere Größe dieser Einzugsgebiete da¬ 
gegen 24538 km 2 beziehungsweise 2454 km 2 . Im Bezirk Karl-Marx- 
Stadt dagegen ist das mittlere Einzugsgebiet der Großstädte nur 
3005 km 2 und das der Mittelstädte 546 km 2 . Hinter diesen Mittelwer¬ 
ten verbirgt sich eine ungleichmäßige territoriale Verteilung der Zen¬ 
tren der Arbeiterklasse und der Produktion. 

Allerdings ist bei der Darstellung dieser Merkmale der Siedlungsstruk¬ 
tur zu beachten, daß sich in Verbindung mit den allgemeinen gesell¬ 
schaftlichen Konzentrationsprozessen schrittweise langfristige Struk¬ 
turverschiebungen im Siedlungsnetz vollziehen. So hat sich in der DDR 
der Bevölkerungsanteil der Gemeindegrößengruppen von über 10000 
Einwohnern zwischen 1946 und 1970 von 44,5 Prozent auf 53,5 Pro¬ 
zent erhöht. Entsprechend ist in den Gemeindegrößengruppen unter 
10000 Einwohnern der Bevölkerungsanteil zurückgegangen. Auch die 
Angaben über die Veränderung der Wohnbevölkerung zwischen 1962 
und 1971 weisen diese Strukturveränderungen für die einzelnen Ge¬ 
meindegrößengruppen nach (vgl. Tabelle 8). Die höchste Zunahme hat¬ 
ten in den letzten Jahren die Städte zwischen 20000 und 100000Ein¬ 
wohnern. 

In der Entwicklung der Siedlungsstruktur spiegeln sich zugleich auch 
die Veränderungen der Bevölkerungsstruktur wider. Wenn auch die 
Bevölkerung der DDR im letzten Jahrzehnt keinen Zuwachs aufweist, 
zeigt sich doch, daß in den verschiedenen Gebieten die Entwicklung 
unterschiedlich verlief. Das ist vor allem hinsichtlich der territorial dif¬ 
ferenzierten Entwicklung des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens von 
Bedeutung. Spezielle Untersuchungen zur territorialen Struktur und 
Entwicklung des Arbeitsvermögens in der DDR im Zeitraum bis 1980 
wiesen nach, daß zwischen 1965 und 1980 die Entwicklung des gesell¬ 
schaftlichen Arbeitsvermögens regional nach drei Entwicklungstypen 
unterschieden werden kann (vgl. Abbildung 7). 


Strukturverände¬ 
rungen im 
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struktur 
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Abbildung 7 

Entwicklung der Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter bis 1980 nach drei Grundtypen 

Quelle: L. Grundmann, Die territoriale Struktur und Entwicklung des Arbeltskruftovorroögens in der DDR im Prognose 
Zeitraum bis 1080, Petermanns Geogr. Mitteilungen, 113. Jalirgnng, 1009, Heft 3 
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Entwicklungs¬ 
typen der 
territorialen 
Bevölkerungs¬ 
struktur 


Grundtyp A weist Gebiete aus, in denen die Bevölkerung im arbeits¬ 
fähigen Alter zwischen 1965 und 1980 kontinuierlich zu n immt. Dieser 
Grundtyp umfaßt im wesentlichen Kreise mit agrarischer Grundstruk¬ 
tur oder auch Industrickreise, die aber noch eine hohe agrarische 
Grundbevölkerung haben. Gleichzeitig haben Stadt- und Landkreise mit 
starker Neubautätigkeit, wie Hoyerswerda, Eisenhüttenstadt, Halle- 
Neustadt, eine gleichartige Entwicklung des Arbeitskräfte Vermögens. 
Grundtyp B umfaßt Gebiete, in denen die Bevölkerung im arbeits¬ 
fälligen Alter zwischen 1965 und 1970/75 zunächst rückläufig ist, da¬ 
nach aber wieder ansteigt. Diesem Grundtyp entsprechen Kreise mit 
ausgewogener Wirtschaftsstruktur, in denen neben stärkerer agrari¬ 
scher Prägung ein höherer Anteil an industriebestimmten Siedlungen 
vorhanden ist. 

Grundtyp C umfaßt Gebiete mit einer Abnahme der Bevölkerung im 


Tabelle 9 

Territoriale Differenzierung der Bevölkerungsentwicklung - 

Veränderung der Wohnbevölkerung 1971: 1962 um ± Prozent nach Bezirken und Gemeindegrößen¬ 


gruppen 


Bezirk 

Unter 

2000 

EW 

2000 

bis 

unter 

10000 

10000 

bis 

unter 

20000 

20000 

bis 

unter 

50000 

Rostock 

- 5,9 

-12,6 

+ 16,4 

+ 2,8 

Schwerin 

-10,8 

+ 16,0 

- 37,9 

+ 29,8 

Neubrandenburg 

-11,4 

- 2,0 

-19,9 

+ 83,7 

Nördlicho Bezirke gesamt 

- 9,5 

- 1,5 

-13,6 

+ 42,1 


Frankfurt- 

- 7,0 

-11,3 

_ 

Cottbus 

- 7,0 

- 6,3 

- 

Potsdam 

- 7,7 

- 2,4 

- 

Magdeburg 

- 9,1 

- 8,2 

- 

Mittlere Bezirke gesamt 

- 7,9 

- 6,3 

- 


Halle 

Leipzig 

Karl-Marx-Stadt 
Dresden 

Ballungsbezirke gesamt 


Erfurt 

Gera 

Suhl 

Südwestliche Bezirke 
gesamt 


Berlin 


DDR. 


+ 9,7 

- 9,4 

- 1,4 

- 6,4 


- 5,4 

- 7,4 

- 4,8 

- 5,8 


- 6,9 



+ 21,7 
+ 13,9 
-23,4 
+ 18,0 
+ 7,6 


-18,6 
+ 9,4 
+ 53,8 
+ 2,0 


50000 

bis 

unter 


100000 
und mehr 



- 8,5 

- 2,8 
+ 2,2 
+ 1,9 
- 0,6 


+ 5,2 
+ 7.8 

+ 6,1 



Quelle: Errechnet nach Angaben der Statistischen Jahrbücher der DDR 1963 und 1972; Staataverlag der DDR. Berlin 
1963 und 1972 
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arbeitsfähigen Alter bis 1980. Zu diesem Grundtyp gehören vor allem 
die Großstädte in den Südbezirken sowie Magdeburg und Berlin und 
der größte Teil der Kreise des Bezirks Karl-Marx-Stadt. 

Eine Zusammenfassung nach Bezirkswerten zeigt als allgemeines Bild 
in den Jahren bis 1980 einen generellen Zuwachs au Bevölkerung im 
arbeitsfähigen Alter in den nördlichen Bezirken, ein Stagnieren in den 
mittleren und südwestlichen Bezirken und eine negative Entwicklung 
in den Südbezirken (vgl. Tabelle 9). 

Im Zusammenhang mit der Bevölkcrungs- und Siedluugsstruktur, aber Infrastruktur eile 
auch mit der Produktionsstruktur, stehen die Ausstattung des Territo- Ausstattung 
rin ms der DDR mit infrastrukturellen Fonds und die Effektivität ihrer 
Nutzung. Sowohl die infrastrukturelle Ausstattung als auch ihr Nutz¬ 
effekt sind vor allem vom Grad der territorialen Konzentration von 
Produktion und Bevölkerung abhängig. Daher haben die Ballungs¬ 
gebiete den höchsten Ausstattungsgrad von Anlagen und Netzen der 
technischen Infrastruktur. So weist der Bezirk Karl-Marx-Stadt die 
größte Dichte des Eisenbahnnetzes in der DDR auf; der Bezirk Leip¬ 
zig hat das dichteste Straßennetz. 

Territorial sehr viel weniger differenziert sind die Einrichtungen der 
sozialen Infrastruktur. Das ist vor allem ein Ergebnis des sozialisti¬ 
schen Aufbaus, durch den auch in den ehemals rückständigen Gebieten 
der DDR inzwischen eine relativ gute Ausstattung mit Einrichtungen 
der sozialen Infrastruktur erreicht w'orden ist. Vergleicht man den An¬ 
teil der Berufstätigen, die in den sozialen Bereichen beschäftigt sind, 
so zeigt sich, daß dieser Anteil in den drei nördlichen Bezirken und 
auch in den Bezirken Potsdam und Frankfurt größer ist als in den süd¬ 
lichen Bezirken der DDR. Dabei besteht einerseits ein Zusammenhang 
zu der unterschiedlichen Bevölkerungs- und Siedlungsdichte dieser Ge¬ 
biete. Andererseits kommt darin zum Ausdruck, daß in den Ballungs¬ 
gebieten und auch in großen Städten durch Struktureffekte, die sich 
aus Konzentrations- und Kombinationsvorteilen ergeben, die Infra¬ 
struktureinrichtungen effektiver genutzt werden können. 

1.2.5. Die Gebietsstrukturen 

Mit der historischen Entwicklung der territorialen Arbeitsteüung ent- Herausbildung 
stehen im Wirtschaftsterritorium eines Landes charakteristische Wirt- von Wirtschafts - 
schaftsgebiete. Lenin hat mit seinen Untersuchungen über die Ent- gebieten 
Wicklung des Kapitalismus in Rußland sowie über die wirtschaft¬ 
liche Entwicklung in den USA die Gesetzmäßigkeiten dieses Prozesses 
nach gewiesen. Unter sozialistischen Produktionsverhältnissen kommt 
es darauf an, die auf der Grundlage der historischen Entwicklung und 
der aktuellen ökonomischen und natürlichen Bedingungen mit der ter¬ 
ritorialen Arbeitsteilung entstandenen und sich entwickelnden Wirt¬ 
schaftsgebiete zu erkennen. Zugleich sind die ihrer Entwicklung zu- 
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Abbildung 8 Standortverteilung der Industrie der DDR sowie die Vorteilung der Rohstoffvorkommen 
Quelle: Autorenkollektiv, Länder der F.rdc. Verlag Die Wirtschaft, Berlin 10T5, S.174 
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Abbildung 10 

Übersicht zur Territorialstruktur der DDR 


gründe liegenden Tendenzen zu erfassen und für die langfristige Pla¬ 
nung der territorialen Strukturentwicklung nutzbar zu machen, 
üon Bedeutung für die Planung der langfristigen Strukturentwicklung 
ist die Typisierung von Wirtschaftsgebieten nach differenzierten Struk¬ 
turmerkmalen (vgl. Abbildung 9). 

Agrargebiete sind größere Gebiete, in denen die Landwirtschaft, ge- Agrargebicte 

Hessen an der Beschäftigtenstruktur, stark dominiert (mindestens 2/3 

ier Beschäftigten sind in der Landwirtschaft tätig). Das schließt nicht 

rus, daß in diesen Gebieten einzelne Industriestandorte vorhanden 

und, die zumeist an Städte gebunden sind. 
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struktur nach, 
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1. Grundfragen der Territorialplanung 


Agrar-Industrie-Gebiete sind Gebiete, in denen die Landwirtschaft 
noch relativ gegenüber dem Anteil der Industrie an der Produktion 
und der Beschäftigtenzahl überwiegt. In einem größeren Teil der Ge¬ 
meinden dominiert die Beschäftigung in der Landwirtschaft. Insge¬ 
samt beträgt der Anteil der in der Industrie Beschäftigten im Gebiet 
jedoch schon 20 Prozent oder mehr. Dabei ist die Industrie im allge¬ 
meinen noch auf wenige Standorte beschränkt. Die Städte sind jedoch 
relativ stärker industrialisiert als in den reinen Agrargebieten. 
Industrie-Agrar-Gebiete sind Gebiete, in denen die Zahl der in der In¬ 
dustrie Beschäftigten gegenüber der Zahl der in der Landwirtschaft 
Tätigen überwiegt. Die Industrie konzentriert sich einerseits in deut¬ 
lich industriell strukturierten Städten. Andererseits haben auch 
außerstädtische Industriestandorte ein größeres Gewicht. Dieser indu¬ 
striellen Entwicklung und der Konzentration der Industrie entspre¬ 
chend sind die Gemeinden im Durchschnitt relativ groß, und selbst 
Landgemeinden erreichen in der Einwohnerzahl oft die Grenzwerte für 
Städte. 

Industriegebiete sind Gebiete, in denen die Industrie vorherrscht. Das 
schließt nicht aus, daß sich vereinzelt oder in kleineren Teilgebieten 
auch stärker agrarisch geprägte Gemeinden befinden. Die Städte sind 
eindeutig durch die Industrie geprägt, und auch die nichtstädtischen 
Gemeinden sind oftmals Industriestandorte, zumindest aber haben sie 
zum großen Teil den Charakter von Arbeiterwohngemeinden. 
Ballungsgebiete sind große Gebiete, in denen sich aufgrund einer star¬ 
ken Konzentration von industrieller Produktion und Bevölkerung um 
die großstädtischen Gebiete auch die umliegenden Gebiete verdichtet 
haben. Die Ballungsgebiete sind die am stärksten industrialisierten Ge¬ 
biete. In den Ballungsgebieten erreichen solche Kennziffern wie die Be¬ 
völkerungsdichte und die Siedlungsdichte höhere Werte als in den In¬ 
dustriegebieten . 

Ballungskerne können als große Industriestädte auch außerhalb von 
Ballungsgebieten in industriell weniger entwickelten Gobioten liegen. 
In solchen Fällen geht von ihnen oft eine regionale Agglomeration in 
ihre nähere oder weitere Umgebung aus, so daß sic auf lange Sicht als 
Initialstadium der Entwicklung eines Ballungsgebietes aufgefaßt wer¬ 
den können (vgl. Tabelle 10). 

Erholungsgebiete sind eine Sonderform der Torritorialstruktur. In Er¬ 
holungsgebieten ist die Beschäftigtenstruktur dadurch bestimmt, daß 
ein großer oder der überwiegende Teil der Beschäftigten in Einrichtun¬ 
gen der Infrastruktur tätig sind, die mehr oder weniger speziell der Er¬ 
holung dienen. 

In den nördlichen Bezirken der DDR, einschließlich der nördlichen Ge¬ 
biete der Bezirke Magdeburg, Potsdam und Frankfurt/Oder, überwiegt 
eindeutig der Typ der Agrargebiete. Aus ihnen ragen die wenigen Groß- 
und großen Mittelstädte heraus, in denen die Industrie vorherrscht. 
Städte wie Schwerin, Neubrandenburg, aber auch Greifswald, Stral- 
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Tabelle 10 

Zur Struktur der Ballungsgebiete - 

Ausgewählte Anteils- und Dichtekennziffern der Ballungsgebiete der DDR 1971 


Kennziffern Ballungsgebiete DDR 



Berlin 

Halle/ 

Karl- 

Dresden 

Ballungs¬ 




Leipzig 

Marx- 

Oberes 

gebiete 





Stadt/ 

Elbtal 

ins¬ 





Zwickau 


gesamt 


I. Anteil am DDR-Wert 







in Prozent 







- Fläche 

5 

4 

3 

2 

13 

100 

- Wohnbevölkerung 

* 9 

12 

9 

6 

36 

100 

- Berufstätige 

9 

13 

9 

6 

37 

100 

- Industrie- 

7 

15 

13 

7 

42 

100 

beschäftigte 







II. Dichte 







- EW je km 2 

358 

455 

470 

510 

435 

158 

- Indust rie- 

47 

95 

115 

99 

86 

26 

beschäftigte je km 2 







III. Industriebeschäftigto 

133 

209 

244 

196 

196 

167 


je 1000 EW 

(Industrialisierungsgrad) 


sund und Wismar entwickeln heute zunehmend eine Stadtrandzone 
mit industriellen Funktionen. Kernstadt und Stadtrandzoiie bilden 
eine Stadtregion, die als Wirtschaftsgebiet aufgefaßt werden kann. 
Rostock hat als Zentrum der stärksten industriellen Entwicklung in 
den Nordgebieten bereits den Charakter einer Großstadt erreicht, was 
mit einer intensiven Einbeziehung eines größeren Umlandes verbun¬ 
den ist. Rostock ist bereits ein Ballungskern mit hohen Struktureffek¬ 
ten, die auf der Konzentration und Kombination der industriellen 
Produktion beruhen. 

Im Südteil der DDR treten alle genannten Typen von Wirtschafts¬ 
gebieten auf. Von besonderer Bedeutung ist hier die Entwicklung der 
Ballungsgebiete (vgl. Tabelle 10). 

Bereits unter den Bedingungen der kapitalistischen Produktionsweise 
vollzog sich im heutigen Südteil der DDR und im Berliner Raum eine 
starke Verdichtung der Produktion und der Bevölkerung sowie von 
Elementen der Infrastruktur. Auf einer bestimmten Stufe dieses Pro¬ 
zesses nahmen die Gebiete um Halle-Leipzig, Karl-Marx-Stad t- 
Zwickau, Dresden und Berlin den Charakter von Ballungsgebieten an. 
Diese Ballungsgebiete haben im Vergleich zum Durchschnitt der DDR 
einen quantitativ hohen Grad der Agglomeration. 

In der bisher üblichen Abgrenzung der Ballungsgebiete im Süden der 
DDR werden auf der Basis von Kreisen zusammengefaßt: 

6 Territorialplanung 
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Ballungsgebiet Halle-Leipzig 

mit den Stadtkreisen Halle und Leipzig sowie den Kreisen Bitterfeld, 
Saalkreis, Eisleben, Merseburg, Hohenmölsen, Zeitz, Landkreis Leip¬ 
zig, Delitzsch, Borna, Altenburg. 

Ballungsgebiet Karl-Marx-Stadt-Zwickau 

mit den Stadtkreisen Karl-Marx-Stadt und Zwickau sowie den Land¬ 
kreisen Karl-Marx-Stadt, Zwickau, und den Kreisen Hohenstein - 
Emstthal, Glauchau, Werdau, Reichenbach, Auerbach, Stollberg, Aue, 
Schwarzenberg, Annaberg, Zschopau, Flöha. 

Ballungsgebiet Dresden 

mit Stadtkreis Dresden, Landkreis Dresden, Kreise Pirna, Freital, 
Meißen, Riesa. 

Berlin 

Hauptstadt der DDR mit den sie umgebenden Kreisen. 

Das bereits stark industrialisierte Gebiet von Magdeburg wird bisher 
nicht zu den Ballungsgebieten gerechnet, da es im Vergleich zu den 
genannten Ballungsgebieten im Zusammenhang mit seiner geringeren 
Größe auch eine geringere Strukturvielfalt aufweist. Das ebenfalls rela¬ 
tiv stark industrialisierte Gebiet der Niederlausitz ist gleichfalls nicht 
so vielgestaltig entwickelt. Auch fehlt hier ein großstädtischer Bal- 
lungskem. Für Gebiete des Typs Magdeburg oder der Niederlausitz 
wird auch der Begriff Verdichtungsgebiet verwendet. 
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2. Die objektiven Gesetzmäßigkeiten 
der Weiterentwicklung 
der Territorialstruktur 
im Sozialismus 


Die Schaffung einer der entwickelten sozialistischen Gesellschaft ent¬ 
sprechenden Territorialstruktur ist eine zwingende und schrittweise zu 
lösende Aufgabe, die der Wirkungsweise ökonomischer Gesetze folgt. 
Bei ihrer Lösung kann sich die Territorialplanung auf die Erkenntnisse 
und Orientierungen W. I. Lenins 1 und auf nene sowjetische Forschun¬ 
gen und Erfahrungen stützen. 2 

Es ist ein besonderes Verdienst Lenins, vom marxistischen Standpunkt 
die objektiven Entwicklungstendenzen der Standortverteilung der 
Produktivkräfte als Ausdruck der ökonomischen Gesetze unter den Be¬ 
dingungen der kapitalistischen Produktionsweise wissenschaftlich 
nachgewiesen zu haben. Er zeigte insbesondere die damit verbundene 
Verschärfung der Widersprüche zwischen Stadt und Land, zwischen 
territorialer Produktions- und Bevölkerungsstruktur, zwischen den 
Teilgebieten des Landes, zwischen der Dynamik der Zweigstruktur und 
der relativen Statik des Siedlungsnetzes und anderes. Diesen Erkennt¬ 
nissen über die Wirkungsweise ökonomischer Gesetze des Kapitalismus 
in der Territorialstruktur stellte Lenin später in der Praxis des soziali¬ 
stischen Aufbaus, insbesondere bei der langfristigen Standortpolifcik am 
Beispiel des GOELRO-Planes, die territorialen Aspekte und Planungs¬ 
erfordernisse der ökonomischen Gesetze des Sozialismus gegenüber. 3 
So forderte Lenin schon 1918. die Planung der Standortverteilung der 
Produktivkräfte zu einem festen Bestandteil der zentralen staatlichen 
Planung zu machen. Seine Hinweise waren und sind von grundlegen¬ 
der Bedeutung für den Aufbau der Territorialplanung in allen soziali¬ 
stischen Ländern. 

Im Interesse der rationellen Standortverteilung der Industrie orien¬ 
tierte Lenin vor allem auf 

- die Berücksichtigung der Rohstoffnähe, 

- den geringstmöglichen Verlust an Arbeit beim Übergang von einer 
Produktionsstufe zur anderen, 


W. I. Lenin 
als Begründer 
sozialistischer 
Territorialplanung 

1 Vgl. Lenin, W. I., 
Die Ectwlcklung dos 
Kapitalismus in RuB- 
land. Io: W T erke, Bd. 3, 
Dietz Verlag, Berlin 
1956, 8. 440ff. 

2 Vgl. Autorenkollek¬ 
tiv, Optimale Zweig- und 
Standortplanung, Ver¬ 
lag Die Wirtschaft, Ber¬ 
lin i960: 

Nekrassow, N. N., Die 
Wirtschaftspolitik der 
KPdSU und die Stand¬ 
ortverteilung der Pro¬ 
duktivkräfte, in: Kom¬ 
munist. 1973/3 (russ.) 
Probst, A. B., Fragen 
der 8Undortvcrt«Hung 
der sozialistischen Indu¬ 
strie, Moskau 1971 
(russ.) 

3 VgLu.a. Lenin,'W.I., 
Entwurf eines Plans wis¬ 
senschaftlich-techni¬ 
sch« Arbeiten, in: 
Werke. Bd. 27. Dietz 
Verlag, Berlin i960, 

8. 312/313; 

W. I. Lenin, über den 
einheitlichen Wlrt- 
scbaftsplan, in: Werke, 
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Planmäßige 
Gestaltung der 
W irtsckaftsgebiete 


Objektive 

Grundlagen 


Bd. 32, Dietz Verlag, 
Berlin 1961, S.135; 

W. I. Lenin, über die 
Naturalsteuer, in Werke, 
Bd. 32, a.a.O., S. 309; 
W. I. Lenin, Direktive 
dea Fonds für Arbeit und 
Verteidigung, cbouda, 

S. 392 

4 Lenin, W. I., Ober 
die Naturalsteuer, 
a.a.O., S. 369 
6 ebenda. S. 396 und 
8.415 


- eine rationelle Zentralisation, territoriale Konzentration und Kom¬ 
bination der Produktion, 

- die allseitige Entwicklung der technischen Infrastruktur (Elektro¬ 
energie, Wasserwirtschaft, Verkehrswesen) in allen Gebieten des 
Landes sowie 

- die Durchführung von exakten Bilanz- und Nutzeffektsrechnungen 
zu mittel- und langfristigen Planvarianten. 

Zur Erreichung der damit verbundenen Zielsetzungen verlangte er um¬ 
fassende und tiefgehende territorialökonomische Analysen über das 
Wirtschaftspotential - insbesondere über die natürlichen Produktiv¬ 
kräfte -in allen Gebieten des Landes, eine Arbeit, die bis in die Gegen¬ 
wart zahlreiche Wissenschaftler und Praktiker beschäftigt. 

In gleicher Weise schuf Lenin die Grundlagen für eine komplexe Pla¬ 
nung der Wirtschaftsgebiete und deren einheitliche proportionale Ent¬ 
wicklung. Er forderte in diesem Sinne die mustergültige Organisierung 
eines kleinen „Ganzen“ als „Summe aller Wir tschaft liehen Beziehun¬ 
gen, der Summe des ganzen Wirtschaftsverkehrs, sei es auch nur eines 
kleinen Bezirks“. 4 Bei aller Notwendigkeit dieses komplexen Heran¬ 
gehens hat aber Lenin auch schon in früheren Arbeiten aut den Zu¬ 
sammenhang zwischen der territorialen Arbeitsteilung im Prozeß der 
Standortverteilung der Produktion im ganzen Lande und der Speziali¬ 
sierung der Gebiete hingewiesen. Er verlangte deshalb auch eine organi¬ 
sierte und enge Zusammenarbeit der örtlichen und der Gebietsorgane 
mit der Staatlichen Plankommission oder anderen zentralen Leitungs¬ 
organen 5 zur Lösung der territorialökouomischen Probleme. 

In allen seinen Arbeiten machte Lenin deutlich, daß die territoriale 
Entwicklung in der kapitalistischen und der sozialistischen Produk¬ 
tionsweise sowohl von entgegengesetzten Zielrichtungen als auch von 
unterschiedlichen Mitteln und Möglichkeiten bestimmt wird. 
Territorialplanung ist eine Konsequenz, die sieh objektiv aus der Wir¬ 
kungsweise und bewußten Beherrschung der ökonomischen Gesetze 
des Sozialismus ergibt. 

Eine wissenschaftlich fundierte Territorialplanung muß daher von fol¬ 
genden objektiven Grundlagen ausgehen: 

- den spezifischen und konkreten Erfordernissen der ökonomischen 
Gesetze des Sozialismus und anderen Gesetzmäßigkeiten der räum¬ 
lichen Organisation der gesellschaftlichen Prozesse; 

- den Einflußfaktoren, die die Dynamik der Territorialstruktur 
der Volkswirtschaft im langfristigen Planzeitraum bestimmen; 

- einem System der Leitung und Planung, in das die planmäßige 
Entwicklung der Territorialstruktur der Volkswirtschaft voll inte¬ 
griert ist. 
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2.1. Die territorialen Gesichtspunkte des Wirkens 

der ökonomischen Gesetze des Sozialismus 

Da das System der ökonomischen Gesetze des Sozialismus auf die Ge¬ 
samtheit der gesellschaftlichen Entwicklung einwirkt, wirkt es auch 
auf die Gestaltung der Territorialstruktur, der räumlichen Bedingun¬ 
gen der sozialistischen Reproduktion. Es geht „... um ihre objektiven 
Wirkungsbedingungen und Erfordernisse unter den Bedingungen der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft bei Berücksichtigung der 
realen Situation unseres Landes. Mit anderen Worten: Wir brauchen 
mehr Vorlauf für wissenschaftlich begründete und zuverlässige — auch 
im Sinne ihrer langfristigen Anwendbarkeit — Formen und Methoden 
der Ausnutzung der ökonomischen Gesetze zur weiteren effektiven Ge¬ 
staltung der Ökonomik des Sozialismus“. 6 

Zu diesen objektiven Wirkungsbeclingungen gehört auch die vorhan¬ 
dene Territorialstruktur der gesellschaftlichen Reproduktion mit ihren 
spezifischen Entwicklungstendenzen in der jeweiligen Periode. Die 
Planungsprinzipien für die Weiterentwicklung der Territorialstruktur 
müssen deshalb aus den spezifischen territorialen Erfordernissen, das 
heißt, aus den Erfordernissen der ökonomischen Gesetze abgeleitet 
werden, die sich speziell auf die räumlichen Bedingungen des gesell¬ 
schaftlichen Lebens beziehen. Dabei ist sowohl der wechselseitige Zu¬ 
sammenhang der ökonomischen Gesetze untereinander als auch - be¬ 
sonders in der Territorialplanung - ihre Verflechtung mit anderen, 
außerökonomischen Gesetzen (Naturgesetzen, ästhetischen Gesetzen 
und anderen) zu berücksichtigen. 

2.1.1. Territoriale Gesichtspunkte 

des ökonomischen Grundgesetzes des Sozialismus 
und des Gesetzes der Ökonomie der Zeit 


Bei der Planung der Territorialstruktur ist vom ökonomischen Grund- Territoriale 
gesetz der sozialistischen Produktionsweise auszugehen. Die Dialektik Erfordernisse 
von Ziel und Mitteln verleiht dem Wirken des Grundgesetzes in jedem des ökonomischen 
Entwicklungsabschnitt einen ganz konkreten historischen Inhalt. Das Grundgesetzes 
findet seinen Ausdruck in den wirtschaftspolitischen Direktiven der 
Partei der Arbeiterklasse und in den Planungsprinzipicn sowie den 
Planungsaufgaben der sozialistischen Staatsmacht. Daraus ergeben 
sich für die Gestaltung der Territorialstruktur der gesellschaftlichen 
Reproduktion eine Reihe von Erfordernissen. 

Das ökonomische Grundgesetz des »Sozialismus schließt ein, daß solche 
territorialen Bedingungen der gesellschaftlichen Reproduktion ge¬ 


schaffen, erhalten sowie ständig vervollkommnet werden, die die Er¬ 
höhung des materiellen und kulturellen Lebensniveaus des Volkes, die „ Ha|?er K<i Die ent _ 
volle Entfaltung allseitig gebildeter sozialistischer Persönlichkeiten wickelte sozialistische 
und das Wachstum der Volkswirtschaft maximal fördern. lag, Berlin mi, s. 40 
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Territoriale 
Erfordernisse 
des Gesetzes 
der Ökonomie 
der Zeit 

7 Marx, K., Grand¬ 
risse der Kritik der poli¬ 
tischen Ökonomie, Dletz 
Verlag, Berlin 1953,8.80 


Daraus lassen sich folgende Prinzipien für die Planung ableiten: 

- Die Wechselbeziehungen zwischen den Menschen und ihrer Um¬ 
welt sowie die Beziehungen zwischen den Standorten und Gebieten 
sind so zu gestalten, daß die sozialistische Gesellschaft sich immer 
rascher und vollkommener entwickeln kann. 

- Die Arbeits- und Konsumtionsprozesse sind im Territorium so an¬ 
zuordnen oder zu verbinden, daß die Beziehungen zwischen ihnen 
mit geringstmöglichem Zeitaufwand und ohne wesentliche gegen¬ 
seitige Störeinflüsse hergestellt werden können. 

- Die Netze aller Versorgungs- und Betreuungseinrichtungen müssen 
hinsichtlich ihrer Kapazitäten, Spezialisierung und auch der Ent¬ 
fernungen so angelegt werden, daß sie bedürfnisgerecht, zeitspa¬ 
rend und rationell genutzt werden können. 

- Die aus der Vergangenheit übernommenen und nicht gerechtfer¬ 
tigten Niveauunterschiede zwischen verschiedenen Gebieten oder 
Siedlungen müssen schrittweise überwunden werden. (So sind zum 
Beispiel die früheren Unterschiede zwischen den Bildungsmöglich¬ 
keiten in Stadt und Land bereits abgebaut.) 

- Die Standortverteilung der Produktivkräfte im ganzen Land ist so 
zu entwickeln, daß allen arbeitsfähigen Mitgliedern der Gesell¬ 
schaft die Möglichkeit zu schöpferischer Arbeit und zur Entfaltung 
ihrer Persönlichkeit gegeben wird. Gleichzeitig sind die produktiven 
Fonds der Wirtschaft in allen Gebieten maximal zu nutzen. 

- Die Gestaltung der räumlichen Beziehungen zwischen den Elemen¬ 
ten der Territorialstruktur muß dazu beitragen, die gesamtgesell¬ 
schaftlichen Bedürfnisse zu befriedigen. Dazu gehören die Pflege 
der menschlichen Beziehungen zwischen sozialistischen Kollektiven 
und Persönlichkeiten, die weitere Festigung der Arbeiter- und 
Bauemmacht, der sichere Schutz der sozialistischen Gesellschaft 
vor imperialistischer Diversion und Aggression sowie die immer 
umfassendere Mitwirkung der Werktätigen an der Leitung und 
Planung des sozialistischen Staates. 

Der Grad der Befriedigung der Bedürfnisse hängt von zwei Kompo¬ 
nenten ab: vom Ausgangsniveau der Kräfte und Mittel (Niveau der 
Produktivkräfte, Mengo der verfügbaren Ressourcen) und von der 
Effektivität ihres Einsatzes in der Planperiode. 

Da das ökonomische Grundgesetz auf den Zusammenhang von Ziel 
und Effektivität des Mitteleinsatzes gerichtet ist, verwirklicht sich das 
Grundgesetz auch territorial über das Gesetz der Ökonomie der Zeit 
in der für den Sozialismus typischen Gestalt. Das ist ein solcher Mittel¬ 
einsatz der Gesellschaft, der „... die Allseitigkeit ihrer Entwicklung, 
ihres Genusses und ihrer Tätigkeit“ 7 sichert. 

Die Wirkung des Gesetzes der Ökonomie der Zeit auf die Entwicklung 
der Territorialstruktur von Wirtschaft und Gesellschaft stellt sich als 
Ökonomie der Nutzung des Territoriums dar. Eine rationelle Terri- 
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torialatruktur besteht dann, wenn zur Erreichung bestimmter ökono¬ 
mischer Ziele die vorhandene Temtorialstruktur bestmöglich genutzt, 
wenn der Aufwand zur Veränderung von Standorten und zur Herstel¬ 
lung von Verbindungen zwischen ihnen so gering wie möglich ist. Eine 
Territorialstruktur ist auch dann rationell, wenn mit einem vorgegebe¬ 
nen möglichen Aufwand ein maximales Ergebnis erreicht wird. 

Dabei ist die Rationalität der Temtorialstruktur den gesamtvolks¬ 
wirtschaftlichen Effektivitätsgesichtspunkten untergeordnet. Eine re¬ 
lative Verringerung zum Beispiel des Transportaufwandes ist daher 
nur so lange rationell, wie sie zur Senkung des Gesamtaufwandes bei¬ 
trägt. Selbst eine Erhöhung der Kommunikationsaufwendungen kann 
rationell sein, wenn durch Konzentration und Spezialisierung im 
Zweig die Selbstkosten so gesenkt werden, daß dieser Mehraufwand 
überkompensiert wird. Insbesondere mit der Entwicklung der inter¬ 
nationalen Arbeitsteilung und der dadurch bedingten weiträumigen 
Kooperation gewinnen solche Fälle immer häufiger praktische Bedeu¬ 
tung. Der Aufwand am einzelnen Standort, im einzelnen Betrieb, im 
Gebiet ist daher stets unter dem Aspekt der gesamten Temtorialstruk¬ 
tur zu beurteilen. 

Darüber hinaus verlangt die spezifische Zielstellung der sozialistischen 
Gesellschaft, den Begriff des Aufwandes relativ weit zu fassen. Er darf 
hier nicht nur als Aufwand an lebendiger oder vergegenständlichter 
Arbeit verstanden werden, sondern muß zum Beispiel auch den Auf¬ 
wand an Freizeit einschließen, da anderenfalls eine Temtorialstruktur 
entstünde, doren Effektivität auf Kosten der Menschen realisiert 
wriirde. 

So wäre es vielleicht ökonomisch rationeller, bei der Gestaltung der 
Siedlungsstruktur in den kleinen Dörfern auf eine Reihe von Vcrsor- 
gungs-, Betreuungs- und Verkehrseinrichtungen zugunsten einer Zen¬ 
tralisierung in größeren Siedlungszentren zu verzichten. Das ist 
bei einigen Einrichtungen zur Befriedigung des nichttäglichen Bedarfs 
möglich. Jedoch kann im Interesse der geringstmöglichen Belastung 
des individuellen Zeitaufwandes dies hinsichtlich der täglichen Grund¬ 
versorgung nicht zugelassen werden. 

Territoriale Effektivität ist somit das Verhältnis von Nutzen und Auf¬ 
wand einer bestimmten territorialen Organisation der gesellschaft¬ 
lichen Reproduktion in einem gegebenen Zeitraum. Die jeweilige terri¬ 
toriale Organisation ist dann effektiv, wenn sie maximal zur Entwick¬ 
lung der sozialistischen Gesellschaft, insbesondere zum Wachstum der 
Volkswirtschaft beiträgt, und wenn sie andererseits dafür einen ge¬ 
ringstmöglichen Aufwand (zur Sicherung oder Veränderung einer ge¬ 
gebenen Temtorialstruktur) benötigt. 8 

Die hieraus resultierenden Effektivitätskriterien sind wichtige Orien¬ 
tierungen für die Intensivierung der gesellschaftlichen Reproduktion 
mit H il f e einer Rationalisierung der Temtorialstruktur der Volkswirt¬ 
schaft, der Standortverteilung der Zweige, der Gebietsstrukturen und 
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8 Vgl. Bönisch, a., 
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Nutze ff ekt-s- 
kriterien 


9 Marx, X.. Grund¬ 
risse der Kritik der poli¬ 
tische» Ökononne, 
».a.O., S. 89 

10 Marx, K.. Das Ka¬ 
pital, Dritter Band, in: 
llarx/Ensels, Werke, 

Bd. 25, DIm Verlaß, 
Berlin 1064,$. 619 

11 Vgl. Ab- 
iclniitt 1.1.2. 


der Siedlungen. Solche Kriterien sind im wesentlichen Zielstellungen 
zur Maximierung des Nutzens oder zur Minimierung des Aufwands, der 
mit der jeweiligen territorialen Organisation von Wirtschaft und Ge¬ 
sellschaft in einem gegebenen Zeitabschnitt verursacht wird. 

Daraus ergeben sich eine Reihe von Kriterien zur Erhöhung des Nut¬ 
zens oder zur Senkung des Aufwands, die für territoriale Effektivitäts- 
rechnungen anwendbar sind: 

- Erhöhung der Freizeitfonds der Werktätigen durch Verringerung 
der standortbedingten Wege- und Wartezeiten; 

- Erhöhung der Fondsausnutzung durch territoriale Spezialisierung, 
Konzentration und Kombination sowie durch richtige Proportio¬ 
nalität der Fonds zwischen den Produktionsbereichen und den Be¬ 
reichen der Infrastruktur; 

- Erhöhung des Nationaleinkommens durch Intensivierung der er¬ 
weiterten Reproduktion in den Gebieten, durch Veränderung der 
dort wirkenden Bedingungen; 

- relative Senkung des einmaligen und des laufenden Aufwandes an 
territorialen Ressourcen und Kapazitäten der Infrastruktur. Dazu 
sind die spezifischen Standortanforderungen der Zweige und Be¬ 
triebe zu verringern, in den Gebieten die Bedingungen durch Ver¬ 
vollkommnung der territorialen Arbeitsteilung und -Verbindung zu 
rationalisieren sowie das Ressourcenaufkommen zu vergrößern; 

- Senkung des spezifischen Transportaufwandes durch rationelle in¬ 
ner- und zwischengebietliclie Verflechtungen der Standorte und 
Siedlungen. 


2.1.2. Territoriale Gesichtspunkte des Gesetzes 

der planmäßigen proportionalen Entwicklung 
und des Wertgesetzes 

Marx verbindet das Wirken des Grundgesetzes und des Gesetzes der 
Ökonomie der Zeit unter sozialistischen Bedingungen mit Planmäßig¬ 
keit und Proportionalität. Er charakterisiert das Gesetz der planmäßi¬ 
gen proportionalen Entwicklung als „planmäßige Verteilung der Ar¬ 
beitszeit auf die vcrschicdncn Zweige der Produktion“. 9 „Das gesell¬ 
schaftliche Bedürfnis, d.h. der Gebrauchswert auf gesellschaftlicher 
Potenz, erscheint hier bestimmend für die Quota der gesellschaftlichen 
Gesamtarbeitszeit, die den verschiednen besondren Produktionssphä- 
ren anheimfallen.“ 10 

Aufgrund der Zusammenhänge 11 von zweigmäßiger und territorialer 
Arbeitsteilung verlangt das Gesetz der planmäßig proportionalen Ent¬ 
wicklung eine planmäßige proportionale Verteilung der gesellschaft¬ 
lichen Gesamtarbeitszeit auch auf die einzelnen Gebiete und Standorte 
des Landes. 
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In der sowjetischen Temtorialökonomie wird diese generelle Aussage 
des Gesetzes der planmäßigen proportionalen Entwicklung auf der 
Grundlage der Leninschen Erkenntnisse durch folgende Erfordernisse 
verdeutlicht 12 : 

- planmäßige proportionale territoriale Verteilung der Produktiv¬ 
kräfte (einschließlich der Bevölkerung als Ausdruck der Hauptpro- 
duktivkraft); 

- planmäßige proportionale Arbeitsteilung und Bildung ökonomi¬ 
scher Rayons im Prozeß der Ausnutzung und Umgestaltung des 
Naturmilieus; 

- planmäßige komplexe Entwicklung der ökonomischen Rayons und 
ihrer Untereinheiten; 

- relativ gleichmäßige Verteilung der Produktion im ganzen Land; 

- planmäßige Anglcichung des Ökonomischen Entwicklungsniveaus 
der Rayons innerhalb des Landes sowie des Niveaus der Länder des 
Sozialismus im Rahmen der sozialistischen ökonomischen Integra¬ 
tion. 

Die territorialen Wirkungen und Erfordernisse des Gesetzes der plan¬ 
mäßigen proportionalen Entwicklung gehen über die Organisation der 
Produktion hinaus und erfassen die Gesamtheit des gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses. Es wirkt damit auf die Beziehungen inner¬ 
halb und zwischen allen territorialen Teilstrukturen. Dazu gehören 
neben der territorialen Produktionsstruktur die Infrastruktur, die 
Siedlungsstruktur und die Ressourcenstruktur des Territoriums und 
seiner Gebiete sowie damit auch die allseitige Befriedigung der mate¬ 
riellen und kulturellen Bedürfnisse mit ihren territorial unterschied¬ 
lichen Bedingungen. 

Territoriale Proportionalität der Entwicklung liegt dann vor, wenn zu 
jedem beliebigen Zeitpunkt der Entwicklung die Erfordernisse der 
Teilprozesse der gesellschaftlichen Reproduktion und ihres Zusammen¬ 
hangs mit den Bedingungen an den Standorten übereinstimmen, wenn 
die in den Gebieten vorhandenen und mit den verfügbaren Kräften die 
erforderlichen Bedingungen in den Gebieten und Orten für die Ver¬ 
wirklichung der Ziele des Grundgesetzes planmäßig erschlossen wer¬ 
den. 13 

Die territorialen Wirkungen und Erfordernisse des Gesetzes der plan¬ 
mäßigen proportionalen Entwicklung der Volkswirtschaft verlangen, 
daß die sozialistische Planung in und zwischen den Teilprozessen der 
Volkswirtschaft bestimmte Beziehungen und quantifizierbare Rela¬ 
tionen (Verhältnisse) herstellt, die die Standort- und Gebietsabhängig¬ 
keit dieser Prozesse berücksichtigen. Diese Relationen werden als terri¬ 
toriale Proportionen bezeichnet (vgl. Tabelle 11). 

Sie spielen eine besondere Rolle bei der standörtlichen Einordnung von 

Investitionen in die Gebiete, Städte und Gemeinden. 14 

Diese Proportionen unterhegen mit dem Fortschritt der gesellschaft- 


Territoriale 

Erfordernisse 
des Gesetzes 
der planmäßigen 
proportionalen 
Entwicklung 


Territoriale 

Proportionalität 


12 Vgl. Albrut, J. I., 
Gcscitc der marxistisch- 
leninistischen Prinzipien 
der Verteilung der Pro¬ 
duktion. in: Nachrich¬ 
ten der Geographischen 
Allunionsgescllschnft, 
1071, Bd. 103, Nr. 5 
(russ.) 

13 Stehe Ab¬ 
schnitt 2 . 1 . 1 . 

14 Vgl. Verordnung 
Uber die Standortvertei¬ 
lung Jer Investitionen 
vom 30. 9. 1972, GBl., 
Teil II, 1972, Nr. 62 
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Tabelle 11 

Territoriale Proportionen 


A. tbergeblettlche Proportionen 

1. Proportionen zwischen dem Territorium der Volkswirtschaft und sei¬ 
nen Gebieten 

- Hauptproportionen der Territorialstruktur - 
Anteil der Gebiete an 

• den volkswirtschaftlichen Hauptproportionen 

• dem Aufkommen und der Verwendung des Nationaleinkommens 

• den Einnahmen und Ausgaben des Staatshaushalts 

• den Einnahmen und Ausgaben der Bevölkerung 

• den Proportionen der Bevölkerungsstruktur 

• dem Strukturgefälle der territorialen Arbeitsteilung (Grade der 
territorialen Konzentration, Spezialisierung, Kombination, Ko¬ 
operation im Verhältnis zum Landesdurchschnitt, Dichtewerte) 

2. Proportionen zwischen Zweigen, Bereichen und Gebieten 

- Territoriale Zweig- und Bereichsproportionen - 
Anteile der Gebiete an 

• den Leistungen, Fonds und Beschäftigten in der Zweig- und Be¬ 
reichsstruktur 

• der Versorgung und Botrouung dor Bevölkerung im Verhältnis 
zum Landesdurchschnitt 

• dem Aufkommen und an der Verteilung der territorialen materiel¬ 
len Ressourcen 

• dem Aufkommen und an der Verteilung des gesellschaftlichen 
Arbeitsvermögens 

3. Proportionen zwischen den Gebieten 

- Territoriale Vcrflechtungsproportionen - 
Zwischongebietliche Umverteilung von 

• Erzeugnissen, Material, Ausrüstungen 

• territorialen materiellen Ressourcen (Energie, Wasser, Transport) 
und Bauleistungen 

• Arbeitsvermögen durch Wanderung und Pendelung 

• Finanzmitteln (Haushaltsmittel, Kaufkraft u.a.) 

B. Innergebietliche Proportionen 

1. Proportionen zwischen den Zweigen der Produktionsstruktur im Ge¬ 
biet 

- OebietUche Zweigverflechtungsproportionen - 

insbesondere zwischen den Spezialproduktionen und den Zuliefe- 
rungszwoigen im Gebiot 

2. Proportionen zwischen dem Ressourcenaufkommen oder den Kapazi¬ 
täten der Infrabereiche und den Nutzerbereichen innerhalb des Ge- 
biots 

- Proportionen des innergebietlichen Ressourceneinsatzes bzw. des in- 
nergebieüichen Fondseinsatzes der Infrastruktur (und der Bauwirt- 
schaft) 

Bedarf, Aufkommen, Verteilung, Eigenverbrauch an Leistungen, 
Fonds, Beschäftigten z.B. hinsichtlich 

• Energie und Wasser 
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• Verkehrsleistungen 

• Bauleistungen, Baustoffe 

• Fläche 

3. Proportionen zwischen Gebietsbevölkerung und Zweigen bzw. Berei¬ 
chen im Gebiet 

3.1. - Oebietliche Veraorgunga- und Betreuungaproportionen - 
Proportionen von Bedarf, Deckung und Verteilung an Leistungen, 
Fonds, Beschäftigten z.B. hinsichtlich 

• Warenfonds/Kauffonds (Nahrungsgüter, Industrie waren, mate¬ 
rielle Dienste) 

• Wohnraum 

• Kapazitäten der nichtmateriellen Bereiche 

3.2. - Oebietliche Bevölkerungs - und Arbeitskrufteproportionen 
Proportionen von Bedarf, Deckung und Verteilung hinsichtlich 

• des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens 

• der Berufonachwuchskräfte 

qualitative Proportionen der Bevölkerungsstruktur im Gebiet 

4. Proportionen zwischen den Siedlungen und kleineren Teilgebieten 
eines Gebiets 

- Verflechtungaproportionen zwischen Teilgebieten - 

wie A.3. (z.B. zwischen den Gemeinden, Städten und Kreisen eines 
Bezirkes) 

5. Komplexe Proportionen im Gebiet 

- Gebietliche Hauptproportionen - 

• Einnahmen und Ausgaben der Bevölkerung 

• Einnahmen und Ausgaben der örtlichen Haushalte 

• Aufkommensquellen des zweiglichen Nettoprodukts 

• Verbrnuchsrolationen der im Gebiet zur Verfügung stehenden Na- 
tionaleinkommonateile 

• Grade der territorialen Arbeitsteilung im Gebiet (der Konzentra¬ 
tion, Spezialisierung, Kombination, Kooperation); Dichtewerte 


liehen und wissenschaftlich-technischen Entwicklung einer ständigen 
Veränderung. Sie müssen deshalb mit Hilfe eines Systems territorialer 
Kennziffern, Normative und Bilanzen vorausschauend geplant werden. 
Sie sind in unterschiedlichem Maße Gegenstand der lang-, mittel- oder 
kurzfristigen Pläne. Sie werden zum Teil gegenwärtig in der Planung 
noch nicht erfaßt. 

In nächster Zeit geht es vor allem um die planmäßige Entwicklung der 
Proportionalität zwischen 


a) den Standortanforderungen der Zweige und Bereiche (dem Bedarf 
an territorialen Ressourcen, Arbeitskräften und Leistungen der In¬ 
frastruktur) und 

den Standortbedingungen der Gebiete (Aufkommen an territorialen 
Ressourcen, gesellschaftlichem Arbeitsvermögen, Kapazitäten der 
Infrastruktur; innergebietliche Absatz- und Lieferbeziehungen); 

b) den Hauptentwicklungslinien der territorialen Teilstrukturen (Dy¬ 
namik der territorialen Produktionsstruktur, Siedlungsstruktur, ter¬ 
ritorialer Bevölkerungsstruktur, Ressourcen- und Infrastruktur); 


75 







76 2. Die Weiterentwicklung der Territorialstruktur 


c) den Teilgebieten und Siedlungen mit ihrem unterschiedlichen Ent¬ 
wicklungsniveau und gegenseitigen Verflechtungen (Stadt/Umland, 
Ballungsgebiete - Agrargebiete, Mittelstädte - Kleinstädte); 

d) den Standortsystemen im RGW-Maßstab; 

e) den zum Teil gegenläufigen Tendenzen der territorialen Organisa¬ 
tionsformen gesellschaftlicher Arbeit (vgl. Abschnitt 22.). 

Territoriale Im Sozialismus besteht, wie bereits erwähnt, zwischen der Wirkungs- 

Erfordernme weise des Gesetzes der planmäßig proportionalen Entwicklung der 

de s Wertgesetzes Volkswirtschaft und der des Wertgesetzes ein enger Zusammenhang. 

Daserfordert die Einheit von wertmäßiger, materieller und finanzieller 
Planung. Somit muß die Proportionalität der gebrauchswertmäßigen 
Verteilung der gesellschaftlichen Arbeit auf die Gebiete auch ihre 
wertmäßige Widerspiegelung finden. Auch in der sozialistischen Terri¬ 
torialplanung sind deshalb die Prinzipien der ökonomischen Stimulie¬ 
rung anzuwenden. Dabei handelt es sich liier - im Gegensatz zu den 
marktwirtschaftlich bedingten Standortorientierungen im Kapitalis¬ 
mus - stets um eine absolute Einordnung solcher Maßnahmen in die 
gesamtstaatliche Leitung mit Hilfe des Planes. Das geschieht zum Bei¬ 
spiel hinsichtlich einer rationellen Nutzung der Flächenfonds mit Hilfe 
der Bodennutzungsgebühr. 

Der wertmäßige Austausch der gegenseitigen Leistungen vollzieht sich 
primär zwischen den Betrieben und Zweigen. Das geschieht scheinbar 
unabhängig von ihrem Standort. Der Austausch geschieht zu Preisen, 
die als Ausdruck des gesellschaftlich notwendigen Aufwands den über 
das gesamte Territorium gebildeten Durchschnittskosten entsprechen. 
Die einzelnen Betriebe und Einrichtungen haben aber unterschiedliche 
einmalige und laufende Aufwendungen, die zum Teil gebiets- und 
standortabhängig sind. In der Landwirtschaft ist das seit jeher be¬ 
kannt. Auch für die Industrie gelten diese Gesetzmäßigkeiten der Lage¬ 
gunst im Sinne der von Karl Marx definierten Differentialrente I. Nicht 
zuletzt steht auch im Sozialismus die wachsende Konzentration der 
industriellen Investitionen, zum Beispiel in Ballungsgebieten, im Zu¬ 
sammenhang mit den dort auftretenden Rentabilitätsvorteilen für die 
Betriebe. Die territorialen Wirkungsbedingungen des Wertgesetzes 
verlangen, die territorial bedingten Einflußfaktoren des Wertes zu er¬ 
fassen und planmäßig im Interesse der Gesellschaft zu beherrschen. 
Die territorialen Erfordernisse des Wertgesetzes sind noch gründlicher 
zu erforschen, um sie in der Planungspraxis bewußt anzuwenden. 
Das ist eine Aufgabe, deren Lösung es ermöglicht, die territorialen 
Proportionen vollständig in das einheitliche System der materiellen, 
finanziellen und wertmäßigen Planung der Volkswirtschaft einzube¬ 
ziehen. 

Um diese Aufgabe erfüllen zu können, müssen eine Reihe von Voraus¬ 
setzungen geschaffen werden, die mit komplizierten Bewertungspro¬ 
blemen in der Volkswirtschaft verbunden sind: 
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1. Die territorial bedingten Aufwendungen (auch als gebietswirt¬ 
schaftlicher Aufwand bezeichnet) sind exakt zu erfassen und im 
Wertausdruck zu messen. 

2. Der Einfluß der Standortverteilung einer Erzeugnisgruppe auf ihre 
Preisbildung ist zu ermitteln. 

3. Bestimmte territoriale Ressourcen, wie Grund und Boden, Brauch¬ 
wasser, störungsfreie Naturbedingungen sind zu bewerten oder 
(fiktiv) mit Preisen zu versehen. 

4. Im Rahmen der Einheit von Planung und ökonomischer Stimulie¬ 
rung sind Wege zu erschließen, um durch territoriale Wertmodifi¬ 
kationen oder Fondsabgaben beziehungsweise Gebühren die ratio¬ 
nelle Nutzung der territorialen Ressourcen und die Wahl volks¬ 
wirtschaftlich günstiger Standorte mit Hilfe der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung materiell anzuregen. 


2.1.3. Die Einwirkung außerökonomischer Gesetzmäßigkeiten 
auf die Entwicklung der Territorialstruktor 

Da die Entwicklung derTerrifcorialstruktur der gesellschaftlichen Re¬ 
produktion alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens durchdringt, ist 
es notwendig, auch die spezifischen Gesetzmäßigkeiten zu berücksich¬ 
tigen, die als außerökonomische Faktoren auf die gesellschaftlichen 
Prozesse im Territorium ein wirken. Das bezieht sich in erster Linie auf 
die komplexen Zusammenhänge der gesamtgesellschaftlichen Ent¬ 
wicklung. Sic werden von den umfassenden Entwicklungsgesetzen des 
dialektischen und liistorischen Materialismus bestimmt und liegen den 
politischen Entscheidungen der Partei der Arbeiterklasse zugrunde. 
Diese Gesetze verkörpern in ihrer unmittelbaren Verflechtung mit den 
ökonomischen Gesetzen des Sozialismus die Einheit von Politik und 
Ökonomie. So sind die Entscheidungen über die Industrialisierung von 
Agrargebieten nicht nur ein territorialökonomisches, sondern auch ein 
politisches Problem. Bei der planmäßigen Entwicklung der Strukturen 
in den Bezirken und Kreisen sind zugleich die Erfordernisse des demo¬ 
kratischen Zentralismus sowie der allgemeinen Dialektik des Verhält¬ 
nisses vom Teil zum Ganzen zu beachten. 

In zunehmendem Maße erfordert die wachsende Rolle des subjektiven 
Faktors in der sozialistischen Ökonomik, jenen soziologischen Gesetz¬ 
mäßigkeiten Rechnung zu tragen, die auf das sozialistische Persön- 
lichkeits- und Kollektivverhalten Einfluß nehmen. Während in der 
Vergangenheit die Pendelwanderung, die Fluktuation und auch die 
Binnenwanderung der Bevölkerung zumeist primär von ökonomi¬ 
schen Faktoren (zum Beispiel Arbeitsplatz- und Wohnungsangebot) 
bestimmt wurden, erhalten heute hierbei außerökonomische Gesichts¬ 
punkte (des Betriebsklimas, des Bekanntenkreises, der familiären Bin¬ 
dungen, de3 Siedluugscharakters) immer stärkeres Gewicht. 


Gesamtgesell¬ 

schaftliche 

Faktoren 


Soziologische 

Faktoren 
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Probleme der territorial differenzierten Entwicklung der Bevölkerungs¬ 
struktur sind ohne Kenntnisse der Soziologie und der Sozialpsycholo- 
gie nicht mehr wissenschaftlich fundiert zu lösen. Die im Sozialismus 
bestehende Einheit von moralisch-ideellen sowie materiellen Triebkräf¬ 
ten und Interessen verlangt einen tieferen Einblick in deren objektive 
Grundlage und Wirkungen. Das gilt besonders bei der komplexen Pla¬ 
nung der Städte, Gemeinden, Wohngebiete und ganz allgemein der 
Mensch-Umwelt-Beziehungen. 

Faktoren Die Herausbildung des sozialistischen Lebensgefühls, die Befriedigung 

der Ästhetik geistiger und materieller Bedürfnisse werden in ihrer Einheit wesent¬ 

lich davon beeinflußt, wie die Gestaltung der räumlichen Umwelt den 
Gesetzmäßigkeiten der sozialistischen Ästhetik entspricht. Die lang¬ 
fristige Stadt- und Gemeindeplanung, die Siedlungsnetzentwicklung 
und die Landschaftsgestaltung bedingen im Sozialismus/Kommunis¬ 
mus die Erkenntnis und Berücksichtigung der Erfordernisse, die ein 
hohes geistig-kulturelles Niveau und eine städtebau-künstlerische Ge¬ 
staltung der Umwelt verlangen. 

Geographische Eine herausragende Rolle bei der Gestaltung der Territorialstruktur 
Faktoren von Wirtschaft und Gesellschaft kommt der Wirkung jener Gesetz¬ 

mäßigkeiten zu, die die räumliche Spezifik der gesellschaftlichen Pro¬ 
zesse unter den jeweiligen Bedingungen der ursprünglichen oder vom 
Menschen schon umgestalteten Natur bestimmen. Deshalb gehört auch 
die Nutzung der physisch-geographischen Gesetzmäßigkeiten zu einem 
Grundanliegen der Territorialforschung und -planung. 

Weitere Gesetze Die Entwicklung der Territorialstruktur der gesellschaftlichen Repro- 
der Natur und duktion wird in gleicher Weise wie die Gesamtentwicklung der Volks- 

des geselhchafl- Wirtschaft ferner von jenen Gesetzmäßigkeiten bestimmt, die der 

liehen Lebens Dynamik der Produktionstechnik und der Zweigstruktur zugrunde 

liegen. 

Das sind neben den ökonomischen Gesetzen die Naturgesetze, das tech- 
* nische und technologische Geschehen in den Betrieben der Industrie, 

der Landwirtschaft, des Verkehrs- und Nachrichtenwesens, des Han¬ 
dels, der Wasser- und Energiesysteme sowie der Landschaftsgestal¬ 
tung bestimmen. Das betrifft die objektiven Erfordernisse der physi¬ 
kalischen, chemischen, mathematischen und zweigspezifisch-technolo- 
gischen, aber auch der biologischen, medizinischen und bionischen 
Prozesse. 

Einen besonders komplexen Charakter trägt auch die Demographie in 
die Territorialplanung hinein. Gerade die Entwicklung der territoria¬ 
len Bevölkerungsstruktur wird wesentlich von den hier integrierten 
Gesetzen der Biologie, der Geographie, aber auch der Psychologie, der 
Soziologie und Ökonomie bestimmt. 


In der Territorialplanung wächst mit der Herausbildung der entwik- 
kelten sozialistischen Gesellschaft das Gewicht der proportionalen 
Ausstattung der Gebiete mit Einrichtungen der Dienstleistungssphäre. 
Der Einfluß der Erfordernisse des Bildungsw-esens, der Kultur, der Er- 
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holung und des Umweltschutzes auf die Standortverteilung wächst. So 
verflechten sich Aspekte der Pädagogik, der Kunst, der Medizin, der 
Biologie und der Soziologie mit denen der Ökonomie. 

Abschließend sei besonders auf die sozialistische Leitung und Planung 
hingewiesen. In ihr vereinen sich als besonders komplexe Bereiche 
letztlich alle die genannten objektiven sowie subjektive Faktoren. Ihr 
liegen zugleich die objektiven Gesetzmäßigkeiten des sozialistischen 
Leitungsprozesses und die Erscheinungen des subjektiven Handelns 
der Menschen zugrunde. Sie müssen deshalb im Entscheidungsprozeß 
von den für die Territorialplanung verantwortlichen Leitungsorganen 
immer besser genutzt werden. 

All diese komplexen Zusammenhänge führten zu zwei wichtigen 
Schlußfolgerungen für die Territorialplanung: 

Erstens ist die Erforschung der spezifischen, territorial wirksamen Interdisziplinäre 
Nutzungsmöglichkeiten und -erfordernisse aller dieser Gesetzmäßig- Territorial- 
keiten eine Aufgabe aller damit verbundenen Wissenschaftsdiszipli- forschung 
nen. Diese komplexe und komplizierte Aufgabe ist jedoch nur in so¬ 
zialistischer Gemeinschaftsarbeit der beteiligten Wissenschaftler und 
Disziplinen zu lösen. Bei dieser interdisziplinären Territorialforschung 
hat die Territorialökonoraie eine wichtige koordinierende Funktion. 

Zweitens müssen auch in der unmittelbaren Wirtschaftspraxis die Auf- Interdisziplinäre 
gaben der Territorialplanung komplex gelöst werden, indem sich die Territorial - 
Ökonomen eng mit den Fachkräften der übrigen Aufgabenbereiche planung 
von Natur und Gesellschaft eng verbünden. 


2.2. Faktoren, die die Weiterentwicklung 

der sozialistischen Territorialstruktur beeinflussen 

Die territorialen Erfordernisse der ökonomischen Gesetze spiegeln sich 
in der langfristigen Standortpolitik der Partei der Arbeiterklasse und 
in der Planung der Territorialstruktur durch den sozialistischen Staat 
wider. 

Diese objektiven Erfordernisse sind für den praktischen Planungspro- Ermittlung 
zeß abzuleiten aus der Einfluß - 

- einer ständigen analytischen Arbeit über den jeweiligen Entwick¬ 
lungsstand der territorialen Proportionen sowie 

- einer ständigen prognostischen Arbeit zu denjenigen Einflußfak¬ 
toren, die - mit zeitlich und räumlich unterschiedlicher Gewich¬ 
tung - die Territorialstruktur vervollkommnen. 

Voraussetzung für die Beherrschung dieser Einflußfaktoren im Rah¬ 
men der prognostischen Arbeit ist die weitere Erforschung der künfti¬ 
gen territorialen Erfordernisse und Wirkungsbedingungen der ökono¬ 
mischen Gesetze des Sozialismus. 
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2. Die Weiterentwicklung der Territorialslruktur 


Haupteinfluß - 
jalcloren 


Darüber hinaus gilt es, noch tiefer die Wirkung der heranreifenden 
außerökonomischen Faktoren zu erforschen, die die Dynamik der Terri- 
torialstruktur der sozialistischen Gesellschaft beeinflussen werden. 


Nach bisherigen Erkenntnissen werden folgende Haupteinflußfaktoren 
unterschieden: 


1. Gesamtgesellschaftliche Faktoren: 

- Bedürfnis- und Bevölkerungsentwicklung 

- Vervollkommnung der Produktionsverhältnisse 

- fortschreitende sozialistische ökonomische Integration 

2. Wissenschaftlich-technischer Fortschritt und Dynamik der Organisa¬ 
tion der gesellschaftlichen Arbeit: 

- Entwicklung der Produktionsinstrumente und -verfahren 

- wachsende Rolle der Wissenschaft als Produktivkraft 

- wachsende Konzentration der Produktivkraft 

- wachsende Konzentration und Spezialisierung bei gleichzeitiger 
Zunahme der Verflechtung im Reproduktionsprozeß 

3. Charakteristik und Entwicklungstendenzen der vorhandenen Wirt¬ 
schaftsstruktur: 

- Zweigstruktur der Volkswirtschaft 

- Wirkung der vorhandenen räumlichen Organisation von Wirt¬ 
schaft und Gesellschaft 

- zeitlich und räumlich unterschiedliche Entwicklungstendenzen 
der einzelnen territorialen Teilstrukturen 

4. Umsetzung der Wirkungsweise aller objektiven Einflußfaleloren im be¬ 
wußten Handeln der Menschen und in Maßnahmen ihrer Leitungs¬ 
organe: 

- wachsende Rolle des subjektiven Faktors in der gesellschaft¬ 
lichen Entwicklung 

- weitere Vervollkommnung der Leitung und Planung, insbeson¬ 
dere die Erhöhung der schöpferischen Aktivität der Werktäti¬ 
gen im Planungs- und Leitungssprozeß unter Führung der 
Partei der Arbeiterklasse. 

Diese Einflußfaktoren stehen untereinander in wechselseitigen Be¬ 
ziehungen und lassen sich weiter differenzieren. Sie wirken in vielfälti¬ 
ger Weise aufeinander ein und bewirken mittelbar sowie unmittelbar 
die Weiterentwicklung der Territorialstruktur (siehe Abbildung 11) 
Die Territorialplanung muß diesen Prozeß immer besser beherrschen. 

2.2.1. Zu den gesamtgesellschaftlichen Faktoren 

„Die sich aus den objektiven Anforderungen zur weiteren Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft und zur schrittweiser 
Verbesserung de3 materiellen und kulturellen Lebensniveaus ergeben 
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Umsetzung der Wirkungsweise der objektivst 
BnfhjBfaktoren: 

-im Handefn.der Menschen } 

-in den Maßnahmen derLdtungsorgone der 


Gesellschaft 


Wissenschaftlich -ledinisdier 
Fortschritt 

Dynamik der Organisation 
dergeseUschafJUaen Arbeit 


Gesamtgesellschaftliche 
Faktoren, insbesondere: 
Produktionsverhältnisse 
Dedürfnisenhvkktüng 
Sozialistisches Wdtsystem 


vorhandenen Territorialstruktur 


den Aufgaben sind ... zum Ausgangspunkt der Planung zu machen.“ 15 
Dabei ist der Bedarf als Ausgangsgröße auch für die Territorialpla¬ 
nung maßgebend. 

Die wachsenden und die neuen Bedürfnisse der Bevölkerung bestim¬ 
men die Entwicklung der Volkswirtschaft. Das vollzieht sich mehr oder 
weniger gleichmäßig an allen Standorten des Territoriums. Trotzdem 
bestehen zwischen den einzelnen Siedlungen und zwischen den Gebie¬ 
ten Unterschiede in der Bedarfsstruktur und in der Bedürfnisent- 
wicklung. 16 Das ist zum Teil historisch bedingt und rührt noch von der 
im Kapitalismus typischen Ungleichmäßigkeit und Disproportionali¬ 
tät der Territorialstruktur her. Die planmäßige proportionale Gestal¬ 
tung der Territorialstruktur im Sozialismus schließt die schrittweise 
Reduzierung dieser territorialen Unterschiede ein. 

Dabei kann es sich jedoch nicht um eine völlige Angleichung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen aller Gebiete handeln, denn „von Land 
zn Land, von Provinz zu Provinz, von Ort zu Ort sogar wird immer 
eine gewisse Ungleichheit der Lebensbedingungen bestehen, die man 
auf ein Minimum reduzieren, aber nie ganz beseitigen können wird“. 17 
Die territoriale Differenzierung der Konsurationsstruktur bleibt ab¬ 
hängig von spezifischen Gewohnheiten und Lebensbedingungen der 


Bedarf 


15 Vgl. Direktive des 
IX. Parteitages der SED 
zur Entwicklung der 
Volkswirtschaft der 
DDR 1976-1980, In: 
Einheit. Heft 2/1976, 

S. 266; vgl. Dokumente 
des V1LI. Parteitages der 
SED, DIetz Verlag, Ber¬ 
lin 1971, S. 28 
10 tber den Unter¬ 
schied zwischen Bedürf¬ 
nis ued Bedarf vgl. Au¬ 
torenkollektiv, Volks- 
wirtachaftsplanung - 
Lehrbuch, Verlag Die 
Wirtschaft, Berlin 1975, 
Abschnitt 2.2.Danach ist 
unter Bedarf „Die Ge¬ 
samtheit der in einer be¬ 
stimmten Entwick¬ 
lungsetappe gesellschaft¬ 
lich anerkannten Bedürf¬ 
nisse" zu verstellen. 

17 Engels, F., Brief an 
Bebel, in: Marx/Engcla, 
Werke, Bd. 19, Dictz 
Verlag, Berlin 1962, S.7 


Abbildung 11 

Wirkung der Einflußfaktoron auf die Entwicklung der Territorialstruktur 


6 Territorialplanung 
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Territoriale 
Differenzierung 
derBedarfsstruklur 


Bevölkerungs¬ 

entwicklung 


Bevölkerung in den einzelnen territorialen Einheiten. (So unterschei¬ 
den sich die Arbeits- und Kommunikationsverhältnisse sowie - daraus 
abgeleitet — bestimmte qualitative Seiten der Konsumtionsverhält¬ 
nisse zwischen Stadt und Land, zwischen Bergbau- und Erholungs¬ 
gebieten, zwischen Ballungszentren und dünn besiedelten Gebieten.) 
Auch ergeben sich Unterschiede durch die volkswirtschaftlich bedingte 
territoriale Differenzierung der Verteilung des im jeweiligen Zeit¬ 
abschnitt verfügbaren Nationaleinkommens. Die langfristige Standort¬ 
verteilung der Produktivkräfte ist infolgedessen im Sozialismus auf 
eine tendenzielle Angleichung der territorialen Differenzierung der Be¬ 
darfsstruktur gerichtet. 

In der Planung von der kontinuierlichen Verbesserung des materiellen 
und kulturellen Lebensniveaus auszugehen, heißt in der Territorial- 
planung, 


- durch rationelle Gestaltung der Beziehungen in und zwischen den 
Aufkommens- und Verbrauchsgebieten zur optimalen Deckung 
des Bedarfs beiz utragen; 

- das Bedürfnis nach harmonischer Gestaltung der Umwelt des 
Menschen immer besser zu erfüllen und durch günstigste Beziehun¬ 
gen zwischen den Arbeits- und Konsumtionsstandorten ein Maxi¬ 
mum an Freizeit zu gewinnen; 

- die voraussichtliche Entwicklung der territorialen Differenzierung 
des Bedarfs nach Gebietstypen (Großstadt, Ballungsgebiet, 
Agrargebiet, Erholungsgebiet usw.) zu erforschen und die besten 
Varianten der Territorialstruktur für die Befriedigung künftiger 
Bedürfnisse und Bedarfsstrukturen umzusetzen. 

Damit im Zusammenhang sind folgende Fragen zu lösen: 

• Welche Anforderungen werden künftige Bedürfnisse an die Pro¬ 
duktion und an ihre Standortverteilung, an die Einordnung in die 
Siedlungen (unterschiedlicher Größenordnung) und damit an die 
Gestaltung der Beziehungen zwischen den Arbeitsstätten und 
Wohnstätten stellen? 

• Welche Auswirkungen wird die wachsende mehrschichtige Aus¬ 
lastung der produktiven Grundfonds auf die Gestaltung der Ar¬ 
beits- und Lebensbedingungen in den Siedlungen haben? 

• Welchen Entwicklungstendenzen unterliegt das Bedürfnis der Men¬ 
schen nach Freizeitgestaltung und Erholung? 

• Welche Auswirkungen resultieren daraus für die Gestaltung der 
räumlichen Beziehungen zwischen Arbeiten, Wohnen, Bilden und 
Erholen? 

• Welche Auswirkungen werden sich aus der Bedürfnisentwicklung 
für die Standortnetzentwicklung der kulturellen, medizinischen 
und sozialen Versorgung und Betreuung ergeben? 

Die Lösung all dieser Fragen ist nicht von dem Einfluß der Bevölke¬ 
rungsentwicklung zu trennen. Der Mensch als Konsument und Produ- 
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zent, als Ziel und als Haupttriebkraft der gesellschaftlichen Entwick¬ 
lung im Sozialismus bestimmt nicht nur die Bereichs-und Zweigstruk¬ 
tur der Volkswirtschaft, sondern auch ihre Territorialstruktur. Das soll 
an folgendem konstruierten Beispiel erläutert werden : 

Die Bevölkerungsvorausberechnung ergibt für verschiedene Bezirke 
ein außerordentlich unterschiedliches Bild. Während im Bezirk A im 
Zeitraum von 1970 bis 1980 ein Zuwachs der Bevölkerung im arbeits¬ 
fähigen Alter um etwa 6000 Personen zu erwarten ist, liegt der analoge 
Wert im Bezirk B bei über 53 000 Personen, beträgt also etwa das Neun¬ 
fache, und das, obwohl die Bevölkerung des Bezirkes B bisher nur etwa 
42 Prozent des Umfanges der Bevölkerung des Bezirkes A erreichte. 

Demgegenüber steht jedoch, daß im Bezirk A Produktionskapazitäten 
in Zweigen vorhanden sind, deren Arbeitskräftebedarf nicht befriedigt 
werden kann. Anders dagegen im Bezirk B: Hauptproduktionszweig 
dieses Bezirkes sei zum Beispiel die Landwirtschaft. Auch die Land¬ 
wirtschaft wird die Produktivität der gesellschaftlichen Arbeit er¬ 
höhen (Übergang zu industriemäßigen Methoden). Das findet seinen 
Ausdruck unter anderem in der Aufgabe, den Arbeitskräftebesatz je 
100 ha im Bezirk B 1980 gegenüber 1966 um etwa 1/3 auf etwa 10 Ar¬ 
beitskräfte je 100 ha zu senken. Im Gegensatz zum Bezirk A stehen 
jedoch im Bezirk B für die freigesetzten Arbeitskräfte ebenso wie für 
den natürlichen Arbeitskräftezuwachs keine ausreichenden Arbeits¬ 
plätze in anderen Zweigen zur Verfügung, cla die Landwirtschaft selbst 
(aufgrund der Begrenztheit der Fläche) diese Arbeitskräfte nicht auf¬ 
nehmen kann. 

Daraus ergibt sich, daß bei Berücksichtigung des Zusatzbedarfs aller 
bisher im Bezirk B ansässigen Zweige und Bereiche (einschließlich der¬ 
jenigen zur Versorgung und Betreuung,der Bevölkerung) von 1970 bis 
1980 etwa 25000 Arbeitskräfte Zuwachsen werden, die beliebig ein- 
setzbar sind. Dagegen wird in anderen Bezirken, zum Beispiel im Be¬ 
zirk A, nach wie vor Arbeitskräftemangel herrschen. 

Daraus ergeben sich für die Planung der Standortverteilung der Pro¬ 
duktivkräfte eine Reihe von Entscheidungsproblemen. Die anzuneh¬ 
mende und anzustrebende territoriale Bevölkerungsstruktur ist ein 
wichtiger Ausgangspunkt der Territorialplanung. Ihr Zusammenhang 
mit der Voraussicht liehen und notwendigen Entwicklung der übrigen 
territorialen Teilstrukturen ist wesentlich für die komplexe Planung 
der Arbeite- und Lebensbedingungen in den Gebieten und der Territo¬ 
rialst ruktur insgesamt. 

Bei diesem Beispiel ergeben sich folgende Entwicklungsvarianten der 
Territorialstruktur: 

Das gesamte Arbeitsvermögen des Bezirkes B wird in diesem Be- Variante 1 
zirk genutzt. Entsprechende Produktionskapazitäten sind zu schaf¬ 
fen. 

Im Bezirk A ist die Disproportion zwischen Arbeitsplätzen und Ar¬ 
beitskräften zu überwinden durch 
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Variante 2 


Variante 3 


Dynamik der 
territorialen 
Bevölkerungs¬ 
struktur 


Produktions¬ 

verhältnisse 


18 Vgl. Ab- 
schnitt 1 . 1 . 1 . 

19 Abschnitt 2.1.1. 


- Rationalisierung in den Betrieben; 

- Spezialisierung der Produktion und Überwindung von Parallelpro¬ 
duktionen (Produktionszersplitterung); 

- Ausgliederung von Erweiterungs- und Ersatzinvestitionen, even¬ 
tuell nach Bezirk B. 

Der Arbeitskräfteüberschuß des Bezirkes B wird in erster Linie zur 
Deckung des Arbeitskräftedefizits anderer Bezirke verwandt und erst 
in zweiter Linie zum Aufbau neuer oder zur Erweiterung bestehender 
Betriebe im eigenen Bezirk. Der Bezirk A erhält aus diesem über¬ 
bezirklichen Ausgleich die benötigten Kräfte ganz oder zum Teil. 
Verschiedene gemischte Varianten, die zwischen diesen beiden Extre¬ 
men liegen. 

Bei allen Varianten sind unterschiedliche ökonomische und außeröko¬ 
nomische Bedingungen sowie unterschiedliche politische und ökono¬ 
mische Konsequenzen (Vor- und Nachteile) zu beachten, die im Ent¬ 
scheidungsprozeß sorgfältig gegeneinander abzuwägen sind. Dabei 
dürfte einer Variante vom Typ 3 wahrscheinlich die größte Realität 
zukommen. 

Diese Entsohoidungsprozeaso worden durch den Walirscheinlichkoits- 

charakter der Bevölkerungsvorausberechnung erschwert.. Auf die Dy¬ 
namik der langfristig verlaufenden Veränderungen in der territorialen 
Bevölkerungsstruktur wirken eine Vielfalt von objektiven und sub¬ 
jektiven Faktoren ein. 

Die Dynamik der territorialen Differenzierung der Bevölkerungsstruk¬ 
tur (Verteilung nach Bezirken, Kreisen, Städten und Gemeinden) ist 
im wesentlichen abhängig von: 

- der natürlichen Entwicklung (Altersstruktur, Geburten- und 
Sterbeziffern), 

- der Veränderung der territorialen Wirtschaftsstruktur (Arbeits¬ 
platzentwicklung) und - davon meist abgeleitet - 

- der Wanderungsbewegung, die sich im betrachteten Entwicklungs¬ 
abschnitt aus verschiedenen, meist ökonomischen und soziologi¬ 
schen Ursachen vollzieht oder vollziehen soll. 

Daraus resultiert, daß zwar der Wandel der Torritorialstruktur von der 
Entwicklung der Bevölkerungsstruktur beeinflußt wird, diese aber 
wiederum vom territorialen Strukturwandel der Produktivkräfte und 
der Produktionsverhältnisse bestimmt wird. 

Der Einfluß der Produktionsverhältnisse auf die Entwicklung der Ter¬ 
ritorialstruktur als Bestandteil der territorialen Reproduktionsbedin¬ 
gungen 18 äußert sich generell in den unterschiedlichen territorialen Er¬ 
fordernissen der ökonomischen Gesetze, die je nach der Produktions¬ 
weise differenzieren. 19 

Marx, Engels und Lenin haben an vielen konkreten Beispielen auf diese 
Zusammenhänge hingewiesen. In der damaligen Zeit waren vor allem 
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der Übergang von feudalistischen zu kapitalistischen Verhältnissen in 
England und in Rußland, aber auch die imperialistische Entwicklung 
in den USA Anlaß, die Auswirkungen der Ausbeutergesellschaft auf 
die Entwicklung der Territorialstruktur zu charakterisieren. 20 Erst mit 
der Schaffung sozialistischer Produktionsverhältnisse ordnet sich die 
planmäßige Gestaltung der Territorialstruktur der Volkswirtschaft ein 
in „.. .die'Umwandlung des ganzen staatlichen'Wirtschaftsmechanismus 
in eine einzige große Maschine, in einen Wirtschaftsorganismus, der so 
arbeitet, daß sich Hunderte Millionen Menschen nach einem einzigen 
Plan richten .. .“ 21 

Die Entwicklung der Territorialstruktur dient jetzt allein den Inter¬ 
essen des Volkes. Die territorialen Ressourcen, die fest mit dem Boden 
verbundenen Produktionsstätten, Anlagen, Netze, Einrichtungen usw. 
sind sozialistisches Eigentum. Die Territorialstruktur wird entspre¬ 
chend den Zielen der sozialistischen Gesellschaft unter der Führung 
der Arbeiterklasse verändert. So hat „die kapitalistische Industrie ... 
sich bereits relativ unabhängig gemacht von den lokalen Schranken 
der Produktionsstätten ihrer Rohstoffe ... 

Die von den Schranken der kapitalistischen Produktion befreite Ge¬ 
sellschaft kann noch viel weiter gehen. Indem sic ein Geschlecht von 
allseitig ausgebildeten Produzenten erzeugt, ... schafft sie eine neue 
Produktivkraft, die die Transportarbeit der aus größerer Entfernung 
bezognen Roh- oder Brennstoffe überreichlich aufwiegt.“ 22 
Die hemmenden Nachwirkungen der kapitalistischen Ara werden 
schrittweise beseitigt. Die Weiterentwicklung der Territorialstruktur 
der gesellschaftlichen Reproduktion vollzieht sich in Wechselwirkung 
mit der Vervollkommnung der Produktionsverhältnisse und Produk¬ 
tivkräfte in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft. Das äußert 
sich 


in der Schaffung neuer günstigerer territorialer Bedingungen für 
die Entfaltung der sozialistischen Lebensweise in den Wohn- und 
Siedlungskomplexen; 

bei der Stärkung des Bündnisses zwischen der Arbeiterklasse und 
den Bauern im Industrialisierungsprozeß ehemaliger A.grar- 
ge biete; 

in den Auswirkungen der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit zwi¬ 
schen den Siedlungen und der Bildung von Kooperationsgemein¬ 
schaften der LPG auf das Sicdlungsnetz; 

in dem politischen, ökonomischen und technischen Zusammenwir¬ 
ken der örtlichen Volksvertretungen mit den Leitungen der Be¬ 
triebe (bei der Organisierung der Masseninitiative zur Verbesse¬ 
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen in den Betrieben und 
Gebieten); 

im politischen Herangehen an Entscheidungen über ökonomische 
Veränderungen der Territorialstruktur; 

in der historischen Mission der Arbeiterklasse der sozialistischen 


20 Vgl. Schmidt-Sen¬ 
ner, G.. Elementare 
Theorie der ökonomi¬ 
schen Geographie, YEB 
Hermann Haack, Gotha/ 
Leipzig 3960, S. 44 ff. 
und S. 79 ff. 

21 Lenm.W.I., Werke, 
Bd. 27. Metz Verlag. 
Berlin 11166. S.77 

22 Engels, F., Anti- 
DQhring, in: Marx- 
Engels, Werke, Bd. 20, 
Diotz Verlag, Berlin 
1971, S. 276 
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Staatengemeinschaft und in dem damit verbundenen wachsenden 
Einfluß der sozialistischen ökonomischen Integration auf die inter¬ 
nationale und nationale Standortpolitik der RGW-Länder. 
Sozialistische Die sozialistische ökonomische Integration wirkt in erster Linie als 

ökonomische ein gesamtgesellschaftlicher, als ein politischer Faktor in der weltwei- 

Integraiion ten Klassenauseinandersetzung auf die planmäßige Herausbildung 

eines insgesamt effektiv strukturierten Wirtsehaftsterritoriums der 
sozialistischen Staatengemeinschaft ein. Die sozialistische ökonomi¬ 
sche Integration begünstigt die Herausbildung eines höheren Ent¬ 
wicklungsniveaus der sozialistischen Gesellschaft und ihrer Territorial- 
Struktur ira internationalen und nationalen Maßstab. Darin drücken 
sich die territorialen Erfordernisse der ökonomischen Gesetze dos 
Sozialismus auf internationaler Ebene aus. Diese Erfordernisse spie¬ 
geln sich in folgendem wider: 

- Durch rationellere Standortverteilung der für die sozialistische 
ökonomische Integration entscheidenden Großproduktion, durch 
die immer wirkungsvollere, gemeinsame Erschließung und den konti¬ 
nuierlichen Austausch von territorialen Ressourcen (zum Beispiel 
Bodenschätze, Energie) sowie durch die Delegierung von Arbeits¬ 
kräften zwischen den RGW-Ländern werden große Potenzen für 
die proportionale Entwicklung der Territorialstruktur der soziali¬ 
stischen Länder im Gesamtmaßstab und für die Effektivitäts¬ 
erhöhung der einzelnen Volkswirtschaften erreicht. 

- Durch gemeinsame Investitionen in extraktiven Zweigen werden 
die günstigsten Naturbedingungen des einen Landes mit der Akku- 
mulationskraft anderer Länder vereinigt. Damit werden Tempo 
und Maßstab der Erschließung der Naturbedingungen vervielfäl¬ 
tigt. 

Dieses gemeinsame Vorgehen dient der weiteren Angleichung des 
Entwicklungsniveaus der Zweig- und Territorialstrukturcn aller 
Mitgliedsländer. Das gilt insbesondere für die Verflechtung der 
grenznahen Gebiete benachbarter RGW-Länder. 

- Mit der sozialistischen ökonomischen Integration treten nationale 
Bedarfsgrenzen als Proportionalitätsbeiliugungcn der Produktion 
immer mehr in den Hintergrund. Mit der dadurch möglichen Ver¬ 
größerung derProduktionsmaßstäbe werden die territoriale Konzen - 

. tration der Produktivkräfte sowie die territoriale Spezialisierung 

und Kooperation stark zunehmen. Dadurch werden die Produk¬ 
tionsaufwendungen zum Nutzen aller Mitgliedsländer sinken. 

- Die Territorialplanung jedes Landes wird zur Entwicklung einer 
im RGW international koordinierten Standortplanung und Terri¬ 
torialforschung beitragen: das zeigt sich in Standortangeboten für 
gemeinsame Vorhaben der sozialistischen Länder. 

Jetzt können alle Komponenten rationeller Territorialstrukturen, die 
erst bei einer großräumigen Planung vollständig wirken können, auch 
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von den kleineren Mitgliedsländern genutzt werden. In gleichem Maße 
steigen die Anforderungen an das wissenschaftliche Niveau, an die 
Verantwortlichkeit und au den Zeithorizont der Planentschcidungcn 
sowie an die Annäherung der Methodologie auch der Territorialpla¬ 
nung und -forschung aller RGW-Länder. 


2.2.2. Wissenschaftlich-technischer Fortschritt und Dynamik 
der territorialen Organisation 
der gesellschaftlichen Arbeit 

Der wissenschaftlich-technische Fortschritt verändert in Abhängig¬ 
keit von der jeweiligen Produktionsweise sowie von seinen evolutionä¬ 
ren und seinen revolutionären Phason — aliordinga mit unterschied¬ 
licher- Stärke - nicht nur die Zweig-, sondern auch die Territorialstruk¬ 
tur der Volkswirtschaft. 

Deshalb ist der Beschluß der Partei der Arbeiterklasse, „... die Errun¬ 
genschaften der wissenschaftlich-technischen Revolution organisch 
mit den Vorzügen des sozialistischen Wirtschaftssystems zu vereini¬ 
gen ... ,ia3 auch in der territorialen Organisation der gesellschaftlichen 
Reproduktion zu verwirklichen. 

Dazu müssen die funktionalen Zusammenhänge zwischen dem wissen¬ 
schaftlich-technischen Fortschritt und der Weiterentwicklung der 
Territorialstruktur erforscht und planmäßig entwickelt werden. 

Sie spiegeln sieh nach bisherigen Erkenntnissen vor allom in folgenden 
Entwicklungstendenzen wider: 

Die fortschreitende Entwicklung der Produktivkräfte schafft Voraus¬ 
setzungen dafür, daß die Standortwahl der verarbeitenden Industrie 
und der Konsumtion relativ immer weniger zu den Aufkommensorten 
der Naturressourcen tendieren muß. 

Das ergibt 3ich aus den neuen technischen Möglichkeiten der Energie¬ 
übertragung und des Energicträgerwandels, aus neuen weiträumigen 
Systemen der Wasserbereitstellung und -Produktion, aus der Senkung 
der spezifischen Transportkosten durch neue hochproduktive Ver¬ 
kehrs- und Nachrichtentechnik, aus neuen Verfahren in der Rohstoff- 
wirtschaffc, durch die sieh der Einsatz von Sekundär- un d Rcgcnora- 
tionsrohstoffen gegenüber Naturrohstoffen ständig erhöht. 24 
Der technische Fortschritt in der wissenschaftlichen Erkundung und 
Gewinnung der Naturressourcen ermöglicht zugleich eine umfassendere 
Nutzung aller Ressourcen auch mit weniger günstigen Standort- und 
Erschließungsbedingungen. Damit wächst die Bedeutung einer weit¬ 
räumigen Standortpolitik für die nationale und internationale Res- 
sourccnwirtschaft, insbesondere auf dem Territorium der RGW-Mit- 
gliedländer. Zugleich wächst allerdings auch die Notwendigkeit, die 
entsprechenden ge bietswirtschaftlichen Aufwendungen in die inter¬ 
nationalen Wertrechnungen exakter einzubeziehen. 


Veränderung 
der Territorial- 
etruJelur durch 
wissenschaftlich- 
technischen 
Fortschritt 


Technologie 
der Ressourcen¬ 
erschließung und 
Standorlbindung 


23 Dokumente des 
VIII. Parteitages der 
SED. Dietz Verlag, Ber¬ 
lin 1071, S. 20 
21 So beträgt z.B. 
heute schon der Anteil 
des Stahlschrotts am 
Materialeinsatz der Sie- 
raena-Mnrtln-Stahlworke 
00 bis 85 Prozent. 
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Transportqualität 
der Arbeite- 
gegenstände 


Anlagmmtensität 
der Produktions¬ 
instrumente 


A rbeitsverfahren 


Der Einfluß des wissenschaftlich-technischen Fortschritts auf den not¬ 
wendigen Transportaufwand oder die Transportempfindliehkeit der 

Arbeitsgegenstände, der Stufenfabrikate und Konsumtionsmittcl be¬ 
einflußt die Effektivität territorialer Verflechtungen. 

Je transportaufwendiger oder -empfindlicher ein Produkt im Vergleich 
zu den Vorstufen und je größer die zu bewältigende Transportmenge 
des Güterstroms ist, desto mehr ist eine räumliche Annäherung dieser 
Produktion an die Zentren ihres Verbrauchs notwendig. 

Der wissenschaftlich-technische Fortschritt wirkt hierauf zum Teil mit 
gegenläufigen Tendenzen. 

Die Miniaturisierung der Erzeugnisse, die transportfreundliche Erzeug¬ 
nisgestaltung (Stapelfähigkeit) und die Transporttechnologie (Kühl¬ 
transport, Umschlagsbeschleunigung mit Containern) reduzieren den 
Transportaufwand. Dadurch wird auch eine Kooperation über große 
Entfernungen möglich. Demgegenüber erfordert der Übergang zur Vor¬ 
fertigung großer Funktionseinheiten, daß die Zulieferer in der Nähe 
der Endmontage (zum Beispiel von Werften) sind. 

Die technische Entwicklung der Produktionsinstrumente führt zur Er¬ 
höhung der Anlagenintensität (besonders in der Metallurgie, in der 
Chemie und der Baustoffindustrie, in den Betrieben mit hohem Auto¬ 
matisierungsgrad usw.). 

Da die modernen Großanlagen dieser Betriebe und Bereiche nahezu 
immobil sind, bestimmen sie in zunehmendem Maße das Standort¬ 
gefüge dieser Bereiche und ihrer Partner. 

Von großer Bedeutung ist die Veränderung der Technologien und 
Arbeitsverfahren für die Dynamik der Standortbeziehungen der Be¬ 
triebe und Einrichtungen zu ihrer Umgebung. Der wissenschaftlich- 
technische Fortschritt in den Arbcitsverfaliren ermöglicht einerseits 
den Übergang zu immer größerer Massenhaftigkeit der Produktion und 
Leistungen., Das erhöht den absoluten Bedarf nach territorialen Res¬ 
sourcen und nach Leistungen der Infrastruktur. Andererseits sinken 
durch die damit verbundene Intensivierung und Rationalisierung der 
Arbeitsprozesse in der Regel die spezifischen Standortanforderungen 
(je Erzeugnis oder Leistungseinheit gerechnet). Dabei gibt es auch ent¬ 
gegengesetzte Tendenzen (zum Beispiel bei der Abwasserfortleitung in 
Großviehanlagen). Diese Einflüsse wirken sich je nach Verfahren un¬ 
terschiedlich auf die verschiedenen Artender Standortforderungen aus. 
Damit verändert sich die Lagegunst der verschiedenen Standortbedin¬ 
gungen. Das gilt insbesondere für die Störeinwirkungen der techni¬ 
schen Verfahren auf die Umwelt und die Lebensbedingungen der Men¬ 
schen. Gleichzeitig hebt der wissenschaftlich-technische Fortschritt in 
den Infrabereichen selbst (zum Beispiel im Verkehr, in der Wasser¬ 
wirtschaft, in der Energiewirtschaft, im Bauwesen, in der medizini¬ 
schen Versorgung) die Standortbedingungen ständig auf ein höheres 
Niveau. Das hilft neue Standorte zu erschließen und die Anforderun¬ 
gen der Bevölkerung sowie der Betriebe und Einrichtungen an die ge- 
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bietswirtschaftliche Ausstattung immer besser und elastischer zu be¬ 
friedigen. 

Der wissenschaftlich-technische Fortschritt verändert in hohem Maße Qualifikation 
die Qualifikationsstruktur der Arbeitskräfte; gleichzeitig ist er urage- der Arbeitskräfte 
kehrt auch davon abhängig. Einerseits wächst der Spezialisierungsgrad 
der Arbeitskräfte und bindet gewissermaßen damit die Produktion an 
bestimmte Konzentrationsgebiete dieser Arbeitskräfte. Andererseits 
wachsen auch die Disponibilität und Mobilität im Berufseinsatz der 
Werktätigen durch ein breiteres Qualifikationsniveau und durch eine 
weitverzweigte Standortverteilung der Ausbildungsstätten. Beide 
Tendenzen müssen ihren Niederschlag in einem räumlich rationell 
organisierten Zusammenwirken von sachlichen und menschlichen 
Produktivkräften finden. Das kommt auch in den Tendenzen zu einer Territoriale 
immer engeren räumlichen Verflechtung zwischen den Forschungs-, Verflechtung 
Ausbildungs- und Produktionsstätten oder anderen Zentren der An- zwischen 
Wendung wissenschaftlicher Leistungen (zum Beispiel medizinischer Forschung, 
Spezialeinrichtungen) zum Ausdruck. Unmittelbare territoriale Kom- A usbildung 
binationsvorteile bieten im besonderen Maße die Großstädte mit und Produktion 
ihrem Umland. Diese Verbindung von Wissenschaft und Produktion 
im Gebiet ist ein wesentliches Merkmal des Agglomerationsprozesses 
unter den Bedingungen der wissenschaftlich-technischen Revolution 
im Sozialismus. 

Die wachsende Rolle der Wissenschaft als unmittelbare Produktiv¬ 
kraft wirkt sich in vielfältiger Weise auf eine Veränderung der Territo- 
rialstruktur aus: 

Die Erweiterung des wissenschaftlichen Potentials und der wissen¬ 
schaftlichen Einrichtungen führt zu wachsenden Anforderungen an die 
Bereitstellung territorialer Ressourcen (Arbeitsvermögen, Fläche) und 
Leistungen der Infrastruktur sowie des Bauwesens und der Rcchen- 
stationen. Der Vergesellschaftungsgrad in der Wissenschaft bewirkt 
eine wachsende Konzentration wissenschaftlicher Einrichtungen (mit 
höherem Effekt bei entsprechender Größe der Einrichtung). Sie geht 
einher mit der wachsenden räumlichen Konzentration der Einrich¬ 
tungen. Die räu m liche Konzentration der Wissenschaft ist noch stär¬ 
ker als die räumliche Konzentration der Industrie an die übergebiet- 
lich bedeutenden Zentren der Republik gebunden. So entfallen zum 
Beispiel auf die Hauptstadt Berlin allein 20 Prozent aller in natur¬ 
wissenschaftlichen und medizinischen Forschungseinrichtungen Be¬ 
schäftigten der DDR. 

Die Standortanforderungen großer wissenschaftlicher Einrichtungen 
(zum Beispiel Humboldt-Universität zu Berlin mit 4500 Beschäftigten 
und etwa 17 000 Stundenten) können in Art und Umfang nur in großen 
Siedlungen mit einer entsprechend entwickelten komplexen Ressour¬ 
cen- und Infrastruktur rationell befriedigt werden. 

Die genannten Tendenzen der räumlichen Konzentration und Kombi¬ 
nation der Wissenschaft sind ein Ausdruck des allgemeinen Wechsel- 
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seitigen Zusammenhangs von wissenschaftlich-technischem Fort¬ 
schritt und zunehmender gesellschaftlicher Arbeitsteilung. Dieser Ent¬ 
wicklungsprozeß der Organisation der gesellschaftlichen Arbeit wirkt 
sich auch in territorialer Hinsicht aus. 25 

Mit dieser zunehmenden Differenzierung der territorialen Organisation 
der gesellschaftlichen Reproduktion treten bestimmte gegenläufige 
Tendenzen auf, die sich gegenseitig begrenzen. Das soll an folgenden 
Zusammenhängen erläutert werden (vgl. Abbildung 12): 

Wachsende territoriale Konzentration der Produktivkräfte bei tendenziell 
gleichmäßiger Verteilung der Zentren von Produktion , Wissenschaft und 
gesellschaftlichem Leben: 

Einerseits sind die bedeutenden volkswirtschaftlichen Potenzen der 
territorialen Konzentration von Produktion, Bevölkerung und Ein¬ 
richtungen der Infrastruktur vollständig auszuschöpfen. Von der ratio¬ 
nellen Nutzung der in den Ballungsgebieten konzentrierten Grund¬ 
fonds und Ressourcen und vom rationellen Einsatz des Arbeitskräfte¬ 
potentials in diesen Gebieten wird die Effektivität der Volkswirtschaft 
entscheidend beeinflußt. 

Andererseits verlangt die Herausbildung der entwickelten sozialisti¬ 
schen Gesellschaft, daß alle gesellschaftlichen und ökonomischen Po¬ 
tenzen in allen Teilen des Territoriums immer besser genutzt werden. 
Damit sind Überagglomeration und Ballungsnachteile zu verringern. 
Durch die Herausbildung neuer Konzentrationsgebiete der Produktion 
und des gesellschaftlichen Lebens in bisher weniger entwickelten Gebie- 
tensind vorausschauend die Voraussetzungen für weiterreichende Ent* 
Wicklungsperspektiven der gesamten Territorialstruktur zu schaffen. 
Das Optimum der Konzentration ergibt sich als effektivste Variante 
der zwischengebictlichen Arbeitsteilung. Sie verbindet die Produk¬ 
tivitätsvorteile hoher Konzentration und Spezialisierung mit den ge¬ 
sellschaftlich und ökonomisch bedingten Erfordernissen einer über das 
gesamte Land netzartig verteilten Befriedigung gesellschaftlicher Be¬ 
dürfnisse und Ressourcennutzung. 

Beschleunigtes Wachstum der Schwerpunktgebiete und der Zentren des ge¬ 
sellschaftlichen Lebens bei tendenzieller Angleichung des Entwicklungs- 
niveaue aller Gebiete und Städte: 

Einerseits entwickeln sich die bestimmenden Zentren beschleunigt mit 
dem Ziel, langfristig einen maximalen volkswirtschaftlichen Struktur¬ 
effekt zu erreichen. 

Die volkswirtschaftliche Bedeutung der dort lokalisierten Zweige und 
ihre günstigen gebietswirtschaftlichen Voraussetzungen garantieren 
einen höchstmöglichen Beitrag dieser Gebiete zum Zuwachs des Natio¬ 
naleinkommens . 

Die Entwicklung der sozialistischen Territorialstruktur beruht nicht 
nur auf einer räumlichen, sondern auch auf einer zeitlichen Konzen¬ 
tration der Kräfte und Mittel für die erweiterte Reproduktion. 
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Andererseits werden im Sozialismus die wesentlichen territorialen Ent¬ 
wicklungsunterschiede, insbesondere zwischen Stadt und Land, schritt¬ 
weise aufgehoben. Das ist der Hauptweg, um die Wirtschaftskraft so¬ 
wie die Arbeits- und Lebensbedingungen in jedem einzelnen Gebiet 
planmäßig zu erhöhen. Zugleich werden die vom Kapitalismus verur¬ 
sachten Unterschiede der Entwicklung beseitigt. Zwischen diesen bei¬ 
den unterschiedlichen Entwicklungstendenzen ergeben sich zahlreiche 
Möglichkeiten der zeitlichen und räumlichen Differenzierung des Ein¬ 
satzes der volkswirtschaftlichen Mittel, um den Erfordernissen sowohl 
der Schwerpunktbildung als auch der Anglcichung gerecht zu wer¬ 
den. 

Da unter .sozialistischen Produktionsverhältnissen die Entwicklung 
eines hohen Lebensniveaus der Bevölkerung in allen Gebieten und Sied¬ 
lungen gefördert und gesichert werden muß, sind optimale Varianten 
auszuwählen, die den beiden genannten Tendenzen bestmöglich ge¬ 
recht werden. 

Aufgrund der zunehmenden Konzentrationen wachsen die Einzugs¬ 
gebiete der Zentren und nehmen ihre Umlandverflechtungen zu. Da¬ 
mit ist auf lange Sicht aber auch das Entwicklungsniveau aller Gebiete 
und Städte tendenziell einander anzugleichen. 

Wachsende territoriale Spezialisierung bei tendenzieller Erhöhung der Spezialisierung 
Komplexität der Gebiete: und Komplexität 

Die wachsende territoriale Spezialisierung unterstützt und nutzt einer¬ 
seits die zunehmende Konzentration und Spezialisierung der Produk¬ 
tion nach Zweigen. Sie verbindet kontinuierlich technisch immer voll¬ 
kommenere Arbeitsmittel und -verfahren mit den immer besser quali¬ 
fizierten Arbeitskräften bei einer entsprechenden Spezialisierung der 
gebietlichen Bedingungen. 

Zur beschleunigten Entwicklung der Groß- und Serienproduktion so¬ 
wie zur immer rationelleren Nutzung der territorialen Bedingungen 
müssen deshalb auch Produktionsstufen mit ähnlichen Standort¬ 
anforderungen möglichst in einem Gebiet konzentriert werden. 

Andererseits wächst zwangsläufig mit der Spezialisierung der Grad 
inner- und zw-ischengebictlicher Verflechtungen. Die Anforderungen 
an die Kommunikationssystcmo nehmen zu. Dadurch wird zugleich 
eine zu hohe territoriale Spezialisierung begrenzt. 

In enger Wechselwirkung mit der Spezialisierung der Gebiete nimmt 
die Komplexität der Gebiete zu. Höhere Komplexität der Gebictsstruk- 
turen trägt zu einem weiteren Wachstum des Nationaleinkommens bei. 

Auf diese Weise kann der Anteil an der Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbcdingungen im jeweiligen Gebiet, der aus der Wirtschaft des 
betreffenden Gebiets unmittelbar erwächst, ständig erhöht w’erden. 

Dazu sind die verschiedenen Zweige und Bereiche untereinander und 
mit den spezifischen gebietlichen Reproduktionsbedingungen effektiv 
im Gebiet zu kombinieren. Es sind solche Varianten zu finden, die den 
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Nutzeffekt aus der Spezialisierung in den Betrieben und Zweigen mit 
den Erfordernissen einer komplexen Entwicklung der Gebiete optimal 
verbindet. Die Territorialplanung in der Sowjetunion nutzt und ent¬ 
wickelt diesen Aspekt besonders bei der Gestaltung territorialer Pro¬ 
duldionskomplexe. 

Kombination Wachsende innergebietliche Kombination bei Zunahme übergebtetlicher 

und Kooperation Kooperation im nationalen und internationalen Maßstab: 

Die aus den wachsenden innergebietlichen Verflechtungen der Zweige 
und Bereiche resultierenden Vorteile hinsichtlich der Effektivität und 
Kombination führen einerseits dazu, daß sich in den Gebieten be¬ 
stimmte Standortkomplexe herausbilden. In ihnen vereinigen sich Be¬ 
triebe und Einrichtungen verschiedener Produktionssfcufen (vertikale 
Kombination) und gleichartige Produktionen oder Leistungen (hori¬ 
zontale Kombination). Die unterschiedlichen Standortanforderungen 
dieser verschiedenen Zweige und Bereiche müssen im Hinblick auf die 
begrenzt zur Verfügung stehenden Gebietsressourcen rationell kombi¬ 
niert werden. Dadurch können Spitzenbelastungen vermieden werden. 
Die innergebietliche Kombination von Prozessen der Produktion, der 
Wissenschaft und der Versorgung ist ein Weg zur Rationalisierung der 
territorialen Organisation der gesellschaftlichen Reproduktion und hat 
nicht irgendwelche „gebietsautonome“ Tendenzen zum Inhalt. 

Die intensive Nutzung und Gestaltung der territorialen Bedingungen 
für die erweiterte Reproduktion erschließt echte Effektivitätsreserven 
und günstigere Bedingungen besonders in bereits stark industrialisier¬ 
ten Gebieten zur Lösung der volkswirtschaftlichen Aufgaben. 
Innergebietliche Kombinationsprozesse werden jedoch aufgrund der 
wachsenden territorialen Arbeitsteilung im nationalen Maßstab sowie 
im Rahmen der sozialistischen ökonomischen Integration begrenzt. Ne¬ 
ben den Kombinationseffekten innerhalb der Gebiete werden gleichzei¬ 
tig die sich aus der Spezialisierung ergebenden übergebietlichen Koope¬ 
rationsvorteile innerhalb der Volkswirtschaft und der RGW-Mitglied- 
länder immer wirksamer. Im Sinne der volkswirtschaftlichen Effekti¬ 
vität und im Interesse der territorialen Organisation der sozialistischen 
ökonomischen Integration müssen beide Tendenzen planmäßig und 
, optimal miteinander verknüpft werden. 

Selbstverständlich sind diese 4 dynamischen Polaritäten der terri¬ 
torialen Organisation der gesellschaftlichen Arbeit auch untereinander 
verbunden. Die dabei auftretenden nichtantagonistischen Wider¬ 
sprüche führen im Prozeß ihrer ständigen (iterativen) Lösung zu immer 
höheren Stufen territorialer Arbeitsteilung und -Verbindung, und da¬ 
mit zur ständigen Weiterentwicklung der Territorialstruktur. (Dieser 

Prozeß ist in Abbildung 12 schematisch dargestellt.) 

Zusammenfassung Die Hauptrichtung des Einflusses des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts auf die Entwicklung der Territorialstruktur der soziali¬ 
stischen Gesellschaft sind vielfältig und verlangen eine komplexe Be- 
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Abbildung 12 

Der dialektische Zusammenhang der Formen und Entwicklungstendenzen 
in der territorialen Organisation der gesellschaftlichen Reproduktion 


achtung aller Komponenten. Die Einflußrichtungen verlaufen teilweise 
gegenläufig. Infolgedessen sind die effektivsten Varianten bei der wei¬ 
teren Gestaltung der territorialen Organisation der Reproduktion zu 
fordern und durchzusetzen. 

Bei der Auswahl der günstigsten Varianten der territorialen Organisa¬ 
tion der gesellschaftlichen Reproduktion sind gesamtgesellschaftliche 
Kriterien zugrunde zu legen. 

Der wissenschaftlich-technische Fortschritt verändert die betrieb¬ 
lichen Standortanforderungen infolge rationeller Technologien; er 
schafft eine wachsende Freizügigkeit der Produktion und Leistungen 
gegenüber traditionellen Standortbindungen an die Aufkommens¬ 
gebiete bestimmter Ressourcen (wie Primärenergie, Wasser, Boden- 
schätze); er erhöht die Leistungsfähigkeit und Reichweite der Infra¬ 
struktur. 


Damit wächst die Entscheidungsfreiheit in der Standortwahl. In ande¬ 
rer Hinsicht wird diese Entscheidungsfreiheit aber qualitativ und 
quantitativ eingeschränkt durch die Bindung der Betriebe mit hohem 
technischem Niveau an große Siedlungskomplexe, an Arbeitskräfte- 
konzentrationen, an bestimmte Produktionsverflechtungen und ande¬ 
res. Deshalb erscheint die planmäßige Herausbildung rationell organi- 
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sicrter, territorialer Produktionskomplexe mit hohem innergebiet- 
lichcm Kombinationsgrad als eine besonders geeignete räumliche Or- 


ganiaationsform. 


2.2.3. Entwicklungsbedingungen 

der vorhandenen Tcrritorialstruktur 


Die planmäßige Weiterentwicklung der Territorialstruktur ist an be¬ 
stimmte Bedingungen gebunden, dazu gehören nicht nur die künftig 
zur Verfügung stehenden Akkumulationsfonds für die Veränderung der 
Tcrritorialstruktur, sondern auch die in jeder vorherigen Entwick¬ 
lungsetappe historisch gewachsene Wirtschaftsstruktur. 

Vorhandene Erstens ist die Weiterentwicklung der Tcrritorialstruktur an die vor- 

Zweig - und handene Zweig- und Bereichsstruktur der Volkswirtschaft gebunden. 

Bereicksstruklur Sie wurde in einigen Grundzügen aus der kapitalistischen Vergangen¬ 
heit übernommen, aber schrittweise entsprechend den neuen sozialisti¬ 
schen Bedingungen umgestaltet. Sie wird ständig mit der intensiv er¬ 
weiterten Reproduktion weiterentwickelt. Künftig wird diese Struk¬ 
tur unter dem Einfluß der sozialistischen ökonomischen Integration 
ihren Charakter von Etappe zu Etappe noch verändern. Damit sind 
die Schwerpunktzweige und -bereiche festgelegt, die auf das Wachs¬ 
tum der Volkswirtschaft und die Erhöhung ihrer Effektivität in der 
nachfolgenden Etappe jeweils bestimmend einwirken werden. Das 
setzt Prämissen für die Entwicklung der territorialen Spezialisierung 
und Konzentration sowie für die Vorrangigkeit territorialer Ressour¬ 
cenbereitstellung. 

Vorhandene Zweitens sind auch die Standortsysteme der Zweige und Bereiche 

Slandortsysteme in diesen Entwicklungsetappen historisch gewachsen. Außerdem sind 
der Zweige die geographischen Bedingungen des Wirtschaftstemtoriums der 

und Bereiche DDR 26 gegeben und rationell nicht beliebig variierbar. Damit wird die 

planmäßige Weiterentwicklung der Territorialstruktur der DDR im je¬ 
weiligen Zeitabschnitt zu einem großen Teil durch die Ausgangssitua¬ 
tion beeinflußt. 

Die vorhandenen Strukturen und die Folgen der vorsozialistischen Pro¬ 
duktionsweisen (wie die relativ geringe Industrialisierung und die rela¬ 
tiv geringe Dichte des Verkehrsnetzes in den Nordbezirken der DDR) 
beeinflussen auch künftige Standortentscheidungen. Ebenso werden 
die Komponenten jeder vorhergehenden Entwicklungsetappe auf die 
nachfolgende Entwicklungsetappe einwirken. So werden die gegen¬ 
wärtigen Standortentscheidungen für das Wohnungsbauprogramm bis 
1990 im bestimmten Umfang Grundlage für die spätere Ansiedlung 
neuer Produktionsstätten sein. Jedoch wirken die aus den vorsozialisti- 
sehen Perioden übernommenen Bedingungen immer weniger nachhal¬ 
tig, je länger sich die Territorialstruktur auf der Grundlage sozialisti- 
26 vgi. AbechDitt i. 2 . scher Produktionsverhältnisse entwickelt. 





2.2.3. Entwicklungsbedingungen der Territorialstmklur 


Strukturentscheidimgen müssen stets von den zukünftigen Entwiek- Historische 
lungsbedingungen und -erfordernissen der sozialistischen Gesellschaft Wirhungs- 
ausgehen. Die daraus resultierenden territorialen Strakturveränderun- bedingungen 
gen müssen allerdings mit den heute dafür real zur Verfügung stehen¬ 
den wissenschaftlichen Erkenntnissen, Kräften und Mitteln schritt¬ 
weise bewältigt werden. 

Die historischen Wirkungsbedingungen sind für die Weiterentwick¬ 
lung der Territorialstruktur im Verhältnis zu anderen Seiten des Re¬ 
produktionsprozesses aus folgenden Gründen von besonderer Bedeu¬ 
tung und mit hohem Koordinierungsaufwand verbunden: 

a) Die Territorialstruktur wird durch sehr langlebige Teilstrukturen 
geprägt, wie die Infra- und dio Siedlungsstruktur. Ihre Elemente 
sind besonders grundfondsintensiv, verhältnismäßig immobil und 
nur mit relativ hohen Aufwendungen reproduzierbar. Hinzu- 
koimnt. daß auch der moralische Verschleiß der Elemente der In¬ 
fra- und Siedlungsstruktur immer rascher zunimmt, weil die An¬ 
sprüche der sozialistischen Gesellschaft an deren quantitative und 
qualitative Leistungsfähigkeit unter den Bedingungen der wissen¬ 
schaftlich-technischen Revolution und der sich neu herausbilden¬ 
den Formen sozialistischer/kommunistischer Lebensweise progres¬ 
siv steigen. 

b) Die Weiterentwicklung der Temtorialstruktur kann nicht mit glei¬ 
chen Wachstumsraten der Zweige, Bereiche und Teilstrukturen in 
den verschiedenen Gebieten rechnen, sondern muß sehr differen¬ 
ziert geplant werden. Das folgt nicht nur aus den notwendigerweise 
unterschiedlichen Waehstumsratenin der Zweigstruktur der Volks¬ 
wirtschaft überhaupt, sondern zusätzlich aus der unterschiedlichen 
Gewichtung der in den verschiedenen Gebieten lokalisierten Be¬ 
triebe jedes Zweiges. Das ergibt sich auchausdem unterschiedlichen 
Grad der Langlebigkeit der einzelnen Elemente in den verschiede¬ 
nem Infraatrukturbcroichcn und verschiedenen Sicdlungon. 

(So bestimmten zum Beispiel die Netze der technischen Infrastruk¬ 
tur längerfristiger die Standortbedingungen in einem Gebiet als 
das Netz der Verkaufsstellen und der Betreuungseinrichtungen. Und 
dies ist im Bezirk Leipzig anders als im Bezirk Neubrandenburg.) 

Hinzu kommt, daß Standortaystcmc mit höherer Elastizität (Dis¬ 
ponibilität) der territorialen Verflechtungen zum Beispiel in Bal¬ 
lungsgebieten viel intensiver als in weniger komplexen Wirtschafts¬ 
gebieten zu entwickeln sind. 

c) Die Weiterentwicklung der Territorialstruktur ist in höherem 
Grado von den jeweiligen Entwicklungspotenzen und vor allem von 
spezifischen Gesetzmäßigkeiten in den einzelnen territorialen Teil- 
strukturen abhängig. 

So wirken in der territorialen Bevölkerungsstruktur neben ökono- 
mischep besondere biologische, soziologische und andere Gesetz- 
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mäßigkciten. In der Infrastruktur sind besondere technisch-öko¬ 
nomische oder ästhetisch-architektonische Erfordernisse sowie Ge¬ 
setzmäßigkeiten der nichtmateriellen Bereiche wirksam. So werden 
die unterschiedlichen Tendenzen des biologischen Bevölkerungszu¬ 
wachses zwischen den nördlichen und den südlichen Bezirken der 
DDR aus den vergangenen Jahren sich noch etwa 15 bis 20 Jahre 
auf die territoriale Differenzierung des Umfangs und der Struktur 
des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens aus wirken. 

Im Gegensatz dazu können die Verkehrsnetze in den Gebieten auf¬ 
grund neuer Verkehrstechnologien und Verkehrsbauten kurzfristig 
verändert werden. 

Auch diese verschiedenen Gesetzmäßigkeiten der verschiedenen 
Teilstrukturen bewirken unterschiedliche Zeiten der Entwicklung 
und machen unterschiedliche Zeithorizonte in der Planung der 
Standortverteilung der verschiedenen Elemente erforderlich. 
Aufgrund der biologischen Gesetze führen zum Beispiel die Bevöl¬ 
kerungsverluste aus dem 2. Weltkrieg noch zu Nachwirkungen, die 
bis um die Jahrtausend wende in der Planung der Gebietsstrukturen 
zu berücksichtigen sind. 

Je nachdem, wie also in den vorangegangenen Zeitabschnitten die ein¬ 
zelnen Teilstrukturen in den Gebieten mit unterschiedlichem Tempo 
sich entwickelt haben, wirken sie auch (mit unterscliiedlichein Gewicht) 
auf die nachfolgenden Entwicklungsetappen der einzelnen Gebiets - 
strukturen undderTcrritorialstruktur insgesamt ein. Das muß beider 
Planung der territorialen Proportionen und der Wachstumsraten in 
den einzelnen Zweigen, Bereichen, Bevölkerungsbewegungen, Sied- 
lungssystemen und anderem berücksichtigt werden. 

Zusammenfassung Die weitere Gestaltung der Territorialstruktur der sozialistischen Ge¬ 
sellschaft wird - historisch betrachtet - von folgenden Komponenten 
beeinflußt: 

- von der Zweig- und Territorialstruktur, die aus vorsozialistischen 
Produktionsweisen herrührt. Diese Komponente verliert zuneh¬ 
mend an Gewicht; 

- von der Zweig- und Territorialstruktur, die in jeweils vorangegan¬ 
genen Entwicklungsperioden unter sozialistischen Produktionsver¬ 
hältnissen planmäßig geschaffen wird; 

- von den zeitlich und gebietlich differenzierenden Eigengesetzlich¬ 
keiten der territorialen Teilstrukturen und ihres gegenseitigen Zu¬ 
sammenhangs; 

- von den im jeweiligen Zeitpunkt gegebenen wissenschaftlichen Er- 
kenntissen und ökonomischen Potenzen. 

Daraus folgt für die Territorialplanung die Notwendigkeit, den Ist- 
zustand ständig zu analysieren und die Entwicklungstrends und -mög- 
lichkeiten vorausschauend einzuschätzen. Beides bietet eine wuchtige 
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Basis für die Realität langfristiger Zielvorstellungen über die weitere 
Gestaltung der Territorialstruktur. 

2.2.4. Die Durchsetzung der objektiven Erfordernisse 
in der Leitung und Planung 


Mit dem Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse wird die 
Spontaneität in der Wirkungsweise der ökonomischen Gesetze prinzi¬ 
piell überwunden. Damit wurde auch in der DDR unter Führung der 
Arbeiterklasse und ihrer Partei die frühere anarchische und antago¬ 
nistische Entwicklung der Territorialstruktur durch Planmäßigkeit 
und bewußte Lösung der Widersprüche beseitigt. 

Die schon von den Klassikern des Marxismus-Leninismus erkannten 
Gesetzmäßigkeiten der räumlichen Entwicklung von Wirtschaft und 
Gesellschaft wurden in zunehmendem Maße zum Gegenstand der ge¬ 
sellschaftlichen Praxis. 

In allen sozialistischen Staaten ist die Umsetzung der objektiven Er¬ 
fordernisse der ökonomischen Gesetze und anderer Entwicklungsfak¬ 
toren bei der Gestaltung der Territorialstruktur in das planmäßige 
Handeln der Menschen eingegangen. 

So bildete sich mit der Errichtung der Arbeiter-und-Bauern-Macht 
und mit der kontinuierlichen Stärkung des sozialistischen Staates die 

Territorialplanung im Gesamtsystem der Leitung und Planung in allen 
sozialistischen Ländern zielstrebig heraus. 27 

Die wachsende Bewußtheit darüber, daß durch günstige territoriale 
Reproduktionsbedingungen das materielle und kulturelle Lebens¬ 
niveau des Volkes erhöht werden kann, fördert zunehmend die schöp¬ 
ferische Aktivität der Werktätigen. Das zeigt sieh bei der Gestaltung 
ihrer unmittelbaren Arbeits- und Lebensumwelt in den Städten und 


Gemeinden, bei der relativen Senkung der Standortanforderungen in 
den Betrieben und bei der Gestaltung effektiver Standortbedingungen 
in den Bezirken und Kreisen. 

Mit der Herausbildung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
verbreitern und vertiefen sich die Erkenntnisse über die differenzierte 
Wirkung des Systems der ökonomischen Gesetze. Damit gewinnt der 
subjektive Faktor immer mehr an Bedeutung. In der Territorialpla- 
nung wächst der Koordinierungs- und Entscheidungsbedarf insbe¬ 
sondere aufgrund der weiteren Zunahme der territorialen Konzentra¬ 
tion und Verflechtungen, des Anteils der infrastrukturellen Grund¬ 
fonds, der Maßnahmen zum Schutz und zur Gestaltung der Umwelt. 
Durch die langfristige Wirkung von Entscheidungen erhöht sich die 
Verantwortung der Lcitungs- und Planungsorgane entscheidend. Das 
erhöht die Anforderungen an das wissenschaftliche Niveau der Tcrri- 
torialplanung, insbesondere auch ihrer Methoden (Zum Beispiel mit 
Hilfe der territorialen Bilanz- und Effektivitätsrechnungen, der An¬ 
wendung ökonomisch-mathematischer Methoden.). 


2'heoretische 
Grundlagen und 
bewußtes Handeln 
in der Territorial- 
jdanung 


27 Vgl. hierzu: Gesetz 
Ober den Ministerrat der 
DDR. §1. Abs.7 (GBl., 
Teil I, 1972, Nr.16, und 
Gesetz Ober die örtlichen 
Volksvertretungen und 
ihrer Organe in der DDR, 
GBl. Teil 1,1973, Nr.32, 
S. 314 ff., aber auch die 
früheren Gesetze wlez.B. 
das Gesetz über die wei¬ 
tere Demokratisierung 
des Autbaua und der Ar¬ 
beitsweise der staat¬ 
lichen Organe in den 
Ländern der DDR vom 
23. 7.1952. a.n.O. 
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Aufgrund der Erkenntnis und der wissenschaftlichen Voraussicht des 
Wirkung8mechanisraus der Einflußfaktoren wird die Weiterentwick¬ 
lung der Temtorialstruktur mit immer größerer Sicherheit bestimmt. 
Das kommt in den langfristigen Konzeptionen zur Standortverteilung 
der Produktivkräfte, zur Siedlungspolitik, zur komplexen Entwick¬ 
lung der Gebiete und in den Standortkoordinierungen im Rahmen des 
RGW zum Ausdruck. 28 

Solche Konzeptionen, Programme und langfristigen Pläne zur Weiter¬ 
entwicklung der Territorialstruktur sind wissenschaftlich fundiert und 
realisierbar, wenn sie sich in allen Phasen der Planung und der Ver¬ 
wirklichung auf die wachsende kollektive Weisheit der Werktätigen, 
auf ihren Ideenreichtum und Einsatz willen stützen. 

Aus diesem Grunde sind die Aufgaben und Maßnahmen der Territorial - 
planung in zunehmendem Maße Gegenstand der Beratungen und Be¬ 
schlüsse der Volksvertretungen aller Ebenen. 

In der vielfältigen und unmittelbaren Bedeutung des Wirkungsraumes 
des Menschen für seine Arbeits- und Lebensbedingungen, im gesamt¬ 
gesellschaftlichen Charakter der Territorialstruktur und in ihrer Ein¬ 
bindung in die Massenpolitischen Zielsetzungen - insbesondere der 
sozialistischen ökonomischen Integration — spiegelt sich die Einheit 
von Politik und Ökonomie wider. In diesem Sinne ist die Territorial- 
struktur vom sozialistischen Staat auf der Grundlage des demokrati¬ 
schen Zentralismus und unter Führung der Partei der Arbeiterklasse 
mit Hilfe der staatlichen Pläne in allen Planungsphasen und -ebenen 
ständig weiter zu entwickeln. 

Zusammenfassung Die Vervollkommnung der Leitung und Planung bei der Gestaltung 

einer effektiven Territorialstruktur 29 erfordert, 

- bei der Zielorienticrung der Territorialplanung die Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik zugrunde zu legen 

- langfristige Standortkonzeptionen auf der Grundlage von territo¬ 
rialökonomischen Analysen und Prognosen auszuarbeiten; 

- die Intensivierungseffekte der territorialen Organisation der Repro¬ 
duktion aufzudecken und nutzbar zu machen; 

- territoriale Bilanz- und Optimierungsrechnungen anzuwenden; 

- die Territorialplanung auf allen Ebenen in das Gesamtsystem der 
Leitung und Planung zu integrieren; 

- die territorialökonomischen Ziele in der Verbindung vonstaatlicher 
Planung und ökonomischer Stimulierung durchzusetzen; 

- in der Territorialplanung soziale und ökonomische Planung eng zu 
verknüpfen. 


28 Siehe hierzu auch 
Abschnitte 3. bi» 8. 

29 Vgl. Direktive des 
IX. Parteitages der SED. 
Eur Entwicklung der 
Volkswirtschaft der 
DDR 1976-1980 (Ent- 

o.a.O.,8.266-270 


Alle diese Maßnahmen und Methoden zur Qualifizierung der Leitung 
und Planung temtorialbedingter Prozesse müssen eingebettet sein in 
die Vervollkommnung der sozialistischen Demokratie, in die wach¬ 
sende schöpferische Initiative der Werktätigen in den Betrieben, Ein¬ 
richtungen und Wohngebieten. 
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3. Die komplexe Planung einer 
effektiven Territorialstruktur 
der gesellschaftlichen 



Reproduktion 


Die Einheit von zentraler und gebietlicher Territorialplanung trägt in 
umfassender Weise zur Verwirklichung der Prinzipien des demokrati¬ 
schen Zentralismus und der sozialistischen Demokratie bei. Durch die 
Territorialplammg wird die Ausarbeitung und Durchsetzung der 
Grundrichtung des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses in seiner 
Gesamtheit organisch mit den differenzierten Möglichkeiten und Be¬ 
dingungen des Territoriums verbunden. Die territorialen Reproduk¬ 
tionsbedingungen, die sich von Bezirk zu Bezirk, von Stadt zu Stadt, 
von Dorf zu Dorf unterscheiden, werden durch die Territorialplanung 
für die planmäßige proportionale Entwicklung nutzbar gemacht. Die 
für die planmäßige proportionale Entwicklung der Volkswirtschaft 
objektiv notwendige Territorialstruktur der gesellschaftlichen Repro¬ 
duktion wird mit Hilfe der Planung durch den sozialistischen Staat 
gestaltet, der als Instrument der Macht der Arbeiterklasse eine nach 
dem Prinzip des demokratischen Zentralismus organisierte Einheit 
ist. 

Anwendung des Prinzips des demokratischen Zentralismus in der so¬ 
zialistischen Planung bedeutet unter anderem, die territorialen Res¬ 
sourcen, die territorial differenzierten Möglichkeiten für die Entwick¬ 
lung des Niveaus der Produktion und die weitere Erhöhung des Lebens¬ 
niveaus auf allen Ebenen sorgfältig zu berücksichtigen und mit Hilfe 
der schöpferischen Aktivität der Bürger wirksam zu machen. 

Die zentralen Planungsorgane stellen bei der Ausarbeitung des ge- 
samtvolkswirtschaftlichen Planansatzes die territorialen Bedingungen 
in Rechnung und beziehen die örtlichen Volksvertretungen und ihre 
Organe, insbesondere die Plankommissionen der Räte der Bezirke und 
Kreise, in die Lösung gesamtvolkswirtschaftlicher Probleme und in die 
Ausarbeitung des zentralen Planansatzes ein. Damit wird zugleich die 
Initiative und Schöpferkraft der Werktätigen von Beginn der Plan¬ 
ausarbeitung wirksam. 

Anwendung des demokratischen Zentralismus bedeutet außerdem, daß 


Demokratischer 
Zentralismus 
und Territorial- 
planung 
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Aktive Rolle 
der Territorial - 
planung 


die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe, aber auch die zweig¬ 
leitenden Organe, die Betriebe, Kombinate und Vereinigungen Volks¬ 
eigener Betriebe die verfügbaren territorialen Ressourcen, die territo¬ 
rial differenzierten Entwicklungsmöglichkeiten bei der Durchsetzung 
der Ziele und Aufgaben des zentralen Planansatzes in ihrem eigenen 
Verantwortungsbereich mobilisieren und einsetzen. Das bezieht sich 
sowohl auf die Aufstellung und Bilanzierung der örtlichen Pläne der 
Bezirke, Kreise, Städte und Gemeinden als auch auf die Durchführung 
des einheitlichen Volkswirtschaftsplanes. 

Ebenso wie diese Verantwortungsbereiche müssen auch die Organe des 
Ministerrates - die Staatliche Plankommission und die Ministerien - 
die territorialen Bedingungen und Möglichkeiten der Entwicklung der 
Produktion und des Lebensniveaus kennen und berücksichtigen. Die 
Zusammenhänge der Territorialstruktur sind für die zentrale Aufstel¬ 
lung und Durchführung des Volkswirtschaftsplanes ebenso wichtig wie 
die gesamtvolkswirtschaftlichen Zusammenhänge. 

Umgekehrt müssen die Planungsorgane der örtlichen Volksvertretun¬ 
gen, vor allem die Bezirks- und Kreisplankommissionen, neben ihren 
konkreten territorialen Bedingungen und Möglichkeiten auch die ge¬ 
samtvolkswirtschaftlichen Zusammenhänge kennen und berücksichti¬ 
gen. 

Aus dem Zusammenwirken dieser beiden Ebenen im Prozeß der Terri¬ 
torialplanung erhält der gesellschaftliche Plan eine Qualität, durch 
welche die Überlegenheit der sozialistischen Gesellschaftsordnung ge¬ 
genüber allen Versuchen staatsmonopolistischer Regulierung über¬ 
zeugend manifestiert wird. 

In diesem Prozeß bildet sich in der Deutschen Demokratischen Repu¬ 
blik immer stärker die aktive Rolle und Funktion der Territorialpla- 
nung heraus. 

Die aktive Rolle der Territorialplanung ermöglicht nicht nur, eine opti¬ 
male Gesamtstruktur des Reproduktionsprozesses durchzusetzen, 
sondern diese vor allem zunächst auch zu ermitteln. Die Territorial¬ 
planung beweist, daß sie mehr vermag, als nur aus der Sicht der Zweig¬ 
struktur der Volkswirtschaft beschlossene Planmaßnahmen territorial 
zu sichern und durchzusetzen, also überwiegend passive Funktionen 
wahrzunehmen. Die Territorialplanung gibt in zunehmendem Maße 
Hinweise auf differenzierte territoriale Bedingungen zur Steigerung 
des volkswirtschaftlichen Leistungs- und Effcktivitätsverrnögens wie 
auch zur Erhöhung des Lebensniveaus des Volkes. 

Beispiele dafür sind die aktiven Impulse, die von den zentralen und 
bezirklichen Grundsätzen und Rechnungen zur planmäßigen Gestal¬ 
tung der Siedlungsstruktur ausgehen. Mit diesen Grundsätzen und 
Rechnungen wurde unter anderem ein Netz von Siedlungszentren her¬ 
ausgearbeitet. Damit wurden Hauptstandorte für den territorial zu 
konzentrierenden Wohnungsbau und weiterer Ein rieht ungen der so- 
sialen Infrastruktur ermittelt. Auch für die Entwicklung der Sozialist!- 
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sehen Landwirtschaft wurden mit den Grundsätzen und Rechnungen 
zur Siedlungsstruktur Hinweise und Impulse gegeben, indem unter 
anderem die funktionelle und größenmäßige Entwicklung der Dörfer 
und Kleinstädte ermittelt wurde, die als Wohnstandorte für die Be¬ 
schäftigten der Landwirtschaft oder als Zentren für die Organisierung 
der pflanzlichen und tierischen Produktion in Frage kommen. 
Weitere Belege für die aktive Rolle der Territorialplanung sind die 
reichhaltigen Ergebnisse der territorialen Rationalisierung und ihre 
positiven Wirkungen auf die Entwicklung der sozialistischen Produk¬ 
tion sowie der Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktätigen. 

Die aktive Funktion der Territorialplanung beruht auf der verbessert 
organisierten Interessenübereinstimmung zwischen gesamtgesell¬ 
schaftlichen Erfordernissen sowie kollektiven und individuellen Inter¬ 
essen der Bevölkerung in den Bezirken und Kreisen. Das reicht bis hin 
zur Wohngebiets- und Hausgemeinschaft und zum einzelnen Bürger 
in Stadt oder Dorf. 

Die weitere systematische Erschließung dieses Zusammenhangs ist ein 
Ausdruck der Entwicklung der sozialistischen Demokratie. Sie enthält 
beachtliche, bisher noch nicht vollständig genutzte Reserven für die 
bessere und beschleunigte permanente Lösung der Hauptaufgabe. 


3.1. Die zentrale Territorialplanung 

3.1.1. Die Rolle der zentralen Territorialplanung 

in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 


Die ständige Veränderung der territorialen Struktur und Organisation Komplexer 
der gesellschaftlichen Reproduktion vollzieht sich unter sozialisti- Charakter 
sehen Produktionsverhältnissen als bewußte Ausnutzung der objektiv der Territorial 
wirkenden ökonomischen Gesetze des Sozialismus in ihrem u-echsel- planung 
seitigen Zusammenhang. Darauf beruht der komplexe Charakter der 
Territorialplanung. 

Bei der Territorialplanung wird in der DDR davon ausgegangen, daß 
die Territorialstruktur die räumliche Gliederung des gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses in seiner Gesamtheit ist. Vom Standpunkt der 
sozialistischen Planung läßt sich das Territorium eines Landes nicht 
als ein Mosaik -von Bezirken, Kreisen, Städten, Stadtbezirken, Ge¬ 
meinden, Wirtschaftsgebieten usw. betrachten, dessen Summierung 
das Gesamtterritorium ergibt. 

Gegenstand der sozialistischen Planung ist vielmehr die Gesamtheit 
des Territoriums des Landes. Diese Gesamtheit stellt eine andere Quali¬ 
tät dar als die Summe ihrer Teile. 


Die Territorialplanung beschränkt sich weiterhin nicht einseitig auf 
Teilprozesse des Reproduktionsprozesses, wie etwa auf die Standort- 
verteilung der materiellen Produktion oder die Standortverteilung der 
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Territoriale 
Komplexität 
der ökonomischen 
Gesetze 


1 Vgl. hierzu Ab¬ 
schnitt 2.1. 


Investitionen. Sie erfaßt den Gesamtprozeß der gesellschaftlichen Re¬ 
produktion, seine territoriale Bevölkerung«-, Produktions-, Siedlungs , 
Infra- und Ressourcenstruktur in ihrer gegenseitigen Durchdringung 
und Verflechtung. 

Ebensowenig ist Territorialplanung nur Ausnutzung ausgewählter 
spezifischer ökonomischer Gesetze, etwa des Gesetzes der planmäßigen 
proportionalen Entwicklung der Volkswirtschaft. Sozialistische Terri¬ 
torialplanung basiert auf der Erkenntnis, daß alle ökonomischen Ge¬ 
setze, also sowohl das ökonomische Grundgesetz als auch das Gesetz 
der planmäßigen proportionalen Entwicklung der Volkswirtschaft, das 
Gesetz der stetigen Steigerung der Arbeitsproduktivität und andere 
jeweils einen territorialen Aspekt haben 1 . 

Die Territorialplanung geht davon aus, daß der territoriale Aspekt 
durchgängig im gesamten System der ökonomischen Gesetze nach¬ 
weisbar ist, das heißt auch in den Wechselbeziehungen zwischen ein¬ 
zelnen Gesetzen. Das betrifft 

a) die Gesetze, die in allen auf gesellschaftlicher Arbeitsteilung be¬ 
ruhenden Gesellschaftsformationen gelten, wie beispielsweise 

• das Gesetz der Ökonomie der Zeit, welches bekanntlich direkt 
mit der Ökonomie im Raum verbunden ist, 

• das Gesetz des Anwachsens der Bedürfnisse, das die territorial 
ungleichmäßige Bedürfnisentwicklung einschließt; 

b) die Gesetze, die in mehreren aufeinanderfolgenden Gesellschafts¬ 
formationen gelten, wie beispielsweise 

• das Wertgesetz und das damit verbundene Geldumlaufgcsetz, 
das die für die Zirkulation notwendige Geldmenge auch nach 
Landes teilen bestimmt; 

c) die Gesetze einer einzelnen Gesellschaftsformation,wie beispielsweise 

• das ökonomische Grundgesetz des Sozialismus, das Ziel und 
Mittel der Entwicklung der Territorialstruktur der sozialisti¬ 
schen Gesellschaft einschließt, 

• das Gesetz der planmäßigen proportionalen Entwicklung der 
Volkswirtschaft, das auch die erforderlichen territorialen Pro¬ 
portionen des Reproduktionsprozesses umfaßt, 

• das Gesetz der stetigen Steigerung der Arbeitsproduktivität , das 
die territorial differenzierten Bedingungen zur Produktivitäts¬ 
steigerung berücksichtigt; 

d) die Gesetze, die nur in einer Phase einer Gesellschaftsformation 

gelten, wie beispielsweise 

• das Gesetz der Verteilung nach der Arbeitsleistung, das unter 
anderem die Zusammenhänge zwischen territorial differenzier¬ 
ten Arbeitsleistungen und entsprechender konsumtiver Ver¬ 
wendung des Nationaleinkommens ausdrückt. 

Aufgabe der Territorialplanung ist es, diesen territorialen Aspekt des 
Zusammenhangs der Gesamtheit der ökonomischen Gesetze in der Ge- 
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samtheit des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses als auch in sei¬ 
nen Teilprozessen unter den differenzierten konkreten Bedingungen 
des Landes zu erfassen und bewußt zu gestalten. 

Diesem komplexen Charakter entspricht auch die Komplexität des Komplexität 
Zeitaspekts der Territorialplanung. des Zeitaspekts 

Aufgrund der Langfristigkeit aller fest mit einem Standort verbunde¬ 
nen Prozesse, insbesondere der langen Reproduktionszyklen der bau¬ 
lichen Bestandteile des Reproduktionsprozesses, liegt der Schwer¬ 
punkt der Territorialplanung in der Prognose und in der langfristigen 
Planung. Zwar ist auch die Bedeutung territorialer Fragen in der mit¬ 
telfristigen und in der Jahresplanung nicht zu unterschätzen, jedoch 

ist die langfristige Planung ihre Hauptphase. 

Ebenso wichtig wie der langfristige und der jahresbezogene ist auch der 
historische Aspekt. 

Die Siedlungsstruktur der DDR beispielsweise ist mit ihrer baulichen 
und ingenieurtechnischen Substanz, aber auch mit ihrer sozialökono- 
mischon Struktur in Jahrhunderten gewachsen. Sie spiegelt rein äußer¬ 
lich noch heute bestimmte Züge des Feudalismus wider. Davon zeugt 
beispielsweise der Grad der Zer3iedlung des Territoriums, der nur lang¬ 
fristig überwunden werden kann. 

Für die Planung der Territorialstruktur spielt der historische Aspekt, 
die Analyse der historisch gewachsenen Territorialstruktur eine ebenso 
große Rolle wie die langfristige Vorausbestimmung ihrer künftigen 
Entwicklung und auch ihrer kurzfristigen Veränderungen. 

Sozialistische Territorialplanung ist deshalb eine Einheit von Analyse, Einheit 
Prognose und Planung der Standortverteilung der Produktivkräfte. von Analyse, 
Die Tcrritorialplanung hat in diesom komplexen Prozeß bestimmte Prognose 
Proportionen zu untersuchen und planmäßig herzustellen. Dies sind und Planung 
vor allem Proportionen innerhalb und zwischen den territorialen Teil- 
strukturen (das heißt innerhalb und zwischen der territorialen Bevöl- 
kerungs-, Produktions-, Siedlungsstruktur usw.) sowie zwischen und 
innerhalb der Gebiete des Lahdes (siche ausführlich Abbildung li). 

Die Territorialplanung muß also in erster Linie gewährleisten, daß ele¬ 
mentare Erfordernisse derplanmäßigen proportionalen Entwicklung im 
gesamten Territorium einheitlich und in bestimmter Weise auch plan¬ 
mäßig territorial differenziert durchgesetzt werden. 

So ist es beispielsweise hinsichtlich der Sicdlungsstruktur erforderlioh, 
daß die langfristige Entwicklung der großen und mittleren Städte in 
allen Bezirken nach einheitlichen Kriterien geplant wird. Das ermög¬ 
licht es unter anderem, den Prozeß der weiteren Urbanisierung einheit¬ 
lich und nicht ausschließlich nach bezirklichen Gesichtspunkten zu ge¬ 
stalten. Der Grad der Urbanisierung ist eine gcsamtvolkaWirtschaft - 
liehe Proportion. 

Ebenso wird es beispielsweise möglich, für diejenigen Kleinstädte und 
großen Dörfer, die eine Funktion als Siedlungszentrum für mehrere 
umliegende ländliche Siedlungen übernehmen, eine nach Bezirksgrup- 
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pen differenziert« Entwicklung festzulegen. So sind zur Wahrnehmung 
zentraler Funktionen in den mittleren Bezirken der DDE, vor allem 
in den Ballungsgebieten, vorwiegend die Kleinstädte intensiv zu re¬ 
konstruieren. In den nördlichen und mittleren Bezirken sind darüber 
hinaus teilweise auch große Dörfer extensiv zu erweitern. 
Territorialplanung Die dazu zu lösenden Aufgaben müssen zentral und zugleich durch¬ 
aus durchgängiges gängig in allen Planungsebenen festgelegt werden, um eine einheitliche 
Planungsprinzip und komplexe Wirtschaftspolitik im Territorium zu gewährleisten. 

Analog verhält es sich mit der Standortpolitik in bezug auf die indu¬ 
strielle und landwirtschaftliche Produktion, in bezug auf die territo¬ 
riale Verteilung der Bevölkerung und des gesellschaftlichen Arbeits¬ 
vermögens, in bezug auf den Wohnungsbau und die übrige soziale In¬ 
frastruktur, in bezug auf das Verkehrsnetz, das Energienetz, die was¬ 
serwirtschaftlichen Netze und die übrige technische Infrastruktur, in 
bezug auf die Ressourcenstruktur usw. Die zentrale Territorialpla¬ 
nung schafft mit ihren einheitlichen oder territorial differenzierten Ent¬ 
scheidungen die Voraussetzungen für konkrete Entscheidungen im Ge¬ 
biet über die Entwicklung der einzelnen Siedlungen, der einzelnen Pro¬ 
duktionsstandorte usw. sowie ihre gegenseitigen Verflechtungen. 

Ohne diese zentralen und durchgängigen territorialen Planentschei¬ 
dungen, nur ausgehend von Standortkonzeptionen der Bezirke, lassen 
sich die objektiv für den Reproduktionsprozeß erforderlichen territo¬ 
rialen Proportionen nicht durchsetzen. 

Dabei wirken die Planungsorgane in den Bezirken und Kreisen an der 
Vorbereitung der zentralen territorialen Planentscheidungen verant¬ 
wortungsvoll mit. Das wird beispielsweise erreicht durch Einbeziehung 
der Bezirksplankommissionen in die Vorbereitung der Konzeptionen 
für die Standortverteilung der Produktivkräfte seitens der Staatlichen 
Plankommission. 

Die bestimmenden Merkmale der Entwicklung der Territorialplanung 
in der DDR bestehen 

a) in der Verstärkung der zentralen Territorialplanung und 

b) in der Einbeziehung der Territorialplanung als durchgängiges Pla¬ 
nungsprinzip auf alle Ebenen (Staatliche Plankommission, Mini¬ 
sterien, Räte der Bezirke usw.) und Phasen (lang-, mittel- und 
kurzfristig) der Volkswirtschaftsplanung. 

Diese Entwicklung geht einher mit einem ständigen Anwachsen der 
Rolle und des Anteils territorialer Planentscheidungen in der gesamten 
sozialistischen Volkswirtschaftsplanung. Das hat folgende wesentliche 
Ursachen: 

- Die territoriale Arbeitsteilung wächst im Rahmen der weiteren Ver¬ 
gesellschaftung des nationalen Reproduktionsprozesses in der ent¬ 
wickelten sozialistischen Gesellschaft. Mit wachsendem Umfang der 
sozialistischenProduktion, höherer Arbeitsproduktivität und Effek- 
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tivität, mit dem wissenschaftlich-technischen Fortschritt erhöht 
sich ständig der Grad der territorialen Arbeitsteilung und -Ver¬ 
flechtung aller Reproduktionsprozesse. 

- Die sozialistische ökonomische Integration der Mitgliedsländer des 
Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe vertieft und erweitert sich. 

Die ständig zunehmende sozialistische internationale Arbeitstei¬ 
lung im RGW ist gleichzeitig stets territoriale Arbeitsteilung und 
-Verflechtung innerhalb des RGW-Territoriums. Sie prägt immer 
unmittelbarer die Standortverteilung der Produktivkräfte in jedem 
einzelnen RGW-Mitgliedsland. 

- Der soziale Aspekt der Territorialstruktur gewinnt in der entwickel¬ 
ten sozialistischen Gesellschaft immer mehr an Bedeutung. Die 
zentrale Stellung des materiellen und kulturellen Lebensniveaus 
des Volkes seit dem VIII. Parteitag der SED, das sozialpolitische 
Programm der Partei mit seinem Kernstück, dem Wohnungsbau¬ 
programm usw. haben die Abhängigkeiten zwischen sozialistischer 
Lebensweise, Urbanisierung, Umweltqualität usw. und Territorial¬ 
struktur noch stärker hervortreten lassen. 

- Die Formen und Aktionen der sozialistischen Demokratie werden 
immer mehr vervollkommnet und erweitert. 

Der enge Zusammenhang und die Wechselwirkung dieser Erscheinun¬ 
gen bewirken, daß zunehmend der Gesamtprozeß der Entwicklung der 
Territorialstruktur durch die entwickelte sozialistische Gesellschaft 
bewußt, planmäßig gestaltet werden muß. Verstärkung der zentralen 
Territorialplanung und Anwendung der Territorialplanung auf allen 
Planungsebenen helfen, die Effektivitätspotenzen dieses territorialen 
Gesamtprozesses zu erschließen. Fünf Überlegungen sollen diesen Zu¬ 
sammenhang im folgenden verdeutlichen: 

1. Konnte die Entwicklung einer Stadt in der Vergangenheit oft noch Stadt 
weitgehend aus ihrer gegebenen Funktion im Territorium und in 

ihrem Umland sowie aus den Bedürfnissen ihrer Einwohner ver¬ 
standen und entsprechend ihrer Entwicklung geplant weiden, so 
rückt mit der weiteren Vergesellschaftung im entwickelten Sozialis¬ 
mus unter den Bedingungen der wissenschaftlich-technischen Re¬ 
volution immer mehr die gesamtterritoriale Abhängigkeit der 
Stadt und ihre torritorialo Funktionsverflechtung in den Vorder¬ 
grund. Welches Profil und welcher Umfang der materiellen Produk¬ 
tion in der Stadt entwickelt werden soll, wie groß die Einwohner¬ 
zahl in Abhängigkeit von den erforderlichen und möglichen Ar¬ 
beitsplätzen sowie von den Pendel- und Zuzugsraöglichkeiten sein 
8oU, welchen Umfang und welche Struktur der Wohnungsbau 
haben soll usw. - all das hängt in immer stärkerem Maße von der 
Gesamtentwicklung der Territorialstruktur des Landes ab und 
läßt sich nicht aus den städtischen oder gebietlichen Rahmenbedin- 
gungen allein bestimmen. Die Gesamtentwicklung der territorialen 
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Produktionsstruktur, der natürlichen Bevölkerungsentwicklung, 
der Migration usw. setzen Entwicklungsbedingungen für jede ein¬ 
zelne Stadt. Deshalb muß die generelle Entwicklung der Städte zu 
einem Gegenstand der zentralen Territorialplanung gemacht wer¬ 
den, das heißt, die Grundproportionen der Städte sind zentral zu 
entscheiden, und sie müssen bewußt in die Planung der Produk¬ 
tion der Zweige, der Infrastruktur usw. einbezogen werden. 

2. Auch die Entwicklung der ländlichen Siedlungen ist verstärkt von 
der Gesamtentwicklung der Produktivkräfte und ihrer Standort¬ 
verteilung abhängig geworden. Die Entwicklung der Kooperation 
in der pflanzlichen Produktion und die Einführung industriemäßi¬ 
ger Produktiousmetliodeu iu der tierischen Produktion, die Ent¬ 
wicklung des Verkehrsnetzes, die Entwicklung moderner Netze von 
Kapazitäten zur Versorgung mit Waren und Dienstleistungen usw. 
bewirken, daß sich die Entwicklung der Dörfer nicht mehr einzeln 
festlegen läßt, sondern zunehmend zentraler Orientierungen be¬ 
darf; sie muß bewußt einbezogen werden in die Planung der Land¬ 
wirtschaft, des Verkehrs, des Handels, der Dienstleistungen usw. 

3. Auch die Entwicklung der Zweige der Volkswirtschaft wird immer 
stärker von territorialen Aspekten bestimmt, die zunehmend zen¬ 
trale territoriale Planentscheidungen und die Einbeziehung weite¬ 
rer Ebenen des Planungssystems erfordern. So sind beispielsweise 
im Prozeß wachsender territorialer Arbeitsteilung und Verflech¬ 
tung die bezirksgeleitete und die Lebensmittelindustrie aus einer 
ursprünglich regionalen und lokalen Versorgungsfunktion heraus¬ 
gewachsen. Backwaren- und Getränkebetriebe, örtlichgeleitete Be¬ 
triebe mit der Produktion technischer Konsumgüter und ähnliche, 
ursprünglich auf den Bedarf einer Stadt oder eines Kreises zuge¬ 
schnitten, erreichen mit zunehmender Spezialisierung und ent¬ 
sprechender Grundfondsausstattung bezirkliche und oft über¬ 
bezirkliche Bedeutung. Die Entwicklung und Verflechtung ihrer 
Standorte bedürfen damit immer stärker einer einheitlichen Orien¬ 
tierung durch die zentrale Planung. 

4. Als ein weiterer Faktor verstärkt zentraler und durchgängiger 
Territorialplajiung wirkt die sozialistische ökonomische Integra¬ 
tion. Die bilateralen oder multilateralen Profilierungs- und Investi¬ 
tionsmaßnahmen, die sich aus dem Komplexprogramm ergeben, 
erfordern Kriterien der Standortbestimmung, die im Maßstab jedes 
RGW-Mitgliedslandes zentral berücksichtigt werden müssen. Mit 
fortschreitender Integration kann die Standortverteilung der Pro¬ 
duktivkräfte jedes Zweiges, kann das gesamte Verkehrsnetz, das 
Energienetz usw. nur noch aus diesen größeren Zusammenhängen 
heraus geplant werden. Jede Einzelentscheidung eines Staats- oder 
Wirtschaftsorgans muß diesem territorialen Zusammenhang Rech¬ 
nung tragen und ihn bewußt gestalten. 
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In der Volksrepublik Polen ist wissenschaftlich nachgewiesen wor¬ 
den, daß die großräumige Grundstruktur der Standortverteilung 
der Produktivkräfte nicht gleichförmig ist, sondern objektiv in 
einem System von knotenartigen Konzentrationen und dazwischen 
verlaufenden bandförmigen Linien besteht (Knoten-Band-Struk- 
tur). Auf diese Grundstruktur, auf ihren Nachweis, auf die volks¬ 
wirtschaftliche Nutzung ihrer Vorzüge und auf ihre planmäßige 
Gestaltung orientieren sich die wissenschaftliche Territorialfor¬ 
schung und die staatliche Territorialplanung. 

Gerade dabei ist jetzt aber deutlich geworden, wie begrenzt ein nur 
nationales Herangehen au die Tcrritorialstruktur ist. Die Knoben- 
Band-Struktur existiert nicht nur innerhalb der Landesgrenzen, 
sondern setzt sich darüber hinaus fort. Solche Regelhaftigkeiten 
zwischen zwei öder mehr sozialistischen Ländern sowie schrittweise 
für größere Teile des gesamten RGW-Territoriums aufzudecken 
und planmäßig zu gestalten eröffnet große Reserven für die Inte¬ 
gration wie für jedes einzelne Land. n 

Diese Erkenntnis hat zu ersten Schritten einer gemeinsamen Ana¬ 
lyse der Territorialstrukturen der Volksrepublik Polen und der 
Deutschen Demokratischen Republik geführt. 2 Solche Arbeiten 
können neue Erkenntnisse und Planansätze für eine international 
spezialisierte und verflochtene langfristige Entwicklung einzelner 
Agglomerationen und Städte ergeben. Sie können nur zentral und 
unter Beteiligung aller Planungsebenen, sowohl der Zweige als auch 
der Bezirke, durchgeführt werden. 

5. Die immer umfangreicher v-erdenden Initiativen der Bürger zur 
beschleunigten Erfüllung der Hauptaufgabe als Ausdruck der so¬ 
zialistischen Demokratie verlangen zunehmend zentrale territo¬ 
riale Orientierungen und Entscheidungen auf allen Ebenen. 

Das beginnt bei den Bürgerinitiativen im Rahmen der „Mach-Mit“- 
Bewcgung zur Verschönerung der Städte und Dörfer und setzt sich 
fort in der ebenfalls immer umfassender werdenden schöpferischen 
Zusammenarbeit von Betrieben und örtlichen Volksvertretungen 
und reicht bis zu den Initiativendes sozialistischen Jugendverban¬ 
des, die über die Grenzen einzelner Siedlungen und Bezirke hinaus¬ 
gehen. 

Diese Initiativen der sozialistischen Demokratie verwirklichen in 
den Siedlungen, im Bereich benachbarter Dörfer und von Stadt- 
Umland-Beziehungen sowie an und zwischen Produktionsstand¬ 


Initiativen der 



orten bedeutende Vorhaben. Klarheit über die Generalperspek¬ 
tive der Standortverteilung der Produktivkräfte sowie über die Ter¬ 
ritorialstruktur jedes Zweiges und Bereiches der Volkswirtschaft 
ist Voraussetzung für die Effektivität dieser Maßnahmen. Sie ist 
damit auch Voraussetzung für das Zustandekommen künftiger 
weiterer Initiativen. 


2 Vgl. V. Ostwald 
S. Ilcrwan, Gemeinsam¬ 
keiten der Territorial- 
Strukturen der Deut¬ 
schen Demokratischen 
Republik und der Volks¬ 
republik Polen (Bisher 
unveröffentlichtes Ma¬ 
nuskript) 
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3 GBl., Teil I, Kr. 10/ 
1972, S. 253 ff. 

4 Vgl. Abschnitt 3.1.1. 

5 Vgl. GBl., Teil I, 

Nr. 16/1972 


3. Die komplexe Planung einer effektiven Territorialstruktur 


Die Territorialplanung in der DDR ist in erster Linie eine Aufgabe der 
zentralen staatlichen Planung. Sie bildet ein durchgängiges Planungs- 
prinzip für alle Ebenen und Phasen der V olkswirt Schaftsplanung . Die 
Territorialplanung ist vom Gegenstand her komplexe Planung. Dies 
ist ökonomisch und sozial, national und international in den Wesens¬ 
zügen der entwickelten sozialistischen Gesellschaft selbst begründet. 


3.1.2. Aufgaben und Arbeitsweise der Territorialplanung 
im Verantwortungsbereich des 3Iinisterrates 
und seiner Organe 

Die zentrale Ebene der staatlichen Leitung und Planung, der Mini¬ 
sterrat und seine Organe, trägt die Verantwortung für die rationelle 
Standortverteilung der Produktivkräfte und für die planmäßig pro¬ 
portionale Gestaltung der Territorialstruktur des Landes. 

„Der Ministerrat trifft grundsätzlich Entscheidungen, um eine harmo¬ 
nische, mit der Entwicklung der Zweige und Bereiche abgestimmte 
politische, ökonomische, kulturelle und soziale Entwicklung in den 
Territorien zu sichern. Das betrifft vor allem Fragen der Standortver¬ 
teilung der Produktivkräfte, der Entwicklung der Infrastruktur, des 
rationellen Einsatzes des Arbeitsvermögens, der Entwicklung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Bürger sowie der sozialistischen 
Landeskultur einschließlich des Umweltschutzes.“ 3 Der komplexe Zu¬ 
sammenhang territorialer Entscheidungsprozcssc 4 erfordert Gemein¬ 
schaftsarbeit bei der zentralen Planung der Standortverteilung der 
Produktivkräfte. Das betrifft sowohl die Zusammenarbeit der Organe 
des Minister rates untereinander als auch die Mitwirkung der Räte der Be- 
zirko bei der Vorbereitung zentraler territorialer Plancntschcidungen. 
Die zentrale Territorialplanung wird in der DDR vor allem durch die 
Staatliche Plankommission verwirklicht unter Mitwirkung 

a) der Ministerien im Rahmen ihrer zweigleitenden (zum Beispiel In¬ 
dustrieministerien) oder volkswirtschaftlich-koordinierenden Funk - 

tionen (zum Beispiel Ministerium für Umweltschutz und Wasser¬ 
wirtschaft) und 

b) der Bezirksplankommissionen (die doppelt, das heißt, sowohl den 
Räten der Bezirke als auch der Staatlichen Plankommission unter¬ 
stellt sind). 

Im Auftrag des Ministerrates hat die Staatliche Plankommission durch 
eigene Territorialplanung und gemeinsam mit den Bezirksplankom¬ 
missionen diejenigen Territorialproportionen zu ermitteln und durch¬ 
zusetzen, welche zu einer effektiven Gestaltung des gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozesses erforderlich sind. 5 

Der Ministerrat trifft die grundsätzlichen Entscheidungen zur ratio¬ 
nellen Standortverteilung der sachlichen und menschlichen Produk- 






3.1.2. Aufgaben und Arbeitsweise, der Territorialplanung 


109 


tivkräfte, zur Entwicklung der Infrastruktur und zum effektiven Ein¬ 
satz der territorialen Ressourcen nach Zweigen und Gebieten. Er be¬ 
stimmt die Richtung der sozialistischen Landeskultur einschließlich 
des Umweltschutzes. 

Das Gesetz sichert die Übereinstimmung von Zweig- und Territorial¬ 
entwicklung in der DDR vor allem gesamtstaatlich. 

Die Hauptaufgabe der Territorialplanung im Verantwortungsbereich 
des Ministerrates und seiner Organe besteht in der ständigen Vorgabe 
strategischer Grundsätzs und in der Konzipierung der langfristigen 
Planentscheidungen sowie der Verbesserung der analytisch-prognosti¬ 
schen Entscheidungsgrundlagen. Dabei sind die wichtigsten Ketten¬ 
glieder : 

a) die standortpolitischen Grundsätze für die Standortverteilung der 
Produktivkräfte, 

b) eine kontinuierliche Analyse der vorhandenen Territorialstruktur 
und ihrer gegenwärtigen Entwicklungstendenzen, 

c) eine permanente Prognose der Territorialstruktur über einen Zeit¬ 
horizont von etwa 25 bis 30 Jahren, 

d) eine konkrete Berechnung der Entwicklung einzelner territorialer 
Teilstrukturen, zum Beispiel der territorialen Verteilung der Be¬ 
völkerung und des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens, der Pro¬ 
duktion, der Siedlungen usw. 

Für die Planung der entscheidenden Territorialproportionen werden Standort politische 
strategische standortpolitischc Grundsätze benötigt. Sie müssen die Grundsätze 
planmäßig zu realisierenden Grundproportionen der Territorialstruk¬ 
tur als strategische Zielsetzung vorzeichnen und die Hauptwege zur 
Verwirklichung dieses Zieles angeben. Ihre Herausarbeitung, Präzisie¬ 
rung und Durchsetzung ist eine Hauptaufgabe der zentralen Territo¬ 
rialplanung. 

Für die DDR waren erste strategische Aussagen dieses Charakters mit 
einer Prognose zur rationellen Standortverteilung der Produktiv¬ 
kräfte (1970) ausgearbeitet worden. Viele der dort formulierten und 
begründeten Leitvorstellungen und Grundsätze werden bis heute er¬ 
folgreich als Grundsätze der staatlichen Standortpolitik angewendet 
und verwirklicht. 

Bei der weiteren Vervollkommnung dieses Materials werden verstärkt 
die sowjetischen Erfahrungen angewendet. 

In der UdSSR wird, ausgehend von den Hinweisen W. I. Lenins zur 
Standortverteilung der Produktivkräfte und von der Standortpolitik 
als Bestandteil der Wirtschaftspolitik der KPdSU, als derartiges stra¬ 


tegisches Instrument ein Generalschema der Standortverteilung der 
Produktivkräfte der UdSSR ausgearbeitet und angewendet. 6 
Die Idee dazu wurde zu Beginn der sechziger Jahre entwickelt. Es 
wurde erstmalig für die Jahre 1971 bis 1980 erarbeitet und wird gegen¬ 
wärtig für den Zeitraum bis zum Jahre 1990 vorbereitet. 


o vgl. n. S. Nekras¬ 
sow, Die Wirtschafts¬ 
politik der KPdSU und 
die Standortverteilung 
der Produktivkräfte, in: 
Kommunist 1973, Heft 3 
(ruas.) 
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7 Vgl. hierzu Ab¬ 
schnitt 2 . 1 . 2 . 


Das sowjetische Generalschema der Standortverteilung der Produktiv¬ 
kräfte enthält eine wissenschaftliche Begründung der optimalen terri¬ 
torialen Entwicklungsproportionen der Volkswirtschaft. Es schafft 
strategische Grundlagen für eine richtige Verbindung der Standortver¬ 
teilung der Zweige mit der komplexen Entwicklung der Unionsrepubli¬ 
ken und Rayons und enthält Grundsatzlösungen für die ökonomische 
und soziale zwischengebietliche Verbindung. Das Generalschema 
schafft eine über zwei bis drei Fünf jahrpläne vergleichbare Ausgangs¬ 
basis für standortpolitische Planentscheidungen. Ein derartiges Ge¬ 
neralschema der Standortverteilung der Produktivkräfte gibt es gegen¬ 
wärtig für die DDR noch nicht. 

Ausgehend von den sowjetischen Erfahrungen und den Erkenntnissen 
der eigenen prognostischen Arbeit wird für die DDR zunächst eine 
langfristige Konzeption zur Standortverteilung der Produktivkräfte 
ausgearbeitet. 

Der methodologische Ausgangspunkt für die Ausarbeitung einer sol¬ 
chen Konzeption ist ein Rahmenprogramm, in dem sowohl die Mög¬ 
lichkeiten als auch die Grenzen der Entw icklung der Territorialst™ k- 
tur vorgezeichnet werden. Dieses Programm gibt den Organen der 
Zweige der Volkswirtschaft und den örtlichen Organen die Prinzipien 
der staatlichen Standortpolitik vor. Ausgehend von solchen zentralen 
Vorgaben tragen alle Ebenen eigene Verantwortung für die Gewähr¬ 
leistung stabiler Territorialproportionen. Diese territorialen Propor¬ 
tionen bestehen vor allem 


- in der territorialen Verteilung und Verflechtung der Fonds und des 
Zuwachses an Bevölkerung und gesellschaftlichem Arbeitsver¬ 
mögen, in den Beziehungen zwischen der industriellen und land¬ 
wirtschaftlichen Produktion, der Siedlungen, der technischen und 
sozialen Infrastruktur sowie der Naturressourcen; 

- in der Entwicklung der Relationen zwischen den Gebieten (den Be¬ 
zirken, Kreisen, Städten mit ihrem Umland, Gemeinde- und Sied¬ 
lungsverbänden, Wirtschaftsgebieten und Erholungsgebieten) so¬ 
wie in ihrem Verhältnis zueinander. 7 


Bei der planmäßigen Gestaltung dieser Territorialproportionen legt 
die Staatliche Plankommission die Einheit von Wirtschafts- und Sozial¬ 
politik zugrunde. Sie berücksichtigt die Erfordernisse des sozialisti¬ 
schen Staates einschließlich der Verteidigungsbereitschaft. Sie strebt 
eine Standortverteilung an, durch die 


die Produktivität der gesellschaftlichen Arbeit ständig erhöht wird 
(beispielsweise durch gezielte territoriale Rationalisierung, zweck¬ 
mäßige territoriale Einsatzproportionen des Berufsnachwuchscs); 
die Arbeits- und Lebensbedingungen weiter verbessert werden (bei¬ 
spielsweise indem schrittweise nichtgerechtfertigte territoriale 
Niveauunterschiede abgebaut werden, nichtgercchtfcrtigte Unter- 
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schiede des Lebensniveaus, des Produktions- und Produktivitäts¬ 
niveaus usw.); 

- die Gesundheit der Bürger gefordert, erhalten und wieder herge¬ 
stellt wird (beispielsweise indem Erholungsgebiete gegen störende 
industrielle oder anderweitige zweckfremdo Nutzung gesetzlich ge¬ 
schützt und planmäßig entwickelt werden, indem günstige Lage¬ 
beziehungen zwischen Wohn- und Arbeitsstätten hergestellt wer¬ 
den, eine hohe Umweltqualität gewährleistet wird usw.). 

Die Staatliche Plankommission geht bei ihrer Tätigkeit zur Gestaltung Intensivierung 
der Standortverteilung der Produktivkräfte von der Notwendigkeit und 

zur Intensivierung und sozialistischen Rationalisierung der Territorial- Standortverteilung 
Struktur aus. 

Die Standortverteilung der Produktivkräfte muß in der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft im weitesten Sinne der Intensivierung die¬ 
nen. Der sozial-ökonomische Prozeß der Intensivierung ist ein Wesens¬ 
zug und der Reproduktionstyp der entwickelten sozialistischen Gesell¬ 
schaft und enthält damit bereits die Grundorientierung für die Stand¬ 
ortpolitik. Dabei müssen die bessere Nutzung der bestehenden Terri¬ 
torialstruktur und die Erhöhung ihrer spezifischen Potenzen für die 
sozialistische Gesellschaft als ein Intensivierungsfaktor, als ein aktiver 

Beitrag zur Intensivierung der Volks Wirtschaft wirksam gemacht wer¬ 
den. 

Das begründet zugleich die aktive Rolle der Territorialplanung. Sie 
darf in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft ihre Aufgabe lücht 
allein darin sehen, bereits entschiedene Maßnahmen der Zweige und 
Bereiche der Volkswirtschaft nachträglich territorial zu sichorn, das 
heißt, für den notwendigen Einsatz der territorialen Ressourcen und 
infrastrukturellen Fonds zur Sicherung der Zweigmaßnahmen zu sor¬ 
gen. Sie muß vielmehr selbst aktiv Vorschläge und Angebote im Rah¬ 
men der Volkswirtschaftsplanung machen, wie die territorialen Mög¬ 
lichkeiten und Bedingungen besser für die Intensivierung der Volks¬ 
wirtschaft eingesetzt werden können. 

Gleichzeitig muß auch die Territorialstruktur der Reproduktion selbst 
intensiviert werden, hauptsächlich indem die Intensität der Beziehun¬ 
gen im Territorium erhöht wird. Darunter ist die Intensivierung der 
ökonomischen und sozialen Beziehungen zu verstehen, also dio Intensi¬ 
vierung der territorialen Verflechtungen im weitesten Sinne. 

Es kommt also beispielsweise hinsichtlich der Siedlungsstruktur der 
Deutschen Demokratischen Republik nicht darauf an, .eine völlig neue 
Siedlungsstruktur mit neuen Städten und Siedlungszentren zu konzi¬ 
pieren. Vielmehr ist von der gegebenen Substanz der Städte und Dörfer 
auszugehen, die einen hohen Anteil des Nationalreichtums repräsen¬ 
tieren. Diese Substanz und ihre territoriale Verteilung sind so einzu¬ 
schätzen, daß die Gründung weiterer neuer Städte in der DDR prin¬ 
zipiell nicht mehr erforderlich ist. Damit kommt es in der Siedlungs- 
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politik auf die Nutzung, Rekonstruktion und Rationalisierung der vor¬ 
handenen Substanz sowie auf die planmäßige Gestaltung der Beziehun¬ 
gen zwischen den Siedlungen an. Dieser Grundsatz gilt im Prinzip für 
die gesamte Territorialstruktur der DDR. Auf welche hauptsächlichen 
Fragen muß eine solche Standortkonzeption eingehen, um die Prin¬ 
zipien der zentralen Territorialplanung und die Anwendung der Terri- 
torialplanung als durchgängiges Planungsprinzip in allen Planungs- 
ebenen und -phasen einheitlich durchzusetzen? 

Nach den gegenwärtigen Erkenntnissen muß es sich um vier Gruppen 
von standortpolitischen Grundsätzen handeln: 

Oesamtziel 1. Formulierung eines Gesamtziels für die langfristige planmäßige Ge¬ 

staltung der Territorialstruktur der DDR. Dazu gehören primär 
die Grundsätze, nach denen die territorialen Bedingungen der so¬ 
zialistischen Lebensweise geschaffen und vervollkommnet werden. 
Es ist zu zeigen, wie im einzelnen unter den konkret-historischen 
Bedingungen der DDR sozialistische Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen in allen Landesteilen, in Stadt und Land umfassend ver- 
/ wirklicht werden können. Hauptsächlicher Ausdruck dieses Pro¬ 
zesses ist die weitere Urbanisierung im Sinne der schrittweisen Aus¬ 
breitung städtischer Lebens- und Siedlungsformen 8 . Damit sind 
Produktionsweise und Lebensweise in der entwickelten sozialisti¬ 
schen Gesellschaft über die Territorialstruktur in geeigneter Weise 
zu verbinden. Zugleich sind der notwendige und mögliche Umfang 
der Veränderung der Territorialstruktur, die Ziele zur Nutzung der 
gegebenen, historisch entwickelten Standortverteilung, zur Vermin¬ 
derung territorialer Niveauunterschiede usw. herauszuarbeiten. 

Es müssen Ziele und Aufgaben zur Entwicklung der territorialen 
Arbeitsteilung und des territorialen Verflechtungsgrades, insbe¬ 
sondere zur Entwicklung der territorialen Konzentration und Spe¬ 
zialisierung als ein Mittel zur Erhöhung der Effektivität und zur 
Vertiefung der Intensivierung der Territorialstruktur formuliert 
werden. 

Ziele 2. Formulierung von Zielsetzungen für die Entwicklung der einzel- 

für territoriale nen territorialen Teilstrukturen und ihrer wechselseitigen Bezie- 

Teilstrukluren hungen: 

- Prämissen aus der Prognose der Bevölkerungsentwicklung, ins¬ 
besondere des Anteils der Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter, 
sowie der Familienhaushalte (als einer Grundlage für den Woh¬ 
nungsbau), jeweils in territorialer Unterteilung; Grundsätze für 
die Migration und für dio Entwicklung der Arbeitskräfte - 
Pendelbeziehungen. 

- Grundsätze für die planmäßige Gestaltung der territorialen 

8 Vgl'hierzu Ab Produktionsstruktur, insbesondere zur weiteren territorialen 

schnitt 7. Konzentration, Spezialisierung, Kombination und Koopera- 
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tion der Produktion. Diese Grundsätze müssen die industrielle 
und die landwirtschaftliche Produktion einschließen. 

- Grundsätze für die planmäßige Entwicklung der Wohnbausub¬ 
stanz und den Wohnungsbau sowie für die planmäßige Gestal¬ 
tung der gesamten übrigen sozialen Infrastruktur, mit der die 
weitere Erhöhung des materiellen und kulturellen Lebens¬ 
niveaus territorial differenziert zu verwirklichen ist. 

- Grundsätze für die planmäßige Gestaltung der technischen In¬ 
frastruktur, insbesondere ihrer Leitungsnetze und des Verkehrs¬ 
wegenetzes. Dabei müssen die Hauptrichtungen formuliert wer¬ 
den, in denen die Leistungsfähigkeit dieser Netze erhöht werden 
soll. 

- Grundsätze für die komplexe Entwicklung des Bauwesens in 
seiner territorialen Verteilung. 

- Grundsätze für die Nutzung und Gestaltung der territorialen 
Ressourcenstruktur. Hierbei muß auch auf die Entwicklung der 
territorialen Rohstoff- und Energiestruktur eingegangen wer¬ 
den. Auch die territorialen Grundsätze für die Gestaltung ab¬ 
fallfreier Produktionszyklen sowie insgesamt für die Einbezie¬ 
hung der Abfallwirtschaft in den Reproduktionsprozeß als Bei¬ 
trag zur Gestaltung einer sozialistischen Umweltqualität ge¬ 
hören dazu. 

- Grundsätze für die planmäßige proportionale Weiterentwick¬ 

lung der Siedlungsstruktur als der komplexen territorialen Teil¬ 
struktur. Insbesondere muß eine Grundlage gelegt werden für 
eine planmäßige Steuerung des Konzentrations- und Zentrali¬ 
sierungsprozesses. das heißt, der Abwanderung der Bevölke¬ 
rung aus kloineren in größere Siedlungen. Dabei müssen die ✓ 

Möglichkeiten der Entwicklung der Infrastruktur sowie die 
Entwicklung der Arbeitsplätze berücksichtigt werden. 

3. Formulierung der hauptsächlichen Ziele für die Standortverteilung Ziele für die 

einzelner Zweige und Bereiche als Ergänzung und Detaillierung Standortverteilung 

von Punkt 2. von Zueigen 

- Festlegung der erforderlichen Maßnahmen der Energie- und Un ^ ^ ere ^ c ^ ien 
Rohstoffbasis sowie einzelner Erzeugnislinien der verarbeiten¬ 
den Industrie. 

- Ausarbeitung territorial differenzierter Grundsätze für die Per¬ 
spektive von Klein- und Mittelbetrieben. 

- Festlegung von Grundsätzen für die territoriale Einordnung in¬ 
dustrieller Großanlagen der tierischen Produktion. 

- Fixierung von Maßnahmen zur Gestaltung des Verhältnisses 
zwischen Produktion und Umwelt. 

- Ausarbeitung von Grundsätzen und Maßnahmen zur Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit des Verkehrsnetzes (hinsichtlich Eisen¬ 
bahn, Autobahn, Verkehrslösungen in den Städten und anderes). 


8 TorrHoriolplanunß 
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- Fixierung territorialer Zielsetzungen für eine stabile Wasser¬ 
versorgung und Abwasserbehandlung. 

4. Formulierung der Zielsetzungen für die Entwicklung der wich¬ 
tigsten Gebiete der DDR. 

Diese Gebiete werden großräumig gefaßt. Sie umfassen beispielsweise 

- die Hauptstadt Berlin einschließlich ihres Umlandes, 

- die Ballungsbezirke Halle, Leipzig, Dresden und Karl-Marx- 
Stadt, 

- die südwestlichen Bezirke, 

- die mittleren Bezirke sowie 

- die nördlichen Bezirke. 

Nach dieser Gruppierung können die spezifischen Ziele jeweils im 
Zusammenhang mit der entsprechenden Bcvölkerungs-, Produk¬ 
tions-, Infra- und Siedlungsstruktur zusammengefaßt werden. Da¬ 
mit werden konkrete Vorgaben für die Ministerien und die Räte 
der Bezirke hinsichtlich dieser großräumigen Gebiete erreicht. 
Dabei ist anzustreben, möglichst alle Aussagen jeweils nach Bezir¬ 
ken zu differenzieren. 

Das strategische Gesamtziel der Entwicklung der Territorialstruktur 
muß die Auswirkungen der sozialistischen ökonomischen Integration 
auf die Territorialstruktur vorzeichnen und umgekehrt die Möglich¬ 
keiten zeigen, die die Standortverteilung der Produktivkräfte in der 
DDR für die weitere Vertiefung der ökonomischen Integration mit 
der UdSSR und den anderen RGW-Mitgliedsländem bietet. 

Die zentrale Territorialplanung konzipiert die Zielsetzung für die 
langfristige Entwicklung der Territorialstruktur. Dabei geht cs um das 
Gesamtziel sowie um Zielstellungen für die territorialen Teilstrukturen 
und für wichtige Gebiete der DDR. Hauptanliegen ist, die Nutzung 
der bestehenden Territorialstruktur und ilire Vervollkommnung als 
aktiven Intensivierungsfaktor der Reproduktion cinzusctzon. Dazu 
nutzt die zentrale Territorialplanung folgende Methoden und Instru¬ 
mente: 

Die zentrale territorialökonomische Analyse 

Bei der Analyse territorialer Strukturen und Prozesse geht C3 auf zen¬ 
traler Ebene darum, die Ursachen und Probleme der derzeitigen terri¬ 
torialen Verteilung und Verflechtung der Produktivkräfte sowie deren 
Entwicklungstendenzen aufzudecken und Schlußfolgerungen zu zie¬ 
hen. Wichtige Gesichtspunkte für die zentrale territorialökonomische 
Analyse sind die territoriale Differenzierung der territorialen Teil¬ 
strukturen sowie die Proportionen innerhalb und zwischen den terri¬ 
torialen Teilstrukturen. Dies muß ergänzt werden, indem die Nutzung 
natürlicher Bedingungen sowie die Entwicklung und Gestaltung der 
Umwelt analysiert w r erden. Unter diesen Gesichtspunkten führt, die 
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Analyse zu einer komplexen Aussage über die volkswirtschaftliche 
Effektivität der Territorialstruktur und über Möglichkeiten zur Mobili¬ 
sierung zusätzlicher Wachstumskomponenten. 

Besondere Betonung ist bei der zentralen Analyse der territorialen 
Struktur- und Funktionszusammenhänge der gesellschaftlichen Re¬ 
produktion auf die Ermittlung und Wichtung der Ursachen zu legen. 

Lediglich Wirkungen, Erscheinungen darzulegen, worauf sich ins¬ 
besondere die bürgerliche Raumforschung beschränkt, wird der Be¬ 
deutung der Analyse in der sozialistischen Territorialplanung nicht 
gerecht. Die Besonderheiten der territorialen Analyse auf zentraler 
Ebene bestehen darin, daß sie 

- territoriale, das heißt standortbedingte oder räumliche Proportio¬ 
nen untersucht, 

- naturgeographische und umweltbedingte Elemente und Probleme 
einbezicht, 

- unmittelbar mit der Lebenssphäre der Menschen im Territorium 
verbunden ist, 

- auf die Unterscheidung territorialer und zweiglicher Strukturein¬ 
flüsse gerichtet ist, 

- von vielen Ebenen und Verantwortungsbereichen erarbeitet wird 
sowie einen hohen Grad an Komplexität und koordinierter Aus¬ 
sage enthalten muß sowie 

- weitgehend mit kartographischen Methoden und Darstellungen er¬ 
arbeitet wird. 

Der Form nach unterscheiden wir die komplexe Analyse der Territorial¬ 
struktur der Volkswirtschaft, die Analyse der Struktur einzelner Ge¬ 
biete (Bezirke, Kreise, Ballungsgebiete, Agrarkoniplcxe usw.) oder 
Standorte sowie die Analyse der Standortverteilung einzelner Zweige, 
einzelner Erzeugnisgruppen oder dergleichen. 

In diesem Zusammenhang hat die Territorialstatistik wachsende Be- Territorial¬ 
deutung. Sie hat nicht nur die Aufgabe, durch gesonderte statistische Statistik 
Erhebungen Daten über die Standortverteilung der Produktivkräfte 
zu ermitteln. Sie muß vor allem die umfassende und detaillierte Sta¬ 
tistik volkswirtschaftlich reproduktiver Zusammenhänge durch ent¬ 
sprechende Auswertung hinsichtlich ihrer territorialen Bedeutung un¬ 
tersuchen. Wertvolle Ergebnisse hat in dieser Hinsicht beispielsweise 
die territoriale Sonderauswertung der Volks-, Berufs-, Wohnraum- und 
Gebäudezählung des Jahres 1971 gebracht, die vom Zentralen Zähl¬ 
büro der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik und der For¬ 
schungsleitstelle für Territorialplanung der Staatlichen Plankommis¬ 
sion gemeinsam durchgeführt wurde. 


Territoriale Prognostik 

Ergebnisse einer Prognose der Territorialstruktur auf zentraler Ebene 
sollen grundsätzliche Zielvorstellungen für die Entwicklung der Terri- 


Prognose 

der Territorial - 

Struktur 
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torialstruktur sowie Entscheidungsvorschläge für die Standortvertei¬ 
lung der Produktivkräfte sein. Sie sollen die Realisierbarkeit berück¬ 
sichtigen, vor allem hinsichtlich der Baukapazitäten und der Arbeits¬ 
kräfteressourcen, sowie nach Zweigen und Gebieten gegliedert sein. Die 
Prognose der Territorialstruktur soll klären, an welchen Standorten 
und mit welchen territorialen Möglichkeiten sich die Volkswirtschaft 
langfristig mit höchstmöglicher Effektivität entwickeln kann. 

Das prognostische Erforschen der Möglichkeiten und Wahrscheinlich¬ 
keiten der Entwicklung der Territorialstruktur und der ihr zugrunde¬ 
liegenden ökonomischen Gesetze, Entwicklungsbedingungen und -ten- 
denzen bezieht sich prinzipiell auf 

- die Grundzüge der qualitativen Gliederung der Territorialstruktur 
der Volkswirtschaft nach großen Gebieten und weiteren wichtigen 
Standortkomplexen sowie nach territorialen Teilstrukturen, 

- die Proportionalität der räumlichen Beziehungen zwischen den 
Standortkomplexen und zwischen den territorialen Teilstrukturen, 

- die Wirkungsweise der auf die territoriale Strukturentwicklung ein¬ 
wirkenden Faktoren als Ausdruck der territorialen Spezifik der 
ökonomischen Gesetze des Sozialismus, 

- die Erzielung territorialer Struktureffekte durch optimale räum¬ 
liche Organisation der Volkswirtschaft; dazu gehören 

• territoriale Spezialisierungs-, Konzentrations- und Kombina¬ 
tionseffekte in den Produktions- und Konsumtionsprozessen, 

• effektive Proportionen zwischen den territorialen Teilstruktu¬ 
ren und den räumlichen Einheiten sowie 

• die Übereinstimmung zwischen zweiglichen Standortanforde¬ 
rungen und gebictlichen Standortbedingungen. 

Einheit von Zielen Damit soll deutlich werden, daß Prognostik zur Territorialstruktur 
und Maßnahmen nicht einseitig nur auf die Formulierung von unverbindlichen Zielent¬ 
scheidungen gerichtet werden darf. Sie muß auch den Zusammenhang 
der Ziele zur Entwicklung der Territorialstruktur mit den zu ihrer 
Realisierung erforderlichen Maßnahmen, Kräften und Mitteln ein¬ 
schließen. 

Dazu gehört beispielsweise, die unterschiedlichen Entwicklungs- und 
Belastungsmöglickkeiteii der Gebiete entsprechend ihren spezifischen 
Bedingungen und Strukturen zu analysieren und hinsichtlich ihrer 
künftigen Entwicklung zu beurteilen. Das betrifft nicht nur die ökono¬ 
mischen Potenzen eines Gebietes, sondern die Gesamtheit der natür¬ 
lich, technischen, sozialen und ökonomischen Bedingungen. 

Die Prognose der Territorialstruktur gehört zum wissenschaftlichen 
Vorlauf für die zentrale staatliche Planung. Somit erhält die Territo¬ 
rialforschung eine große Verantwortung. Die enge Verbindung zum 
staatlichen Planungsprozeß hat für die Territorialforschung zugleich 
positive Rückwirkungen auf den Forschungsprozeß selbst und damit 
auch auf den Lehr- und Erziehungsprozeß der Hochschulbildung. 
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Langfristige Planung 

der territorialen Teilstrukturen 

und ihres Zusammenhangs 

Eine Hauptaufgabe der langfristigen Territorialplanung auf zentraler 
Ebene ist die räumliche Differenzierung der territorialen Teilstruk¬ 
turen. Dies beginnt bei der objektiv bestehenden und sich ständig ver- 
ändorndon territorialen Differenzierung der Bedürfnisse und reicht 
über die territoriale Differenzierung der Arbeits- und Lebensbedingun¬ 
gen und der Produktionsbedingungen bis zur territorialen Differenzie¬ 
rung der Effektivität der gesamten volkswirtschaftlichen Tätigkeit. 
Schwerpunkt der Territorialplanung in der DDR ist es, schrittweise 
eine sozialistische Tcrritorialstruktur zu orrcichcn und damit diejeni¬ 
gen territorialen Unterschiede des Lebensniveaus, aber auch des Pro¬ 
duktionsniveaus, des Industrialisierungsgrades, der infrastrukturellen 
Ausstattung und der Siedlungsstruktur zu beseitigen, die ein Erbe der 
disproportionalen kapitalistischen Entwicklung zwischen den Gebie¬ 
ten in der Vergangonhoit sind. Dio sozialistische Tcrritorialstruktur 
muß einer vollen Entfaltung der sozialistischen Persönlichkeit, der 
Befriedigung der Bedürfnisse und der Entfaltung eines hohen Ent¬ 
wicklungstempos der sozialistischen Produktion in allen Gebieten die¬ 
nen. 

Das stellt neue und liöhcro Anforderungen an dio Planung der einzel¬ 
nen territorialen Teilstrukturen 9 seitens der zentralen Territorialpla- 
nung. Vor allem geht es um die Planung der Proportionalität im wech¬ 
selseitigen komplexen Zusammenwirken der territorialen Teilstruktu¬ 
ren. 

Die langfristige Tcrritorialplanung ist hochgradig komplex. Die Kom¬ 
plexität ergibt sich aus dem umfassenden Bezug der Territorialstruk¬ 
tur auf den gesamten gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß. Ent¬ 
sprechend schließt die Territorialplanung die Koordinierung einer 
Vielzahl von leitenden und planenden Organen und Interessenträgem 
ein. 10 

Das verlangt eine besonders gründliche wissenschaftliche Vorberei¬ 
tung und Systematisierung territorialer Planentscheidungen auf zen¬ 
traler Ebene. Im einzelnen handelt es sich dabei um 

- komplexe territoriale Strategie- und Planentscheidungen zur plan¬ 
mäßig proportionalen Entwicklung der Territorialstruktur, der 
einzelnen Gebietsstrukturen und des gesellschaftlichen Lebens in 
den Siedlungen; 

- strategische territoriale Struktur- und Wachstumsentscheidun¬ 
gen; 

- territoriale Entscheidungen der Zuordnung von Vorhaben und 
Maßnahmen nach Bezirken oder großräumigen Wirtschaftsgebie¬ 
ten; 

- territoriale Entscheidungen zur Einordnung auf allen Planungs- 
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9 Vgl. hierzu Ab¬ 
schnitt A bis 8.. 

10 Vgl. hierzu Ab¬ 
schnitt 3.1.3. 
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Zentrale 

territoriale 

Bilanzen 


ebenen zur Auswahl optimaler Standorte für einzelne Vorhaben 
und Aufgaben; 

- territoriale Koordinierungs- und Bilanzentscheidungen zur Her¬ 
stellung optimaler territorialer Verflechtungen sowie des effektiven 
territorialen Ressourcen- und Grundfondseinsatzes. 

Diese zentralen territorialen Planentscheidungen beziehen sich auf die 
territorial differenzierte Entwicklung der Bevölkerung und des gesell¬ 
schaftlichen Arbeitsvermögens sowie auf den effektiven Einsatz der 
Arbeitskräfte, auf die Standortverteilung der Industrie und Landwirt¬ 
schaft, auf die Standortbestimmung von Investitionsvorhaben sowie 
deren territoriale Sicherung. Die zentralen territorialen Planentschei¬ 
dungen betreffen weiter die territoriale Proportionalität der Entwick¬ 
lung wichtiger Zweige und Bereiche der sozialen und technischen In¬ 
frastruktur, wobei die Bevölkerungs- und Bedürfnisentwicklung, die 
volkswirtschaftlich möglichen Versorgungsgrade, der Verschleißgrad 
der Anlagen und Netze sowie die gegebenen territorial differenzierten 
Ressourcenbedingungen zugrunde gelegt werden. Nicht zuletzt sind die 
Entwicklung der Siedlungsstruktur nach Siedlungskategorien und zu¬ 
sammenhängenden Siedlungsgebieten und auch nach ausgewählten 
einzelnen Siedlungen (wichtigen Städten) Gegenstand zentraler terri¬ 
torialer Planentscheidungen ebenso wie der Umweltschutz und ihre 
planmäßige Gestaltung. 

Die zentrale langfristige Territorialplanung schließt eine entsprechende 
Bilanzierung ein, um die erforderliche Realität der langfristigen Plan¬ 
entscheidungen zu gewährleisten. Die langfristige Bilanzierung ist zwar 
in bezug auf Dctaillicrthcit und Genauigkeit von der mittel- und kurz¬ 
fristigen Bilanzierung verschieden, jedoch nicht weniger wichtig. 

Zur Erreichung der erforderlichen Ausgewogenheit bei der langfristi¬ 
gen Planung muß schrittweise die Bilanzierung folgender territorialer 
Proportionen entwickelt und durchgesetzt werden: 


- Entwicklung von Zahl und Struktur der Bevölkerung sowie des ge¬ 
sellschaftlichen Arbeitsvermögens nach Gebieten, 

- Übereinstimmung von Arbeitsplatz- und Arbeitskräfteentwick- 
lung, 

Übereinstimmung von Bedarf und Deckung des Bedarfs an territo¬ 
rialen Ressourcen oder Kapazitäten und Leistungen der technischen 
Infrastruktur, 

- Sicherung der territorialen Proportionalität zwischen sozialisti¬ 
schem Lebensmilieu, Bevölkerungsentwicklung und sozialer Infra¬ 
struktur in allen Gebieten, 

- Rationalisierung zwischengebietlicher Liefer- und Absatzbezichun- 
gen, 

- Gewährleistung einer inner- und zwisehengebietlichen Gesamtpro¬ 
portionalität und Effektivität. 
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Der Mmisfcerrat der DDR und seine Organe entscheiden über die 
Grundfragen der Entwicklung der Territorialstruktur. Diese Entschei¬ 
dungen werden vorbereitet durch die Ausarbeitung und Vorgabe stand¬ 
ortpolitischer Grundsätze und Orientierungen zur Standortverteilung 
der Produktivkräfte, durch ständige langfristige Verbesserung der 
analytisch-prognostischen territorialen Entscheidungsgrundlagen. Das 
erfolgt im Zusammenwirken mit anderen zentralen Organen und mit 
den örtlichen Volksvertretungen und deren Organen. Dabei geht es 
stets um die Einheit von Zielen und Maßnahmen zur Entwicklung der 
Territorialstruktur. 


3.1.3. Aufgabcntcilnng und Zusammenwirken 
der Entsclicidungsebenen bei 
der planmäßigen Entwicklung der Territorialstruktur 

Eine eindeutige Aufgabenteilung und -abgrenzung sowie ein reibungs¬ 
loses Zusammenwirken der einzelnen Planungsebenen sind auch bei der 
Territorialplanung erforderlich. Das bezieht sich insbesondere auf das 
Zusammenwirken der zentralen staatlichen Planung mit der eigenver¬ 
antwortlichen Planung der anderen Leitungs- und Planungsebenen so¬ 
wie auf das ständige Zusammenwirken von Zweig- und Territorial- 
Organen auf allen Ebenen. 

Insbesondere in den Jahren 1972 und 1973 wurden die Aufgaben und 
Verantwortlichkeiten bei der Standortverteilung der Produktivkräfte 
und der Territorialplanung in der Deutschen Demokratischen Repu¬ 
blik rechtlich ausgestaltet und fundiert. Zu diesen Rechtsgrundlagen 
gehören insbesondere 

- die Verfassung der DDR, 

da3 Gesetz über den Ministcrrat der DDR vom 16. 10. 1972 (Gesetz¬ 
blatt der DDR Teil I Nr. 16), 

- das Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe 
in der Deutschen Demokratischen Republik vom 12. 7. 1973 (Ge¬ 
setzblatt der DDR Teil I Nr. 32), 

- die Verordnung über die Aufgaben, Rechte und Pflichten der volks¬ 
eigenen Betriebe, Kombinate und WB vom 28. 3. 1973 (Gesetz¬ 
blatt der DDR Teil I Nr. 15) sowie 

- die Verordnung über die Standortverteilung der Investitionen vom 
30. 8. 1972 (Gesetzblatt der DDR Teil II Nr. 52). 

Danach trägt der Ministerrat der DDR, und in seinem Auftrag ins¬ 
besondere die Staatliche Plankommission, die Hauptverantwortung 
für die planmäßige Entwicklung der Territorialstruktur. Entsprechend 
der Vielschichtigkeit der Problematik der territorialen Grundstruktur 
der Volkswirtschaft, entsprechend den Erfordernissen der sozialisti¬ 
schen Demokratie sowie entsprechend dem Systemcharakter der Staat- 


Zusamme nfassung 


Rechts¬ 

grundlagen 


Zentrale 
Koordinierungs¬ 
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liehen Leitung und Planung werden mit den genannten gesetzlichen 
Regelungen auch anderen Verantwortungsbereichen wichtige Punk¬ 
tionen im Rahmen der Territorialplanung übertragen. 

Die wissenschaftliche Vorbereitung insbesondere lang- und mittelfri¬ 
stiger Planentscheidungen der Territorialplanung ist nur als Gemein¬ 
schaftsarbeit zu verwirklichen. Sie umschließt folgende Organe: 

- die Fach- und Querschnittsabteilungen der Staatlichen Plankom¬ 
mission (für Industrie, Landwirtschaft, Bauwesen, Verkehr usw.); 

- die Fachministerien sowie deren nachgeordnete Einrichtungen 
(zum Beispiel Forschungsinstitute); 

— Institute und Sektionen von Akademien, Universitäten und Hoch¬ 
schulen, deren Forschung in den Disziplinen derTcrritorialökono- 
mie, der Geographie, das Städtebaus, der Staatswissenschaft und 
anderen von der Staatlichen Planko mmis sion interdisziplinär or¬ 
ganisiert und für Entscheidungen der Staatlichen Planko mm i s sion 
nutzbar gemacht wird; 

- Organe der Räte der Bezirke, insbesondere Bezirksplankommissio¬ 
nen und deren Büros für Territorialplaming, aber auch die Büros 
für Städtebau und für Verkehrsplanung. 

Zweigleitende Die zweigleitenden Organe, insbesondere die Ministerien, müssen sich 

Organe nicht nur an der gemeinschaftlichen Ausarbeitung der zentralen Grund¬ 

linie für die langfristige Entwicklung der Territorialstruktur beteiligen. 
Sie müssen eigene spezielle Konzeptionen für die Standortverteilung 
der Produktivkräfte ihres Verantwortungsbereiches unter Berück¬ 
sichtigung seiner volkswirtschaftlichen Verflechtung erarbeiten. Diese 
Standortkonzeptionen der Zweige sind analog entsprechend dem wis¬ 
senschaftlich-technischen Fortschritt, der Entwicklung der Art und 
des Umfangs der Produktion, ihrer Technologie und Organisation, ent¬ 
sprechenden Veränderungen des Ressourceneinsatzes sowie der Stand¬ 
ortverteilung der Produktivkräfte und der Produktion des Zweiges, 
ebenfalls permanent zu bearbeiten. 

Die Leitungsorgane der Zweige arbeiten dabei direkt mit den örtlichen 
Organen zusammen, insbesondere mit den Räten der Bezirke. Sie lei¬ 
sten damit wichtige Vorarbeiten, um eine Übereinstimmung zwischen 
den zweiglichen oder betrieblichen Standortanforderungen und den 
gebietlichen Standortbedingungen herzustellen. 

Die Standortkonzeptionen der Zweige als Instrumente der Ministerien 
und anderer Zweigleitungsorgane müssen erkennen lassen, ob und wo 
das gegenwärtige, historisch entstandene Standortnetz des Zweiges den 
künftigen Erfordernissen der Zweig- und Gebietsentwicklung ent¬ 
spricht und inwieweit es verändert werden muß. 

Bezirksorgane Entscheidende Bedeutung hat das Zusammenwirken zwischen zentra¬ 

ler und bezirklicher Leitungsebene, also zwischen der Staatlichen Plan¬ 
kommission sowie den anderen Organen des Ministerrates und den Be- 
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zirksplankommissionen sowie den anderen Organen des Rates des 
Bezirkes. 

Die Organe der Bezirke müssen die Konzeptionen für die Standortver¬ 
teilung der Produktivkräfte einschließlich der Verflechtungen mit den 
Nachbar- und anderen Bezirken, die territoriale Bilanzierung, insbe¬ 
sondere der Bevölkerung und des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens 
sowie der Baukapazitäten, die Koordinierung der zweiglicheu mit der 
territorialen Entwicklung sowie die Planung der Verantwortungs¬ 
bereiche des Rates des Bezirkes für die Entwicklung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen und der Produktion erarbeiten. 

Die Bezirksplankommissionen haben eine besondere Verantwortung Bezirks- 
für die darin enthaltenen komplexen Koordinierungsaufgaben. Sie wer- plankommiss Urnen 
den von der Staatlichen Plankommission angeleitefc. Die Staatliche 
Plankommission übergibt ihnen die erforderlichen Direktiven und In¬ 
formationen über die Aufgaben zur Entwicklung der Volkswirtschaft. 

Im Rahmen dieser Aufgaben werden die Bezirksplankommissionen 
auch in die zentrale Entscheidungsvorbereitung der Staatlichen Plan¬ 
kommission einbezogen. 

Die Bezirksplankommissionen müssen gemeinsam mit den Fachorga¬ 
nen des Rates des Bezirkes sowie in Konsultation mit gesellschaft¬ 
lichen und betrieblichen Organen im Bezirk Konzeptionen erarbeiten 

- zur möglichen und notwendigen Entwicklung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen, insbesondere zur Gestaltung der Siedlungs¬ 
struktur und der Infrastruktur; 

- zur Entwicklung der Einwohnerzahl, ihrer altersmäßigen, sozialen 
u.a. Zusammensetzung, der Zahl und Größe der Familien usw. 
unter Berücksichtigung der natürlichen Entwicklung und der Be¬ 
völkerungswanderung innerhalb der Bezirke sowie von und nach 
anderen Bezirken; 

- zur weiteron Vervollkommnung dor ökonomischen Profilierung des 
Bezirks, insbesondere zur Standortverteilung der industriellen und 
landwirtschaftlichen Produktion sowie der Wissenschaft; 

- zur Entwicklung der Infrastruktur, insbesondere zur Wohnstätten¬ 
entwicklung als Einheit von Neubau, Erhaltung, Ersatz und Mo¬ 
dernisierung der Wohnsubstanz; 

- zur Entwicklung einzelner Gebiete im Bezirk, beispielsweise von 
Ballungsgebieten, Stadtregionen, Investitionskomplexen, Erho¬ 
lungsgebieten und anderem; 

- zur territorialen Rationalisierung. 

E i ne weitere Aufgabe der Bezirksplankommissionen und der anderen 
Organe der Räte der Bezirke besteht in der Analyse sowie der Erarbei¬ 
tung von konzeptionellen Vorschlägen für die zentrale Territorialpla- 
nung, hierbei sind auch die Kreisplankommissionen und die anderen 
Organe der Räte der Kreise einzubeziehen. Sie sollen Möglichkeiten 
und Bedingungen einer effektiveren Standortverteilung der Produk- 
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tivkräfte zeigen und somit zur Erhöhung der territorialen Effektivität 
auch im volkswirtschaftlichen Maßstab beitragen. 

Die Territorialplanung der Bezirke konzentriert sich damit auf gebiet - 
liehe Analysen und Konzeptionen sowie auf die Erarbeitung von 
Standortangeboten mit dem Ziel, die Produktion weiter zu intensivie¬ 
ren sowie die Arbeits- und Lebensbedingungen zu verbessern. Stand¬ 
ortangebote der Bezirke sind ein integrierender Bestandteil der konti¬ 
nuierlichen und langfristigen Koordinierung der Entwicklung der 
Zweige und des Territoriums im gesamtvolkswirtschaftlichen Maß- 
stab. 

Langfristige Ein wichtiges Mittel zur planmäßigen Standortverteilung der Produk- 

Standort- tivkräfte ist die langfristige Standortverteilung der Investitionen. Auf 

Verteilung der Grundlage einer zentralen Konzeption der Staatlichen Plankom- 

der Investitionen mission für die langfristige Standortverteilung der Investitionen wer¬ 
den von den Räten der Bezirke gemeinsam mit den Räten der Kreise 
Standortangebote ausgearbeitet. Grundlage dafür sind neben den 
Orientierungen der Staatlichen Plankommission die Ergebnisse der 
eigenen analytisch-prognostischen Arbeit der örtlichen Organe. 11 
Angestrebt wird, daß auch die Ministerien Konzeptionen für die lang¬ 
fristige Standortverteilung der Investitionen ihrer Zweige erarbeiten, 
gleichfalls auf der Grundlage von Orientierungen der Staatlichen Plan¬ 
kommission sowie eigener Analysen und Varianten. 

Diese beiden Arbeiten verlaufen nicht völlig parallel; vielmehr haben 
die bezirklichen Standortangebote einen zeitlichen Vorsprung. 

Das soll bewirken, daß die Konzeption der Staatlichen Plankommis¬ 
sion für die langfristige Standortverteilung der Investitionen und die 
auf dieser Grundlage erarbeiteten Vorstellungen, Vorschläge und An¬ 
gebote der örtlichen Volksvertretungen und ihrer Organe in der Regel 
so rechtzeitig vorhegen, daß sie den Konzeptionen für die Standort¬ 
verteilung der Produktivkräfte der Zweige zugrunde gelegt werden 
können. Das entspricht dem aktiven Charakter der Territorialpla¬ 
nung. 

Auch die Standortfestlegung für Investitionsobjekte ist eine Gemein- 


11 Vgl. hierzu Ab¬ 
schnitt 3.2. 


schaftsarbeit im Rahmen der Territorialplanung. 

Zur Festlegung von Standorten, zur rationellen Inanspruchnahme von 
Ressourcen im Territorium sowie zur territorialen Sicherung der In¬ 
vestitionen beantragen die Zwoigorgano oder Betriebe, die Investi¬ 
tionsauftraggeber sind, bei den zuständigen örtlichen Räten zunächst 
eine Standortbestätigung für den Makrostandort und später eine 
Standortgenehmigung für den Mikrostandort. Dabei muß gegenüber 
den Organen der örtlichen Volksvertretungen die effektive und ratio¬ 
nelle volkswirtschaftliche und zugleich torritorialo Einordnung des 
Vorhabens nachgewiesen werden. Das örtliche Organ prüft und sichert 
dies mit Hilfe regionaler Bilanzen. Es erteilt mit der Bestätigung oder 
Genehmigung gleichzeitig Auflagen zum effektiven Einsatz der Ar¬ 
beitskräfte, zur rationellen Gestaltung des Berufs- und Güterverkehrs, 
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zur rationellen Inanspruchnahme von Energie, Wasser, Flächen sowie 
von Kapazitäten und der sozialen und technischen Infrastruktur. 

Die Organe der Zweige und die örtlichen Organe müssen in diesem 
Prozeß schöpferisch Zusammenarbeiten im Interesse volkswirtschaft¬ 
lich optimaler Lösungen. 

Das muß zum Beispiel bereits bei den gemeinsamen Untersuchungen Standortunter- 
zur Vorbereitung über die Standortentscheidung praktiziert werden, suchung und 
Sie müssen gemeinsam diejenige Standortvariante ermitteln, mit wel- -Vorbereitung 
eher das volkswirtschaftliche Leistungsvermögen erhöht, die Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen verbessert und gleichzeitig die besten territo¬ 
rialen Reproduktionsbedingungen gesichert werden bei effektivstem 
Einsatz der territorialen Ressourcen. Das schließt ein, daß die ge¬ 
wählte Variante rationelle räumliche Produktionsverflechtungen er¬ 
möglicht. Hierzu werdenzunehmend territoriale Optimierungsmodelle 
entwickelt und eingesetzt. »Sie sind Bestandteil des Modellsystems der 
Territorialplanung (vgl. Abbildung 13). 

Dieses Modellsystem muß schrittweise eingeführt und weiterentvvik- 
kelt werden. Dazu gehört auch ein anwendungsreifes zentrales Koordi- 



Regionale Optimlerungsmodelle proportionaler Cebietssirvkturen 


Abbildung 13 

Zusammenhang territorialer Optimierungsmodelle 
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Komplex - 
beratungen 


nierungsmodell für die Territorialplanung. 12 Stets ist bei der Arbeit mit 
diesen Modellen za berücksichtigen, daß das Zusammenwirken der ein¬ 
zelnen Entscheidungsebenen bei der Entscheidung über die planmäßige 
Gestaltung der Territorialstruktur zu verbessern ist. 

Als Bestandteil der Durchsetzung und Weiterentwicklung des Prinzips 
des demokratischen Zentralismus ist eine solche kameradschaftliche 
Zusammenarbeit bei der Lösung territorialökonomischer Aufgaben ge¬ 
nerell auch den volkseigenen Betrieben, Kombinaten und WB auf¬ 
erlegt. Ihr Ziel muß sein, den politischen Einfluß der Arbeiterklasse in 
allen Gebieten zu erhöhen und überall eine harmonische, mit der terri¬ 
torial differenzierten Entwicklung der Zweige abgestimmte politische, 
ökonomische, kulturelle und soziale Entwicklung in den Bezirken zu 
sichern. Hierbei handelt es sich besonders um die mittel- und kurzfristi¬ 
gen Entscheidungsprobleme, des rationellen Einsatzes des gesellschaft¬ 
lichen Arbeitsvermögens, der Nutzung vorhandener materieller Fonds 
im Territorium usw. Dem dient auch eine Berichterstattung der Leiter 
der volkseigenen Betriebe, Kombinate und WB vor den örtlichen 
Volksvertretungen über territorial relevante Entwicklungsprobleme in 
ihrem Verantwortungsbereich und deren Berücksichtigung in ihrer 
Tätigkeit. 

Zu einem wichtigen Koordinierungsinstrument der zentralen Territo¬ 
rialplanung haben sich in der DDR in den letzten Jahren die Kom¬ 
plexberatungen in den Bezirken entwickelt. Sie werden unter der Lei¬ 
tung von Mitgliedern des Präsidiums des Ministerratcs mit den Mini¬ 
stem und den Räten der Bezirke durchgeführt und dienen der Vervoll¬ 
kommnung des Zusammenwirkens zentraler und örtlicher Organe. In 
diesen Komplexberatungen werden, ausgehend vom zentralen Plan¬ 
ansatz, Grundfragen der Entwicklung in den Bezirken in direkter Be¬ 
ratung der verantwortlichen Leiter nochmals koordiniert und erfor¬ 
derliche Entscheidungen getroffen. Dabei handelt es sich um Pro¬ 
bleme der Leistungs- und Effektivitätsentwicklung volkswirtschaft¬ 
lich wichtiger Betriebe, besonders der zentral- und bezirksgeleiteten 
Industrie, des Bau- und des Verkehrswesens sowie um die weitere Ent¬ 
wicklung der Arbeits- und Lebensbedingungen. 

Hierbei werden das Leistungs- und Effektivitätsniveau sowie das 
Lebensniveau anhand konkreter Kennziffern in ihrer Differenziertheit 
miteinander verglichen. 

Die ersten Komplexberatungen zur Vorbereitung des Planes für das 
nächste Jahr finden bereits im Mai und Juni statt. Sie schließen sich 
unmittelbar an die Übergabe der staatlichen Aufgaben durch die Staat¬ 
liche Plankommission an die Minister und die Vorsitzenden der Räte 
der Bezirke an. Das Ziel dieser Beratungen besteht darin, im gemein¬ 


samen Zusammenwirken von Zweig und Territorium frühzeitig 
Lösungswege zur Realisierung der im zentralen Planansatz enthaltenen 
staatlichen Aufgaben zu beraten. Damit soll erreicht werden, daß die 
12 Vßi. Abschnitt o. Leitungstätigkeit der zweiglichen und örtlichen Organe einheitlich auf 
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Schwerpunkte in den einzelnen Bezirken orientiert und auch bereits 
konkrete Vorentscheidungen getroffen werden. 

Nicht zuletzt werden in der ersten jährlichen Komplexberatung auch 
Hauptansatzpunkte und Richtungen der Plandiskussion der Werk¬ 
tätigen in den Betrieben formuliert. Diese erste Komplexberatung hat 
sich als ein wirksames Instrument zur frühzeitigen Mobilisierung von 
Leistungs- und Effektivitätsreserven erwiesen. 

Im Mittelpunkt einer zweiten jährlichen Komplexberatung während 
der Plandiskussion steht die Frage, wie die proportionale Überein¬ 
stimmung von Zweig und Territorium sowie das Zusammenwirken von 
zweiglichen und örtlichen Organen bei der Erreichung der staatlichen 
Aufgaben am zweckmäßigsten organisiert werden kann. Diese zweite 
Komplexbcratung stützt sich im Rahmen der Plandiskussion auf In¬ 
dustriezweig- und Betriebskonferenzen, in denen beraten wird, wie ßioh 

die Zweige beziehungsweise Betriebe und Territorium gegenseitig un¬ 
terstützen und ergänzen können. Aus diesen Beratungen ergeben sich 
ebenfalls Entscheidungen der jeweiligen staatlichen Leiter. 

Die Komplexberatungen sind ein Instrument, mit dem eine vollkom- Zweig- und 
raenere Übereinstimmung zwischen Zweig- und Territorialentwicklung Territorial¬ 
em Volkswirtschaftsplan erzielt wird. Dasselbe gilt in analoger Weise entwicklujig 
für Komplexberatungen zur Vorbereitung der Fünf jahrpläne. Sie dür¬ 
fen daher nicht isoliert betrachtet werden, sondern als koordinierende 
Beratungen in einem großen, umfassenden kontinuierlichen Prozeß des 
Zusammenwirkens aller Organe des Staates und der Wirtschaft hin¬ 
sichtlich des territorialen Aspekts im Fünf jahrplan und im Jahres- 
volkswirtschaftsplan. Die Komplexberatungen werden ergänzt durch 
mannigfaltige andere Formen der Gemeinschaftsarbeit zwischen den 
verschiedenen Organen (Ministerien mit Räten der Bezirke, Räte der 
Bezirke untereinander usw.) bei der Vorbereitung territorialer Plan¬ 
entscheidungen. 

Bei der Auswertung guter Beispiele und vorbildlicher Kennziffern für 
andere Bezirke muß man jedoch stets die konkreten territorialen Re¬ 
produktionsbedingungen berücksichtigen, da diese von Bezirk zu Be¬ 
zirk, oft sogar von Kreis zu Kreis, von Stadt zu Stadt sehr unterschied¬ 
lich sein können. 

Die zentrale Territorialplanung muß im Rahmen dieser Gemeinschafts¬ 
arbeit im Interesse der proportionalen Entwicklung der gesamten Ter¬ 
ritorialstruktur vor allem solche Aspekte, wie den Zusammenhang zwi¬ 
schen Leistungsentwicklung der Volkswirtschaft und Entwicklung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen, beispielsweise zwischen Produktion 
und Wohnungsbau, ferner die Erfordernisse der sozialistischen ökono¬ 
mischen Integration, der Landesverteidigung u. dgl. berücksichtigen. 

Die Temtorialplanung hat damit die Möglichkeit, zur Gewährleistung 
der planmäßigen proportionalen Entwicklung der Volkswirtschaft bei¬ 
zutragen. Vor allem geht es darum, durch die Verbindung von Zweig- 
und Territorialplanung aktiv die Wirkungsbedingungen für Intensivie- 
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rungsfaktoren zu gestalten. Dazu gehört zum Beispiel auch die Frage, 
wie ein proportionaler Zusammenhang von Leistungsentwicklung und 
Grundfondszuwachs erreicht werden kann und wie die Steigerung der 
Arbeitsproduktivität zu einem größeren Anteil durch eine intensivere 
Nutzung der Grundfonds statt durch eine erhöhte Grundfondsausstat¬ 
tung erzielt werden kann. Damit können überhöhte Arbeitskräfte- 
anforderungen, die in einem volkswirtschaftlich ungerechtfertigten 
Verhältnis zur Leistungs- und Effektivitätsentwicklung stehen, von 
vornherein vermieden werden. Solche Vorstellungen dürfen gar nicht 
erst in die Planent würfe einfließen. Hierbei können Kennziffern ver¬ 
gleiche zwischen den einzelnen Bezirken und Kreisen wesentliche Er¬ 
kenntnisse über die Effektivitätsentwicklung vermitteln. 

Ein weiteres Problem besteht in der Untersuchung der Ursachen für 
Ausfallzeiten in den verschiedenen Bezirken mit dem Ziel, ihren Ge¬ 
samtumfang im DDR-Maßstab zu senken. Hier liegt eine wesentliche 
Quelle zur Erhöhung der Effektivität des Einsatzes des gesellschaft¬ 
lichen Arbeitsvermögens als der wichtigsten territorialen Ressource. 
Weiter gibt es heute noch beträchtliche bezirkliche Unterschiede in der 
Fluktuation der Werktätigen, die es zu beseitigen gilt mit dem Ziel, 
die Gesamtfluktuation in der DDR zu reduzieren. Hier gilt es zu unter¬ 
suchen, wie zum Beispiel durch Verbesserung des Betriebsklimas, eine 
kontinuierliche Kaderarbeit und eine ständige Verbesserung der Ar¬ 
beite- und Lebensbedingungen die Tendenz in allen Bezirken einheit¬ 
lich verändert werden kann. 

Zusammenfassung Der Ministerrat und seine Organe, vor allem die Staatliche Plankom¬ 
mission, treffen die grundsätzlichen Entscheidungen zur Standortver¬ 
teilung der Produktivkräfte. Ausgangspunkt dafür ist die vorhandene 
Territorialstruktur und ihre schrittweise Rationalisierung. Der Ana¬ 
lyse und Prognose der Territorialstruktur auf zentraler Ebene werden 
spezielle Aspekte vom Standpunkt der gesamten Volkswirtschaft zu¬ 
grunde gelegt. Nach ihren Kriterien wird die zentrale Territorialpla¬ 
nung als Gemeinschaftsarbeit unter Einschluß der zweigleitenden und 
der örtlichen Organe organisiert. Ihre hauptsächlichen Instrumente 
sind die Erarbeitung von Standortangeboten, von Konzeptionen für 
die Standortverteilung der Investitionen sowie die regelmäßige Durch¬ 
führung von Komplcxbcratungen des Ministerrates in den Bezirken. 
Sie dienen dem Ziel, eine immer vollkommenere Übereinstimmung von 
Zweig- und Territorialentwicklung herbeizuführen sowie die objektiv 
notwendigen territorialen Strukturen im Sinne der planmäßig propor¬ 
tionalen Entwicklung der Volkswirtschaft durchzusetzen. 
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3.2. Die Planung der Gebiete der DDR 

3.2.1. Zu den Haupttunktionen des sozialistischen Staates 
bei der Planung der Gebiete 


Ein wichtiger Bestandteil der Territorialplanung ist die Planung der 
Gebiete, die auch als regionale Planung bezeichnet wird. Sie ist Auf¬ 
gabe von Staatsorganen auf mehreren Ebenen. Im Rahmen der zen¬ 
tralen staatlichen Planung ist sie Bestandteil der Planung der Territo¬ 
rialstruktur der gesellschaftlichen Reproduktion, insbesondere der 
Standortverteilung der Produktivkräfte. Zum anderen sind die Gebiete 
im Rahmen zentraler staatlicher Vorgaben auf der Grundlage des 
demokratischen Zentralismus eigenverantwortlich von den örtlichen 
Staatsorganen in den Bezirken und Kreisen sowie in den größeren 
Städten zu planen. 

Beide Aufgaben stehen in einem unmittelbaren Zusammenhang mit¬ 
einander. Dies spiegelt sieh wider in dem Gesetz über den Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik. Dort wird zum Ausdruck 
gebracht, daß die Planung der einzelnen Gebiete des Gesamtterrito¬ 
riums in erster Linie Bestandteil der zentralen staatlichen Planung ist. 

Ihre grundsätzliche Entwicklung wird durch die zentrale Konzeption 
zur Standortverteilung der Produktivkräfte vorgezeichnet. 

In diesem Sinne legt das Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen Örtliche Volks - 
und ihre Organe in der Deutschen Demokratischen Republik 13 die Auf- Vertretungen 
gaben für die Leitung und Planung in den Bezirken, Kreisen, Städten 
und Gemeinden fest. Es bildet für die Planung in den Gebieten der 
DDR die gesetzliche Grundlage. 

Aus der Einheit der politisch-ideologischen, sozialen und ökonomi¬ 
schen Grundlagen und Aufgaben der Staatsmacht wird die Stellung 
und Funktion ihrer örtlichen Organe in den Bezirken, Kreisen, Städten 
und Gemeinden bestimmt. 

„Die örtlichen Volksvertretungen entscheiden auf der Grundlage der 
Gesetze in eigener Verantwortung über alle Angelegenheiten, die ihr 
Gebiet und seine Bürger betreffen. Sie organisieren die Mitwirkung der 
Bürger an der Gestaltung des politischen, wirtschaftlichen, kulturellen 
und sozialen Lebens und arbeiten mit den gesellschaftlichen Organisa¬ 
tionen der Werktätigen zusammen.“ 11 

Die örtlichen Staatsorgane müssen damit die Planung, Bilanzierung, 

Analyse und Kontrolle im territorialen Maßstab auf eine effektive und 
harmonische Entwicklung der Gesellschaft richten. Sie gehen dabei aus 
von den Erfordernissen der volkswirtschaftlichen Proportionalität und 
den gesamtstaatlichen Aufgaben. Das läßt die hohe und wachsende 


Verantwortung der örtlichen Organe deutlich werden. Ihnen obliegt i? vgl. gbi.. Teil i, 
es, die Einheit der grundsätzlichen gesamtstaatlichen Entwicklung Verfassung der 
mit der Vielfältigkeit der örtlichen Bedingungen und Initiativen zu ddr, Artikel snGBi., 
verbinden. „Die Einheit im Grundlegenden, im Wichtigsten, im s. 452 
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Verantwortung 
der örtlichen 
Staatsorgane 


15 Lenln.W.I., Werke, 
Bd. 26. DIctz Verlag, 
Berlin 1961, S.412 


Wesentlichen wird nicht gestört, sondern gesichert durch die Man¬ 
nigfaltigkeit der Einzelheiten, der lokalen Besonderheiten, der Metho¬ 
den des Herangehens an die Dinge, der Methoden der Durchführung 
der Kontrolle .. .“ 16 

Das Entwicklungstempo der Volkswirtschaft wird in sehr wesentlichem 
Maße davon beeinflußt, wie es gelingt, die Werktätigen mittels der 
Leitungstätigkeit der örtlichen Organe auf die Erfüllung der zentralen 
Aufgaben zu orientieren und ihre unmittelbare Mitwirkung an der Lei¬ 
tung und Planung zu sichern. 

Die örtlichen Organe der Staatsmacht sind für die gesellschaftliche 
Entwicklung in ihrem Gebiet umfassend verantwortlich. Sie sind ver¬ 
antwortlich für die Verwirklichung der gesamtstaatlichen Politik in 
ihrem Gebiet, das heißt, für alle Probleme, die eine koordinierte poli¬ 
tisch-ökonomische Führung im jeweiligen Gebiet bedingen und nur auf 
dieser Ebene sachkundig entschieden werden können. Im Rahmen des¬ 
sen haben die örtlichen Volksvertretungen Aufgaben der Territorial- 
plannng zu erfüllen. Sie haben in ihrem Gebiet auf die Gestaltung 
effektiver gebietlicher Struktur- und Organisationsformen aktiv Ein¬ 
fluß zu nehmen, unabhängig von der Unterstellung der Betriebe und 
Einrichtungen. Sie haben die Zweig- und Bereichsentwicklung in den 
territorialen Einheiten zu koordinieren, um damit die komplexen Re¬ 
produktionszusammenhänge im Gebiet aktiv zu gestalten. Ausgehend 
von den gesamtvolkswirtschaftlichen Zielen ist die Entwicklung der Ge¬ 
biete langfristig zu planen. Dazu sind die örtlichen Staatsorgane auf der 
Grundlage zentraler Planentscheidungen und ihrer konkreten Kennt¬ 
nisse in besonderem Maße in der Lage. Durch die Herstellung richtiger 
ökonomischer Proportionen im Gebiet tragen die örtlichen Staatsor¬ 
gane dazu bei, daß sich der Reproduktionsprozeß der Volkswirt¬ 
schaft auch im jeweiligen Gebiet reibungslos und schnell entwickeln 
kann. 

Im Rahmen der Territorialplanung werden den örtlichen Staatsorga¬ 
nen wichtige Aufgaben gestellt. Unter der vorrangigen Aufgabe - der 
Erhöhung des materiellen und kulturellen Lebensniveaus der Bevöl¬ 
kerung im Gebiet - wirken sie an der Ausarbeitung langfristiger terri¬ 
torial-ökonomischer Konzeptionen mit und gestalten die planmäßige 
proportionale Entwicklung ihres Gebietes einschließlich der effektiven 
Standorfcentwicklung. 

In diesem Sinne sind die örtlichen Staatsorgane verantwortlich für die 
territoriale Sicherung der planmäßigen proportionalen Entwicklung 
der Zweige und Bereiche im Gebiet, für die komplexe Entwicklung und 
rationelle Nutzung der gebietswirtschaftlichen Produktionsbedingun- 
geri (der gebiets wirtschaftlichen Ressourcen einschließlich der sie ver¬ 
mittelnden infrastrukturellen Einrichtungen) sowie für die Ausschöp¬ 
fung aller Möglichkeiten und Reserven zur intensiven Nutzung der 
Fonds und zur Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung. Hierbei 
spielt die Mobilisierung der Masseninitiative und Massenkontrolle zur 
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Lösung der politischen und wirtschaftlichen Aufgabe des Staates im 
Gebiet eine wesentliche Rolle . 16 

Zusammengefaßt ergeben sich als Hauptrichtungen für die Aufgaben¬ 
stellung der örtlichen Volksvertretungen im Rahmen der Territorial¬ 
planung : 

Erstens die Mitwirkung an der Ausarbeitung zentraler Konzeptionen 
für die langfristige proportionale Gebietsentwicklung, 
zweitens Koordinierungsaufgaben bei der Planung einer proportiona¬ 
len und effektiven regionalökonomischen Struktur, 
drittens Aufgaben bei der Entwicklung der Arbcita- und Lebciisbedin- 
gungen der Gebietsbevölkerung, insbesondere mit Hilfe der unmittel¬ 
baren Leitung der ihnen direkt unterstellten Betriebe und Einrich¬ 
tungen. 

Diese Aufgaben stehen in engstem Zusammenhang und können in der 
Praxis nicht unabhängig voneinander gelöst werden. 


3.2.2. Die Aufgaben der örtlichen Volksvertretungen 
bei der langfristigen proportionalen Entwicklung 
der Gebiete 

Die örtlichen Staatsorgane wirken im Rahmen der Territorialplanung 
unter anderem auch an der Ausarbeitung zentraler territorial-ökono¬ 
mischer Strukturanalysen und langfristiger Konzeptionen mit. Von 
den Räten der Bezirke werden dazu unter Federführung der Bezirks- 
plankommissionen Entwicklungsvorschläge für die Gebiete und Stand¬ 
ortaugebote erarbeitet. Sie beruhen auf Untersuchungen über die 
Arbeit»- und Lebeusbedingungen, die territoriale Produktionsstruktur, 
die Bevölkerungsstruktur und -bewegung, die Beziehungen zwischen 
Produktions-, Bevölkerungs- und Infrastruktur, die effektive Nutzung 
territorialer Ressourcen, die Siedlungsstruktur sowie den Umwelt¬ 
schutz. 

Derartige Analysen sind wichtige Voraussetzungen, um in den Bezir¬ 
ken und Kreisen Vorschläge für die Verbesserung der Gebietsstruktur 
und für die effektivste Nutzung der Ressourcen und des gesellschaft¬ 
lichen Arbeitsvermögens auszuarbeiten. Diese Vorschläge sind die 
Grundlage für detaillierte Vorstellungen der Räte der Bezirke zu den 
Hauptlinien der langfristigen Entwicklung in ihrem Gebiet und zu 
Standortangeboten. Beide stellen wichtige Grundlagen für Entschei¬ 
dungen der zentralen staatlichen Planung und der Zweigplanung im 
Rahmen der lang- und mittelfristigen Planung der Standortverteilung 
der Produktivkräfte dar. 

Nach der zentralen territorialen Koordinierung der gebietlichen Ver¬ 
schlage und der Entwicklungs 1 Vorstellungen der Zweige und Bereiche 

9 Territorialplnnung 


Ztisa mmenfassungi 


Entwicklungs¬ 

vorschläge, 

Standortungebote, 

gebietliche 

Analysen 


16 Vgl. Gesetz über die 
örtlichen Volksvertre¬ 
tungen und ll»re Organ« 
In der Dcutschou Demo 
kratischen Republik, 
insbesondere Kapitel 1, 
R.a.O. 
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Generalpläne 


Staatliche Gebiets- 
• gliederung und 
wirtschafte- 
räumliche 
Gliederung 

17 Ein Gcncr&lplan 
wird bisher nur lör die 
Hauptstadt Berlin erar¬ 
beitet 
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durch die Staatliche Plankommission erhalten die Räte der Bezirke 
entsprechend der Grundlinie für die Standortverteilung der Produk¬ 
tivkräfte des Landes langfristige Orientieruugen oder Direktiven für 
die mittelfristige Entwicklung ihrer Bezirke. 

Auf der Grundlage der zentralen Standortkonzeption und der lang¬ 
fristigen Orientierungen werden in den Bezirken langfristige oder mit¬ 
telfristige Konzeptionen für die Entwicklung ausgewälilter Teilberei¬ 
che und -gebiete ausgearbeitet, zum Beispiel für die Entwicklung des 
Siedlungsnetzes oder des Wohnungsbaus. Für die Großstädte und ihr 
Umland 17 werden Generalpläne im Sinne langfristiger Entwicklungs¬ 
konzeptionen ausgearbeitet, in denen — ausgehend von den langfristi¬ 
gen gesamtgesellschaftlichen und gesamtvolkswirtschaftlichen Funk¬ 
tionen dieser städtischen Konzentrationsgebiete - die Hauptlinien ihrer 
weiteren Entwicklung vorgezeiclmet werden. Diese Generalpläne ent¬ 
halten Aussagen zur Entwicklung der regionalen Produktionsstruktur 
(einschließlich der Hauptstandorte neuer Produktionen), der Bevöl¬ 
kerungsstruktur und -bewegung, des komplexen Wohnungsbaus, der 
Stadt-Umland-Beziehungen, der Effektivität der Ressourcennutzung 
des Gebiets, der Verkehrs- und stadttechnischen Netze und der ge- 
samtgebietlichen Versorgungs- und Betreuungseinrichtungen, des Um¬ 
weltschutzes usw. In ihnen werden auch Aussagen über die künstle¬ 
risch-architektonischen und bautechnischen Lösungen sowie über 
Schritte zur Verwirklichung des Generalplanes getroffen. Bestandteile 
des Generalplanes sind neben der ökonomischen Konzeption der 
Goncralbcbauungsplan und der General verkehrsplan (vgl. Abschnitt 
3.2.4.). 

Die sich aus den Direktiven zur Entwicklung der Bezirke und aus den 
bestätigten langfristigen Konzeptionen der Gebiete ergebenden Auf¬ 
gaben werden in die Fünf jahr- und Jahrespläne der Gebiete aufgenom¬ 
men. Zentrale Entscheidungen sichern, daß derartige Aufgaben auch 
in die Pläne der den örtlichen Organen nicht unterstellten Bereiche, 
Zweige und Betriebe aufgenommen werden. 

Im Rahmen der zentralen Planung der Gebiete der DDR werden auch 
Vorstellungen für die Entwicklung bestimmter großräumiger Wirt¬ 
schaftsgebiete unterschiedlichen Typs entwickelt. Diese Vorstellungen 
müssen in die exakt abgegronzto staatliche Planung der Bereiche und 
Kreise umgesetzt werden. 

Das Verhältnis von staatlicher Gebietsgliederung 
und wirtschaftsräumlicher Gliederung 

Die beiden hauptsächlichen pohtisch-territorialen Gebietseinheiten 
der Deutschen Demokratischen Republik sind die Bezirke und 
Kreise. Sie sind die größten staatlichen Teilgebiete innerhalb der Ver¬ 
waltungsgliederung unserer Republik, deren Entwicklung auf der 
Grundlage der zentralen staatlichen Planung eigenverantwortlich 
durch örtliche Organe der Staatsmacht geregelt wird. Sie sind, aller- 
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dings in sehr unterschiedlichem Grade, zugleich auch regionale Ein¬ 
heiten des Wirtschaftstcrritoriums (Wirtschaftsgebiete). 

Während sich die Wirtschaftsgebiete unterschiedlicher Ordnung nach 
objektiven Gesetzmäßigkeiten der territorialen Arbeitsteilung heraus¬ 
bilden und entwickeln, ist die Gebietsorganisation des Staates von den 
Aufgaben und Überbaufunktionen des Staates in der jeweiligen histo¬ 
rischen Epoche abhängig. Sie wird im Interesse der herrschenden 
Klasse durchgesetzt. 

Für die kapitalistischen Staaten ist ein Widerspruch zwischen der Ge- Oebiets- 
bietsorganisation und der objektiven Gliederung in Wirtschaftsgebiete Organisation im 
typisch. Die Gebietsorganisation dient der Hauptfunktion des kapita- Kapitalismus 
listischen Staates; sic wird zum Beispiel unter militärischen, polizei¬ 
lichen sowie fiskalischen Gesichtspunkten gestaltet und dient in einigen 
kapitalistischen Staaten zur Unterjochung nationaler Minderheiten 
oder zur räumlichen Zersplitterung der Arbeiterklasse. 

Die regionalen Einheiten der Volkswirtschaft, die Wirtschaftsgebiete, 
sind nicht oder nur in untergeordnetem Maße Grundlage für die Ge¬ 
bietsorganisation des kapitalistischen Staates. Das ist bereits aus der 
verwaltungsmäßigen Zerstückelung großer einheitlicher Wirtschafts¬ 
gebiete in zahlreichen kapitalistischen Staaten nachweisbar (zum Bei¬ 
spiel beim Ruhrgebiet). Zum anderen ist dio verwaltungsmäßige Ge¬ 
biet sorganisation der kapitalistischen Staaten außerordentlich starr 
und über sehr lange Zeiträume unverändert; sie wird in einigen dieser 
Staaten sogar noch stark von feudalistischen Formen beeinflußt, was 
ebenfalls einen Widerspruch zur sich dynamisch entwickelnden regio¬ 
nalen Wirtschaftsstruktur bedeutet. 

Der Widerspruch zwischen der Gebietsorganisation des Staates und 
der objektiven Gliederung des Wirtschaftsterritoriums wird in der Über¬ 
gangsperiode vom Kapitalismus zum Sozialismus schrittweise gelöst. 

Die hemmende Gebietsorganisation des kapitalistischen Staates wird 
entsprechend den neuen politischen und ökonomischen Erfordernis¬ 
sen des sozialistischen Staates umgewandelt. So wird die Gebiets- 
organisation des Staates im Sozialismus zum fördernden Faktor der 
wirtschaftlichen Entwicklung. 

Entsprechend der Rolle des sozialistischen Staates im Leben der so¬ 
zialistischen Gesellschaft und seinen Funktionen geht seine Gebiets¬ 
organisation vor allem von den vorhandenen oder absehbaren terri¬ 
torial^-ökonomischen Verhältnissen aus. Die regional-ökonomischen 
Teileinheiten werden zur wichtigsten Grundlage der staatlichen Ge- 
bietsorganisation. 

Dabei müssen insbesondere auch solche Faktoren berücksichtigt wer¬ 
den, wie die Eigenarten und die nationale Zusammensetzung der Be¬ 
völkerung, die notwendige enge Verbindung zwischen Staatsorganen 
und Bevölkerung, die Anzahl der Einwohner und die Dichte der Be¬ 
völkerung, die Beziehungen der Bevölkerung zu den politischen und 
wirtschaftlichen Zentren des Landes sowie Gesichtspunkte der Landes- 
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W irtschaftsgebiete 
und staatliche 
Gebietsgliederung 
im Sozialismus 


18 Das Verfuhren bei 
der Veränderung der 
territorialen Gliederung 
i6t im Gesetz über die 
örtlichen Volksvertre¬ 
tungen und iltre Organe 
in der Deutschen Demo¬ 
kratischen Republik 
(Kapitel VI) fcstgelcgt. 


Verteidigung. Vielfach stehen auch diese Faktoren in einem engen Ver¬ 
hältnis zur Wirtschaft des Landes. 

Im Sozialismus wird eine Übereinstimmung zwischen den Wirtschafts¬ 
gebieten und der staatlichen Gebietsglicderung angestrebt. Eine Kon¬ 
gruenz ist allerdings in der Regel nicht voll zu erreichen, da die Wirt¬ 
schaft nur eine (wenn auch die wesentlichste) Grundlage für die Ge¬ 
bietsorganisation darstellt und sich ständig entwickelt. Auch besitzen 
die Wirtschaftsgebiete meist keine festen Grenzen (abgesehen von 
Staatsgrenzen und territorialökonomisch wirksamen natürlichen 
Grenzen), sondern Grenzsäume. Andererseits geht von der staatlichen 
Gebietsorganisation und der Leitung der in einem staatlichen Teil¬ 
gebiet lokalisierten Wirtschaft ein aktiver Einfluß auf die Entwick¬ 
lung der Wirtschaftsgebiete aus. Auch von dieser Seite erfolgt daher 
im allgemeinen über einen langen Zeitraum gesehen ein Anpassungs¬ 
prozeß an die staatliche Gebietsgliederung, wie dies am Beispiel vieler 
Kreise nachweisbar ist. 

Im Verhältnis der staatlichen Gebietsstruktur zu den objektiv vor¬ 
handenen wirtschaftsräumlichen Einheiten kann im Sozialismus kein 
Gegensatz bestehen. Die Territorialplanung kennt und erforscht stän¬ 
dig die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den einzelnen Teil¬ 
gebieten der Bezirke und zwischen den Bezirken untereinander. Diese 
werden in allen Phasen und auf allen Ebenen der Planung berücksich¬ 
tigt, so daß die bestehenden Grenzlinien der staatlichen Gebietsstruk¬ 
tur auf lange Zeit konstant gehalten werden können. Der sozialistische 
Staat löst den nichtantagonistischen Widerspruch zwischen beiden Ge¬ 
bietseinteilungen, indem er die sozialistische Gemeinschaftsarbeit von 
Staatsorganen benachbarter, wirtschaftlich eng verflochtener Gebiete 
organisiert oder zur gegebenen Zeit notwendige Veränderungen der 
Gebietsgliederung vornimmt (zum Beispiel die Bildung des Stadtkrei¬ 
ses Schwedt). 

Veränderungen der Grenzen der inneren Gebietsorganisation sozialisti¬ 
scher Staaten beruhen stets auf Veränderungen im Bereich der Wirt¬ 
schaft und Gesellschaft (zum Beispiel Bildung von Stadtkreisen bei 
rascher Erweiterung der ökonomischen Basis, Veränderung der Ge¬ 
meindegrenzen ). 13 Im Interesse der Verbindung der Bevölkerung zu 
ihren Staatsorganen, im Interesse der Kontinuität der staatlichen Lei¬ 
tung und nicht zuletzt aus Gründen der statistischen Vergleichbarkeit 
muß jedoch die Grundstruktur der staatlichen Gebietsgliederung mög¬ 
lichst konstant bleiben. 

Die Territorialplanung ist eine Funktion der sozialistischen Staats¬ 
macht und wird über die Leitungs- und Planungsorgane der bestehen¬ 
den staatlichen Gebietseinteilung durehgoaotzt. Die Wirtschafts¬ 
gebiete werden daher über die zentrale Territorialplanung und über die 
Planung der Bezirke und Kreise geplant. Hierbei müssen die jeweili¬ 
gen örtlichen Organe mit den übergeordneten Organen Zusammen¬ 
arbeiten. 
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Vorstellungen für die Entwicklung großer Gebiete 
in der Deutschen Demokratischen Republik 

Die Planung der Gebiete der DDR ist Bestandteil der Volkswirt¬ 
schaftsplanung. Ziel der Gebietsentwicklung ist der höchstmögliche 
Beitrag der Gebietswirtschaft zur Erfüllung der gesamtstaatlichen 
Aufgaben und Entwicklung sozialistischer Arbeit«- und Lebensbedin- 
gungen für dio Bovölkorung des Gebietes. Entsprechend der unter¬ 
schiedlichen ökonomischen Struktur, den unterschiedlichen Ressour¬ 
cen und anderer spezifischer Gegebenheiten ergeben sich dabei diffe¬ 
renzierte Entwicklungsziele für die Gebiete. Sie spiegeln sich in pro¬ 
gnostischen Vorstellungen über die Entwicklung wider und liefern 
wesentliche Grundlagen für dio Erarbeitung von Entwicklungskon- 
zeptionon. Solche Vorstellungen bestehen für Ballungsgebiete, indu¬ 
striell weniger entwickelte Gebiete und für städtische Wirtschafts¬ 
gebiete. 

Die territoriale Konzentration ist eine wichtige ökonomische Potenz 
bei der Verbindung der Errungenschaften der wissenschaftlich-techni¬ 
schen Revolution mit den Vorzügen des sozialistischen Wirtschafts¬ 
systems. 

In der Deutschen Demokratischen Republik verwirklicht sich der Pro¬ 
zeß der territorialen Konzentration durch den Ausbau und die kom¬ 
plexe Rationalisierung der bestehenden Ballungsgebiete und großen 
Städte sowie durch die planmäßige Schaffung ausgewählter neuer 
Konzentrationskomplexe (vorwiegend in bisher industriell weniger 
entwickelten Gebieten), deren Konzentrationsgrad bisher noch nicht 
den der Ballungsgebiete erreicht. 

Dio Ballungsgebiete besitzen durch ihre territoriale Organisation und 
Struktur gegenüber anderen Gebieten wesentliche ökonomische Vor¬ 
teile, obwohl auch sie — insbesondere durch ihre Entstehung in kapita¬ 
listischer Zeit - mit schwerwiegenden Disproportionen behaftet waren, 
deren Auswirkungen zum Teil auch heute noch spürbar sind. Sie be¬ 
stehen 

- in rationellen Formen der gesellschaftlichen Arbeitsteilung (Ko¬ 
operation, Kombination, Koordinierung der Investitionen) und 
des gesellschaftlichen Lebens; 

- in der Möglichkeit des komplexen Einsatzes und der Nutzung von 
Ressourcen sowie in der hohen Grundfondseffektivität der Infra¬ 
struktur ; 

- in der Konzentration der Arbeiterklasse und der ganzen Bevölke¬ 
rung, insbesondere der qualifizierten Kader; 

- in der erhöhten Disponibilität im Einsatz der Arbeitskräfte; 

- in der engen Verflechtung zwischen den Produktionsstätten, zwi¬ 
schen Produktion und Wissenschaft sowie zwischen Produktion 
und Infrastruktur; 

- in der Ausnutzung vielfältiger Kommunikationsvorteile. 


Planung 
großer Gebiete 


/ 


Ballungsgebiete 
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Diese Vorteile der Ballungsgebiete gilt es maximal zu nutzen und wei¬ 
ter zu entwickeln. 

Die relativ hohe Arbeitsproduktivität sowie die intensive Flächen¬ 
nutzung, aber auch die hohe Ausstattung mit industriellen Grund¬ 
fonds und mit Grundfonds der Infrastruktur sowie deren Elastizität 
und Flexibilität im Einsatz sind noch weiter zu steigern, um die Mög¬ 
lichkeit zur Schaffung besonders günstiger Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen sowie die Möglichkeit zur Organisation rationeller Siedlungs¬ 
formen noch besser auszunutzen. Damit ist auch die gegenwärtige Dis¬ 
proportion zwischen vorhandenen Arbeitsplätzen und den verfügbaren 
Arbeitskräften schrittweise zu überwinden und insgesamt die innere 
Proportionalität dieser Gebiete zu sichern. 

Um die Ballungsgebiete planmäßig zu entwickeln, muß zunächst ihre 
Struktur nach verscliiedenen Kriterien klassifiziert werden, zum Bei¬ 
spiel nach dem Industrialisierungsgrad, der Bevölkerungsdichte oder 
bestimmten Kennziffern der Flächennutzung. Die Bevölkerungsdichte 
ist dabei ein wichtiges Kriterium der Konzentration von Bevölkerung, 
Produktion, Dienstleistungseinrichtungen und Einrichtungen der Wis¬ 
senschaft (vgl. Abschnitt 1.2.). 

Die Vorstellungen für die Strukturentwicklung der Ballungsgebiete 
müssen hinsichtlich ihrer inneren Teilgebiete weiter differenziert wer¬ 
den, denn die wirtschaftliche Struktur der Ballungsgebiete ist w'edcr 
zweiglich noch territorial homogen. 

Nach dem unterschiedlichen Konzentrationsgrad von Bevölkerung, 
Wissenschaft, Produktion und territorialer Infrastruktur einerseits 
und nach den regional differenzierten Funktionen der einzelnen Teil¬ 
gebiete eines Ballungsgebietes lassen sich drei strukturell und funk¬ 
tionell unterscheidbare Teilgebiete ausgliedern: 


1. Innerhalb der Ballungsgebiete bilden die Großstädte einschließlich 
ihrer unmittelbaren Stadtrandzone die Ballungskcrne. Sie stellen 
die stärkste lokale Agglomeration im Ballungsgebiet dar. In ihnen 
sind die positiven Struktureffekte des Ballungsgebietes auf engstem 
Raum konzentriert zu nutzen. Die engen Beziehungen zwischen 
Produktion, Wissenschaft und Bildung sowie die räumliche Nähe 
von Arbeits- und Wohnplätzcn; von kulturellen und sozialen Ein¬ 


richtungen stellen eine besondere Qualität für die Weiterentwick¬ 
lung von Produktion und sozialistischer Lebensweise dar. Anderer¬ 
seits ergeben sich besonders in den Ballungskernen Agglomera¬ 
tionsprobleme (zum Beispiel die Umw'eltbelastung), die einer plan¬ 
mäßigen Lösung bedürfen. 

2. Die nichtgroßstädtisch geprägten Teile des Ballungsgebiets bilden 
das Ballungsfeld. Es weist relativ viele Industriestandorte von un¬ 
terschiedlicher Größe und Struktur auf. Hier bestehen günstige Be¬ 
dingungen für eine weitere Urbanisierung der Siedlungsstruktur. 
Die starke Entwicklung der Infrastruktur bietet hier Möglichkei- 
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ten für bestimmte Entlastungen des Ballungskerns. Das Ballungs¬ 
feld ist als regionale Agglomeration auch in Abstimmung mit dem 
Ballungskcrn zu entwickeln. 

3. Peripher wird das System der Ballungsgebiete durch die Baliungs- Ballungsrandgebiet 
randgebiete ergänzt. Dies sind Gebiete mit einem gegenüber dem 
Ballungsfeld zumeist wesentlich niedrigerem Grad der territorialen 
Konzentration der Produktion und der Urbanisierung. Die Bal¬ 
lungsrandgebiete besitzen eine differenzierte territoriale Struktur 
und unterschiedlich starke Bindungen an das Ballungsfeld und den 
Ballungskern. Sie sind sowohl mit eigenen Spezialisierungen im 
Rahmen der Territorialstruktur des Landes als auch als Ergänzungs¬ 
und Reservegebiete der Ballungsgebiete komplex zu gestalten. 

Strukturell und funktionell lassen sich unterscheiden: 

- Randgebiete mit relativ eigenständigem, durch die industrielle 
Produktion geprägtem Profil; 

- Randgebiete mit Mischstruktur ohne starke Dominanz eines Wirt¬ 
schaftszweiges ; 

- Randgebiete mit vorwiegender Agrarstruktur. 

Eine Analyse der Ballungsgebiete der DDR zeigt, daß hier in hohem Struktur- 
Maße volkswirtschaftlich wichtige Produktionen konzentriert sind, entwicklung 
Dabei wird das industrielle Profil der jeweiligen Ballungsgebiete durch der Ballung8- 
einige herausreagende Industriezweige charakterisiert. Hinsichtlich gebiete 
der Betriebsgrößen zeichnen sich die Ballungsgebiete durch einen hohen 
Anteil von Großbetrieben mit mehr als 1000 Beschäftigten, aber auch - 
historisch bedingt - noch durch eine überdurchschnittliche Zersplit¬ 
terung der Produktion auf viele einzelne Produktionsstätten aus. Die 
Bevölkerungsentwicklung in den Ballungsgebieten wird in der DDR 
von der Gesamttendenz der Bevölkerungsentwicklung entscheidend 
beeinflußt. Das bedeutet, daß viele Ballungsgebiete unserer Repu¬ 
blik - im Gegensatz zur Entwicklung der Ballungsgebiete in anderen 
Staaten - gegenwärtig eine gleiehbleiberlde oder sogar eine rückläufige 
Bevölkerungsentwicklung zeigen. Die Ursachen hierfür sind in der na¬ 
türlichen Bevölkerungsbewegung sowie in direkten Wanderungsverlu¬ 
sten dieser Gebiete zu suchen (vgl. Abschnitt 1.2.). 

Die Beschäftigtenstruktur der Ballungsgebiete ist durch einen hohen 

Qualifikationsgrad gokonnzeich.net. Innerhalb der Ballungsgebiete, 

vor allem vom Ballungsfeld zum Ballungskern, aber auch von den 
Randgebieten bestehen intensive Pendelwanderungen. Sie stellen hohe 
Anforderungen an das bereits durch die Produktionsbeziehungen stark 
beanspruchte Verkehrswesen der Ballungsgebiete. 

Bei der planmäßigen Organisation der territorialen Konzentration sind 
Kostenschwellen zu beachten, die für die Entwicklung von Ballungs¬ 
gebieten je nach ihrem Konzentrationsgrad variieren. Die Nicht¬ 
beachtung dieser Kostenschwellen kann zu einem Absinken in der 
volkswirtschaftlichen Effektivität der räumlichen Konzentration füh- 
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Territoriale 
Rationalisierung 
in den Ballungs¬ 
gebieten 


ren und innerhalb der Ballungsgebiete negative Folgen hervorrufen. 
Im Sozialismus müssen deshalb bestimmte Anforderungen an Größe, 
Struktur und Funktion der Ballungen gestellt werden, die allerdings 
zeit- und raumabhängig sind. Überschreitet die Agglomeration von 
menschlichen und sachlichen Produktivkräften eine bestimmte Kosten - 
schwelle, ist es möglich, daß auf einem gegebenen ökonomischen und 
technischen Entwicklnngsniveau volkswirtschaftliche Effektivitäts¬ 
verluste auftreten und die Arbeits- und Lebensbedingungen der Be¬ 
völkerung negativ beeinflußt werden (sogenannte Überagglomeratio¬ 
nen). Die sich aus der Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft er¬ 
gebenden Anforderungen verlangen gegenüber den Ballungsgebieten 
eine solche Standortpolitik, daß optimale Werte der territorialen Kon¬ 
zentration für die jeweiligen unterschiedlichen Gebietstypen erreicht 
werden. Unter dem Gesichtspunkt der Effektivität ist die territoriale 
Konzentration ein wichtiger Intensivierungsfaktor der gesellschaft¬ 
lichen Reproduktion. 

Um in allen Zweigen und Bereichen der Volkswirtschaft die vorhande¬ 
nen Produktionsanlagen noch besser nutzen zu können, muß die Ent¬ 
wicklung der Standortverteilung wesentlich zur territorialen Ratio¬ 
nalisierung in den Ballungsgebieten beitragen und damit bestehende 
Disproportionen in der Struktur und Ausstattung dieser Gebiete über¬ 
winden. Hierzu gehören 

- die Rationalisierung der Produktion durch Verbesserung des öko¬ 
nomischen Profils und Abbau der Zersplitterung der Produktions¬ 
kapazitäten ; 

- die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen durch den 
konzentrierten Ausbau von Einrichtungen der Infrastruktur in den 
Ballungsgebieten (zum Beispiel Wohnungsbau), insbesondere in 
den Zentren der Arbeiterklasse im Zusammenhang mit der Ent¬ 
wicklung der wichtigsten Produktionszentren; 

- die Durchsetzung der Erfordernisse einer sozialistischen Landes¬ 
kultur in den Ballungsgebieten, zum Beispiel in bezug auf Verrin¬ 
gerung der Luftverunreinigung und Verbesserung der Abwasser¬ 
aufbereitung; 

- die Schaffung ausreichender Naherholungsmöglichkeiten für die Be¬ 
völkerung der Ballungsgebiete; 

- die moderne Gestaltung der Großstädte und der anderen Siedlun¬ 
gen in den Ballungsgebieten sowie die effektivere bauliche Gestal¬ 
tung der Industriestandorte; 

- die Rationalisierung der Pendlerbeziehungen sowie die Verkürzung 
der Pendelzeiten der Werktätigen durch Verbesserungen im Ver¬ 
kehrswesen und durch die zweckmäßige Zuordnung von Arbeits¬ 
und Wohnstätten; 

- die Verbesserung der Bevölkerungsstruktur durch Ausgleich der 
rückläufigen natürlichen Bevölkerungsentwicklung; 
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- die Rationalisierung der Ressourcennutzung in den Ballungsgebie¬ 
ten, insbesondere hinsichtlich der Fläche und des Wassers sowie 
die Modernisierung der technischen Infrastruktur; 

- die Rationalisierung des Arbeitskräfteinsatzes (zum Beispiel Er¬ 
höhung des Schichtfaktors), die Verhinderung bzw. Verringerung 
des Anwachsens von Arbeitsplätzen, die Freisetzung von Arbeits¬ 
kräften im Ballungskem, Ballungsfeld und im Randgebiet zur Be¬ 
setzungfreier Arbeitsplätze und besseren Nutzung der Grundfonds¬ 
konzentration. 

Insgesamt sind bei der Entwicklung und Rationalisierung der Ballungs¬ 
gebiete negative Erscheinungen, die sich aus der starken Zusammen¬ 
ballung von Produktion und Bevölkerung auf relativ engem Raum er¬ 
geben, zu vermeiden oder weiter abzubauen. 

Eine Vielzahl dieser Aufgaben wird gelöst, indem auch die Potenzen 
der Ballungsrandgebietc in zunehmendem Maße für die Entwicklung 
der Ballungsgebiete genutzt werden. Damit nimmt einerseits die Be¬ 
deutung dieser Gebiete als Reservegebiete der Ballungen immer stär¬ 
ker zu, zum anderen werden damit auch bislang noch bestehende 
Niveauunterschiede abgebaut. Einige der Randgebiete werden damit 
selbst zu Teilgebieten der Ballungsfelder (zum Beispiel das Gebiet 
Dessau - Wittenberg). Zum Teil wachsen die Ballungen - über längere 
Zeiträume gesehen - auch flächenmäßig. 

Mit diesen Maßnahmen wird in der DDR die Intensivierung in der 
Nutzung der Ballungsgebiete fortgesetzt und verstärkt. Die Vorteile 
der Ballungen werden noch stärker sichtbar. Letztlich erhöhen sich da¬ 
durch die Akkumulationsmittel der Volkswirtschaft für den plan¬ 
mäßigen Strukturwandel auch in anderen Gebieten des Wirtschafts¬ 
territoriums der DDR. 

Von großer Bedeutung für die Dynamik unserer Volkswirtschaft sind 
die Entwicklungspotenzen jener Gruppe von Gebieten in der DDR, 
die unter dem Begriff „industriell weniger entwickelte Gebiete“ zu- Industriell weniger 
sammengefaßt werden. entwickelte 

Vorstellungen für die Entwicklung dieser Gebiete müssen davon aus- Gebiete 
gehen, daß deren Struktur als Ergebnis der anarchischen und dispro- 
portionalen Entwicklung der Territorialstruktur im Kapitalismus ent¬ 
stand, die durch das Bestehen von Ballungsgebieten auf der einen und 
von rückständigen und Notstandsgebieten auf der anderen Seite ge¬ 
kennzeichnet ist. 

Zu den rückständigen und Notstandsgebieten gehören alle jene Ge¬ 
biete innerhalb kapitalistischer Staaten, die infolge ungenügender oder 
beschränkter Verwertungsmöglichkeiten des Kapitals oder auch auf¬ 
grund einer extrem einseitigen Produktionsstruktur in ihrer Entwick¬ 
lung - besonders im Entwicklungsstand der Produktivkräfte - hinter 
anderen Zurückbleiben und in denen die Arbeits- und Lcbensbedin- 
gungerf der Werktätigen ein besonders niedriges Niveau haben. 
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Herausbildung und Existenz rückständiger und Notstandsgebiete als 
territorialer Ausdruck antagonistischer Widersprüche sind nur für den 
Kapitalismus gesetzmäßig. Mit dem Übergang zum Sozialismus wer¬ 
den der kapitalistische Grundwiderspruch sowie andere auf seiner 
Grundlage wirkende Widersprüche gelöst. Damit werden auch die 
territorialen Antagonismen beseitigt. Dem Gegensatz zwischen den 
Gebieten als Ausdruck gegensätzlicher Klasseninteressen wird die ge¬ 
sellschaftliche Grundlage entzogen, er hört auf zu bestehen. 

Mit der Aufhebung des antagonistischen Gegensatzes zwischen den 
Gebieten werden jedoch nicht zugleich die Unterschiede im Entwick¬ 
lungsstand zwischen den einzelnen Gebieten beseitigt. Hieraus ergibt 

sich, daß mit dem Aufbau des Sozialismus die Beseitigung wesentlicher 

Unterschiede zwischen den Gebieten in Angriff genommen werden 
muß. 

So wurde die Rückständigkeit zum Beispiel der ehemaligen mecklen¬ 
burgischen Gebiete nach 1945 relativ rasch übenvunden. Vor allem 
wurden die gesellschaftlichen Verhältnisse durch die demokratische 
Bodenreform in kurzer Zeit entscheidend verändert. Die Arbeitslosig¬ 
keit wurde beseitigt, das Lohnniveau an das der führenden Gebiete der 
Republik angeglichen. Entscheidende Verbesserungen erfolgten im 
Gesundheitswesen, im Schulwesen und in anderen Bereichen. 

Einen wesentlich längeren Zeitraum erfordert es jedoch, die Wirt¬ 
schaftsstruktur dieser Gebiete den Erfordernissen der sozialistischen 
Gesellschaft entsprechend umzugestalten. Dies kann nur schrittweise 
und in Übereinstimmung mit den gesamtvolkswirtschaftlichen Erfor¬ 
dernissen und Möglichkeiten geschehen. 

Als Ergebnis des territorialen Differenzierungsprozesses im Kapitalis¬ 
mus bestehen gegenwärtig in der DDR noch Gebiete, deren Effektivi¬ 
tät und deren Stand der infrastrukturellen Grundausstattung - ins¬ 
besondere in den Bereichen der technischen Infrastruktur - noch nicht 
das volkswirtschaftlich erforderliche Niveau erreicht haben. 

Die industriell weniger entwickelten Gobiotc der DDR werden im all¬ 
gemeinen durch eine relativ geringe Bevölkerungsdichte, eine zersplit¬ 
terte Siedlungsstruktur sowie durch einen geringen Grad der inner- und 
zwischengebietlichen Verflechtung gekennzeichnet. Dies findet seinen 
Ausdruck in dem relativ geringen Anteil derartig strukturierter Ge¬ 
biete an dor Erzeugung des Nationaleinkommens. Eine Ausnahme bil¬ 
den die bereits stärker industrialisierten Zentren (zum Beispiel die 
Stadtregion Rostock, Neubrandenburg oder Schwerin). Sie sind als 
Konzentrations- und Ansatzpunkte für die Industrialisierung so zu ge¬ 
stalten, daß ihre Dynamik immer mehr den Strukturwandel dieser Ge- 
bioto bestimmt. 

Die Siedlungsstruktur der nördlichen Gebiete der DDR zeigt mit Aus¬ 
nahme des unmittelbaren Küstengebiets (Erholungsorte) und des Ein¬ 
zugsgebietes der neuen Industriezentren im allgemeinen ein weitmaschi¬ 
ges Netz von kleinen ländlichen Siedlungen und wenigen Kleinstädten. 
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Mit den sich herausbildenden intensiveren Verflechtungen durch die 
kooperativen Abteilungen Pflanzenproduktion und die industriemäßige 
Viehhaltung verstärkt sich die Herausbildung von Sledlungszentren, 
deren Funktionen von den bestehenden Kleinstädten und größeren 
Gemeindeverbandszentren wahrgenommen werden. Sie können auch 
Ansatzpunkte für eine spätere industrielle Erschließung sein. 

Für einen langen Zeitraum wird die ökonomische Struktur vieler die¬ 
ser Gebiete aber auch weiterhin durch das Vorherrschen dor landwirt¬ 
schaftlichen Produktion bestimmt. Sie ist auch in Zukunft als ent¬ 
scheidende Spezialproduktion anzusehen, da sie wesentliche über¬ 
regionale Aufgaben für die Volkswirtschaft der DDR zu erfüllen hat. 
Von ihrer weiteren sozialistischen Entwicklung, insbesondere der Ein¬ 
führung industriemäßiger Produktionsmethoden, gehen für die mei¬ 
sten dieser Gebiete die entscheidenden Entwicklungsliuicu aus. 

Die industrielle Produktion ist mit Ausnahme einer Reihe kleinerer 
Betriebe in den Kleinstädten im wesentlichen erst mit dem sozialisti¬ 
schen Aufbau entstanden und weist eine hohe Zuwachsrate auf. Sie ist 
modern ausgestattet und wird sich räumlich vor allem auf die Bezirks¬ 
städte sowie einige spezielle Produktionszentren (Kreisstädte) konzen¬ 
trieren. Das industrielle Entwicklungsniveau der drei nördlichen Be¬ 
zirke wird sich weiter erhöhen. Daran wird die Lebensmittelindustrie 
einen hohen Anteil haben. Aber auch die Produktion der Grundstoff-, 
der metallverarbeitenden und der Leichtindustrie wird weiter wach¬ 
sen. 

Die Ausstattung mit Einrichtungen der Infrastruktur ist differenziert. 
Während diese Gebiete in sozialistischer Zeit die Rückstände im Be¬ 
reich der sozialen Infrastruktur (zum Beispiel im Schulwesen, im Ge¬ 
sundheitswesen usw.) überwinden konnten, muß im Bereich der tech¬ 
nischen Infrastruktur der Ausstattungsgrad erhöht werden. Die bessere 
Ausstattung mit Einrichtungen der technischen Infrastruktur als 
wesentliche Voraussetzung für die weitere ökonomische Entwicklung 
dieser Gebiete ist schrittweise - vor allem ausgehend von den Konzen- 
trationspunkten — vorzunehmen. 

Die Arbeitskräfteentwicklung in den Nordgebieten der DDR nimmt 
nach den Vorausberechnungen einen positiven Verlauf. Durch die na¬ 
türliche Bevölkerungsentwicklung, aber auch durch den Übergang zu 
industriemäßigen Produktionsmethoden der Landwirtschaft und den 
damit verbundenen Rückgang der dort erforderlichen Arbeitskräfte ist 
insgesamt mit einem Anstieg des für eine Industrialisierung nutzbaren 
gesellschaftlichen Arbeitsvermögens in diesen Gebieten zu rechnen. 
Dies bietet eine der Hauptgrundlagen für die Entwicklung vieler bis¬ 
her industriell weniger entwickelter Gebiete zu Industrie-Agrar-Gebie- 
ten. Wesentliche Impulse für diese Gebiete ergeben sich aus der An¬ 
wendung industriemäßiger Methoden in der sozialistischen Landwirt¬ 
schaft selbst. Mit ihr werden viele der heute noch bestehenden Dispro¬ 
portionen planmäßig vermindert und beseitigt. Es werden neue For- 
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men der territorialen Organisation der Land- und Nahrungsgüterwirt¬ 
schaft geschaffen. Ihr bisher relativ geringer Städte- und gebietsbilden¬ 
der Charakter wächst trotz des Sinkens ihrer Beschäftigtenzahlen mehr 
und mehr an, so daß die Möglichkeiten zur stärkeren Konzentration 
der Bevölkerung in Siedlungsschwerpunkten genutzt werden können. 
In diesen Siedlungsschwerpunkten und in ihrem engeren Umland wer¬ 
den auch agrarische Großbetriebe (zum Beispiel Milch- und Mast¬ 
kombinate) und Verarbeitungsbetriebe landwirtschaftlicher Produkte 
sowie anderer Industrien angesiedelt, die mit der landwirtschaftlichen 
Produktion in Verbindung stehen. 

Die Industrialisierung wird sich in wesentlichem Maße auch durch die 

Lokalisation volkswirtschaftlich wichtiger Betriebe sowie ihrer Zu¬ 
lieferindustrie an ausgew'ählten Konzentrationspunkten vollziehen, 
wie dies mit Betrieben der Elektronik oder mit Anlagen zur Atom¬ 
energiegewinnung aufgrund volkswirtschaftlicher Strukturentschei¬ 
dungen vorgesehen ist. Nicht zuletzt ist durch die Ausnutzung der geo¬ 
graphischen Lage (zum Beispiel der Küstengebiete, insbesondere durch 
den Aufbau einer hafengebundenen Industrie) der Industrialisierungs¬ 
grad dieser Gebiete zu erhöhen, wenn im Rahmen der gesamtvolks- 
virtschaftlichen Sfcrukturpolitik Ersatz- oder Erweiterungsinvestitio¬ 
nen an diesen Standorten gerechtfertigt erscheinen. 

Darüber hinaus sind weitere Entwicklungspotenzen dieser Gebiete 

durch den Ausbau von Einrichtungen des Erholungswesens oder die 
Erschließung neuer Erholungsgebiete zu nutzen und die Arbeits- und 
Lebonsbedingungen sowie die Versorgung der Produktion durch den 
Ausbau von Einrichtungen der Infrastruktur zu verbessern. 

Diese bisher industriell weniger entwickelten Gebiete werden in Über¬ 
einstimmung mit den gesamtgesellschaftlichen Aufgaben entwickelt 
werden. Der volkswirtschaftliche Bedarf sowie die Ressourcensituation, 
aber auch die lebensstandardwirksamen Effekte in den zu entwickeln¬ 
den Gebieten, verbunden mit exakten Untersuchungen über den Nutz¬ 
effekt der jeweiligen Maßnahmen, sind wesentliche Ausgangspunkte. 
Dies betrifft auch die intensive Ausnutzung der gebietlichen Ressour¬ 
cen, insbesondere des Arbeitsvermögens, aber auch der Fläche. In die¬ 
ser Hinsicht bieten die nördlichen Gebiete gute Möglichkeiten auch im 
Zusammenhang mit der weiteren Entwicklung der Ballungsgebiete. 
Die Vorstellungen für städtische Gebiete berücksichtigen, daß die 
Städte als Konzentrationspunkte der Arbeiterklasse in der Territorial¬ 
struktur der DDR die politischen Führungszentren darstellen. Die 
Ausstrahlungskraft der Städte geht nicht nur in gesellschaftspoliti¬ 
scher Hinsicht weit über ihr eigentliches Weichbild hinaus. Sie sind 
Zentren der wirtschaftlichen, geistig-kulturellen und sozialen Entwick¬ 
lung des umliegenden Landes. 19 

Das Einzugs- und Einflußgebiet einer Stadt reicht im allgemeinen über 
die administrativen Stadtgrenzen hinaus. Es umfaßt die Stadtrand- 
zonc (engeres Umland) und ein weiteres Umland mit unterschiedlich 
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starken Verflechtungen zur Stadt. Die Stadtrandzonen als Räume der 
intensivsten Verflechtungen zu den städtischen Kerngebieten bilden 
zusammen mit diesen ein sich wechselseitig ergänzendes zusammen¬ 
gehöriges Gebiet, das sich durch bestimmte, typische Strukturmerk¬ 
male auszeichnet. Rechnet man dazu noch diejenigen Gebiete des wei¬ 
teren Umlandes (außerhalb der unmittelbaren Randzone), die mit der 
Stadt stärker verflochten sind, so lassen sich städtische Gebiete ab- 
grenzen. 

Im allgemeinen werden diese städtischen Gebiete als Stadtregionen 
bezeichnet. In neueren Untersuchungen wurde der Begriff der Stadt¬ 
region eingeschränkt und nur auf solche Großstädte angewandt, die 
außerhalb der Ballungsgebiete liegen. Im folgenden wird der Begriff 
„städtisches Gebiet“ als Bezeichnung für eine Kernstadt und ihr enge¬ 
res Einflußgobiot benutzt. 

Stadtkern- und .Stadtrandzone stehen in enger wechselseitiger Abhän¬ 
gigkeit. So ist die Stadtrandzone Konsument von Produkten und Dien¬ 
sten des städtischen Keragebietes und mit ihm durch vielfältige Ko¬ 
operationen verflochten. Die Bewohner der Stadtrandzone nutzen die 
kulturellen Einrichtungen des städtischen Kerngebietes, Versorgungs¬ 
und Dienstleistungs- sowie Betreuungseinrichtungen. Andererseits ist 
die Stadtrandzone insbesondere als Aufhahinegebict meist störender 
oder flächenintensiver Industriebetriebe und Verkehrseinrichtungen 
(Güterbahnhöfe, Flugplätze), als Lieferant bestimmter Agrarprodukte, 
als Arbeitskräfteeinzugsgcbiet sowie fürdie Erfüllung bestimmter Funk - 
tionen bei der technischen Versorgung und -entsorgung (zum Beispiel 
Wasserversorgung, Abfall- und Abwasserbeseitigung oder -nutzung) 
und nicht zuletzt als Erholungsgebiet für das städtische Kerngebiet 
lebensnotwendig. 

Die Beziehungen zwischen Kerngebiet und Stadtrandzone gliedern Struktur- 
sich somit in arbeitsräumliche, versorgungsräumliche, sozial-kultu- enttmeklung 
relle und administrative Beziehungen. städtischer 

Die Rolle der Stadtrandzone und des weiteren Einfluß- und Einzugs- Gebiete 
gebietes im umfassenden städtischen Gebiet ist von einer Reihe von 
Faktoren abhängig, zu denen die Größe der Kernstadt, ihre Wirt¬ 
schaftsstruktur, aber auch die sich historisch herausgebildeten Be¬ 
ziehungen der Kernstadt zu ihrem Umland gehören. So hat die Stadt¬ 
randzone bei der Planung einer Mittelstadt eine ganz andere Bedeu¬ 
tung als dies bei einer Großstadt wie Leipzig der Fall ist; deren Rand¬ 
zone ist größer und vielgestaltiger strukturiert. Einerseits hat sie 
wesentlich dichtere Beziehungen zur Kernstadt. Sie trägt andererseits 
auch in hohem Maße einen „eigengebietlichen“ Charakter, der gleich¬ 
falls zu entwickeln ist. Immer sind durch die Planung der Städte mit 
ihrem Umland die Verbindungen zwischen Stadt und engerem Um¬ 
land sowohl im Interesse des städtischen Gebiets als auch ira Interesse 
der übergeordneten Entwicklung des Bezirkes und der gesaintterrito- 
rialen Entwicklung der DDR fester und intensiver zu entwickeln. 
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Bei kleineren Mittelstädten sowie bei den Kleinstädten sind viele Be¬ 
ziehungen zwischen Stadt und Umland zum Teil noch gering und un¬ 
ausgeprägt, so daß von einer eigentlichen Stadtrandzone nicht ge¬ 
sprochen werden kann. Die Berücksichtigung der Umlandbeziehung 
ist im Rahmen der Stadtentwicklungsplanung als Bestandteil der 
Planung der Siedlungsstruktur gleichfalls erforderlich. 20 
Die Beziehungen zwischen Stadt und Umland sind oft historisch ge¬ 
prägt. So beschränkt sich die Entwicklung der Stadtrandzone im 
Kapitalismus auf eine unvollständige Einbeziehung dieser Gebiete, wo¬ 
bei im Vordergrund stets die Bedienungsfunktion der Stadtrandzone 
stand. Es bildete sich als direkte Folge des im Kapitalismus typischen 
Gegensatzes zwischen Stadt und Land eine degradierte Rolle der Stadt - 
raridzone heraus: Im Umland einer Reihe von Großstädten entstan¬ 
den Gebiete mit vielen typischen Merkmalen einer Rückständigkeit. 
Im Sozialismus ist die Entwicklung der Stadtrandzone und von Teilen 
des weiteren Umlandes voll in die Gesamtentwicklung des städtischen 
Gebietes integriert. Die Arbeitsteilung, die sich zwischen den Teil¬ 
gebieten herausgebildet hat, wird planmäßig entwickelt und erwei¬ 
tert. Die Wechselseitigkeit der Beziehungen überwindet die einseitigen 
Bedienungsfunktionen; die Rekonstruktion der Kernstadt bezieht die 
Stadtrandzone mit ein. 

Die örtlichen Volksvertretungen haben die Aufgabe, insbesondere die 
Verflechtungsbeziehungen zum Umland bei der Planung der Städte 
von vornherein zu berücksichtigen. Dies bezieht sich zum Beispiel 

- auf die Erhöhung der Effektivität der Produktionsstruktur der 
Stadt durch Möglichkeiten der rationellen Nutzung und des effek¬ 
tiven Einsatzes des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens des Um¬ 
landes, 

- auf die Gestaltung der Netze und Anlagen der Energie- und Wasser¬ 
versorgung, des Verkehrs- und Fernmeldewesens zur effektiven 
Deckung des Versorgungsbedarfes in den Umlandkreisen, 

- auf die Entwicklung der Versorgung^- und Betreuungseinrichtun¬ 
gen in der Stadt unter Berücksichtigung der besseren und ökono¬ 
misch günstigeren Versorgung und Betreuung auch der Bevölke¬ 
rung des Umlandes sowie 

- auf den Ausbau der Möglichkeiten zur Naherholung im Umland. 

Mit der grundsätzlichen theoretischen Klärung der Beziehungen zwi¬ 
schen Stadt und engerem Umland, mit der Herausbildung von städti¬ 
schen Gebieten und mit der Einbeziehung dieser Gebiete in die Terri¬ 
torialplanung werden Voraussetzungen für eine Vervollkommnung und 
Effektivitätserhöhiuig dieser Gehietsstmktnren geschaffen. Die kom¬ 
plexe Planung städtischer Gebiete als Teilgebiete des Territoriums der 
DDR ist ein wesentlicher Fortschritt gegenüber einer isolierten Pla¬ 
nung der Städte. Sie ist ein Mittel für die weitere schrittweise An¬ 
näherung der Arbeits- und Lebensbedingungen von Stadt und Land. 
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3.2.3. Koordinierungsaufgaben bei der Planung 
einer proportionalen Gebietsstruktur 

Die Aufgaben der örtlichen Staatsorgane sind zu einem wesentlichen 
Teil volkswirtschaftliche Koordinierungsaufgaben. Diese Koordinie¬ 
rung ist als politische Führungsaufgabe zu verwirklichen und methodo¬ 
logisch zu sichern. Im Rahmen der Territorialplanung kann sic als 
eine weitere Hauptrichtung der Aufgaben der örtlichen Staatsorgane 
angesehen werden. 

Durch die Verwirklichung der gesamtstaatlichen Zielsetzungen in der 
Entwicklung der Gebietswirtschaft können die örtlichen Staatsorgane 
als Knotenpunkte der vertikalen und horizontalen Leitung und Pla¬ 
nung charakterisiert weiden. Ihre koordinierende Tätigkeit erstreckt 
sich vor allem auf die Koordinierung der gesamtstaatlichen Aufgaben 
mit den im Gebiet vorhandenen Potenzen und Ressourcen. Diese gene¬ 
relle Aufgabe umfaßt im einzelnen die Koordinierung der Zweige, Be¬ 
triebe und Einrichtungen mit der Gesamtentwicklung des Gebietes und 
die Koordinierung der wirtschaftlichen Entwicklung der nachgeordne- 
ten regionalen Wirtschaftskomplexe. Dazu gehört auch die Koordinie¬ 
rung der mannigfaltigen und differenzierten Anforderungen an die 
Umwelt sowie die Koordinierung von Rationalisierungsmaßnahmen 
im Sinne einer territorialen Rationalisierung. 

Die territoriale Koordinierung kann durch die örtlichen Volksvertre¬ 
tungen nur in enger Zusammenarbeit mit den Betrieben, Kombinaten, 
Genossenschaften und Einrichtungen verwirklicht werden. Sie haben 
dabei die günstigsten territorialen Bedingungen zur Erfüllung der ge¬ 
samtstaatlichen Aufgaben zu schaffen und zugleich eine harmonische 
Entwicklung des politischen, ökonomischen, kulturellen und sozialen 
Lebens im Gebiet zu ermöglichen. Hierfür müssen die örtlichen Staats¬ 
organe, sofern es sich nicht um ihnen direkt unterstellte Betriebe und 
Einrichtungen handelt, den zuständigen zentralen Leitungen der 
Zweige und Bereiche Vorschläge unterbreiten, die - in Übereinstim¬ 
mung mit ihnen - verbindliche Entscheidungen treffen. 21 Für die un¬ 
mittelbar unterstellten Betriebe und Einrichtungen werden die Auf¬ 
gaben in die Pläne des Bezirkes, des Kreises, der Stadt oder Gemeinde 
aufgenommen. 

Die örtlichen Staatsorgane koordinieren die Anforderungen der Zweige 
und Bereiche an die Ressourcen und Einrichtungen der Infrastruktur 
sowie an das Arbeitskräftepotential ihrer Gebiete unter volks-, zweig- 
und gebietswirtschaftlichen Aspekten. Dies dient in erster Linie der 
Durchsetzung von volkswirtschaftlichen Proportionen in ihrer territo¬ 
rialen Differenzierung und verhindert Störungen, die sich aus der Ent¬ 
wicklung verschiedener Zweige innerhalb desselben Gebietes ergeben 
können. Damit wird letztlich eine Übereinstimmung von Zweig-, Ge¬ 
biets- und Siedlungsentwicklung erreicht. 

Mit dieser Koordinierung durch die örtlichen Organe wird zugleich die 


Territoriale 
Koordinierung 
von Ziceig- 
anforderungen 
und Gebiets¬ 
bedingungen 


21 Vgl. Gesetz über die 
örtlichen Volksvertre¬ 
tungen .... a.a.0,, | 4 
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proportionale Entwicklung der regionalen Produktions-, Bevölke- 
rungs-, Ressourcen- und Infrastruktur sowie der Siedlungsstruktur ge¬ 
sichert, deren relative Eigengesetzlichkeiten unterschiedlich auf die 
Entwicklung des Gebietes einwirken können. 

Wichtige Instrumente zur Sicherung der notwendigen Proportionali¬ 
tät zwischen den Zweigen und Bereichen in den Gebieten sowie zwi- 
Regionaie sehen den Teilgebieten und Teilstrukturen sind die regionalen Bilan- 

Bilanzcn zen als Bestandteil des volkswirtschaftlichen Bilanzsystems. 

Tabelle 12 

Das System der regionalen Bilanzen 


I. Regionale Ressourcenbilanzen 

(einschließlich Kapazitätsbilanzcn der technischen Infrastruktur) 

- Enorgiobilanzcn (Elektroonorgie, Gas, Wärme) 

- Wassenvirtschaftsbilanzen (Wasserversorgungsbilanzen) 

- Transportraum- und -leistungsbilanzen, Bilanz der Netzkapazi¬ 
täten des Transportwesens (nach Verkehrsträgern) (Schachbrett¬ 
bilanzen) 

- Geworberaumbilanzen 

- Bilanz der Bau- und Projckticrungslcistungen bzw. -kapazitäten 

- Bilanzen der Kapazitäten von Rechenstationen 

- Bilanzen dor natürlichen Ressourcen, z.B. Flächennutzungsbi¬ 
lanzen, Wasscrhuushultsbilunzcn 

II. Regionale Versorgungs - und Betreuungsbilanzen 
(einschließlich Kapazitätsbilanzen der sozialen Infrastruktur) 

- Wohnraurabilanzen 

- Bilanz der materiellen Dienstleistungen 
Warenumsatz- und -boreitstollungabilanzon 

- Bilanzen der Handelsnetzkapazitäten 

Bilanzen dor Kapazitäten, Leistungen und Kader der Bereiche 
und Einrichtungen außerhalb der materiellen Produktion 

III. Regionale Bevölkcrungs- und Arbeitskräftebilanzen 
(einschließlich dor Bilanzen der Jugendlichen und Berufsausbildung) 
sowie Bilanzen der Binnenwanderung und Pendelwanderung nach 
Standorten und Richtungen 

IV. Regionale Verflechtungstabellen und -bilanzen 

- Verflechtungstabellen der räumlichen Liofcr- und Absatzbezie¬ 
hungen (natural und wertmäßig) 

- regionale Verflechtungsbilanzen (worden erst entwickelt) 

V. Regional-komplexe Bilanzen 
(synthetische regionale Bilanzen) 

- Bilanz der Einnahmen und Ausgaben der Bevölkerung (Geld- 
bilanz) 

- Bilanz der Einnahmen und Ausgaben des örtlichen Staatshaus¬ 
haltes 

- Bilanz über Aufkommen, Vorwendung und territoriale Umvertei¬ 
lung des regionalen Nettoprodukts 

(wird erst für die Planungspraxis entwickelt) 
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Die Notwendigkeit dieser regionalen Bilanzierung ergibt sich aus den 
Erfordernissen objektiver Territorialproportionen. So ist zum Beispiel 
eine Übereinstimmung von Baubedarf und Bauleistungen oder von 
Arbeitskräftebedarf und gesellschaftlichem Arbeitsvermögen im volks¬ 
wirtschaftlichen Maßstab unreal, solange nicht der Bau- und Arbeits¬ 
kräftebedarf auch an den Standorten, wo er auftritt, durch dort vor¬ 
handene oder einsetzbare Baukapazitäten und Arbeitskräfte gedeckt 
werden kann. 

Ungeachtet der Festlegung spezieller Bilanzverantwortlichkeiten ist die 
territoriale Bilanzierung aufgrund der Komplexität territorialer Zu¬ 
sammenhänge keine Ressortangelegenheit. Aufgabe der Zweige und 
Bereiche ist es, die gebietlichen Ressourcen und Kapazitäten mög¬ 
lichst sparsam und rationell in Anspruch zu nehmen, so daß die ört¬ 
lichen Staatsorgane sowie andere bilanzverantwortliche Leitungen die 
bestmögliche Befriedigung des Bedarfs der Bevölkerung und der Wirt¬ 
schaft im Gebiet sichern können. Dies muß in sozialistischer Gemein¬ 
schaftsarbeit aller beteiligten Organe erfolgen, wobei die örtlichen 
Volksvertretungen, insbesondere die Bezirksplankommissionen bei den 
Räten der Bezirke, eine besondere Verantwortung für die Koordinie¬ 
rung und Kontrolle der verschiedenen regionalen Bilanzen tragen. 
Bei ihrer Bilanzfunktion berücksichtigen die örtlichen Staatsorgane 
zentrale Vorgaben, die sich aus der territorialen Differenzierung volks¬ 
wirtschaftlicher Bilanzen nach Bezirken ergeben. Das bezieht sich vor 
allem auf die Arbeitskräftebilanz, die Baubilanz, die territoriale Ver¬ 
teilung der Investitionen, die Bilanz der Einnahmen und Ausgaben 
der Bevölkerung sowie auf die Proportionierung des Kauf- und Waren¬ 
fonds. Letzten Endes konzentriert sich die regionale Koordinieruugs- 
fimkfcion der örtlichen Staatsorgane vorrangig auf die Herstellung einer 
Übereinstimmung der Standortanforderungen der Zweige und Bereiche 
(regionaler Ressourcenbedarf) mit den Standortbedingungen der Ge¬ 
biete (Ressourcenaufkommen), um durch eine optimale Ressourcen¬ 
verteilung hohe volkswirtschaftliche Effekte erreichen zu können. 

Mit Hilfo dor rogionalon Bilanzierung wird damit die Übcroinotim- 
mung von Zweig- und Gebietsentwicklung (zum Beispiel hinsichtlich 
der infrastrukturellen Basis) gesichert, die Mobilisierung, Erschlie¬ 
ßung und Kontrolle der Gebietsressourcen an Ort und Stelle ermög¬ 
licht und so eine rationelle Standortverteilung der Produktivkräfte 

unterstützt. 

Die örtlichen Volksvertretungen müssen im Rahmen ihrer koordinie¬ 
renden Tätigkeit alle Möglichkeiten zur territorialen Rationalisierung 
in den Gebieten nutzen. 22 Da die Betriebe und Einrichtungen an be¬ 
stimmte Standorte oder Gebietskomplexe gebunden und mit dem Ge¬ 
biet und untereinander räumlich verflochten sind, muß eine komplexe 
Rationalisierung auch die räumliche Organisation des Reproduktions¬ 
prozesses umfassen. 

Die territoriale Rationalisierung hat solche räumlichen Beziehungen 


Territoriale 

Rationalisierung 

22 Erfahrungen insbe¬ 
sondere bei der Zusam¬ 
menarbeit von Betrieben 
und örtlichen Organen 
hinsichtlich der territo¬ 
rialen Rationalisierung, 
in: Autorenkollektiv. 
Territoriale Rationali¬ 
sierung, Staats vor lag der 
DDR, Berlin 1074 


10 Tcrritorialplaming 
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23 VrI. Verordnung 
über Standortverteilung 
der Investitionen, GBl., 
TeilII, Nr. 52)1972 


zu schaffen, die die effektive Nutzung der Grundfonds, Arbeitskräfte 
und anderen Ressourcen des Gebietes ermöglichen. Sie hat ferner be¬ 
triebliche, zweigliche und gebietliche Reserven zur Intensivierung der 
Ressourcennutzung aufzudecken und muß schließlich eine effektive 
Konzentration und zwischenzweigliche Kombination im Gebiet för¬ 
dern. Gegenstand der territorialen Rationalisierung sind solche Auf¬ 
gaben (der Intensivierung), die aus der Sicht eines einzelnen Betriebes 
oder einer einzelnen Einrichtung nicht gelöst werden können, weil sie 
Kenntnisse über die Komplexität im Gebiet erfordern und weil sie die 
Leitungskompetenzen eines Betriebes oder einer Einrichtung über¬ 
steigen. Bei der Rationalisierung der räumlichen Struktur konzentrie¬ 
ren sich die örtlichen Staatsorgane vor allem auf drei Aufgaben: 
Erstens geht es um die territoriale Rationalisierung von städtischen 
Industrie- oder Misch gebieten, in der Regel von Altbaugebieten, wo 
aufgrund der historischen Entwicklung die Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen sowie die Reproduktionsbedingungen der Industrie den soziali¬ 
stischen Anforderungen noch nicht voll entsprechen und deshalb 
wesentlich verbessert werden müssen. 

In diesen Gebieten sind die vorhandenen Flächen rationeller zu nutzen, 
die störende Vermischung von Arbeits- und Wohnstätten schrittweise 
zu beseitigen, Hilfs- und Nebenproduktionen territorial zu zentralisie¬ 
ren, überzweigliche, gemeinsame Anlagen und Einrichtungen zu schaf¬ 
fen, landeskulturelle Erfordernisse zu berücksichtigen, Gebäude für 
industrielle Zwecke zu rekonstruieren und städtebauliche Modernisie¬ 
rungen vorzunehmen. 

Zweitens sind solche Maßnahmen auch bei der Durchführung von Neu¬ 
investitionen und bei der Errichtung von Neubaukomplexen zu be¬ 
achten. Es ist eine wichtige Funktion der örtlichen Organe, alle In¬ 
vestitionsvorhaben der Betriebe, Zweige und Bereiche, die sich wesent¬ 
lich auf die Wirtschaftsstruktur auswirken werden, schon in ihrer 
lang- und mittelfristigen Vorbereitungsphase zeitlich und räumlich zu 
koordinieren. 

Dem dient die Zusammenfassung aller Investitionsvorhaben im Be¬ 
zirk (unabhängig von der Unterstellung der einzelnen Planträger) zu 
einem Bezirksinvestitionsplan. Dieser Teilplan ist von den örtlichen 
Räten regional zu bilanzieren und nach Abstimmung mit den zustän¬ 
digen Organen von ihnen im Rahmen des Fünf jahres- und Jahresplanes 
zu beschließen. Hierzu dient ebenfalls das Standortbestätigungs- oder 
-genehmigungsverfahren 23 , das von den örtlichen Staatsorganen zur 
Prüfung, Bilanzierung und Organisation der proportionalen und effek¬ 
tiven Einordnung der vorgesehenen Maßnahmen in das Standortnetz 
des Gebietes angewandt wird. 

Für die wissenschaftliche Fundierung der Beschlüsse der örtlichen 
Räte zur Bestätigung oder zur Genehmigung von Standortanträgen 
haben die Bezirks- und Kreisplankommissioncn sowie die Büros für 
Teiritorialplanung der Bezirksplankomraissionen und die Bauämter 
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umfassende Koordinienmgsarbeiten zu leisten. Sie schätzen die ent¬ 
sprechenden Planunterlagen kritisch ein und nehmen Berechnungen 
und komplexe Abstimmungen (Standortberatungen) vor. Sie schlagen 
Auflagen vor, die den Antragstellern mit der Standortgenehmigung 
zum Zwecke der territorialen Rationalisierung erteilt werden können. 

Zur territorialen Rationalisierung bei Neuinvestitionen dient schließ¬ 
lich auch die Bildung von Investitionskomplexen, in denen mehrere 
Vorhaben verschiedener Planträger zusammengefaßt werden, um eine 
Zersplitterung auf viele Einzelstandorte zu überwinden. Der ökonomi¬ 
sche Effekt der Investitionskomplexe ergibt sich aus der komplexen 
Erschließung, aus der Errichtung und Nutzung gemeinsamer Anlagen 
mit höherem Konzentrations- und Spezialisierungsgrad, insbesondere 
in der Infrastruktur, aus einer rationelleren Organisation der Bau¬ 
prozesse. Hinzu kommt noch der laufende Nutzen aus räumlichen 
Kombinations- und Kommunikationsvorteilen (zum Beispiel zwischen 
Forschung, mehreren Produktionsstufen, Leitungs- und Versorgungs¬ 
einrichtungen) nach der Fertigstellung. 

Drittens sind durch die territoriale Rationalisierung die Betriebe und Territoriale 
Einrichtungen bei der Koordinierung und Durchführung ihrer inner- Sicherung 
zweiglichen und innerbetrieblichen Rationalisierungsprogramme zu zweiglicher und 
unterstützen, wie bei der überbetrieblichen Spezialisierung, Konzen- betrieblicher 
tration oder Kombination im Bereich der Hauptproduktionen, der Maßnahmen 
Neben- oder Hilfsproduktionen und der Sozialeinrichtungen. Die ört¬ 
lichen Organe können hier wesentlich durch die Organisierung und 
Koordinierung zwischenzweiglicher zentralisierter Fertigungen und 
Leistungen zur Verbesserung der territorialen Organisation der Pro¬ 
duktion beitragen. Dies betrifft auch die Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Werktätigen in den Betrieben und Wohngebie¬ 
ten durch rationelle Kombination der betrieblichen und kommunalen 
Maßnahmen. 

3.2.4. Zur Entwicklung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Bevölkerung in den Gebieten 

Die örtlichen Organe der Staatsmacht dienen mit ihrer Tätigkeit un- Verantivortungs- 
mittelbar der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der bereiche 
Bevölkerung in den Städten und Gemeinden. Die damit zu lösenden 
Aufgaben sind zusammengefaßt in den jeweiligen Volkswirtschafts¬ 
und Haushaltsplänen der Bezirke, Kreise, Städte und Gemeinden und 
umfassen zugleich die Aufgaben zur Entwicklung der Produktion in 
den den örtlichen Organen unterstellten Betrieben, zur Entwicklung der 
Infrastruktur und Siedlungsstruktur sowie der Landeskultur und des 
Umweltschutzes. 

Deshalb sind ihnen insbesondere solche Betriebe und Bereiche direkt 
unterstellt, die für die Versorgung und Betreuung der Bevölkerung und 
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für die territoriale Sicherung der proportionalen Entwicklung des 
Lebens und der Wirtschaft im Gebiet erforderlich sind. Hier haben die 
örtlichen Staatsorgane zweig- und bereichsleitende Aufgaben zu er¬ 
füllen, die über den eigentlichen Aufgabenbereich der Territorialpla¬ 
nung im Sinne räumlicher Strukturplanung hinausgehen. Sie dienen 
jedoch zugleich der territorial koordinierten Entwicklung der Volks¬ 
wirtschaft in komplexen Wirtschaftsgebieten. Die Übertragung dieser 
Funktionen ist von grundlegender Bedeutung für die Stellung der 
örtlichen Organe im System der Leitung und Planung der sozialisti¬ 
schen Gesellschaft. 

Schwerpunkte der Leitung und Planung durch die örtlichen Volksver¬ 
tretungen und ihre Räte sind dabei vor allem 

- Wohnung3politik, Städtebau, Bauwesen; 

- Handel und Versorgung sowie Dienstleistungen; 

- Verkehr, Energie- und Wasserversorgung; 

- Umweltschutz; 

- Bildungsweseu und Kultur; 

- Gesundheits- und Sozialwesen; 
örtliche Industrie; 

- Land- und Nahrungsgüterwirtschaft. 

Dazu sind den örtlichen Räten entsprechende Fachabteilungen unter¬ 
stellt (siehe Abbildung 14) und Plandokumente übertragen. 

Fünfjahrplan Das Hauptinstrument zur Leitung und Planung der damit verbunde- 

und Volkswirt- nen Aufgaben ist der Fünf jahrplan des Bezirks beziehungsweise Krci- 
schaflsplan ses. Auf seiner Grandlage werden auf allen Ebenen (einschließlich der 

Städte und Gemeinden) die Jahrcsvolkswirtschaftspläne erarbeitet 
und durchgeführt. Sie werden unter breiter Mitwirkung der Werktäti¬ 
gen in den Betrieben und Einrichtungen sowie der Bevölkerung in den 
Wohngebieten ausgearbeitet und verwirklicht. Ihre Initiativen spie¬ 
geln sich wider im sozialistischen Wettbewerb der Betriebe und Ein¬ 
richtungen sowie im Wettbewerb „Schöner unsere Städte und Ge¬ 
meinden! Mach mit“. 

Die konkreten Maßnahmen zur Koordi n ierung und Lösung der spezifi¬ 
schen Aufgaben in den verschiedenen Planteilen werden zum Teil in 
spezielle komplcxo Toilpläno (lang-, mittel- oder kurzfristiger Art) auf¬ 
genommen. Die örtlichen Volksvertretungen und ihre Räte sind für die 
Wohnungsbau- Verbesserung der Wohnbedingungen der Bevölkerung durch Neubau, 
Programm Modernisierung, Um- und Ausbau sowie für die Reparaturen von 

Wohngebäuden verantwortlich. Dazu beschließen sie lang- und mittel¬ 
fristige Wohnu ngsbauprogram me. 

In den Bezirken und Kreisen werden die Investitions- und Werterhal¬ 
tungsmaßnahmen im komplexen Wohnungsbau rechtzeitig und ratio¬ 
nell vorbereitet. Die Räte der Städte und Gemeinden sind in diesem 
Zusammenhang für den Neu-, Um- und Ausbau sowie für die Repara¬ 
tur von Wohnungen, Schulen, Kindcrbetrcuungseinrichtungen und son- 
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Abbildung 14 

Grobschema wichtiger Planungsboziohungen des Rates des Bezirkes 
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stigen gesellschaftlichen Bauten im Rahmen der zur Verfügung stehen¬ 
den Baukapazitäten der Industrie sowie des Handwerks und der ent¬ 
sprechenden Geldfonds verantwortlich und lenken die Verteilung des 
Wohnraumcs entsprechend den wohnungspolitischen Grundsätzen von 
Partei und Regierung. 

Die Organe der Bezirke arbeiten auf der Grundlage einheitlicher staat¬ 
licher Grundsätze die Entwicklungslinien für das Bauwesen, den 
Städtebau und die Wohnungspolitik im Bezirk aus. Sie bestimmen, für 
welche Städte Generalbebauungspläne zu erarbeiten sind und planen 
die Entwicklung der bezirklich unterstellten Bau- und Baumaterialien¬ 
industrie. Zur Sicherung der Einheit von materieller und finanzieller 
Planung sichern sie die planmäßige Bildung und Verwendung der ent¬ 
sprechenden Finanzierungsfonds. 

Generalbebauungspläne sind langfristige Konzeptionen für die bau¬ 
liche, ingenieurtechnische und architektonische Gestaltung von Städ¬ 
ten, aber auch von größeren Stadt-Umland-Gebieten. Sie bestimmen 
die Bauschwerpunkte, die infrästnikturelle Erschließung des Gebietes 
sowie seine Landschaftsentwicklung und koordinieren die langfristigen 
Hoch- und Tiefbaumaßnahmen. Die Ausarbeitung von realen Genc- 
ralbebauungsplänen für einzelne Stadt-Umland-Gebiete setzt umfas¬ 
sendere Siedlungskonzeptionen der Bezirke voraus. 
»Siedlungskonzeptionen der Bezirke legen die langfristige Entwicklung 
der Siedlungsstruktur sowie der Siedlungen fest und fixieren die Be¬ 
ziehungen zwischen den Siedlungen zum Beispiel bei der Herausbil¬ 
dung bestimmter Siedlungszentren. Die in diesen Konzeptionen vor¬ 
gesehenen Maßnahmen haben Einfluß auf die sozialistische Umwelt¬ 
gestaltung, bei der Verhinderung einer Zersiedelung der Landschaft 
oder beider Herstellung „umweltfreundlicher“ Beziehungen zwischen 
Arbeits-, Wohn- und Erholungsstätten sowie auf den harmonischen 
Zusammenhang zwischen Siedlungs- und Infrastruktur. 2 * 1 
Ein besonderer Schwerpunkt liegt bei der komplexen Planung und Ko¬ 
ordinierung der Infrastruktur, deren Einsatz unter Berücksichtigung 
der örtlichen Gegebenheiten die bestmöglichen materiellen Bedingun¬ 
gen für die Erhöhung des Lebensniveaus der Bevölkerung sowie eine 
hohe Effektivität bei planmäßiger proportionaler Entwicklung der 
Wirtschaft ermöglichen muß. 25 Die Infrastruktur hat sow'ohl den Be¬ 
darf an territorialen Ressourcen und Leistungen der Wirtschaft (Wirt¬ 
schaftsbedarf) als auch den Bevölkerungsbedarf zu befriedigen. Die 
örtlichen Volksvertretungen und ihre Räte koordinieren und bilanzie¬ 
ren die unterschiedlich unterstellten Bereiche der Infrastruktur und 
nehmen Einfluß auf deren Standortnetzplanung im Gebiet. Das be¬ 
zieht sich auf dos Zusammenwirken von zentral, bezirklich und örtlich 

unterstellten Einrichtungen des Gesundheitswesens, der Bildung, der 
Kultur, des Handels oder des Verkehrs. 

Für die langfristige Planung und Koordinierung der unterschiedlichen 
Anforderungen von Wirtschaft und Bevölkerung mit den unterschied- 
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lieh unterstellten Einrichtungen des Verkehrswesens dienen in den Be¬ 
zirken Generalverkehrspläne, die wichtige Instrumente der langfristi¬ 
gen komplex-territorialen Planung sowie der zweigmäßigen Planung 
des Verkehrs für alle Verkehrsträger sind und als Gemeinschaftsarbeit 
aller beteiligten Organe und Betriebe unter Leitung des Rates des Be¬ 
zirkes und des ihm unterstellten Büros für Verkehrsplanung erarbeitet 
werden. 

Während die technische Infrastruktur (Verkehrs-, Energie-, Wasser- Pläne der 
sowie die sonstigen stadttechnischen Einrichtungen und Netze) sowohl stadttechnischen 
der Wirtschaft als auch der Konsumtion unmittelbar dient, sind die Versorgung 
Bereiche der sozialen Infrastruktur- (Wohnungen, Einzelhandels- und und sozialen 
Bienstleistungskapazitäten, Schulen, Kulturstätten, Einrichtungen Betreuung 
der medizinischen und sozialen Betreuung und anderes) unmittelbar 
bevölkerungswirksam, üben aber über die Reproduktion der Arbeits¬ 
kraft auch auf die Produktion einen wichtigen Einfluß aus. Daher ist 
ihre Errichtung und Erhaltung häufig auch Gegenstand gemeinsamer 
Planung und Finanzierung von Betrieben und örtlichen Organen, zum 
Beispiel im Rahmen der „Kommunalvereinbarungen“. Sie regeln die Kommunal- 
gemeinsamen oder gegenseitigen Maßnahmen der Arbeiterversorgung, Vereinbarungen 
des Wohnungswesens, der Schulspeisung, des Berufsverkehrs, der 
Aus- und Weiterbildung, des polytechnischen Unterrichts in der Pro¬ 
duktion, der Kinderbetreuung, der gesundheitlichen und sozialen Be¬ 
treuung, des Umweltschutzes, des Erholungswesens oder von Repara¬ 
turen und Dienstleistungen. Durch diese Vereinbarungen werden Plan- 
mittel und Fonds der Betriebe mit denen der örtlichen Organe zusam¬ 
mengeführt. Durch geeignete Standortwahl, durch kombinierte Nut¬ 
zung der Kapazitäten und durch Mobilisierung der Masseninitiative in 
den Betrieben und Wohngebieten lassen sich Effekte erzielen, die bei¬ 
den Partnern zugute kommen. 26 

Daß dies eine zweiseitig zu erfüllende Aufgabe ist, wird in der Verord¬ 
nung über die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Volkseigenen Be¬ 
triebe, Kombinate und WB 27 vom 28. März 1973 deutlich, wo es unter 
anderem heißt: „Die volkseigenen Betriebe, Kombinate und WB ar¬ 
beiten mit den örtlichen Volksvertretungen und ihren Räten mit dem 
Ziel zusammen, den politischen Einfluß der Arbeiterklasse im Territo¬ 
rium zu erhöhen und eine harmonische, mit der Entwicklung der 
Zweige und Bereiche abgestimmte politische, ökonomische, kulturelle 
und soziale Entwicklung des Territoriums zu sichern.“ 

Eine derartige Zusammenarbeit erweist sich besonders bei den kom¬ 


plexen Fragen der materiellen Versorgung und des Umweltschutzes als 
notwendig. 

Auf der Grundlage eines komplexen Bezirks versorgungsplanes, der 
Maßnahmen zur Sicherung des Aufkommens an Konsumgütern, der 
Warenbereitstellung, der Entwicklung des Handels, der Dienstleistun¬ 
gen und Reparaturen sowie der Arbeiterversorgung bis hin zur Schul¬ 
speisung umfaßt, beschließen die Räte der Kreise, Städte und Gemein- 


Bezirks- 
v er sorg ungsplan 

26 Vgl. Gesetz über die 
örtlichen Volksvertre¬ 
tungen .... a.a.O., 

S. 315 

27 GBL. Teil I. Nr. 15/ 
OQ ff. 
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den entsprechende Maßnahmen für ihre Zuständigkeitsbereiche. In 
diesem Zusammenhang nehmen die örtlichen Volksvertretungen auch 
Einfluß auf die maximale Ausnutzung aller Reserven für die Erhöhung 
der Konsumgüterproduktion in allen Betrieben des Gebietes. Sie schlie¬ 
ßen darin auch ein die gemeinsam mit den Betrieben zu regelnden Ver¬ 
sorgungsaufgaben, wie die Arbeiterversorgung, Betriebsverkaufsstel¬ 
len und Schichtbetreuung. 

Programm des Die örtlichen Organe der sozialistischen Staatsmacht tragen eine hohe 

Umweltschutzes Verantwortung für die Entwicklung und territoriale Koordinierung 

der Maßnahmen zur Gestaltung und zum Schutz der räumlichen Um¬ 
welt des Menschen. Dies betrifft vor allem die natürliche Umwelt des 
Menschen, im weiteren Sinne aber auch die durch die gesellschaftliche 
Entwicklung geprägte, also die gebaute, ökonomisch-technische und 
im weitesten Sinne auch soziale Umwelt. Zusammen mit den regiona¬ 
len Leitungen zentraler Bereiche (zum Beispiel der Energie- und Was¬ 
serwirtschaft) wirken die örtlichen Organe an der Planung, Koordinie¬ 
rung und Kontrolle der Erschließung und des rationellen Einsatzes der 
Naturreichtümer der Gesellschaft mit, sorgen für ihren Schutz und 
sichern ihre Reproduktion im Gebiet. 

Die örtlichen Volksvertretungen arbeiten gemeinsam mit den Betrie¬ 
ben und gesellschaftlichen Organisationen auf der Grundlage des Lan¬ 
deskulturgesetzes der DDR langfristige Programme für die Entwick¬ 
lung der sozialistischen Umwelt aus, die schrittweise in die verschie¬ 
denen Pläne überführt werden. Weitere Maßnahmen sind in den 
Generalbebauungsplänen der Städte und in den Siedlungskonzeptio¬ 
nen der Bezirke festgelegt. 

Zusammenfassung Die Entwicklung der Gebiete der DDR ist als eine große Gemeinschafts- 

aufgabe zu betrachten, die unter der Federführung der örtlichen Volks¬ 
vertretungen und ihrer Organe aufgrund zentraler Entscheidungen 
und Vorgaben des Ministerrates und seiner Organe zu verwirklichen 
ist. Sie umfaßt sowohl eigene Konzeptionen als auch die Koordinie¬ 
rung zweiglicher Maßnahmen und Anforderungen in Ballungsgebieten, 
städtischen Gebieten u.a. Ihr Ziel ist, durch territoriale Rationalisie¬ 
rung zur ständigen weiteren Verbesserung der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen sowie der territorialen Produktionsbedingungen in den 
Gebieten beizutragen. 
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4. Die planmäßige Entwicklung 
der territorialen Produktions¬ 
und Wissenschaftsstruktur 


4.1. Funktion der territorialen Produktions- und Wissenschaft)- 

Struktur in der gesellschaftlichen Reproduktion 


Die Territorialstruktur der gesellschaftlichen Reproduktion besteht 
aus einer Reihe von Teilstrukturen, die sich durch spezifische Merk¬ 
male voneinander unterscheiden. Das gilt besonders für die territoriale 
Organisation ihrer Strukturelemente, für die Stellung und Funktion 
der jeweiligen territorialen Teilstruktur im System der territorialen 
Arbeitsteilung und für die Dynamik ihrer Entwicklung. Diese terri¬ 
torialen Teilstrukturen stehen in engen wechselseitigen Verflechtun¬ 
gen zueinander. Sie sind in ihrer Funktion und Effektivität von Quan¬ 
tität und Qualität dieser Verflechtungen abhängig. Diese Beziehungen 
gilt es im Gesamtterritorium und in seinen regionalen und lokalen Ein¬ 
heiten proportional zu gestalten. 

Innerhalb des Systems der territorialen Teilstrukturen kommt der 
territorialen Produktions- und Wissenschaftsstruktur eine besondere 
Bedeutung zu. Sie leitet sieh ab aus der Stellung von Produktion und 
Wissenschaft im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß. 

„Die Produktion ist die wichtigste Sphäre der menschlichen Tätigkeit. 
Im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß ist sie das bestimmende 
Moment, das in letzter Instanz Entscheidende. Aber die Produktion 
bleibt für um Kommunisten das entscheidende Mittel zur Befriedi¬ 


Territoriale 

Produktions¬ 

struktur 

im Zusammenhang 
der Teilstruk¬ 
turen 


gung der wachsenden produktiven und konsumtiven Bedürfnisse der 
sozialistischen Gesellschaft; sie ist eine wichtige Waffe zur Erfüllung 
unserer historischen Aufgaben.“ 1 

Diese gesellschaftliche Funktion der Produktion und der mit ihr un¬ 
mittelbar verbundenen Wissenschaftskapazitäten bestimmt Stellung 
und Funktion der territorialen Produktions- und Wissenschaftsstruk¬ 
tur. Sie prägt wesentlich die Territorialstruktur der Volkswirtschaft 
und das ökonomische Profil der Gebiete (zum Beispiel industrielle Bal¬ 
lungsgebiet© oder Agrargebiete). 


1 Honecker, E., Be¬ 
richt der Delegation des 
ZK der SED über den 
XXIV. Parteitag der 
KPdSU, Diatz Verlag, 
Berlin 1971, S. 34 
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Dynamik 
der Produklions- 
und Wissen- 
schaftsstruktur 


Die objektiven Erfordernisse der territorialen Organisation von Pro¬ 
duktion und Wissenschaft und die Standortanforderungen ihrer Ob¬ 
jekte beeinflussen die Entwicklung der anderen territorialen Teil¬ 
strukturen. Umgekehrt resultieren aber auch Fixpunkte und Orien¬ 
tierungen der Standortverteilung von Produktionsstätten und Wissen¬ 
schaftseinrichtungen aus dem Profil und der Entwicklung der anderen 
territorialen Teilstrukturen. 

Die territoriale Produktions- und Wissenschaftsstruktur zeichnet sich 
gegenüber den anderen territorialen Teilstrukturen durch eine höhere 
Dynamik aus. Die Rolle der Produktivkräfte als des revolutionärsten 
Elementes im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß bewirkt - terri¬ 
torial betrachtet - entsprechende Veränderungen im System der terri¬ 
torialen Organisation der Produktion. Beim gegenwärtigen Stand der 
Entwicklung der Produktivkräfte wird die Dynamik der territorialen 
Produktionsstruktur durch den wissenschaftlich-technischen Fort¬ 
schritt im allgemeinen und durch die Errungenschaften der wissen¬ 
schaftlich-technischen Revolution im besonderen ursächlich beein¬ 
flußt und forciert. Die Entwicklung der Wissenschaft zu einer unmit¬ 
telbaren Produktivkraft führt zu tiefgreifenden Konsequenzen hin¬ 
sichtlich der territorialen Organisation von Produktion und Wissen¬ 
schaft. 

Sie äußert sich generell in einer rationellen räumlichen Kooperation 
und Kombination von Produktionsstätten sowie solchen Wissen¬ 
schaftseinrichtungen, die in ihrer Forschungs-, Entwicklungs- und 
Ausbildungsfunktion unmittelbar produktionswirksam sind sowie in 
der Integration wissenschaftlicher (Forschungs- und Entwicklungs-) 
Kapazitäten in entsprechende Produktionsstätten. 

Die wachsende Durchdringung von materieller und geistiger Produk¬ 
tion verlangt immer mehr eine in räumlicher Hinsicht enge Organisa¬ 
tion der Elemente von Produktion und Wissenschaft. Deshalb wird die 
territoriale Produktions- und Wissenschaftsstruktur als einheitliche 
Struktur betrachtet. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß die territoriale Wissenschaftsstruk¬ 
tur in ihrer Gesamtheit auch die Standortverteilung solcher Wissen¬ 
schaftseinrichtungen umfaßt, die nicht oder nur mittelbar produk¬ 
tionswirksam sind (zum Beispiel Forsohungs- und Ausbildungsstätten 
der Kunst und Kultur, des Gesundheits- und Sozialwesens, der Volks¬ 
bildung, der Sprachwissenschaften) und in ihrer Standortverteilung 
nicht oder nur mittelbar von der territorialen Produktionsstruktur be¬ 
einflußt werden. 

Unter dem Aspekt des objektiven Wechselverhältnisscs von Produktion 
und Wissenschaft, das in erster Linie im Zyklus „Wissenschaft-Tech- 
nik-Produktion“ und der ökonomisch effektiven Gestaltung dieser 
Verflechtung zum Ausdruck kommt, kann der Begriff „territoriale 
Produktions- und Wissenschaftsstruktur“ wie folgt definiert wer¬ 
den. 
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Die territoriale Produktions- und Wissenschaftsstruktur ist die räum¬ 
liche Organisation des Produktionssystems und der Wissenschaftsein- 

riohtungcn (mit unmittelbarer Produktions Wirksamkeit). Sie umfaßt 

die Standortverteilung der Produktionsstätten und der produktions¬ 
gebundenen Einrichtungen für Forschung, Entwicklung und Ausbil¬ 
dung einschließlich der zwischen diesen Standorten bestehenden ko¬ 
operativen Beziehungen. Sie stellt sich dar in der räumlichen Gliede¬ 
rung nach Standortsystemen 2 der Produktion und der produktions¬ 
gebundenen Wissenschaft im gesamten Territorium (territoriale Pro¬ 
duktions- und Wissenschaftsstruktur). Sie schließt die regionalen be¬ 
ziehungsweise lokalen Standortkomplexe 3 der Produktion und ihr zu¬ 
geordnete Wissenschaftseinrichtungen in den Gebieten (regionale Pro¬ 
duktions- und Wissenschaftsstruktur) ein. 

Die territoriale Produktions- und Wissenschaftsstruktur gliedert sich 
in folgende Bestandteile, deren Elemente die Standorte der Produk¬ 
tionsstätten und Wissenschaftseinrichtungen sind 4 : 

- Die Standortverteilung der Industrie mit ihren räumlichen Stand¬ 
ortkomplexen und den Standortsystemen der Industriebereiche, 
-zweige und Erzeugnisgruppen. 

Bei bestimmten Zweigen der Grundstoffindustrie, wie der Ener¬ 
gie- und Wasserwirtschaft, ist zu beachten, daß sic zugleich Be¬ 
standteile der Infrastruktur sind, weil ihre Funktion auf die Ver¬ 
sorgung aller Elemente der Territorialstruktur mit den entspre¬ 
chenden Leistungen gerichtet ist (vgl. Abschnitt 1.1.3.). 

- Die Standortverteilung der Land- und Forstwirtschaft und ihrer 
Zweige einschließlich der räumlichen Standortkomplexe der Land- 
und Nahrungsgüterwirtschaft (Kooperationsverbände). 

- Die Standortverteilung der Bauindustrie, und zwar sowohl ihrer 
orstfesten Produktionsstätten (Vorfertigung) als auch der Bau¬ 
montage mit ihren relativ wechselnden Standorten. 

Aufgrund ihrer Funktion für die Entwicklung aller Elemente der 
Territorialstruktur und ihrer vorherrschenden regionalen Gebun¬ 
denheit können die Baukapazitäten auch der Infrastruktur gleich¬ 
gestellt werden. 

- Die Standortverteilung des produzierenden Handwerks. 

Das dienstleistende Handwerk mit seiner Versorgungsfunktion für 
die Bevölkerung ist Element der sozialen Infrastruktur. 

- Die Standortverteilung von selbständigen wissenschaftlichen Ein¬ 
richtungen der produktionsorientierten Forschung und Ausbildung 
(wie Institutionen der Akademie der Wissenschaften der DDR so¬ 
wie der Universitäten und Hochschulen, Ingenieurhoclischulen, 
Ingenieur- und Fachschulen). 

- Die Standortverteilung der Forschungs- und Entwicklungskapazi¬ 
täten der materiellen Produktion (auf Bereichs-, Zweig- oder Kom- 
binatsebene organisiert). 


Gliederung 
der Produktions¬ 
und Wissen- 
schallssli'uklxir 


2 Stanöortsysteme um* 
fassen die territoriale 
Verteilung eines Berei¬ 
ches (z.B. Maschinen- 

und Fahrzeugbau) oder 
Zweiges (z. B. Werkzeug¬ 
maschinenban) Ober das 
Territorium. 

3 Standort komplexe 
der Produktion sind so¬ 
wohl regional (z.B. Ko¬ 
operationsgemeinschaft 
in der Lzndwirtschaft, 
Kooperationsverband In 
der Land- und Nah- 
rungsgütcrwirtschaft, 
Agrar- oder Industriege¬ 
biet unterschiedlicher 
Ordnung und Speziali¬ 
sierung, industrielles 
Ballungsgebiet) als auch 
lokal (z.B. städtisches 
Industriegebiet) organi¬ 
siert. 

4 Die nnter dem 
Aspekt des Volkswirt¬ 
schaft! ichen Reproduk¬ 
tionsprozesses zur Pro¬ 
dukt ioussphärc zählen¬ 
den Bereiche des Ver¬ 
kehrs- und Verbindungs¬ 
wesens sowie des Han¬ 
dels sind hinsichtlich der 
terrltorlfilen Organisa¬ 
tion der gesellschaft¬ 
lichen Reproduktion der 
technischen oder sozia¬ 
len Infrastruktur zuzu- 
or<liu‘n l 
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- Die Standortverteilung der betrieblichen Forschungs- und Ent¬ 
wicklungsstellen. 

Die beiden letztgenannten Bestandteile verdeutlichen, daß eine ein¬ 
deutige Trennung von territorialer Produktions- und Wissenschafts- 
strnktur nicht möglich ist. Für die Gestaltung einer effektiven Terri¬ 
torialstruktur der gesellschaftlichen Reproduktion ist ihre enge Durch¬ 
dringung notwendig. 


4.2. Entwicklungstendenzen und -ziele der territorialen 
Prodnktions- und Wissenschaftsgtraktur 

Die Entwicklungstendenzen und -ziele der territorialen Produktions¬ 
und Wissenschaftsstruktur unterliegen dem Einfluß bestimmter Fak¬ 
toren mit unterschiedlicher Wirkungsintensität, die in Abhängigkeit 
vom allgemeinen Entwicklungsprozeß der sozialistischen Gesellschaft 
und den spezifischen Bedingungen im Territorium zeitlich und räum¬ 
lich differenziert auftreten. Ihre Kenntnis und Beherrschung sind Vor¬ 
aussetzung für den Planungsprozeß. 

Diese Einflußfaktoren unterscheiden sich nicht grundsätzlich von den 
allgemeinen Einflnßfaktoren auf die Entwicklung der Territorialstruk¬ 
tur der gesellschaftlichen Reproduktion, wie sie im Abschnitt 2.2. dar¬ 
gestellt sind. Sie bewirken jedoch spezifische Resultate in der territo¬ 
rialen Produktions- und Wissenschaftsstruktur. Die Einflußfaktoren 
auf die territoriale Produktions- und Wissenschaftsstruktur lassen sich 
in zwei Gruppen gliedern. 

Interne Faktoren Es sind erstens die Faktoren, die aus der Produktions- und Wissen¬ 
schaftsstruktur und den volkswirtschaftlichen Erfordernissen ihrer 
Entwicklung selbst herrühren. Solche internen Faktoren sind vor allem 
die bestehende Bereichs-, Zweig- und Territorialstruktur von Produk¬ 
tion und Wissenschaft, der volkswirtschaftliche Bedarf an ihren Er¬ 
zeugnissen oder Leistungen, die Konsequenzen der sozialistischen öko¬ 
nomischen Integration, die Erfordernisse des wissenschaftlich-techni¬ 
schen Fortschritts und der rationellen Organisation von Produktion 
und Wissenschaft. 

Externe Faktoren Zweitens wirken auf die territoriale Produktions- und Wissenschafts¬ 
struktur externe Einflußfaktoren, die aus der Existenz und Entwick¬ 
lung der anderen territorialen Teilstrukturen resultieren. Diese Fak¬ 
toren ergeben sich aus der Verflechtung der territorialen Produktions- 
und Wissenschaftsstruktur mit der territorialen Bevölkerungs- und 
Arbeitskräftestruktur, der territorialen Ressourcen- und der Infra¬ 
struktur sowie - räumlich komprimiert - mit der Sicdlungsstruktur. 
Die externen Einflußfalttoren wirken in ihrer spezifischen Kombina¬ 
tion als regionale oder lokale Standortbedingungen auf die Entwick¬ 
lung von Produktion und Wissenschaft ein. 
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4.2.1. Die bestehende territoriale Produktions¬ 
und Wissenschaftsstruktur als Ausgangsbasis 
und Einflußfaktor 

ihrer planmäßigen sozialistischen Weiterentwicklung 

Die DDR verfügt mit ihrer vielseitigen Industrie, ihrer leistungsfähi¬ 
gen Landwirtschaft und mit ihren Wissenschaftskapazitäten über 
eine entwickelte territoriale Produktions- und Wissenschaftsstruktur. 

Die derzeitige territoriale Produktions- und Wissenschaftsstruktur der Historische 
DDR ist einerseits das Resultat ihrer mehr als hundertjährigen histori- Entwicklung 
sehen Herausbildung unter kapitalistischen Produktionsverhältnissen 
und andererseits ihrer sozialistischen Weiterentwicklung und Umge¬ 
staltung in einem relativ kurzen Zeitraum von etwa 25 Jahren. 

In den Jahren des sozialistischen Aufbaus vollzogen sich unter Füh¬ 
rung der Partei der Arbeiterklasse bedeutende Veränderungen in der 
territorialen Produktions- und Wissenschaftsstruktur in der DDR. 

Ihre Hauptmerkmale sind: 

- Der planmäßige Ausbau der Produktionskapazitäten der Industrie 
in den Ballungsgebieten und in anderen traditionellen Industrie¬ 
gebieten bei gleichzeitigem Wandeider Zweig- und Erzeugnisstruk¬ 
tur der Gebiete. 

- Die Entwicklung bedeutender produktionsorientierter Wissen¬ 
schaftskapazitäten in den Standortzentren der Industrie, ins¬ 
besondere in den großstädtischen Ballungskernen. 

- Die räumliche Ausdehnung des Produktionsfeldes der Ballungs¬ 
gebiete durch die Entwicklung von Industriekapazitäten in den 
Randgebieten der Ballungsräume (zum Beispiel in den Randkrei¬ 
sen Marienberg, Brand-Erbisdorf, Hainichen und Rochlitz des Bal¬ 
lungsgebietes Karl-Marx-Stadt). 

Die Schaffung neuer Industriezentren in den Gebieten, die im Kapi¬ 
talismus zurückgeblieben waren (zum Beispiel Schiffbau im Be¬ 
zirk Rostock, Maschinenbau in Schwerin, Petrolchemisches Kom¬ 
binat und Papierfabrik in Schwedt, Halbleiterwerk in Frankfurt/ 

Oder, Baumwollspinnerei in Leinefelde). 

- Die Herausbildung einer großräumigen organisierten Agrarproduk¬ 
tion nach dem Sieg der sozialistischen Produktionsverhältnisse in 
der Landwirtschaft im Jahre 1960. Auf der Basis von Koopera¬ 
tionsvereinigungen der LPG und VEG sowie von Kooperationsver¬ 
bänden von Betrieben der Land- und Nahrungsgüterwirtschaft ent¬ 
wickelt sich gegenwärtig die industriemäßige Großproduktion in 
spezialisierten agrarischen Standortkomplexen. 

Diese Entwicklung war begleitet von einem schnelleren Wachstum der Territoriale 
Industrieproduktion und der Beschäftigten in der Industrie in den Differenzierung 
weniger industrialisierten Gebieten bei gleichzeitigem Rückgang der des Entmcldungs- 
in der Landwirtschaft Beschäftigten in allen Gebieten der DDR. tempos 
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Tabelle 13 

Zuwachs der industriellen Bruttoproduktion und Anteil der Berufstätigen in 
Industrie sowie Land - und Forstwirtschaft an den Berufstätigen insgesamt 
(in Prozent) *) 


Gebiet 

Zuwachs an 

RnittOr 

Berufstätige 




IJl UHU* 

Produktion 

1972:1960 

Industrie 

Land- und 
Forstwirtschaft- 



1965 

1972 

1965 

1972 

Berlin 

141 

28,6 

25,7 

1,8 

1,3 

Südliche 

Bezirko 

149 

44,9 

45,1 

11,3 

8,5 

Südwestliche 

Bezirke 

165 

40,0 

44,9 

16,2 

11,7 

Mittlere 

Bezirke 

171 

27,8 

31,2 

21,5 

17,2 

Nördliche 

Bezirko 

167 

15,5 

19,5 

32,4 

23,2 

DDR 

153 

36,4 

37,7 

15,3 

11,9 


*) Errechnet nach Angaben der Statistischen Jahrbücher der DDR 1966 und 1973, Staatsver¬ 
lag der DDR, Berlin I960 und 1973 


Trotz der erreichten Veränderungen gibt es noch erhebliche Unter¬ 
schiede im Entwicklungsniveau der Produktionsstruktur zwischen den 
Gebieten. So ist der Anteil der Ballungsbczirkc (Berlin und südliche 
Bezirke) an der industriellen Bruttoproduktion der DDR fast neunmal 
so groß wie der Anteil der nördlichen Bezirke (Rostock, Schwerin, Neu¬ 
brandenburg) bei gleichem Anteil an der DDR-Fläche. Aber auoh der 
Anteil der genannten Industriebezirkc an der Bruttoproduktion der 
Land- und Forstwirtschaft der DDR ist um etwa 40 Prozent höher als 
der Anteil der vorrangig landwirtschaftlichen Bezirke im Norden. 
Darin äußern sich die höheren Ertragsergebnisse im Pflanzenbau und 
in der Viehhaltung in den Ballungsbezirken. In den hochentwickelten 
Industriegebieten wirken auch weiterhin solche standortbeharrenden 
Faktoren, wie die regionale Konzentration der Produktionsfonds und 
der qualifizierten Arbeitskräfte, die engen regionalen Produktions¬ 
verflechtungen, die regionale Kombination von Produktion und Wis¬ 
senschaft und die regionale Verflechtung zwischen spezialisierten Pro¬ 
duktionsstätten und einer entsprechenden Infrastruktur. 
Intensivierung Die bisherigen Veränderungen in der territorialen Produktionsstruk- 
und Standort- tur der DDR waren in erster Linie durch Veränderungen des Produk- 

t Verteilung tionsprofils, der Produktionsverflechtungen und der Produktions- 

der Produktion Organisation bei Erweiterung der Produktionskapazitäten an den be¬ 
stehenden Standorten geprägt. Die Dynamik der territorialen Pro¬ 
duktionsstruktur vollzog sich vor allem durch zw'eigstrukturelle Ver- 
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änderangen in den historisch gewachsenen Standortkomplexen und 
weniger durch das Entstehen neuer Standorte und Standortkomplexe 
der Produktion. 

Die Profilveränderungen der Produktion an bestehenden Standorten 
mit den dort lokalisierten Grundfonds, den qualifizierten Arbeitskräf¬ 
ten und den vielfältigen Verflechtungen zu anderen Elementen der Ter¬ 
ritorialstruktur haben gegenüber Standortveränderungen wesentliche 
Vorteile: Sie können in der Regel mit geringeren Aufwendungen in 
kürzerer Frist durchgeführt werden. Sie tragen deshalb zur Intensivie¬ 
rung der Territorialstruktur bei. Die Anlaufphase der Produktion bis 
zur umfassenden Erfüllung der Produktionsaufgaben ist zumeist kür¬ 
zer als an neuen Standorten. Das ist für die territoriale Realisierung 
zweigstruktureller Prozesse wichtig (wie die relativ kurzfristige Ab¬ 
lösung der Femsehgcrü Urproduktion durch den Bau von Datenver¬ 
arbeitungsanlagen in Radeberg oder die Umprofilierung von Betrieben 
der Strumpfindustrie auf die Fertigung elektronischer Bauelemente im 
Raum Karl-Marx-Stadt). 

Am Beispiel des gleichen Bezirks soll gezeigt werden, wie sich Verände¬ 
rungen in der Zweigstruktur der Industrie in der Dynamik eines Ge¬ 
bietsprofils widerspiegeln (vgl. Tabelle 14). 

Umfang und Dynamik solcher Veränderungen des Produktionsprofils 
werden stets durch die gegebenen Standortbedingungen beeinflußt. 
Wenn die Standortbedingungen den wachsenden Standortanforderun- 

Tabelle 14 

Veränderungen der Zweigstruktur im Bezirk Karl-Marx-Stadt*) 


Industriebereich Beschäftigte Bruttoproduktion 

(in 1000 Personen) (in Mio Mark) 



1956 

1971 

1971:1956 
in Prozent 

1956 

1971 

1971:1956 
in Prozent 

Energio- und Brenn¬ 
stoffindustrie 

36,5 

9,3 

26,5 

247,5 

235,1 

96 

Chemische Industrie 

7,9 

12,4 

157 

239,2 

1020,2 

427 

Metallurgie 

4,9 

8,6 

177 

129,8 

843,1 

650 

Baumaterialien 

5,7 

4,1 

72 

51,6 

123,1 

238 

Maschinen- und 
Fahrzeugbau 

112,3 

133,0 

118 

1 684,1 

6106,7 

363 

Elektrotechnik, Elektro 
nik und Gerätebuu 

- 27,7 

48,6 

175 

393,2 

1971,1 

500 

Leichtindustrie 

99,2 

91,4 

92 

1 249,0 

3643,3 

292 

Textilindustrie 

189,6 

148,0 

80 

2645,3 

6159,0 

233 

Lebensmittelindustrie 

14,1 

16,9 

120 

574,6 

2251,1 

392 

Insgesamt 

484,5 

472,3 

95,5 

7214,5 

22359,7 

309 


•) Errechnet mch Angaben der Statistischen Jahrbücher des Bezirkes Karl-Marx-Stadt 1957 und 1972 
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gen der Produktion in den bestehenden Standortkomplexen nicht 
mehr entsprechen, sind zwangsläufig Veränderungen in der Standort¬ 
verteilung der Produktion notwendig. Hier verbinden sich intensive 
und extensive Prozesse in der Dyna m i k der Standortverteilung. Das 
können entweder Standortveränderungen in den traditionellen Gebie¬ 
ten oder Standortneugründungen in anderen Gebieten sein. 

Trotz der dadurch eintretenden Dynamik in anderen Bezirken besteht 
insgesamt gesehen eine starke Behamingseigenschaft der historisch ge¬ 
wachsenen Standortverteilung der Industrie (vgl. Tabelle 15). 

Dem relativen Sinken der Produktion in allen Industriebereichen in den 
Balluiigsbezirken (Berlin und südliche Bezirke) steht ein wachsender 
Anteil der anderen Bezirksgruppen gegenüber. Auffallend sind insbe¬ 
sondere das rasche Wachstum des Anteils der mittleren Bezirke an der 
Produktion der Grundstoffindustrie und des Anteils der nördl. Be¬ 
zirke an der Produktion der Lebensmittelindustrie. Demgegenüber ist 
der Anteil der mittleren und nördl. Bezirke an der Produktion der 
metallverarbeitenden und der Leichtindustrie nur relativ gering ge¬ 
wachsen. 

Weitere Die territoriale Produktions- und Wissenschaftsstruktur der DDR ist 

Entwicklung in Richtung der intensiv erweiterten Reproduktion weitcrzucntwickcln. 

Es gilt, die Vorteile der vorhandenen territorialen Produktions- und Wis¬ 
senschaftsstruktur für die Steigerung der Produktivität und Effektivi¬ 
tät der gesellschaftlichen Arbeit bei verbesserter technischer und orga¬ 
nischer Zusammensetzung der Produktion umfassend zu nutzen. Dabei 
sind auch künftig ökonomische Niveauunterschiede zwischen den Ge¬ 
bieten abzubauen. 

Inden industriellen Ballungsgebieten sind durch zweiglich-betricbliche 
und territoriale Rationalisierung die vielfältigen Möglichkeiten zur Er- 


Tabelle 15 

Anteil der Bezirksgruppen an der industriellen Bruttoproduktion nach Induslriebereichen 
(in Prozent)*) 


Gebiet 

Grundstoff¬ 

industrie 

Metall verarb. 
Industrie 

Leicht¬ 

industrie 


Lebensmittel¬ 

industrie 


1955 

1972 

1955 

1972 

1955 

1972 

1955 

1972 

Berlin 

3,9 

2,4 

10,3 

8,6 

5,1 

5,2 

9,2 

5,2 

Südliche 

Bezirke 

01,7 

57,0 

49,0 

47,5 

00,1 

02,0 

42,0 

37,8 

Südwestliche 

Bezirke 

11,0 

8,0 

16,6 

18,5 

16,6 

18,3 

12,4 

14,6 

Mittlere 

Bezirke 

22,4 

30,8 

16,9 

18,1 

9,4 

11,1 

22,2 

23,4 

Nördliche 

Bezirke 

1,0 

1,2 

7,2 

7,3 

4 

2,8 

2,8 

13,6 

19,1 


•) Errechnet nach den Statistischen Jahrbüchern der DDR 1956 und 1973, Staatsverlag der DDR. Berlin 1956 und 1973 
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zielung territorialer Struktureffekte umfassend auszuschöpfen. Ins¬ 
besondere durch schrittweise Reduzierung der Anzahl unbesetzter 
Arbeitsplätze und höhere Einsatzeffektivität der außerordentlich be¬ 
grenzten territorialen Ressourcen kann eine über dem DDR-Durch- 
schnitt liegende Steigerung der Arbeitsproduktivität erreicht wer¬ 
den. 

In den noch weniger industrialisierten Gebieten geht es um eine weitere 
Erschließung territorialer Ressourcen bei Verbesserung des Verhält¬ 
nisses zwischen dem quantitativen und qualitativen Arbeitsplatzangc- 
bot und dem steigenden Qualifikations- und Bildungsniveau des her- 
anwachscnden gesellschaftlichen Arbeitsvermögens. Das ist sowohl 
durch die industriemäßige Produktion in der Landwirtschaft in enger 
Kooperation mit der Nahrungsgüterwirtschaft als auch durch die 
weitere Lokalisierung neuer Industriekapazitäten zu erreichen, die 
nicht in den traditionellen Industriezentren eingeordnet werden müs¬ 
sen. Dabei werden die in den Jahren des sozialistischen Aufbaus bis¬ 
her entstandenen Industriestandorte als Ansatzpunkt für die weitere 
industrielle Entwicklung genutzt werden. 

4.2.2. Die Dynamik der territorialen Organisation 
der Produktion and die zweigliche Spezifik 
der technisch-ökonomischen Standortfaktoren 

Unter den inneren Faktoren, die auf die Entwicklung der territorialen 
Produktions- und Wissenschaftsstruktur einwirken, kommt der ratio¬ 
nellen Organisation von Produktion und Wissenschaft eine besondere 
Bedeutung zu. Ihre Kernfrage ist, ob die bereiohs- oder zweigmäßige 
und die territoriale Organisation der gesellschaftlichen Arbeit überein¬ 
stimmen. Das ermöglicht es, den wissenschaftlich-technischen Fort¬ 
schritt als Hauptfaktor des volkswirtschaftlichen Wachstums, als 
Hauptintensivierungsfaktor, umfassend wirksam zu machen. 

Dio Haupttendenz der Organisation der modernen Produktivkräfte ist Konzentration 
ihre Konzentration in großen Betriebseinheiten. Sie ist am deutlich¬ 
sten ausgeprägt in den Zweigen der Grundstoffindustrie. In den Zwei¬ 
gen der metallverarbeitenden Industrie erreichen vor allem die auf 
Montage der Finalprodukte spezialisierten Betriebe des Maschinen- 
und Fahrzeugbaus sowie Baugruppen- und Finalproduzenten der 
Elektrotechnik/Elektronik und des Gerätebaus überdurchschnittliche 
Betriebsgrößen (vgl. Tabelle 16). Die Tabelle 16 läßt erkennen, daß 
sich die Industriebereiche durch differenzierte Betriebsgrößen unter¬ 
scheiden. Dem liegen in erster Linie technisch-ökonomische Bedingun¬ 
gen der jeweiligen Produktion, aber auch historische Ursachen zu¬ 
grunde. Die Großbetriebe prägen im erheblichen Maße die regionale 
Produktionsstruktur der Gebiete. Sie stellen durch die Konzentration 
von Arbeitskräften und Grundfonds an bestimmten Standorten be- 
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5 Angaben aufgrund 
von Berechnungen öub 
dom Statistischen Jahr¬ 
buch der DDR von 1974, 
Veröffentlichungen In: 
Neues Deutschland vom 
21. August 1974, 8.1, 
und vom 26. 11.1973, 

S. 5 


reits eine territoriale Konzentration der Produktion dar und bewirken 
zugleich eine räumliche Konzentration anderer territorialer Struktur¬ 
elemente. So beschäftigen die beiden großen Chemiekombinate Leuna 
und Buna im Kreis Merseburg mehr Arbeitskräfte als im Bezirk 
Schwerin insgesamt in der Industrie beschäftigt sind. 

Tabelle 10 

Anteil der Großbetriebe an den Beschäftigten und an der Produktion 
ausgewälüter Industriebereiche der DDR 1971*) 


Bereich Betriebsgrößengruppen nach 

a) Arbeitskräfteanteil Beschäftigten 

b) Produktionsanteil- 

über 1000 Be- -darunter über 

schäftigto 5000 Beschäftigte 

in Prozent in Prozent 


Energie- und 

a) 

97,8 

79,9 

Brennstoff Industrie 

b) 

98,5 

60,5 

Chemische 

a) 

80,3 

57,3 

Industrie 

b) 

79,3 

57,3 

Metallurgie 

a) 

95,5 

89,1 


b) 

95,6 

89,1 

Maschinen- und 

a) 

63,5 

14,9 

Fahrzeugbau 

b) 

63,6 

17,3 

Elektrotechnik/ 

a) 

81,0 

35,0 

Elektronik/Gerätebau 

b) 

79,5 

38,8 

Leichtindustrie 

a) 

37,8 

5,7 


b) 

40,2 

4,7 


•) Diese Angaben beziehen »Ich auf juristisch selbständige Betriebe, die auch örtlich vonein¬ 
ander getrennte Botriebitcilc cinschließon. Damit sind keine direkten Schlußfolgerungen auf 
die lokalon Betriebsgrößen möglich. Der Prozeß der Konzentration der Produktion bewirkt 
aber zuch ein Größenwachstura lokaler Betriebseinhelten. (Die Zahlen wurden errechnet auf 
der Basis des Statistischen Jahrbuchs der DDR 1972, Staatsvorlag der DDR. Berlin 1972) 

Die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Werktäti¬ 
gen beider Chemiekombinate führte zur Gründung von Halle-Neu¬ 
stadt und zur Schaffung leistungsfähiger Berufsverkehrsverbindungen 
in diesem Standortkomplcx. 

Tn der Landwirtschaft bewirkt die schrittweise Einführung industrie¬ 
mäßiger Produktionsmethoden aufgrund der kooperativen Organisa¬ 
tion der Agrarproduktion die Herausbildung großer Produktionsstät¬ 
ten. So betrug 1974 die Durchschnittsfläche der kooperativen Abtei¬ 
lungen Pflanzenproduktion (KAP), die im gleichen Jahr etwa 75 Pro¬ 
zent der landwirtschaftlichen Nutzfläche der DDR bearbeiteten, etwa 
4000 ha; die Durchschnittsfläche je LPG betrug demgegenüber etwa 
820 ha. 6 Die Lokalisierung von Großanlagen der tierischen Produk¬ 
tion (zum Beispiel der Milchviehhaltung ab 2000 Plätze, der Rinder¬ 
mast ab 16000 Plätze oder der Schweinemast von 25000 bis über 
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100000 Platze) stellt quantitativ und qualitativ neue Standortanforde¬ 
rungen. 6 Das betrifft die Einordnung ins Siedlungsnetz, den Verkchrs- 
anschluß, die Wasserversorgung und Abwasseraufbereitung und -Ver¬ 
regnung sowie die Kombination mit anderen Produktionen der Land- 
und Nahrungsgüterwirtschaft. Insgesamt führt der Prozeß der wach¬ 
senden Konzentration der Produktion in größeren Betriebseinheiten in 
allen Produktionsbereichen und -zweigen zur absoluten Erhöhung der 
Standortanforderungen der zu lokalisierenden Objekte. Dieser Ten¬ 
denz wirkt der wissenschaftlich-technische Fortschritt entgegen durch 
die relative Minimierung der Standortanforderungen je Produktions¬ 
einheit. So sinkt der Arbeitskräftebedarf in einer 2000er Milchvieh¬ 
anlage gegenüber der Einzelhaltung auf ein Fünftel. 

Eine gleichermaßen wichtige Erscheinungsform der Entwicklung der Spezialisierung 
Produktivkräfte ist die Vertiefung der gesellschaftlichen Arbeitstei- und Kooperation 
lung, die sich in der Spezialisierung und Kooperation der Produktion 
ausdrückt. Da die unterschiedlich spezialisierten Produktionen auch 
differenzierte Standortanforderungen besitzen, zeigen sich die Gebiete 
und Standorte unterschiedlich geeignet für deren Aufnahme. Daraus 
resultiert die Tendenz der Produktion, spezifische Vorzugsbedingun¬ 
gen der Gebiete für die spezialisierten Erzeugnisse, Verfahren, Techno¬ 
logien sowie für die zweigtypischen Kooperationen zu nutzen. 

Die Entwicklung der Produktivkräfte gestattet unter sozialistischen 
Produktionsverhältnissen, daß außer der extraktiven Industrie, der 
Wasserwirtschaft sowie der Land- und Forstwirtschaft alle anderen 
Produktionsbereiche an allen Standorten - allerdings mit unterschied¬ 
licher Effektivität - produzieren können, wo 

- ausreichende Produktionsflächen, 

- Arbeitskräfte in der benötigten Anzahl und Qualifikation sowie 

- infrastrukturelle Einrichtungen der erforderlichen Kapazität, 

Komplexität und übergebietlichen Reichweite 

vorhanden oder effektiv bercitzustellen sind. 

Der Grad der Standortgebundenheit oder -freizügigkeit der einzelnen 
Produktionen wird auch als „Mobilitätsgrad“ bezeichnet. Er ist im 
wesentlichen abhängig 

- von der Bindung an oder der Freizügigkeit von Naturressourcen 
und örtlichen Rohstoffquellen (Bodenschätze, Produkte der Land- 
und NahrungBgütorwirtachftft, Wasser); 

- von der Höhe der Grundfondsausstattung je Arbeitskraft (sie ist 
zum Beispiel in der Kohle- und Energiewirtschaft etwa 6ma) so 
hoch wie im Bereich Elektrotcchnik/Elektronik/Gcrätcbau) und 
damit vom Ausmaß der bereits lokalisierten Grundfonds; 

- vom Grad der Kompliziertheit der Erzeugnisse und der zu ihrer 
Herstellung erforderlichen Technologien, dem damit verbundenen 
Niveau der Wissenschaftsintensität der Produktion und somit vom 
Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte; 

11 * 
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Territoriale 
Verflechtungen 
der Produktions- 

stujen 


Kombination 


- von der Funktion der Produktion im Gebiet. So müssen Produk¬ 
tionen mit gebietlichen Versorgungsfunktionen (zum Beispiel Bau¬ 
wirtschaft, Landwirtschaft, Lebensmittelindustrie mit sogenannten 
„Mundproduktionen“, wie Backwaren-, Getränke-, Fleischwaren¬ 
industrie) in allen Gebieten vertreten sein; 

- von den Möglichkeiten der räumlichen Kombination und Koopera¬ 
tion in lind zwischen Nachhargebieten. 

Daraus ergibt sich, daß in erster Linie sogenannte mobile Produktio¬ 
nen (ohne zwingende Bindung an bestimmte Standorte) geeignet sind, 
in relativ kurzer Zeit und mit relativ geringem Aufwand in noch rela¬ 
tiv wenig industrialisierten Gebieten lokalisiert, zu werden, um die 
dortigen Ressourcen effektiv zu nutzen, die Ballungsgebiete zu ent¬ 
lasten und langfristige volkswirtschaftliche Entwicklungsaufgaben zu 
lösen. Das gilt besonders für bestimmte Zw’eige und Erzeugnisgruppen 
der Leicht- und metallverarbeitenden Industrie. 

Die Standortwahl wird ferner durch die Verflechtungsbedingungen zu 
vor- oder nachgelagerten Produktionsstufen, zu unmittelbar produk- 
tionswirksamen Wissenschaftseinrichtungen oder zu dem regionalen 
oder lokalen Markt beeinflußt. Die Berücksichtigung dieser Verflech¬ 
tungsbedingungen ist gleichbedeutend mit der Einspännig volkswirt¬ 
schaftlicher Aufwendungen für die Kommunikation und für die Schaf¬ 
fung von Leitungsvorteilen im jeweiligen Produktionssystem. 

In zunehmendem Maße wird die Standortwahl einer Produktion durch 
die territorialen Verflechtungen zu vor- und nachgelagerten Produk¬ 
tionsstufen oder zu entsprechenden Absatzgebieten bestimmt. 

Die aus der Spezialisierung und Kooperation entstehenden Verflech¬ 
tungen haben in der Volkswirtschaft ein erhebliches Ausmaß erreicht 
und besitzen eine steigende Tendenz. Der Anteil des Verbrauchs von 
Material und produktiven Leistungen an der Bruttoproduktion der 
Volles Wirtschaft beträgt etwa 55 Prozent. Mehr als die Hälfte des ge¬ 
sellschaftlichen Gesamtprodukts zirkuliert also in der Volkswirtschaft. 
Damit werden gleichzeitig Austauschbeziehungen zwischen den Stand¬ 
orten der Produktion ausgclöst, die durch das Verkehrs- und Verbin¬ 
dungswesen mit bestimmten Aufwendungen realisiert werden müssen. 
Infolgedessen wird die territoriale Reichweite der Kooperation zu 
einem EfFcktivitütsfaktor der gesellschaftlichen Reproduktion. Die 
nahräumliche imiergebietliehe Kombination der Produktionsstufen ge¬ 
winnt damit an Einfluß. Sie führt im Zusammenhang mit den anderen 
Teilstrukturen zur Herausbildung regionaler Produktionskomplexe. 
Diese Wirkung wird noch dadurch verstärkt, daß die Produktion mehr 
und mehr den Austausch wissenschaftlicher Leistungen und damit die 
nahräumliche Produktions- und Wissenschaftskombination voraus¬ 
setzt. 

Spezialisierung und Kooperation bringen in Verbindung mit der Kon¬ 
zentration und Kombination der Produktion sowohl einseitige als auch 
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vielseitige regionale Produktionsstrukturen hervor. Sie lassen sich in 
drei Grundtypen gliedern: 

Homogener Typ: 

Ein Bereich oder Zweig dominiert eindeutig im Gebiet; andere Pro- Regionale 
duktioncn können vorhanden sein; sie sind aber nicht Struktur- Produktions - 
bestimmend. Strukturen 

Heterogener Typ: 

Ein Gebiet besitzt eine vielseitige Produktionsstruktur; der Grad der 
innergebietlichen Produktionsverflechtungen ist relativ gering. 

Kombinierter Typ: 

Das Gebiet besitzt eine vielseitige, auf bestimmte Hauptproduktionen 
ausgerichtete Produktionsstruktur; es besteht ein hoher Grad der 
innergebietlichen Verflechtung, wobei eine oder mehrere Verflech¬ 
tungsketten auftreten können. 

Der homogene Typ regionaler Produktionsstrukturen ist in den indu¬ 
strialisierten sozialistischen Staaten nur in relativ kleinen oder wenig 
industrialisierten Gebieten anzutreffen. Er ist Ausdruck eines hohen 
regionalen Spezialisierungsgrades der Produktion. Die volkswirt¬ 
schaftliche Effektivität eines solchen Gebietes beruht auf der konzen¬ 
trierten Nutzung ökonomischer oder natürlicher Gebietsvorteile durch 
einen bestimmten Zweig. Ihre Steigerung erfordert aber in der Regel 
eine bestimmte Kombination mehrerer Produktionen. 

Die heterogenen Typen der regionalen Produktionsstruktur sind histo¬ 
risch aus ehemaligen Typen mit einfacher innergebiet lieh er Kombina¬ 
tion mehrerer Zweige entstanden. Durch die fortschreitende Speziali¬ 
sierung der Produktion und die Erweiterung ihrer Märkte sowie die 
Aufgabe traditioneller Gewerbe in den Gebieten bildeten sich durch die 
Verstärkung der Vielfältigkeit die heterogenen Typen. Die ökonomi¬ 
schen Vorteile des heterogenen Produktionstyps liegen vor allem in der 
Möglichkeit, die vorhandenen territorialen Ressourcen umfassend zu 
nutzen oder sich der gegebenen Ressourcenstruktur anpassen zu kön¬ 
nen. Allerdings können aus der räumlichen Konzentration vieler Pro¬ 
duktionen gegenseitige Behinderungen der Entwicklung, vor allem 
durch Verknappung territorialer Ressourcen eintreten. Die Industrie¬ 
gebiete der DDR gehören diesem Typ an. Durch die vorrangige Ent¬ 
wicklung bestimmter Produktionen und durch die damit verbundene 
regionale Produktions- und Wissenschaftskombination bildeten sich in 
den Jahren des sozialistischen Aufbaus Entwicklungstendenzen zum 
kombinierten Typ heraus. Diese Tendenzen gilt es bei der weiteren 
Produktionsprofilierung und -kombination zu fördern. 

Der kombinierte Typ der regionalen Produktionskomplexe ist die 
höchste Form der territorialen Organisation der Produktion. Er wird 
durch die komplexe Nutzung der Gebictsressourccn, durch die propor- 
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tionale, aufeinander abgestimmte Entwicklung verschiedener Pro¬ 
duktionen, der Dienstleistungen sowie bestimmter Wissenschaftlern- 
richtungen charakterisiert. Durch Ausnutzung der innergebietlichen 
Kombination der regionalen Strukturelemente werden die Kommuni¬ 
kationsaufwendungen minimiert. Gleichzeitig vollzieht sich eine regio¬ 
nale Spezialisierung auf bestimmte Hauptproduktionen mit über- 
gebietlicher Reichweite. Dieser Typ ist Ziel und Resultat der plan¬ 
mäßigen Entwicklung regionaler Produktionskomplexe im Sozialis¬ 
mus. Er wird heute in der UdSSR bei der Schaffung von territorialen 
Produktionskomplexen (TPK) besonders in den östlichen Gebieten des 
Landes verwirklicht. Diese TPK (wie der Bratskcr, der Sajanskcr, der 
Kansk-Atschinsker Komplex) sind Vereinigungen technologisch und 
ökonomisch untereinander verbundener Produktionsstätten in Ge¬ 
bieten, die teilweise das DDR-Tcrritorium an Flächenumfang über¬ 
treffen. 

In der DDR sind die Vorteile des kombinierten Typs der regionalen 
Produktionskomplexe auch bei der Herausbildung neuer Industrie¬ 
zentren, zum Beispiel im Norden der Republik, entsprechend den kon¬ 
kreten Bedingungen in diesen Gebieten zu nutzen. Dabei ist eine Syn¬ 
these zwischen komplexer Reasourccnnutzung und intensiver regio¬ 
naler Produktionsverflechtung anzustreben. So ermöglichen die Loka¬ 
lisierung des Plastmaschinenbaus und der plastverarbeitenden Indu¬ 
strie im Standortkomplex Schwerin die Ausnutzung der nahräum¬ 
lichen Kontakte zwischen Produzent und Anwender. Die Kombina¬ 
tion von Maschinenbau und Lederwarenindustrie im gleichen Stand¬ 
ortkomplex bietet günstige Bedingungen für die volle Ausschöpfung 
des gebietlichen Arbeitsvermögens. 


4.2.3. Die gegenseitige Einflußnahme von territorialer 
Produktions- und Wissenschaftsstruktur 


6 Vgl. hierzu auch Do¬ 
kumente dca VIII. Par¬ 
teitages der SED, Dietz 
Verlag, Berlin 1971, 

8. 54 


Die rationelle Standortverteilung der Produktion und der produktions¬ 
wirksamen Wissenschaftseinrichtungen trägt wesentlich dazu bei, die 
Errungenschaften der wissenschaftlich-technischen Revolution orga¬ 
nisch mit den Vorzügen des sozialistischen Wirtschaftssystems zu ver¬ 
einen. 6 

Die hervorragende Bedeutung des wissenschaftlich-technischen Fort¬ 
schritts für die Entwicklung der Produktion verstärkt die Tendenz der 
nahräumlichen Verflechtungen von Produktion und Wissenschaft. Das 
betrifft in erster Linie die Standortverteilung von Wissenschaftsein¬ 
richtungen mit unmittelbarer Produktionswirksamkeit. Die hier be¬ 
stehenden Beziehungen zur Produktion bedingen eine rationelle räum¬ 
liche Verflechtung der miteinander kooperierenden Produktionsstätten 
und Wissenschaftseinrichtungen, die in der Herausbildung räum¬ 
licher Forschungs-, Ausbildungs- und Produktionskomplexe unter- 
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Abbildung 15 

Standortverteilung der Universitäten und Hochschulen in der DDR (ohne Hochschulen der ge¬ 
sellschaftlichen Organisationen und dor bewaffneten Organe) 

Quelle: Kehrer, G., Probleme der Entwicklung der territorialen Wirtschaftsstruktur in der DDR,In: Mitteilungen zu 
wissenschaftsökonomischen Untersuchungen, Hochschule für Ökonomie,.Bruno Leuschncr" Berlin, Sektion Sozialistische 
Volkswirtschaft, Heft 30, Januar 1975, 8. 56 
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schiedlicher Größenordnungen und Funktion ihren Niederschlag fin¬ 
det. 

So wuchs mit der ökonomischen Erschließung Sibiriens die Anzahl der 
in den Wissenschaftseinrichtungen dieses Gebietes Beschäftigten von 
1957 bis 1973 von 910 auf 29000 Personen. Die Sibirische Zweigstelle 
der Akademie der Wissenschaften in Akademgorod bei Nowosibirsk 
zählt allem mehr als 3000 Wissenschaftler. 

Kriterien Die Art der territorialen Organisation von Forschung, Entwicklung 

und Ausbildung im Verhältnis zur Produktion ist von bestimmten 
Kriterien abhängig: 

- Den arbeitsteiligen Funktionen der jeweiligen Wissenschaftsein- 
richtungen im Forsckungs- und Entwicklungsprozeß. 

Diese Funktionen unterscheiden sich nach 

• Grundlagenforschung 

Ihre Träger sind in erster Linie die Einrichtungen der Akade¬ 
mie der Wissenschaften der DDR, der Bauakademie und der 
Akademie der Landwirtschaftswissenschaften der DDR, die des 
Hochschulwesens und Forschungs- und Entwicklungsinstitute 
der Produktionszweige; 

• angewandter Forschung und Entwicklung 

Dazu gehören vor allem Forschungs- und Entwicklungseinrich- 


7 Unter Wissfnschafts- 
inlcnsUöt der Produk¬ 
tion wird der Anteil der 
wissenschaftlichen Ar¬ 
beit an der gesellschaft¬ 
lich notwendigen Ge- 
Bamtarbeit zur Herstel¬ 
lung einer Erwinml*- 
einheit (z.B. 1000 t 
Stahl, eine Werkzeug¬ 
maschine, eine Million 
Mark Warenproduktion 
eines Zweiges oder Be¬ 
triebes) verstanden. Sic 
ist durch verschiedene 
Meßgrößen quontißzier- 
lar, wie — Anteil der Be¬ 
schäftigten in Forschung 
und Entwicklung an den 

Ge8amtbeschüftigtcn 
einer Produktionsein¬ 
heit (Zweig, Kombinat, 

Betrieb) 

- Anteil des Aufwandes 
für Forschung und Ent¬ 
wicklung am Gesamt¬ 
aufwand zur Erzeugung 
einer Erzeugniseinheit 

- Verhältnis des Auf¬ 
wandes für Forschung 
und Entwicklung zum 
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tungen der Zweige, Kombinate und Betriebe; 

• Projektierung und Konstruktion 

Diese Funktionen sind als Phasen der Überführung von For¬ 
schungs- und Entwicklungsergebnissen in die Produktion pri¬ 
mär an die Zweige, Kombinate und Betriebe gebunden. 

- Der Grad der Konzentration von Forschung und Entwicklung. Er 
ist von der Rolle der betreffenden Wissenschaftsdisziplin im ge¬ 
sellschaftlichen. Reproduktionsprozeß sowie vom Niveau und der 
Intensität der interdisziplinären Wissenschaftsverflechtung ab¬ 
hängig. 

- Der Grad der Konzentration der Produktion im jeweiligen Zweig. 
Er ist von den spezifischen Bedingungen der rationellen Organisa¬ 
tion des Zweiges und seiner Stellung in der Volkswirtschaft ab¬ 
hängig. 

- Der Grad der Wissenschaftsintensität der einzelnen Produktionen. 7 
Er verkörpert die Rolle der Wissenschaft in den einzelnen Zweigen, 
Erzeugnisgruppen, Kombinaten und Betrieben; er ist ein aus¬ 
schlaggebendes Kriterium für die Kombination von Produktion 
und Wissenschaft. 

Aus der richtigen Verbindung der vorgenannten Kriterien lassen sich 
Standortorientierungen für die Lokalisation unmittelbar produktions¬ 
wirksamer Wissenschaftseinrichtungen oder für ihre effektivste Kom¬ 
bination mit der territorialen Produktionsstruktur ableiten: 
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1. Selbständige Einrichtungen der Grundlagenforschung sind durch 
einen relativ hohen Konzentrationsgrad gekennzeichnet., insbe¬ 
sondere wenn sie zugleich Ausbildungszentren sind. Für sie ist die 
Lokalisation in großstädtischen Zentren maßgeblich. 

Dem liegen folgende Ursachen zugrunde: 

- die interdisziplinären Verflechtungen zwischen verschiedenen 
Wissenschaftsdisziplinen oder -einrichtungen; 

- die standörtliche Kombination mit für die Forschung wichtigen 
Großbetrieben; 

- die übergebietlick wirksame politisch-administrative, ökono¬ 
mische, sozial-kulturelle und bildende Funktion großer Städte; 

- die Attraktivität des städtischen Milieus dieser Zentren; 

- die rationelle Erfüllung der umfangreichen Anforderungen an 
die örtliche Ressourcen- und Infrastruktur, wie sie nur in gro¬ 
ßen Städten gewährleistet werden kann. 

2. Die zweiggebundenen Einrichtungen der Grundlagenforschung und 
der damit verbundenen angewandten Forschung tendieren nach 
den regionalen Schwerpunkten der betreffenden Produktion. Als 
effektiv erscheint die nahräumliche Kombination des jeweiligen 
Zentrums mit der Zweig- oder Kombinatsleitung und mindestens 
einem leistungsfähigen Produktionsbetrieb, der als Anwender¬ 
betrieb schnell auf das Forschungs- und Entwicklungszentrum zu¬ 
rückwirken kann. Ebenso ist die gebiet liehe Kombination mit einer 
Wissenschaftseinrichtung der allgemeinen Grundlagenforschung 
und Ausbildung rationell (vgl. Abbildung 16). 

3. Die betrieblichen Forschungs- und Entwicklungsstellen sind pro¬ 
duktionsgebundene Forschungs- und Entwicklungskapazitäten. 
Diese Produktions- und Wissenschaftskombination an einem 
Mikrostandort ist in den Großbetrieben der wissenschaftsintensiven 
Zweige Elektrotechnik/Elektronik/Gerätebau, Maschinenbau und 
chemische Industrie am stärksten entwickelt. Sie verlangt die An¬ 
siedlung ihrer Hoch- und Fachschulkader an den Betriebsstand¬ 
orten (das heißt in den jeweiligen städtischen Siedlungen) oder - 
bei günstigen Verkehrsverbindungen - in Siedlungen des Pencller- 
einzugsgebiets des Betriebes und ein gut funktionierendes Kom¬ 
munikationssystem für die Wissenschaftskooperation zu den Zen¬ 
tren der Grundlagenforschung und zu den anderen Zentren der an¬ 
gewandten Forschung. 

Die Verknüpfung von Wissenschaft und Produktion im Gebiet ist für 
die Ballungsgebiete und andere Industriezentren der DDR charakte¬ 
ristisch. Sie ist das Resultat sowohl der Standortgründung von Wissen- 
Schaftskapazitäten in den Produktionszentren als auch der Lokalisie¬ 
rung von Produktionskapazitäten an den Standorten von Wissen¬ 
schaftszentren. 

Beide Möglichkeiten wurden im bisherigen Prozeß der Entwicklung der 
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.bbildung 16 

'erritorialo Verflechtungen des Forschungszentrums des Werkzeugmaschinenbaus Karl - Marx -Stadt 
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territorialen Produktions- und Wissenschaftsstruktur der DDR ziel¬ 
gerichtet realisiert. Davon zeugen einerseits die Gründung von techni¬ 
schen Hochschulen in den traditionellen Industriezentren Karl-Marx- 
Stadt, Leuna-Merseburg, Magdeburg, Dresden und Ilmenau sowie die 
Schaffung von leistungsfähigen Wissenschaftszentren der Industrie¬ 
zweige und von Ingenieurhochschulen in den Industriegebieten der 
DDR. Andererseits begünstigt die Existenz der Universitäten Rostock 
und Greifswald die Entwicklung des Schiffbaus und der Nachrichten¬ 
elektronik im Küstenbezirk. 

Die Lokalisierung neuer industrieller Produktionsstätten, speziell von 
wissenschaftsintensiven Zweigen, in noch wenig industrialisierten Ge¬ 
bieten wirft - wie das die genannten Beispiele demonstrieren - neue 
Standortprobleme der Wissenschaftsorganisation auf. Für ihre Lösung 
bieten sich zwei Varianten an: 

Verlagert sich das Schwergewicht der Produktion in das neue Gebiet 
und sind hier günstige Standortbedingungen für Forschung und Ent¬ 
wicklung gegeben oder zu schaffen, so wird sich hier auch das Wissen¬ 
schaftszentrum des Zweiges konzentrieren. 

Bleibt dagegen das Schwergewicht der Produktion im traditionellen 
Standortzentrum, so wird die Lokalisierung einzelner neuer Produk¬ 
tionskapazitäten in neuen Gebieten lediglich mit der Schaffung be¬ 
trieblicher Forschungs- und Entwicklungsstellen verbunden sein (zum 
Beispiel beim Plastmaschinenbau in Schwerin). 

Die territoriale Organisation von Wissenschaft und Produktion ira na¬ 
tionalen Rahmen muß in den größeren Zusammenhang der sozialisti¬ 
schen ökonomischen Integration gestellt werden. Ihre Haupttendenz 
besteht in der internationalen territorialen Kooperation zwischen ähn¬ 
lich gearteten leistungsfähigen Produktions- und Forschungszentren 
in den Ländern des RGW. Diese internationale produktionsbezogene 
Wissenschaftskooperation basiert auf dergebietlichenKombination von 
Produktion und Wissenschaft in den sozialistischen Partnerländern so¬ 
wie auf einem leistungsfähigen Kommunikationssystem für die ge¬ 
meinsame Lösung der Forschungs- und Entwicklungsaufgaben und 
für die schnelle Überführung ihrer Ergebnisse in die Produktion der 
RGW-Länder. 
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4.2.4. Konsequenzen aus der Standortverteilung 
der Produktivkräfte im RGW-Territorium 
für die Entwicklung der territorialen 
Produktionsstruktur in der DDR 

Die unmittelbare Zusammenarbeit bei der Produktion bestimmt im¬ 
mer mehr den Inhalt derökonomischen Beziehungen zwischen den Län¬ 
dern des RGW. Ein bedeutender Effektivitätsfaktor dieser Internatio¬ 
nalisierung der Produktion ist ihre rationelle Standortverteilung im 
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RGW-Territorium. Sie beruht auf der planmäßigen Ausnutzung der 
spezifischen territorialen Bedingungen der einzelnen Länder - so der 
Lage des nationalen Territoriums, der Bevölkerungszahl und -Struktur, 
der Bodenschätze und anderer natürlicher Ressourcen und Bedingun¬ 
gen, der bestehenden Standortkomplexe von Produktion und Wissen¬ 
schaft und ihrer Profilierung. Sie führt zur Herausbildung spezialisier¬ 
ter nationaler Produktionskomplexe, die miteinander arbeitsteilig ver¬ 
flochten sind, so daß die einzelnen Länder und deren Standortkom¬ 
plexe der Produktion immer stärker als Teile eines größeren Wirt¬ 
schaftsterritoriums - des RGW-Territoriums - auftreten. Diese inter¬ 
nationale sozialistische Standortverteilung der Produktion im RGW- 
Territorium löst bedeutende Konsequenzen für die Planung der terri¬ 
torialen Produktionsstruktur in der DDR aus: 


Territoriale 1. Die internationale Koordinierung der Produktionsprogramme kann 

Spezialisierung und muß für die Profilierung der regionalen Produktionsstruktur 

und Konzentration in den Standortkomplexen der Industrie in der DDR genutzt wer¬ 
den. Damit kann speziell in den industriellen Ballungsgebieten der 
DDR zur Steigerung der Arbeitsproduktivität und der Fonds¬ 
effektivität sowie zur Herstellung ausgewogener Proportionen zwi¬ 
schen den Staadortanforderungen der Produktion und den gebiet- 
lichen Standortbedingungen beigetragen werden. So ermöglichte 
die Produktionsspezialisicning im RGW die Reduzierung des Pro¬ 
duktionsprogrammes des Textilmaschinenbaus der DDR von 
300 Maschinenarten auf 100. Das begünstigte die rationellere Nut¬ 
zung der territorialen Produktionsbedingungen im Bezirk Karl- 
Marx-Stadt, wo sich rund 50 Prozent der Kapazitäten des Textil¬ 
maschinenbaus der DDR befinden. 

Optimale 2. Die sozialistische ökonomische Integration führt zu einer territo- 

Beziehungen rialen Ausweitung des Bedarfs über den nationalen Rahmen hin- 

zwischen aus. Dadurch können auch in kleineren RGW-Ländern optimale 

Produktions- (größere) Produktionskapazitäten lokalisiert werden. Das erfor- 

und Infrastruktur dert, daß am jeweiligen Standort die entsprechenden infrastruk¬ 
turellen Voraussetzungen und Ressourcenbedingungen vorhanden 
oder kostengünstig zu schaffen sind. Da es sich in solchen Fällen 
zumeist- um Großproduktionen mit umfangreichen Standortanfor¬ 
derungen handelt, müssen die territorialen Bedingungen und Kon¬ 
sequenzen von vornherein in die Entscheidungen der internatio¬ 
nalen sozialistischen Standortverteilung der Produktion einbezo¬ 
gen werden. Bei solchen territorialen Konzentrationen im Groß¬ 
maßstab ist es notwendig, die günstigste Relation zwischen Sen¬ 
kung der Entwicklungs- und Produktionskosten und Steigerung 
Internationale der Kommunikationsaufwendungen infolge Ausweitung des Ver- 

territoriale sorgungsraumes in Standortoptimierungsrechnungen auszuweisen. 

Ressourcen- * 3. Für die internationale sozialistische Standortverteilung der Pro- 

ökonomie duktion gewinnt die Ökonomieder territorialen Ressourcen an Be- 
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deutung. Einerseits spielen die nationalen territorialen Ressourcen 
eine wichtige Rolle bei der Herausbildung des spezialisierten und 
international abgestimmten Produktionsprofils der einzelnen 
RGW-Länder. Andererseits können die benötigten Ressourcen¬ 
kombinationen in zunehmendem Maße unabhängig von der natio¬ 
nalen Ressourccnstruktur geschaffen worden. Das erfordert ge¬ 
meinsame Maßnahmen der Erschließung, des Transports der erfor¬ 
derlichen Rohstoffe (wie Erdöl, Erdgas) sowie ihrer Erstverarbei¬ 
tung am Aufkommensort (wie Erze, andere Mineralien, Holz). Bei 
all diesen Entscheidungen müssen sowohl internationale und volks¬ 
wirtschaftliche als auch gebietliche Kriterien zugrunde gelegt wer¬ 
den. Das gilt auch für die effektive Nutzung des gesellschaftlichen 
Arbeitsvermögens. So war für den gemeinsamen Aufbau und Be¬ 
trieb der Baumwollspinnerei in Zawier§ie durch die VR Polen und 
die DDR die Erhöhung des Frauenbeschäftigtengrades im Schwer¬ 
industriegebiet um Katowice ein bestimmender Standortfaktor. 

4. Für die Weiterentwicklung der territorialen Produktionsstruktur 
in den RGW-Ländern als Teile des großräumig aufgegliederten und 
arbeitsteilig verflochtenen Produktionssystems der sozialistischen 
Staatengemeinschaft sind die internationalen Trassen der Fem- 
leitungs- und Verkehrsnetze wichtig. Der Verlauf dieser Trassen 
und ihrer nationalen Anschlußnetze in der DDR ist zugleich auf 
die Verbesserung der Kommunikationsbeziehungen im Lande ge¬ 
richtet. Das bietet günstige Bedingungen für die Lokalisierung 
neuer Produktionszentren. So entstand das größte Stickstoff werk 
der DDR in Piesteritz am Endpunkt der Erdgastrasse „Nordlicht“ 
unter Anknüpfung an die traditionelle Stiokstoffproduktion auf 
Kohle-Karbid-Basis an diesem Standort. 

5. Für die sozialistische ökonomische Integration erwachsen auch 
wesentliche Impulse aus der koordinierten Entwicklung der regio¬ 
nalen Produktionsstruktur in grenznahen Gebieten der Partner¬ 
länder. Das bezieht sich auf die Herausbildung stabiler gebietlicher 
Produktionsverflechtungen, auf den rationellen Einsatz von Ar- 
beitskräfteressourcen, auf die Erschließung und Nutzung von 
Naturressourcen sowie auf die Beseitigung von Störfaktoren der 
Produktion. Die umfassende und zielstrebige Ausnutzung der 
Nachbarschaftsbeziehungen ist sehr wesentlich für die Weiterent¬ 
wicklung der Industriegebiete im Süden der DDR, im Südwesten der 
VR Polen und im Norden der ÖSSR, die den bedeutendsten ge¬ 
schlossenen Industrieraum der RGW-Länder außerhalb der UdSSR 
bilden. 
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Die allseitige Stärkung der sozialistischen Staatengemeinschaft ist im 
Prozeß der sozialistischen ökonomischen Integration in hohem Maße 
abhängig vom international abgestimmten, planmäßigen Einsatz ma- 
tericller, personeller und finanzieller Fonds an den günstigsten Stand- 
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orten der Produktion im RGW-Territorium. Die Erschließung neuer 
international und national wirksamer territorialer Struktureffekte 
wird ermöglicht durch eine großräumig koordinierte internationale 
Standortverteilung der Produktion auf der Grundlage nationaler Pro¬ 
duktionsspezialisierung und -konzentration bei rationeller inner- 
gebietlicher Kombination und zwischcngebietlicher Kooperation der 
Produktion im RGW-Territorium. 

4.2.5. Die Anforderungen anderer territorialer Teilstrukturen 
an die Gestaltung der territorialen Produktions¬ 
und Wissenschaftsstruktur 

Die Weiterentwicklung der Produktivkräfte auf der Basis der soziali¬ 
stischen Großproduktion und des wissenschaftlich-technischen Fort¬ 
schritts gestattet es der sozialistischen Gesellschaft, zunehmend die 
Standortverteilung von Produktion und Wissenschaft so zu gestalten, 
daß sie den territorialen Bedingungen am besten angepaßt werden 
kann. Es wird im wachsenden Maße möglich, die Anforderungen und 
Entwicklungstendenzen der anderen territorialen Teilstrukturen bei 
der territorialen Organisation der Produktions- und Wissenschafts¬ 
struktur zu berücksichtigen. Dadurch werden auch die Erfordernisse 
der sozialistischen Lebensweise, die bei der Standortverteilung von 
Produktionsstätten und Wissenschaftseinrichtungen zu beachten sind, 
immer besser einbezogen. 

Territoriale Umfang, Struktur und technisches Niveau der Produktion der Gebiete 

Ressourcenstruldur werden von Umfang und Struktur der territorialem Ressourcen dieser 

Gebiete stark beeinflußt. Dabei ist Übereinstimmung anzustreben zwi¬ 
schen 

- dem Ressourcenbedarf der Produktion und dem für die Entwick¬ 
lung der Produktion zur Verfügung stehenden Ressourcenaufkom¬ 
men; 

- der Aufkommensstruktur der territorialen Ressourcen und der res¬ 
sourcenseitigen Bedarfsstruktur der Produktion; 

- der Ressourcenwertigkeit in den Gebieten und der Einsatzeffektivi¬ 
tät der territorialen Ressourcen in der Produktion. 

Die Ökonomie der territorialen Ressourcen stellt demnach an die terri¬ 
toriale Organisation der Produktion quantitative und qualitative An¬ 
sprüche. Die sozialistische Gesellschaft strebt eine möglichst intensive 
und volkswirtschaftlich effektive Nutzung der territorialen Ressour¬ 
cen durch die Produktion an. Dabei kann der Produktion nur soweit 
eine Inanspruchnahme der Gebietsressourcen ermöglicht werden, wie 
es die Sicherung der Bedarfsdeckung für die Bevölkerungs-, die Infra¬ 
struktur und andere territoriale Strukturelemente zuläßt oder erfor¬ 
dert. So müssen besonders in den Gebieten mit relativer Ressourcen- 
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Verknappung die Intensivierung und Rationalisierung der Produk¬ 
tionsstruktur auf die Lösung solcher Widerspräche gerichtet sein, wie 

- Mangel an Fläche bei gleichzeitig unrationeller Nutzung hochwertig 
infrastrukturell erschlossener Flächen in einer Reihe alter Industrie - 
und Mischgebiete, 

- Mangel an Wasser bei noch ungenügender Reinigung der Produk¬ 
tionsabwässer und damit verbundener Einschränkung der Mehr¬ 
fachnutzung des fließenden Wassers. 

Die Ökonomie der territorialen Ressourcen schließt ferner die volks¬ 
wirtschaftlich effektive Nutzung disponibler Ressourcen durch die Er¬ 
weiterung der Produktionssphäre in den noch wenig industrialisierten 
Gebieten ein. 

Die Infrastruktur wirkt auf die territoriale Produktions- und Wissen- Inf rastruktur 
Schaftsstruktur durch ihre vielfältigen Leistungen ein. Die technische 
Infrastruktur erschließt die Fläche für die Lokalisierung der Produk¬ 
tion und führt technische Ressourcen (Wasser, Elektro-, Gas-, Wärme¬ 
energie) den Nutzern zu; sie leitet Abprodukte ab und stellt die Ver- , 
bindungen zwischen den Produktionsstätten und Wissenschaftseinrich¬ 
tungen sowie zu den Wohnstätten der Arbeitskräfte her. 

Die soziale und technische Infrastruktur dient der Reproduktion der 
Arbeitskräfte und der gesamten Wohnbevölkerung. Sie sorgt damit 
wesentlich für die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Menschen und zugleich für die Steigerung der Arbeitsproduktivi¬ 
tät im Produktionsprozeß. 

Aufgrund dieser komplexen Einflußnahme der Infrastruktur und der 
Immobilität ihrer Anlagen, Netze und Einrichtungen ist ihre lokal be¬ 
ziehungsweise regional gebundene Gesamtkapazität und deren innere 
Struktur eine außerordentlich wichtige Proportionalitätsbedingung 
für die Entwicklung der Standortkomplexe von Produktion und Wis¬ 
senschaft. Umfang, Niveau und Komplexitätsgrad der Infrastruktur 
beeinflussen den Grad der räumlichen Konzentration, Kombination 
und Spezialisierung von Produktion und Wissenschaft wesentlich. 

Die Herstellung wichtiger Proportionen zwischen der Infrastruktur 
und der territorialen Produktions- und Wissenschaftsstruktur ist des¬ 
halb so wichtig, weil eine einmal geschaffene Infrastruktur nicht be¬ 
liebig in ihrem Leistungsvermögen vergrößert werden kann und weil 
ihre fondsintensiven Anlagen und Netze eine relativ lange Lebens- und 
Nutzungsdauer besitzen. Deshalb ist eine optimale Lösung zu finden 
zwischen der Schaffung einer bestimmten Reservekapazität für die 
Versorgung künftiger Nutzer und der Vermeidung eines zu hohen ein¬ 
maligen Fondsaufwandes bei der Installierung der technischen Infra¬ 
struktur. Dieses Problem ist insbesondere bei der ingenieurtechnischen 
Erschließung neuer Industriegebiete zu lösen. Das verlangt die sorg¬ 
fältige Bestimmung der Größenordnung von territorialen Investitions¬ 
komplexen. Dabei muß der infrastrukturelle Fondsvorschuß volks- 
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wirtschaftlich so effektiv bestimmt werden, daß er den Vorlauf für die 
Erschließung langfristig rationell gewährleistet und mit der zeitlich ge¬ 
staffelten Einordnung von Produktionsstätten, Wissenschaftseinrich¬ 
tungen und anderen Objekten koordiniert ist. 

In älteren Industriegebieten ist die Sicherung der intensiv erweiterten 
Reproduktion durch die Modernisierung oder durch den Ersatz der 
gegebenen Anlagen und Netze der technischen Infrastruktur eine 
wesentliche Bedingung. Neue Verkehrslösungen, die Ablösung un- 
effektiver Einzelheizanlagen durch zentrale Wärmeversorgungs¬ 
systeme, leistungsfähigere Energieeinspeisungen (zum Beispiel Erdgas 
oder höhergespaimter Strom) dienen nicht nur der Produktionssteige¬ 
rung, sondern verbessern auch die Arbeitsbedingungen der Werktäti¬ 
gen oder die Umweltauswirkungen der Produktion. 

Territoriale Die territoriale Bevölkerungsstruktur beeinflußt die territoriale Pro- 

Bevölkerungs- duktions- und Wissenschaftsstruktur durch die schöpferische Kraft des 

Struktur Menschen mit seinen Bedürfnissen nach sozialistischen Arbcits- und 

Lebenshodingnngen. Daher ist die räumliche Verteilung der Bevölke¬ 
rung und des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens ein entscheidender 
Einflußfaktor für die Standortverteilung der Produktion. Eine wichtige 
territoriale Grundproportion ist die Übereinstimmung zwischen der 
Anzahl der Arbeitskräfte und der Arbeitsplätze in allen Gebieten. Ihre 
Herstellung und Sicherung ist ein objektives Erfordernis der territo¬ 
rialen Produktions-, Leistungs- und Bevölkerungsverteilung im Sozia¬ 
lismus. Diese Tendenz resultiert aus dem Wirken soziologischer, poli¬ 
tischer und ökonomischer Faktoren, die die Mobilität der Bevölkerung 
und des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens begrenzen. Die damit 
verbundene schrittweise Reduzierung von übergebietlichen Bevölke¬ 
rungswanderungen und weiten Pendelungen der Arbeitskräfte ist bei 
der weiteren Standortverteilung der Produktion zu berücksichtigen. 
Allerdings ist die Herausbildung von Zentren der Produktion und des 
gesellschaftlichen Lebens in allen Gebieten mit gewissen innergebiet- 
lichen Bevölkerungswanderungen und -pondclungcn verbunden. 

Einen Einfluß auf die territoriale Produktionsstruktur übt ferner die 
notwendige komplexe Nutzung des gesellschaftlichen Arbeitsvermö¬ 
gens in allen Gebieten aus. Aus der Gleichberechtigung der Frau in der 
sozialistischen Gesellschaft ergibt sich die weitere Erhöhung des Be- 
sehäftigtengrades der weiblichen Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter 
in einzelnen Gebieten der Republik. Das ist ein wesentlicher Faktor für 
eine proportionale territoriale Verteilung frauentypischer Produktio¬ 
nen. Die Unterschiede zwischen den Bezirken zeigt die Tabelle 17. 
(Dabei ist zu beachten, daß die Differenzen zwischen den Kreisen noch 

größer sind.) 

Die regionale Differenzierung des Frauenbeschäftigtengrades resultiert 
vor allem aus Merkmalen der Gebietsstruktur, wie Industrialisierungs¬ 
grad und Industrieprofil. So entfallen im Bezirk Halle mehr als 75 Pro¬ 
zent der Arbeitsplätze in der Industrie auf die Grundstoffindustrie und 
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Tabelle 17 

Beschäftigtengrad der weiblichen Wohnbevölkerung im arbeitsfähigen Alter 
in ausgewahlten Bezirken der DDR 1273 

(Anteil der weiblichen Berufstätigen und Lernenden an der weiblichen Be¬ 
völkerung im arbeitsfähigen Alter)*) 


Bezirk 

Boschäftigtengrad (%) 

Karl-Marx-Stadt 

88,6 

Berlin 

88,1 

Suhl 

87,1 

Dresden 

86,1 

Halle 

84,1 

Magdeburg 

83,2 

Schwerin 

82,8 

Neubrandenburg 

79,3 

DDR 

85,5 


•) Errechnet nach Angaben des Statistischen Jahrbuches der DDK 1074, Staatsverisg der 
DDR, Berlin 1974 


den Maschinen- und Fahrzeugbau mit deren männertypischen Be¬ 
rufen. In den nördlichen Bezirken sind die Ursachen im relativ niedri¬ 
gen territorialen Konzentrationsgrad und den damit verbundenen wei¬ 
ten Arbeitswegen sowie in den weniger differenzierten Arbeitsplatz - 
angeboten zu suchen. 

Die Entwicklung der territorialen Produktionsstruktur wird auch von 
der rationellen Nutzung bereits vorhandener, spezifischer Produk¬ 
tionserfahrungen und Fertigkeiten der Berufstätigen in bestimmten 
Gebieten und von der ständigen Erhöhung der Qualifikation der ar¬ 
beitsfähigen Bevölkerung in allen Landesteilen beeinflußt. Das schließt 
zugleich die Herstellung richtiger Proportionen zwischen der Schulbil¬ 
dung und den beruflichen Ausbildungs- und Einsatzmöglichkeiten in 
den Gebieten ein. 

Die Siedlungsstruktur zeigt in konzentrierter Form den Zusammen¬ 
hang aller territorialen Teilstrukturcn. In den Siedlungen ist die über¬ 
wiegende Mehrheit der Elemente der territorialen Produktions- und 
Wissenschaftsstruktur lokalisiert. Hier wirken auch in konzentrierter 
Form die territoriale Ressourcen- und Infrastruktur sowie die terri¬ 
toriale Bevölkerungsstruktur auf die Entwicklung der Produktions- 
etätton und Wisscnschaftscinrichtungon ein. Deshalb bestehen be¬ 
stimmte Wechselbeziehungen zwischen Größe und Funktion einer 
Siedlung einerseits und Umfang und Struktur ihrer Produktions- (und 
Wissenschafts-)kapazitäten andererseits. Im größeren, gebietlichen 
Maßstab wird die territoriale und regionale Produktionsstruktur be¬ 
einflußt vom Siedlungsnetz mit seiner territorialen Verteilung von 
groß- und mittelstädtischen Zentren, seiner Netzdichte, seiner Größen¬ 
gruppierung der Orte, seiner Funktionsteilung zwischen den Siedlun¬ 
gen und von dem Fortschreiten des Urbanisierungsprozesses. Dabei be- 

12 Tcrritorlalplanung 
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Siedlungsstruktur 
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steht ein enger wechselseitiger Zusammenhang zwischen wachsender 
Konzentration in der Siedlungsstruktur und in der Produktions- und 
Wissenschaftsstruktur. Die Einordnung von Großbetrieben und Wis- 
senschaftseinrichtungen ist in Groß- und Mittelstädten am effektiv¬ 
sten. Auch der Konzentrationsprozeß in der Landwirtschaft bewirkt 
eine zunehmende Größe ländlicher Siedlungen und Zentren. Umge¬ 
kehrt ermöglicht der Zentralisierungsprozeß im ländlichen Siedlungs¬ 
uetz die Lokalisation von Produktionen mit überörtlicher oder über- 
gebietliclier Funktion für die Entwicklung der Produktions- und Wis¬ 
senschaftsstruktur. Dabei spielen nicht nur die Konzentration von ge¬ 
sellschaftlichem Arbeitsvermögen, von Infrastrukturkapazitäten und 
kooperationsfahigen Elementen der Produktions- und Wissenschafts¬ 
struktur, sondern auch der Bedarf der Wohnbevölkerung eine wesent¬ 
liche Rolle. Deshalb bilden Teile der Lebensmittelindustrie (wie Ge¬ 
tränke-, Back- und Fleischwarenindustrie), die stadtnahe Landwirt¬ 
schaft und das produktive Dicnstleistungsgewerbe notwendige Struk¬ 
turelemente der Produktion in den Stadt- und Großstadtregionen. 
Diese engen wechselseitigen Beziehungen zwischen Siedlungsstruktur 
und territorialer Produktions- und Wissenschaftsstruktur bedingen, 
daß einerseits die langfristige Planung der Entwicklung der Siedlungs- 
struktur eine wesentliche Größe für die ■weitere Standortverteilung von 
Produktion und Wissenschaft ist. Andererseits haben die Pinnent¬ 
scheidungen über die territoriale Produktions- und Wissenschafts¬ 
struktur Auswirkungen auf die Siedlungsstruktur. 

4.3. Zur Planung der territorialen Produktions¬ 
und Wissenschaftsstruktur 

Ausganspinikte Die Entwicklung der Standortsysteme der einzelnen Produktions¬ 
bereiche und -zweige sowie der produktionsgebundenen Wissenschafts¬ 
kapazitäten wird von den gesamtgesellschaftlichen Erfordernissen der 
sozialistischen Tcrritorialstruktur der gesellschaftlichen Reproduk¬ 
tion bestimmt. 

Die von einer Vielzahl ökonomischer und außerökonomischer Faktoren 
beeinflußte Standortverteilung der Produktion und der ihr zugeordne¬ 
ten Wissenschaftseinrichtungen kann weder vom Standpunkt des ein¬ 
zelnen Zweiges noch vom Standpunkt des einzelnen Gebietes und auch 
nicht vom Ergebnis der Koordinierung betrieblicher und gebietlicher 
Erfordernisse allein geplant worden. 

Die räumliche Organisation der Produktion im einzelnen Produktions¬ 
zweig oder -gebiet muß vielmehr der gesamtterritorialen Standortver¬ 
teilung der Produktivkräfte untergeordnet sein, die auf die Verbesse¬ 
rung der Territorialstruktur der gesellschaftlichen Reproduktion und 
die Wahrung des gesellschaftlichen Gesamtinteresscs gerichtet ist. 
Innerhalb dieser strategischen Gesamtkonzeption zur Entwicklung der 
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Territorialstruktur der sozialistischen Gesellschaft bildet die künftige 
Standortverteilung der Produktion das Kernstück. Die Standortver¬ 
teilung der Produktion zu planen, ist Aufgabe der zentralen gesamt- 
koordinierenden Organe des sozialistischen Staates, insbesondere der 
im Auftrag des M i n isterrates arbeitenden Staatlichen Plankommis¬ 
sion. 

Die Konzeption der Standortverteilung der Produktion in der DDR 
ist im wechselseitigen Zusammenhang mit den Standortkonzeptionen 
für die Bereiche und Zweige der materiellen Produktion und den Kon¬ 
zeptionen zur Produktionsstruktur der Bezirke auszuarbeiten. Mit die¬ 
ser zentralen Konzeption werden die Rahmenbedingungen und Grund¬ 
orientierungen für die Koordinierung der Zweig- und Bezirksentwick¬ 
lung vorgegeben. 

Bei der Ausarbeitung und Umsetzung der Konzeption zur Stand¬ 
ortverteilung der Produktion ist der Widerspruch zwischen langfristig 
vorzubereitenden territorialen Entscheidungen und der zum Teil in 
kurzen Zeiträumen relativ hohen Dynamik der Produktion zu lösen. 
Letztere beruht insbesondere auf der schnellen Weiterentwicklung 
wissenschaftlich-technischer Erkenntnisse in zahlreichen Produktions¬ 
zweigen, vor allem in der verarbeitenden Industrie, aber auch auf der 
Dynamik der Entwicklung des nationalen und internationalen Bedarfs 
an bestimmten Erzeugnissen. Deshalb muß die zentrale Standortkon¬ 
zeption der Produktion vor allem auf die entscheidenden Schwerpunkte 
gerichtet sein und verschiedene Varianten in Betracht ziehen. 

Die Standortkonzeption der Produktion muß insbesondere umfassen: 

1. Die Hauptlinien der Standortverteilung der Industriebereiche und 
der für die volkswirtschaftliche Entwicklung im Prozeß der inter¬ 
nationalen sozialistischen Arbeitsteilung wachstumsbestimmenden 

2. Die Hauptlinien der Entwicklung der Produktions- und Wissen¬ 
schaftsstruktur in den Bezirken unter Berücksichtigung ihrer der¬ 
zeitigen Struktur, ihrer spezifischen Ressourcenbedingungen und 
der volkswirtschaftlichen Entwicklungserfoidernisse. 

3. Die Standortverteilung großer, volkswirtschaftlich wichtiger In¬ 
vestitionsvorhaben der Produktionsbereiche, deren Realisierung 
relativ hohe Anforderungen an die Standortbedingungen stellt und 
entsprechende gebietsökonomische Maßnahmen erfordert. 

4. Die Herausbildung territorialer Produktionskomplexc durch gc- 
bietliche Konzentration miteinander produktionsseitig verbunde¬ 
ner Betriebe und zugeordneter Wissenschaftseinrichtungen unter 
Berücksichtigung der territorialen Zuordnung von Produktions¬ 
stätten nach Siedlungsgrößengruppen. 

Diese produktionsgebundenen Aussagen korrespondieren mit anderen 
Aussagen in der zentralen Konzeption zur Standortverteilung der Pro¬ 
duktivkräfte. 8 

-- 
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8 Vgl. Abschnitt 3.1. 
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Standort- 
komeptionen 
für Zweige 


Die zentrale Konzeption der Standortverteilung der Produktion dient 
dazu, frühzeitig die Aufgaben der Produktionsentwicklung zugleich 
mit entsprechenden territorialen Konsequenzen den Bezirken zuzu- 
orduen. 

Die Entwicklung der Standorfcsysteme der einzelnen Produktions¬ 
bereiche und -zweige wird mit der Gestaltung der Zweigstruktur der 
Volkswirtschaft vorgezeichnet. Dazu werden von den verantwort¬ 
lichen zweigleitenden Organen Standortkonzeptionen ausgearbeitet, 
die die spezifischen technisch-ökonomischen Faktoren der Produktion 
im jeweiligen Bereich oder Zweig berücksichtigen. Sie müssen aber 
auch von den konkreten ökonomischen, sozialen und natürlichen Be¬ 
dingungen in den Lokalisationsgebieten ihres Zweiges ausgehen. 

Die technisch-ökonomischen Faktoren der territorialen Produktions¬ 
struktur finden ihren Ausdruck 

- in den Standortanforderungen, das heißt den technisch-ökonomi¬ 
schen Anforderungen, die zur Lokalisierung und Durchführung des 
Produktionsprozesses am Standort erfüllt werden müssen. Sie sind 
in erster Linie von Art und Menge der Erzeugnisse sowie der an¬ 
gewandten Technologie und Organisation der Produktion abhän¬ 
gig; 

- in den territorialen Konsequenzen der weiteren Vergesellschaftung 
der Produktionssysteme der Bereiche und Zweige, das heißt in der 
fortschreitenden territorialen Spezialisierung und Kooperation so¬ 
wie territorialen Konzentration und Kombination. 

Daraus leiten sich die spezifischen Aufgaben für die zweigleitcnden 
Organe (Ministerien, WB und Kombinatslcitungcn) im Prozeß der 
Standortplanung der materiellen Produktion ab. Sie müssen die Stand¬ 
ortanforderungen der Produktion, insbesondere für die Erweiterung 
bestehender und für die Lokalisation neuer Betriebe, ermitteln. Sie 
haben zugleich die territorialen Konsequenzen der rationellen Organi¬ 
sation der Standortsysteme der Zweige als Entscheidungskritcricn für 
ihre Standortplanung sowie die zentral zu koordinierende Planung zu 
untersuchen. Deshalb ist es Aufgabe der zweigleitenden Organe, in die 
Ausarbeitung ihrer komplexen Entwicklungskonzeptionen auch die 
Entwicklung der Standortsysteme ihrer Zweige einzubeziehen. 

Die Ausarbeitung von Standortkonzeptionen der Zweige ist auch des¬ 
halb Aufgabe der Zweigorgane, weil sie den Grad der Effektivität des 
bestehenden Standortsystems und die auf seine Entwicklung wirken¬ 
den internen Einflußfaktoren - wie Entwicklung des Bedarfs und da¬ 
mit des Produktionsvolumens nach Erzeugnissen, des wissenschaft¬ 
lich-technischen Fortschritts und damit der Technologie und der 
Organisation der Produktion - am sachkundigsten einschätzen kön¬ 
nen. 

Durch ihre Standortkonzeptionen müssen solche Planentscheidungen 

vorbere i tet- werdfin . wir, 
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- die Rationalisierung bestehender Objekte am gegebenen Standort 
und die damit zu erzielende Minimierung ihrer Standortanforde- 
rangen; 

- die Erweiterung wichtiger Kapazitäten am gegebenen Standort 
und die sich daraus ergebenden Anforderungen an die anderen terri¬ 
torialen Teilstrukturcn; 

- die Umprofilierung bestehender Objekte und die sich daraus er¬ 
gebenden Veränderungen hinsichtlich der Inanspruchnahme terri¬ 
torialer Ressourcen, Infrastrukturkapazitäten und Arbeitskräfte; 
die Lokalisierung neuer Objekte. Das bezieht sich sowohl auf Er¬ 
satz- oder Erweiterungsinvestitionen am alten oder an einem neuen 
Standort als auch auf Neuinvestition bei Aufnahme einer neuen 
Produktion an einem neu zu wählenden Standort. Dabei sind auch 
die Anforderungen an die Standortbedingungen des betreffenden 
Gebietes auszuweisen; 

- die Einstellung gesellschaftlich uneffektiver Produktionen oder 
ihre Verlagerung mit dem Ziel, das Standort System des Zweiges zu 
rationalisieren, territoriale Ressourcen und Arbeitskräfte für 
andere Aufgaben im Gebiet frei zu setzen. 

Die Standort konzeptionell der Zweige müssen von der Befriedigung 
des konsumtiven und produktiven Bedarfs sowie von der Intensivierung 
der Produktion ausgehen. Das schließt aber die Rationalisierung des 
bestehenden, historisch gewachsenen Standortsystems ein. Die Stand¬ 
ortsysteme sind mit ihrer Hilfe so zu gestalten, daß mit einem geringst¬ 
möglichen Aufwand an gesellschaftlicher Arbeit (nicht nur an zweig¬ 
spezifischer Arbeit) ein Maximum an volkswirtschaftlichen und außer¬ 
ökonomischen Resultaten erzielt werden kann. 

Da jedoch die Entwicklung der Standortsysteme der Zweige mit der Territoriale 
Entwicklung der Bezirke, Kreise, Städte und Gemeinden objektiv ver- und regionale 
bunden ist und einen wesentlichen Bestandteil und Entwicklungsfak- Koordinierung 
tor der Territorialstruktur der Volkswirtschaft bildet, bedarf es der Produktion 

- einer gesamtterritorialen Konzeption der Standortverteilung der 
Produktivkräfte; 

- Konzeptionen der Gebiete für die Entwicklung der regionalen Pro¬ 
duktionsstruktur und damit 

- der Koordinierung von Zweig-, Gebiets- und gesamtterritorialer 
Entwicklung. 

Deshalb müssen die Standortkonzeptionen der Zweige in engem Zu¬ 
sammenwirken von gesamtvolkswirtschaftlichen, zweigleitenden und 
örtlichen Staatsorganen, insbesondere im Bezirk, erarbeitet werden. 

Aufgabe der örtlichen Staatsorgane, insbesondere der Räte der Be¬ 
zirke und ihrer Bezirksplankommissionen ist es, die regionalen Erfor¬ 
dernisse, Möglichkeiten und Bedingungen für die Entwicklung der 
Produktionsstruktur im Gebiet zu bestimmen. Das alles ist im Rahmen 
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einer proportionalen Gesamtstruktur des Gebiets und der zentralei 
Vorgaben für die Standortverteilung der Produktion zu analysiere) 
und gleichzeitig sind entsprechende Vorschläge auszuarbeiten. Dazu 
gehören Standortvorschläge für die Schwerpunkte der Intensivierung 
der Produktion und für die mögliche Einordnung neuer Produktions 
Objekte im Gebiet sowie Vorschläge für die Rationalisierung der regio 

nalen Produktionsstruktur. Diese betreffen 

- die territoriale Koordinierung der Rationalisierungsmaßnahmei 
räumlich benachbarter Betriebe; 

die komplexe Rationalisierung ganzer Industriegebiete; 

- die gemeinsame Lokalisierung von Investitionsmaßnahmen ver¬ 
schiedener Zweige in einem territorialen Investitionskomplex; 

- die Gestaltung einer effektiven regionalen Produktions- und Wis 
sonschaftsstruktur (inncrgebietliche Konzentration und Kombina¬ 
tion von Produktions- und Wissenschaftskapazitäten, Verlagerung 
profilfremder Produktionen, Beseitigung von Parallel- und Splitter¬ 
produktionen). 

Auf der Grundlage dieser eigenständigen analytisch-konzeptionellen 
Arbeit sind besonders die Bezirksplankommissionen als aktive Partner 
der bereichs- und zw’eigleitenden Organe in der Lage, die Standort- 
anforderungen der Zweige mit den Standortbcdingungon der Gebiete 
zu koordinieren und zu bilanzieren. 

Die Konzeption der Standortverteilung der Produktion und der ihr zu- 
geordneten Wissenschaftseinrichtungen sind ein integrierter Bestand¬ 
teil der langfristigen Planung zur Entwicklung der Volkswirtschaft auf 
allen Ebenen. Sie bereiten die territorialen Planentscheidungen vor 
und führen zu einem hohen volkswirtschaftlichen und lebensstandard- 
wirksamen Effekt. 

Die zentrale Standortkonzeption der Produktion leitet sich aus der 
Entwicklungskonzeption der Volkswirtschaft ab und ist auf folgende 
Schwerpunkte orientiert: die territoriale Zu- und Einordnung volks¬ 
wirtschaftlich wichtiger Vorhaben mit langfristigen Umschlagsprozes¬ 
sen (zum Beispiel der Energie- und Rohstoffwirtschaft), die territoriale 
Sicherung von Schwerpunktvorhaben der sozialistischen ökonomi¬ 
schen Integration, die Vorbereitung bedeutender Vorhaben der zweig¬ 
lichen und territorialen Rationalisierung, einschließlich notwendiger 
Ersatzinvestitionen; die Schaffung von leistungsfähigen Standort¬ 
komplexen in der Land- und Nahrungsgüterwirtschaft auf der Basis 
der industriemäßigen Agrarproduktion. 

Die territoriale Umsetzung diosor volkswirtschaftlichen Gesamtkon¬ 
zeption erfordert die Übergabe zentraler Vorgaben an die Bereichs-, 
Zweig- und Bezirksorgane sowie die Ausarbeitung von Vorschlägen 
durch diese Organe als Konzeptionen zur Standortverteilung der 
Zweige. 
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5. Die planmäßige Entwicklung 
der territorialen Verteilung 
der Bevölkerung 
und des gesellschaftlichen 
Arbeitsvermögens 


5.1. Die Funktion der territorialen Bevölkerungsstruktur 

im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß 


„Entwickelte sozialistische Gesellschaft - das heißt also, alle Bedin¬ 
gungen zu schaffen, damit sich die gesellschaftlichen Beziehungen 
und die körperlichen und geistigen Fähigkeiten der Menschen voll 
entfalten können, ... daß sie ihr Leben inhaltsreich und kulturvoll 
zu gestalten vermögen ... ‘ a 

Der Mensch ist der Schöpfer aller Werte; er ist zugleich Verbrau- Mensch , 

eher, Konsument. Die differenzierte Struktur der wachsenden mate- Bevölkerung 


riellen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung wird wesentlich 
von deren demografiseher Zusammensetzung und ihrer territorialen 
Verteilung bestimmt. Ebenso hängen der Umfang und die Zusammen¬ 
setzung des Arbeitsvermögens maßgeblich von demografischen Fakto¬ 
ren und ihrer territorialen Verteilung ab. 

Die Bevölkerungsstruktur differiert zwischen den einzelnen Gebieten 
aus gesellschaftspolitischen, ökonomischen, soziologischen, natür¬ 
lichen und anderen Gründen. Zugleich ist die demografische Situation 
einer ständigen Veränderung unterworfen. Eine effektive Standort¬ 
planung der Produktivkräfte und die planmäßige Schaffung der Vor¬ 
aussetzungen für eine optimale Bevölkerungs- (und Arbeitskräfte-) 
reproduktion erfordern folglich Analyse, Prognose und langfristige 
Planung der demografischen Strukturen und ihrer Entwicklungen in 
ihrer territorialen Differenziertheit. 

Sie sind die Voraussetzung für die Planung der notwendigen Einrich¬ 
tungen im Produktions- und Dienstleistungsbereich ebenso wie für eine 
zielgerichtete Beeinflussung der demografischen Erscheinungen und 
Prozesse durch bevölkerungspolitische Maßnahmen. Dabei müssen die 
Erkenntnisse der Sozialplanung berücksichtigt werden. 

Die Stellung der Bevölkerung im volkswirtschaftlichen Reproduktions¬ 
prozeß läßt sich durch ein Schema 2 verdeutlichen (vgl. Abbildung 17). 


und gesell¬ 
schaftliche 
Reproduktion 


1 Programm der Sozia¬ 
listischen Einheitspartei 
Deutschlands, ln: 

Neues Deutschland vom 
25.5.1976, S. 4 

2 Die im Schema dar- 
geatelltei Beziehungen 
gelten allgemein; sie wei¬ 
sen jedoch - bezogen auf 
einzelne Gebiete - eine 
Keüio von Besonderhei¬ 
ten auf, die sich infolge 
der Migrationsprozesse, 
der Pendelwanderung 
und anderer zwischen- 
gehietlicher Verflech¬ 
tungen ergeben 
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Abbildung 17 

Stellung der Bevölkerung im volkswirtschaftlichen Reproduktionsprozeß 


Hierbei sind 

NM 

= nicht materieller Bereich 

B 

“ Bevölkerung 

NE 

«* Nationaleinkommen 

A' 

- arbeitsfähige Bevölkerung 

L 

- Leistungen (Dienste) 

A 

— Arbeitskräfte 

Akk 

- Akkumulation 

51 

= materieller Bereich 

K 

= Konsumtion 


Die ständige Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Bevölkerung und die erweiterte Reproduktion der Arbeitskraft bestim - 
men die Aufgaben der sozialistischen Sozial-, Bevölkerungs- und Wirt¬ 
schaftspolitik. Sic loiton sich unmittelbar aus den Erfordernissen des 
ökonomischen Grundgesetzes des Sozialismus und der auf dem 
VIII. Parteitag der SED formulierten Hauptaufgabe ab. Ihre plan¬ 
mäßige Verwirklichung durch die örtlichen Organe der Staatsmacht 
auf der Grundlage des Prinzips des demokratischen Zentralismus stellt 
eine wesentliche Voraussetzung für die Intensivierung des volkswirt¬ 
schaftlichen Reproduktionsprozesses dar. 

Dort, wo die Menschen sich reproduzieren, wo sie arbeiten, um konsu¬ 
mieren, leben zu können, das heißt an den Standorten von Arbeit und 
Konsumtion, liegen die räumlich bestimmten Ansatzpunkte für die 
Verbesserung des materiellen und geistig-kulturellen Lebensniveaus, 
für die Herausbildung sozialistischer Persönlichkeiten, für die Erwei¬ 
terung der Reproduktion des Arbeitsvermögens und der Bevölkerung. 
Diese Ansatzpunkte bilden 

1. die Arbeitsstandorte: Hier entstehen arbeitsteilig die Erzeugnisse 
und Dienstleistungen für die gesellschaftliche Reproduktion; hier 
befindet sich zugleich die primäre Einkommensquelle der Bevölke¬ 
rung. 

In den Arbeitsstätten mit ihren vielfältigen räumlichen Verflech¬ 
tungen reproduziert sich die Arbeitskraft im Arbeitsprozeß selbst; 
hier erwirbt sie die Arbeitsfähigkeiten und -erfahrungen: hier ge¬ 
winnt der arbeitende Mensch entscheidende Impulse zur Entfal¬ 
tung seiner geistigen, körperlichen und moralischen Peisönlichkeit. 

2. die Wohngebiete: Sie sind die konkreten Ansatzpunkte für die Ver¬ 
besserung des Lebensniveaus der Bevölkerung und ihrer Arbeits¬ 
kraft. 


Die individuelle wie die gesellschaftliche Konsumtion sind an ein 
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vielgliedriges Netz von Konsumtionsstätten (Wohnhäuser, Versor¬ 
gungseinrichtungen, Schulen und andere Bildungsstätten, Ge¬ 
sundheitseinrichtungen, Einrichtungen für die Freizeitgestaltung, 

Sportstätten usw.) gebunden. 

3. die Lebensumwelt. Die Arbeitskraft des Menschen reproduziert 
sich durch die ständige Kommunikation mit einer konkreten, na¬ 
türlich entstandenen und durch gesellschaftliche Arbeit geformten, 
räumlich gegliederten und territorial differenzierten Umwelt. 

Das Naturmilicu, die natürlichen Faktoren (Klima, Wasscrressour- 
cen, Oberflächengestalt, Bodenfruchtbarkeit, geologischer Aufbau 
und Lagerstätten, Pflanzen- und Tierwelt usw.) wirken auf den 
Arbeitsprozeß (als einem Prozeß der Auseinandersetzung mit der 
Natur) ein; sie werden mehr und mehr bei der Schaffung bestmög¬ 
licher Bedingungen für die Reproduktion und Entwicklung der 
Menschen ausgenutzt und als bebaute Umwelt beherrscht. 

Es gehört zu den Aufgaben der Tcrritorialplanung, in Verbindung mit Planung der 
den entsprechenden Organen der Zweig- und Bereichsplanung die gün- territorialen 
stigsten territorialen Bedingungen für die Reproduktion der Arbeits- Eeproduktions- 
kraft und der Bevölkerung in den Arbeits- und Konsumtionsstätten bedingungen 
zu schaffen. Durch die Herstellung der bestmöglichen räumlichen Be- der Bevölkerung 
Ziehungen zwischen Arbeits- und Wohnstätten und insgesamt durch 
die Gestaltung einer sozialistischen Umwelt trägt die Territorialpla¬ 
nung zur ständigen Erhöhung des Lebensniveaus im Sinne einer erwei¬ 
terten Reproduktion der sozialistischen Produktionsweise bei. Die 
Planung der territorialen Bevölkerungsstruktur ist ein wesentlicher 

Bestandteil der planmäßigen Entwicklung einer sozialistischen Tcrri- 
torialstruktur der gesellschaftlichen Reproduktion. 

Die territoriale Bevölkerungsstruktur ist als räumliche Differenzie¬ 
rung der demografischen Faktoren - insbesondere des gesellschaft¬ 
lichen Arbeitsvermögens - nach Teilgebieten im Territorium des Lan¬ 
des (sowie im weiteren Sinne auch im Rahmen des RGW-Tcrricoriums) 
zu verstehen. 

Als regionale Bevölkerungsstruktur wird die quantitative und quali¬ 
tative Struktur — insbesondere des gesellschaftlichen Arbeitsvermö¬ 
gens - in einem Gebiet verstanden. Das schließt auch die innergebiet- 
licho Bevölkerungsverteilung ein. 

Ausgangspunkt aller territorialökonomischen Maßnahmen zur Siche¬ 
rung der notwendigen Übereinstimmung zwischen der Entwicklung 
der Bevölkerung, der Arbeitsplätze, der Wohnungen und anderer Ein¬ 
richtungen der Infrastruktur bildet die Analyse der demografischen 
Situation und ihrer voraussichtlichen Entwicklung in den verschiede¬ 
nen Gebieten des Landes. Besonders wichtig ist in diesem Zusammen¬ 
hang die Untersuchung der territorial differenzierten Zusammenset¬ 
zung der Bevölkerung nach sozialen Klassen und Schichten, nach Alter 
und Geschlecht, nach Familien, Haushalten, Berufsgruppen und ande- 
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Territoriale 
Differenzierung 
der Struktur- 
merkmale 


Altersaufbau 


rem. Grundlegende Bedeutung für die Planungs- und Leitungstätig¬ 
keit besitzt die Untersuchung der Zusammensetzung der Bevölkerung 
nach Alter und Geschlecht, weil diese wesentlich die Bedürfnisstruktur 
der Bevölkerung und die Möglichkeiten ihrer Einbeziehung in den ge¬ 
sellschaftlichen Arbeitsprozeß sowie die gesamte künftige demografi¬ 
sche Entwicklung bestimmt. 

Die Unterschiede im Altersaufbau der Bevölkerung in den einzelnen 
Gebieten der Republik werden aus Abbildung 18 ersichtlich. 





Abbildung 18 

Unterschiede im Altersaufbau der Bevölkerung in den einzelnen Bezirken 
der DDR 

(Die Parallelen zur linken oberoi» Drolecksclto kennzeichnen den Anteil der Personen Im ar- 
bcltsfAhiRen Alter an der gesamten Bevölkerung; die Parallelen zur rechten Droleckselte be¬ 
stimmen die entsprechenden Anteilzahlen der Kinder und Jugendlichen unter 15 Jahren, und 
auf den waagerechten Linien sind die Werte für die lrn Kentcnalter befindlichen Personen ein¬ 
getragen. Besondere die Anteilzahlen der Personen im Kindes- und Rentenalter differieren be- 
trfielitllch xwIMhon den einzelnen Bezirken.) 


Diese territorialen Unterscliiede in der Altersstruktur wurden durch 
eine unterschiedliche Bevölkerungsentwicklung in der Vergangenheit 
hervorgerufen; sie sind andererseits maßgebliche Ursache für unter¬ 
schiedliche Entwicklungen in Gegenwart und Zukunft. 

Die einzelnen Komponenten der Bevölkerungsentwicklung, die jeweils 
entscheidend von der konkreten Altersstruktur der Bevölkerung be¬ 
stimmt werden, sind die Geburten, die Sterbefälle, die Zu- und Weg¬ 
züge. 
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Infolge der altersstrukturellen Unterschiede ergeben sich beträchtliche 
territoriale Abweichungen bezüglich der Sterbehäufigkeit (vgl. Ta¬ 
belle 18), während sich für die Sterblichkeit (im engeren Sinne, das 
heißt abstrahiert von altersstrukturellen Einflüssen, reziprok als 
Lebenserwartung in Erscheinung tretend) eine weitgehende Überein¬ 
stimmung feststellen läßt. Die Einwohner aller Bezirke und Kreise 
haben prinzipiell in gleichem Maße Anteil an der bedeutenden Verrin¬ 
gerung der Sterblichkeit, das heißt an der Erhöhung der Lebenserwar¬ 
tung. Sie betrug in den Nachkriegsjahren in der DDR im Durchschnitt 
weniger als 66 Jahre, 1970 dagegen über 71 Jahre. 


Tabelle 18 

Geburten- und Sterbeziffern ausgewühlter Kreise der DDR 1971*) 



Geborene 

Gestorbene 


auf 1000 der Bevölkerung 

DDR 

13,8 

13,8 

Stadtkreis Halle-Neustadt 

26,8 

2,4 

Stadtkreis Schwedt (Oder) 

23,5 

4,8 

Stadtkreis Noubrandenburg 

17,6 

6,6 

Plauen 


18,4 

Klingenthal 

10,1 

16,0 

Oelsnitz 


17,5 


•> Quelle: Statistisches Jahrbuchder DDR 1973, Staateverlag der DDR, Berlin 1973, S. 478ff. 


Demgegenüber differiert die Geburtenhäufigkeit nicht nur infolge eines 
unterschiedlichen Altersaufbaus der Bevölkerung in den einzelnen 
Territorien, sondern darüber hinaus auch aufgrund unterschiedlicher 
Fruchtbarkeitsverhältnisse, wie sie zum Beispiel in einer unterschied¬ 
lichen Familiengröße ihren Ausdruck finden. Dies wird aus der Gegen¬ 
überstellung der Angaben in Tabelle 19 deutlich: 


Tabelle 19 

Mehrper8onetihaushalie ausgeivählter Bezirke der DDR nach der Zahl der in 
ihnen lebenden Kinder am 1.1.1971 (Anteilszahlen in Prozent)*) 



Haushalte 

insgesamt 

Ohne 

Kindern 

Mit 1 
und 2 
Kindern 

Mit 3 
und mehr 
Kindern 

DDR 

100 

48 

42 

10 

Hauptstadt Berlin 

100 

49 

43 

8 

Karl-Marx-Stadt 

100 

54 

39 

7 

Schwerin 

100 

44 

41 

16 

Neubrandenburg 

100 

42 

42 

16 


•) Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1973, Staatsvcrlog der DDR, Berlin 1973, S. 181 ff. 
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Geburls- und 
Sterbehäufigkeit 


Familiengröße 
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Auch die Wanderungsbewegung zwischen den Gebieten, ihre Größe 
und ihre Struktur wird maßgeblich von den konkreten Bedingungen 
in den Wegzugs- und Zuzugsgebieten bestimmt und weist neben be¬ 
stimmten gemeinsamen Merkmalen beträchtliche territoriale Unter¬ 
schiede auf. 3 


5.2. Entwicklungstendenzen und -ziele der territorialen 

Bevölkerungsstruktur und der planmäßigen Verteilung 
des Arbeitsvermögens 

Gesetzmäßig- Einbezogen in den gesamtgesellschaftlichen Reproduktionsprozeß ist 

keilen der die Bevölkerung Ausgangspunkt aller gesellschaftspolitischen Maß- 

Bevölkerungs- nahmen zur Verwirklichung des ökonomischen Grundgesetzes des 

entwicklnng Sozialismus. Das schließt Maßnahmen ein, die der zielstrebigen Durch¬ 

setzung von objektiv wirkenden sozialistischen Bevölkerungsgesetzen 
dienen, wozu auch die Tendenzen der territorialen Bewegungsformen 
gehören. 

Ein solches Ziel ist fest im sozialpolitischen Programm des sozialistischen 
Staates verankert. Im Mittelpunkt stehen dabei die langfristig konzi¬ 
pierten wohnungspolitischen Vorhaben, insbesondere in den Zentren 
der Arbeiterklasse. Bevölkerungsentwicklung, Bevölkerungsstruktur, 
territoriale Verteilung der Bevölkerung werden (in Verbindung mit der 
Entwicklung des Siedlungsnetzes und der Einrichtungen der Infra¬ 
struktur) mehr und mehr Ausmaße und Formen annehmen, die den 
Gesetzmäßigkeiten der sich entwickelnden sozialistischen Lebensweise 
entsprechen. Die Aufdeckung und die planmäßige allseitige Verwirk¬ 
lichung der Erfordernisse sozialistischer Bevölkerungsgesetze werden 
wesentlich von der weiteren Entwicklung der demografischen Wissen¬ 
schaft und der immer vollständigeren Kenntnis der Wirkungsbedin¬ 
gungen dieser Gesetze bestimmt. 

Natürliche Bevölkerungsbewegung (Geburten, Sterbefälle) und räum¬ 
liche Bevölkerungsbewegung (Wanderung) beeinflussen die Entwick¬ 
lung der Einwohnerzahlen und -Zusammensetzung der einzelnen Ge¬ 
biete, die Standortverteilung der Produktivkraft Mensch und damit 
die territorialen und regionalen Bcvölkcrangs- und Axbeitskräftc- 
strukturen. 

Natürliche Eine bevölkerungspolitische Beeinflussung und Steuerung der natür- 

Bevölkerungs- liehen Bevölkerungsbewegung ist kurzfristig nur bedingt, möglich. In 

bewegung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft können und müssen sol¬ 

che Bedingungen geschaffen werden, die langfristig die Bevölkerungs¬ 
reproduktion sichern. 

Neben der weiteren Erhöhung der Lebenserwartung der Menschen und 
der Verbesserung ihres Gesundheitszustandes, als wesentlicher Vor¬ 
aussetzung der Lebens- und Schaffensfreude der Menschen bis ins hohe 
s Vgl. Abschnitt 5.2. Alter, steht im Mittelpunkt der bevölkerungspolitischen Maßnahmen 
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die Sicherung einer im Interesse der einzelnen Menschen (Familien) 
und der gesamten Gesellschaft sich vollziehenden Geburtenentwick¬ 
lung. 

Zu den wichtigsten Faktoren, die die Familiengröße, die individuelle 
Familienplanung bestimmen, gehören 

- die materielle Lage der Familien mit Kindern, 

-- die Wohnverhältnisse, 

- der Grad der Frauenbeschäftigung und - qualifizier ung sowie 

- die Möglichkeiten der Betreuung von Kindern in Kinderkrippen 
und -gärten. 

Diese und andere Faktoren wirken komplex, jedoch mit unterschied¬ 
licher Intensität. 

Eine vordringliche sozial- und bevölkerungspolitische Aufgabe besteht 
darin, Voraussetzungen zu schaffen, die den Familien immer besser er¬ 
möglichen, ihre verschiedenartigen Bedürfnisse - darunter das Bedürf¬ 
nis der Frauen nach beruflicher Tätigkeit, nach Qualifizierung und nach 
einer bestimmten Zahl vonKindcm-zu befriedigen. Das sozialpolitische 
Programm des IX. Parteitages der SED und die weiteren Beschlüsse 
von Partei und Regierung dienen dazu, diese Aufgabe zu lösen. 

Neben zentralen staatlichen Maßnahmen zur Förderung der Geburten¬ 
entwicklung sind die oben genannten Faktoren vor allem durch die ört¬ 
lichen Organe der Staatsmacht verstärkt zur Durchsetzung der soziali¬ 
stischen Bevölkerungspolitik zu nutzen. 

Bereits seit Jähren zeigt sich eine Annäherung der territorial differen¬ 
zierten Fruchtbarkeitsziffern bei allgemein sinkender Tendenz. Trotz¬ 
dem ist auch in Zukunft eine unterschiedliche Geburtenhäufigkeit 
zwischen den einzelnen Gebieten - insbesondere zwischen Stadt und 
Land - zu erwarten. 

Auch für den Bereich der Gesundheitspolitik ergeben sich wichtige Auf¬ 
gaben, die die natürliche Bevölkerungsbewegung in den Gebieten be¬ 
einflussen: zum Beispiel die Schaffung gesunder Lebensbedingungen 
und ausreichender Möglichkeiten sportlicher Betätigung sowie sinn¬ 
voller Freizeitbeschäftigung, prophylaktische Maßnahmen zur Verhin¬ 
derung von Erkrankungen, die Verbesserung der stationären Betreu¬ 
ung kranker Menschen, ihre soziale und berufliche Rehabilitation. 

Von wesentlicher Bedeutung für die Dynamik der territorialen und 
regionalen Bevölkerungsentwicklung sind die Veränderungen des 
Wohnsitzes der Bevölkerung über Gebietsgrenzen hinweg. Diese Zu- 
und Wegzüge der Menschen - als Wanderungsbewegung (Migration) Wanderungs- 
bczeichnet - verlaufen territorial differenziert. bewegung 

Im Unterschied zu den engen Grenzen, die einer planmäßigen Beein¬ 
flussung der natürlichen Bevölkerungsentwicklung gesetzt sind, kön¬ 
nen Wanderungsströme in verhältnismäßig kurzen Zeiträumen be¬ 
trächtliche Veränderungen der demografischen Situation im Territo¬ 
rium herbeiführen. 
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•) Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1974, Staatsvcrlag der DDR, Berlin 1974, S. 425 

Nach bisherigen Erkenntnissen lassen sich folgende Merkmale der 
Wanderungsbewegung nach weisen : 

Die Intensität der Wanderungsströme nimmt mit der räumlichen Ent¬ 
fernung der beteiligten Gebiete ab. Innerhalb eines Gebiets ist die 

Wanderungsbewegung von Ort zu Ort stärker als über die Grenzen die¬ 
ses Gebietes hinweg. 

Im allgemeinen gewinnt jede Gemeindegrößengruppe aus der kleine¬ 
ren und gibt an größere ab. Klein- und Mittelstädte spielen die Rolle 
eines Zwischengliedes, in die die Landbevölkerung einwandert und aus 
der die Abwanderung in die Großstädte erfolgt. 

Wanderungssalden zwischen den Bezirken ändern sich ohne plan¬ 
mäßige Einflußnahme nur sehr langsam, Wanderungssalden zwischen 
den Kreisen und Gemeinden sind dagegen stärkeren Schwankungen 
unterworfen. 4 Abwandernde aus Industrie- und Ballungsgebieten 
haben die Tendenz, in Gebiete mit gleicher oder ähnlich gelagerter 
Wirtschaftsstruktur zu wandern. 

Ursachen der Entscheidende Ursache für die Wanderungsbewegung bilden die terri- 

Wanderungs - torial unterschiedlichen Arbeits- und Lebensbedingungen und die un- 

beivegung terschiedliche Arbeitsplatzentwicklung (oder die unterschiedliche Be¬ 

setzung vorhandener Arbeitsplätze) in den Betrieben und Einrich¬ 
tungen der Gemeinden, Kreise und Bezirke. Dies ist vor allem zurück- 
zufnhren auf 


4 Vgl. Bose, 0., Ent¬ 
wicklungstendenzen der 
Binnenwanderung ln der 
DDR im Zeitraum 1953 
bis 1965, Petermanna 
Geographische Mittei¬ 
lungen 1970, Heft 2 


generelle Änderungen des Funktionstyps der Siedlung durch die 
Ansiedlung oder Erweiterung von Produktionsstätten und Dienst¬ 
leistungsbetrieben, 

die Tendenz zur Verstädterung der ländlichen Siedlungsweise oder 
ländlicher Siedlungen (Urbanisierung) mit wachsendem Arbeits¬ 
kräftebedarf in den Infraeinrichtungen, 






5.2. Entwicklungstendenzen und -ziele 


191 


- die Zentralisierung von Infraeinrichtungen in bestimmten Sied¬ 
lungen mit entsprechendem Arbeitskräftebedarf, 

- die Reduzierung von Arbeitsplätzen im Gefolge der sozialistischen 
Rationalisierung und Intensivierung, 

- die Schaffung von günstigen Voraussetzungen für die mehrschich¬ 
tige Auslastung hocheffektiver Grundfonds. 

Diese und andere Faktoren finden in bestimmten YVanderungstvpen Wander ungs- 
mit einer spezifischen Alters- und Geschlcchterstruktur der Wandern- typen 
den einen charakteristischen Ausdruck; es lassen sich insbesondere 
unterscheiden 6 


- Wanderungstypen bei Arbeitskräftezuführung ins Gebiet, 

- Wanderungstypen in Gebieten, die sich arbeitskräftemäßig selbst 
ausbilanzieren, und 

- Wanderungstypen bei Arbeitskräfteabgabe des Gebietes. 

Diese Wanderungstypen werden auch als Wanderungsgrundtypen be¬ 
zeichnet; sie werden modifiziert durch Wanderungsbewegungen, die 
nur mittelbar von Arbeitskräftczu- oder -Wegzügen ausgelöst weiden, 
zum Beispiel bei örtlich unausgewogener Geschlechterstruktur oder 


durch Verzüge von Personen im Kindes- und Rentenalter (das heißt, 
von nicht wirtschaftlich tätigen Familienangehörigen). 

Eine spezifische Wanderungsbewegung kann ferner bei Aufnahme oder 
Abschluß einer beruflichen Ausbildung in Erscheinung treten. Von 
großer Bedeutung für* das Ausmaß und die Richtung von zwischen- 
gebietlichen Wanderungsströmen sind örtliche Unterschiede im Niveau 
der Arbeits- und Lebensbedingungen, insbesondere hinsichtlich des zur 
Verfügung stehenden Wohnraumes. 

Die räumliche Mobilität ist - planmäßig gelenkt - ein stabilisierender 
Faktor des Reproduktionssystems der einzelnen Gebiete; sie führt je¬ 
doch in jedem Falle - verstärkt durch den Mitzug von Familienange¬ 
hörigen - zu Anforderungen an die Betreuung und Versorgung im Auf¬ 
nahmeort. Es ist daher notwendig, die Migrationsprozesse im Hinblick 
auf ihre volkswirtschaftliche Effektivität im weitesten Sinne zu ana¬ 
lysieren. Dabei sind gleichzeitig die durch Wanderungen ausgelösten 
soziologischen, Ökonomischen und demografischen Folgen sowohl für 
die Zuzugs- pls auch für die Wegzugsgebiete zu berücksichtigen. 

Eine weitere Form der räumlichen Mobilität, die zum territorialen 
Ausgleich zwischen Arbeitsplätzen und Arbeitskräften führen kann, 
bildet die Pendelwanderung. Während die Wanderungsbewegung (im 
eigentlichen Sinne) eine Verlegung de3 Wohnsitzes (an den künftigen 
Arbeitsort) bedeutet, wird unter Pendelwanderung die tägliche (oder 
auch wöchentliche) Überbrückung der Entfernung zwischen Arbeits¬ 
und Wohnstätten verstanden. Nach der Entfernung dieser Pendel¬ 
wanderungen können solche zwischen Bezirken, Kreisen, Gemeinden 
oder auch innerhalb der Gemeinden unterschieden werden. 


Pendelwanderung 


5 Vgl. D. .Andrea/ 

G. Geyer, Analyse und 
Prognose der Migration 
und ihre Bedeutung für 
die Tcrritoriulplanung, 
in: Geographische Be¬ 
richte. Heft 1, 1960, 

S. 48f. 
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und darüber 


Abbildung 19 

Verteilung der Wandernden nach dem Alter*) 

•) Errechnet nach: Bevölkerungsstatiatischcä Jahrbuch der DDR, 1074, S. 1600*. 


In der DDR arbeiten mehr als 15 Prozent aller Berufstätigen nicht in¬ 
nerhalb ihres Wohnkrcises. Mindestens ebcnsoviclo Pendler üben eine 
berufliche Tätigkeit außerhalb ihres Wohnortes aus. 

Das Hauptmotiv auch für die Pendelwanderung bildet neben der 
räumlichen Trennung von Wohn- und Arbeitsort der Unterschied im 
Arbeitsplatzangebot nach Quantität und Qualität zwischen den Sied¬ 
lungen. Die Entwicklung der Pendlerströme ist sowohl unter dem Ge¬ 
sichtspunkt der Auswirkungen auf die territorialen Bevölkerungs- und 
Arbeitskräftebilanzen als auch bezüglich ihrer Konsequenzen für die 
Arbeits- und Lebensbedingungen der betreffenden Arbeitskräfte zu er¬ 
fassen und zu planen. Dabei spielt nicht nur die Länge des täglich zu¬ 
rückgelegten Weges zur Arbeitsstätte eine wichtige Rolle, sondern - in 
Abhängigkeit von den Verkehrsbedingungen - vor allem die dafür be¬ 
nötigte Wegezeit und Beförderungsqualität. Gerade bei der Beurtei¬ 
lung der Pendelwanderung müssen volkswirtschaftliche Effektivi- 
tätskriterien und Auswirkungen auf die Arbeits- und Lebensbedingun- 
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gen in untrennbarer Verbindung gesehen werden. Aus diesem Grunde 
sind ihre ökonomischen und außerökonomischen Motive zu erforschen 
und in einer planmäßigen Standortverteilung der Arbeitsstätten und 
Versorgungs- oder Betreuungseinrichtungen im Interesse der Bevöl¬ 
kerung und der Volkswirtschaft zu berücksichtigen. 

Von entscheidender Bedeutung für die lang- und mittelfristige Pia- Voraussichtliche 
nung der Volkswirtschaft und ihrer territorialen Aspekte ist eine mög- Bevolkerungs- 
lichst genaue Kenntnis der künftigen Bevölkerungs- und Arbeits- entwicklung 
kräftezahlen beziehungsweise -Strukturen in ihrer territorialen Vertei- nach Gebieten 
lung. Das verlangt eine kontinuierliche und differenzierte Bevölke¬ 
rungsvorausberechnung nach territorialen Einheiten. Sie wird von den 
vorgenannten Tendenzen der Bevölkerungsbewegungen bestimmt. 

Nachdem als Folgeerscheinung des 2. Weltkrieges seit 1950 eine Ver¬ 
ringerung der Bevölkerungszahl der DDR um 1,3 Millionen (und der 
arbeitsfähigen Bevölkerung um rund 675000) eintrat, muß auch in den 
nächsten beiden Jahrzehnten mit Konsequenzen dieser Entwicklung 
gerechnet werden. 

ln Verbindung mit den Auswirkungen der Altersstruktur und ihrer 
künftigen Veränderung wird die weitere Entwicklung maßgeblich von 
der Geburtenzahl abhängen. 

Die Unsicherheit, die einer Aussage über die künftige Bevölkerungs- Künftige Zahl 
entwicklung anhaftet, konzentriert sich vor allem auf die im Kindes- der Personen 
alter befindlichen Personen. Stabilisiert sich die Geburtenrate auf dem im Kindesaiter 
gegenwärtigen Niveau, muß mit einem erheblichen Bevölkerungsrück¬ 
gang gerechnet werden. Für die gesamte Altersgruppe unter 15 Jah¬ 
ren wäre (von gewissen Schwankungen innerhalb des Prognosezeitrau¬ 
mes abgesehen) ein Rückgang bis 1980 von mindestens 10 Prozent und 
bis 1990 (gegenüber dem jetzigen Stand) von 15 Prozent zu erwar¬ 
ten. 

Diese Entwicklungszahlen differieren zwischen den verschiedenen Be¬ 
zirken. Wesentlich stärker als im DDR-Durclischnitt wird der Bevölke¬ 
rungsrückgang in den Bezirken Dresden, Gera, Leipzig und besonders 
im Bezirk Karl-Murx-Stadt verlaufen; ein beträchtlicher Rückgang 
der Zahl der im Kindesalter befindlichen Personen ist außer in den be¬ 
reits genannten Bezirken in den Bezirken Halle, Potsdam und Suhl 
zu erwarten. 

Der in den zurückliegenden Jahren zu beobachtende Rückgang der Künftige Zahl 
Zahl der im arbeitsfähigen Alter befindlichen Personen wird durch der Personen 
eine positive Entwicklung abgelöst, und es kann im Jahre 1980 mit im arbeitsfähigen 
einer Zahl gerechnet werden, die im Durchschnitt der DDR um etwa Alter 
6 Prozent und im Jahre 1990 um 10 Prozent höher liegt, als zum gegen¬ 
wärtigen Zeitpunkt. 

Auch hier sind Unterschiede zwischen den einzelnen Bezirken abzu¬ 
sehen: Einer stärkeren Bevölkerungszunahme in dieser Altersgruppe 
in den Bezirken Cottbus, Frankfurt, Potsdam und vor allem in den 
nördlichen Bezirken Neubrandenburg, Schwerin und Rostock steht 
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eine geringere Erhöhung der Zahl arbeitsfähiger Personen in den Be¬ 
zirken Leipzig, Suhl und Karl-Marx-Stadt gegenüber. 

Eine günstige Veränderung der Gesehlechterstruktur der Personen im 
arbeitsfähigen Alter ist zu erwarten: Gegenwärtig stehen 49 männ¬ 
lichen Personen in dieser Altersgruppe 51 Frauen gegenüber, obwohl 
das arbeitsfähige Alter der weiblichen Bevölkerung um 5 Jahre kürzer 
als das der männlichen Bevölkerung ist; 1990 wird diese Relation da¬ 
gegen 52 zu 48 zugunsten der männlichen Bevölkerung betragen. 
Auch hinsichtlich der Altersstruktur innerhalb dieser Altersgruppe 
zeichnen sich günstige Veränderungen ab: Die Anzahl der Personen in 
den jüngeren und mittleren Altersjahren (unter 50) wird zumindest bis 
1980 leicht ansteigen, während die der älteren Menschen im arbeits¬ 
fähigen Alter zunächst etwas zurückgeht. 

Einen gegenüber der zurückliegenden Entwicklung entgegengesetzten 
Verlauf nimmt die Veränderung der Zahl der im Rentenalter befind¬ 
lichen Personen: Sie beträgt 1980 nur etwa 90 Prozent und 1990 etwa 
75 Prozent im Vergleich zum jetzigen Stand. 

Die Entwicklung der prozentualen Zusammensetzung der Bevölke¬ 
rung nach den genannten drei Altersgruppen wird sich für die DDR 
insgesamt etwa wie in Tabelle 21 angegeben vollziehen. 


Tabelle ZI 

Voraussichtliche Entwicklung der Altersstruktur der Bevölkerung*) 


Altersgruppe 

1974 

1980 

1990 

Untor 15 Jahre 

22 

19 

18 

15 bis unter 60/65 

58 

63 

66 

60/65 und darüber 

20 

18 

16 


100 

100 

100 


•) Errechnet nach Angaben des Statistischen Jahrbuchs der DDK 1974, Staatsverlag der DDR, 
Berlin 1974. Aber Kennziffern der Alterestrnktnr. der Fruchtbarkeit und Sterblichkeit. S. 417. 
456. 403 


Parallel zur Erhöhung der Personenzahl im arbeitsfälligen Alter ist 
mit einer Zunahme der Zahl der Berufstätigen bis 1990 zu rechnen; 
dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß sich infolge der territorialen 
Unterschiede der Zahl der im arbeitsfähigen Alter befindlichen Per¬ 
sonen („Nord-Süd-Gefälle“) zum Teil umgekehrte Proportionen zur 
Zahl der verfügbaren Arbeitsplätze und zum künftigen Arbeitskräfte¬ 
bedarf entwickeln. Daher muß auch in absehbarer Zukunft mit einer 
äußerst angestrengten Arbeitskräftesituation besonders in den Bal¬ 
lungsgebieten der DDR gerechnet werden; eine Ausnutzung der gün¬ 
stiger werdenden demografischen Voraussetzungen wird infolge der 
differenzierten territorialen Entwicklung und der vorhandenen Dis¬ 
proportionen in der territorialen Entwicklung der Bereiche der Infra- 


Künftige Zahl der 
Berufstätigen 


Künftige Zahl 
der Personen 
im Rentenalter 





5.3. Zur Planung der territorialen Bevölkerungsstruktur 


Struktur erschwert. Große Bedeutung hat in diesem Zusammenhang 
die Bereitstellung geeigneter Arbeitsplätze und die Schaffung geeigne¬ 
ter Arbeitsbedingungen für Frauen und Rentner entsprechend der ter¬ 
ritorialen Verteilung dieser Bevölkerungsgruppen. 


5.3. Zur Planung der territorialen Bevölkerungsstruktur 
und des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens 

Die Wechselbeziehungen zwischen Bevölkerung und Ökonomie sowie 
allen anderen gesellschaftlichen Bereichen sind im Rahmen Wirt¬ 
schafts-, sozial- und bevölkerungspolitischer Maßnahmen planmäßig 
zu gestalten. Das setzt voraus: 

1. Die prognostische Einschätzung der demografischen Entwicklung 
im Territorium - insbesondere des Arbeitsvermögens - und ihre 
zielgerichtete Beeinflussung; 0 

2. eine langfristige Konzeption der Standortverteilung der sachlichen 
und menschlichen Produktivkräfte; 

3. die weit vorausschauende Planung der Siedlungsstruktur und ihre 
schrittweise Verwirklichung im Prozeß der sozialistischen Siedlungs¬ 
politik. 

In Übereinstimmung mit den Zielen einer solchen langfristig konzi¬ 
pierten Entwicklungspolitik hat die Territorialplanung vor allem fol¬ 
gende Proportionalitäten im System der Leitung und Planung der 
Volkswirtschaft zu sichern: 

1. Die soziale Infrastruktur ist in ständiger dynamischer Proportiona¬ 
lität mit der sich entwickelnden Bevölkerungs- und Siedlungsstruk¬ 
tur zu gestalten. Hierunter sind besonders diejenigen Einrichtungen 
und Netze zu verstehen, die der Befriedigung der gesellschaftlichen 
und individuellen Konsumtionsbedürfnisse der Bevölkerung des 
jeweiligen Gebietes dienen und zugleich eine wesentliche Voraus¬ 
setzung für die Reproduktion der Arbeitskraft, des Arbeitsvermö¬ 
gens und der Bevölkerung darstellen. Dabei kommt dem AVoh- 
nungsbauprogramm bis 1990 hervorragende Bedeutung zu. 

Bei der Planung des Bedarfs an Leistungen der sozialen Infrastruk¬ 
tur müssen deshalb solche Faktoren berücksichtigt werden, wie die 
Entwicklung der Bevölkerungszahl und ilirer Zusammensetzung, 
die Beschäftigtenstruktur, Höhe und Art. des Einkommens der ver¬ 
schiedenen Bcvölkcnmgsgruppcn, Größe und Zusammensetzung 
der für die konsumtive Reproduktion bereit gestellten gesellschaft¬ 
lichen Fonds, Stand der jeweiligen Bedürfnisbefriedigung sowie 
die Zielsetzungen für die weitere Entwicklung des Lebensstan¬ 
dards. 7 

2. Zur Herstellung der Proportionalität zwischen Arbeitsplatzange¬ 
bot und Arbeitskräfteentwicklung und zur Reproduktion des Ar- 

IS*— 


1951 


Bevölkerungs¬ 
struktur 
und soziale 
Infrastruktur 


0 Vgl. Abschnitt 5.2. 
7 Vgl. Abschnitt 6. 
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Gesellschaftliches 
Arbeitsvermögen 
und Arbeitsplätze 


beitsvermögens im Arbeitsprozeß ist eine entsprechende Standort¬ 
planung der Produktivkräfte und eine wissenschaftlich fundierte 
territoriale Bilanzierung der Bevölkerung und der Arbeitskräfte zu 
gewährleisten. 

Die Planung und Bilanzierung der Bevölkerungs- und Arbeits¬ 
kräfteentwicklung dient insbesondere der Lösung folgender Auf¬ 
gaben: 

- Sicherung einer maximalen Bedürfnisbefriedigung der Men¬ 
schen und höchstmöglicher Reproduktionsziele für das Arbeits¬ 
vermögen ; 


- absolute und relative Reduzierung des gesellschaftlichen Ar- 
beits- und Zeitaufwands durch Intensivierung des gesellschaft¬ 
lichen Reproduktionsprozesses auf der Grundlage zweiglicher 
und territorialer Rationalisierung; 

- Lösung territorial differenzierter Widersprüche zwischen der 
Zahl der Arbeitsplätze und der Arbeitskräfte; Schaffung einer 
weitgehenden Übereinstim m ung im Rahmen einer volks- und 
gebietswirtschaftlich orientierten Planung der Standortvertei¬ 
lung der (sachlichen und menschlichen) Produktivkräfte. 

Die Lösung dieser Aufgaben durch die staatlichen Organe in den Be¬ 
zirken und Kreisen mit Hilfe der Planung und Bilanzierung der Ar¬ 
beitskräfte setzt voraus, daß die Bedarfsanforderungen auf der Basis 
von Normativen für den Arbeitsaufwand in den Betrieben, Einrich¬ 
tungen, Zweigen und Bereichen und für die Leistungen der sozialen 
Infrastruktur beurteilt und aktiv beeinflußt werden. Das hat zum Ziel, 
so weit wie möglich die territorialen und zweiglichen Struktureffekte 
volkswirtschaftlich zu nutzen. Weiterhin muß in diesem Zusammen¬ 
hang das Aufkommen au gesellschaftlichem Arbeitsvermögen bestimmt 
und die Entwicklung der Bevölkerung sowie ihrer Zusammensetzung 
- unter Berücksichtigung der Entwicklung der Wanderungsbewegung 
und der Pendelwanderung - und der rationellen Nutzung des Arbeits¬ 
vermögens aktiv beeinflußt werden. 

Dabei ist den territorialen Proportionalitätsbcdingungen beim Einsatz 
des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens sowie den zwischen- und in- 
nergebietlichen Verflechtungsbeziehungen, der zw*eiglichen und gebiet- 
lichen Spezialisierung sowie der Erreichung effektiver Raum-Zeit- 
Relationen zwischen Wohn- und Arbeitsstätten Rechnung zu tragen. 
In der DDR wird die generelle Entscheidungssituation in den territo¬ 
rialen Einheiten wesentlich dadurch geprägt, daß den unterschiedlich 
strukturierten Standortanforderungen an das gesellschaftliche Ar¬ 
beitsvermögen unterschiedliche territoriale Bedingungen gegenüber¬ 
stehen. Diese Arbeitskräfteanforderungen und -bedingungen sind als 
entscheidende Grundproportion des volkswirtschaftlichen Reproduk¬ 
tionsprozesses nach und in Gebieten zu bilanzieren. 

Unmittelbare Instrumente für die Beurteilung und Beeinflussung der 
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Entwicklung und Verteilung des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens System der 
in den Bezirken und Kreisen sind unter Berücksichtigung ihrer Vcr- territorialen 
flechtung: Bilanzierung 

- die Bilanz der Bevölkerung, der Berufstätigen und der Arbeits- ^^Bevölkerung 

kräftereserven (Tabelle 22); und **•***», 

- Berechnungen über die Entwicklung der Berufstätigen im Territo¬ 
rium sowie Aufkommens- und Deckungsbilanzen der Zweige und 
Bereiche (Tabelle 23); 

- die Arbeitskräfteeinsatzbilanz (Tabelle 24); 

- die Bilanz des Aufkommens und der Verteilung der Schulabgänger 
auf die Bildungswege — Jugendlichenbilanz; 

- die Bilanz der Zu-und Abwanderungen; 

- das Kennziffern- und Normativsystem für den Arbeitskräfteeinsatz. 

Aufgrund des Zusammenhangs zwischen vergegenständlichter und 
lebendiger Arbeit sowie zwischen dem konsumtiven Bedarf der Bevöl¬ 
kerung und seiner Deckung müssen des weiteren als mittelbare Instru¬ 
mente genutzt werden: 

- die Investitionsbaubilanz; 

- die Grundfondsbilanzen für die Planung der komplexen Grund¬ 
fondsreproduktion ; 

- die Bilanz der Geldeinnahmen und -ausgaben der Bevölkerung; 

- die Kapazitätsbilanzen der Bereiche der sozialen Infrastruktur. 


In der Investitionsbaubilanz ebenso wie in den Grundfondsbilanzen 
sind unter Berücksichtigung der Effekte der sozialistischen Rationali¬ 
sierung insbesondere die Entwicklung und Auslastung der Arbeits¬ 
plätzezahl sowie die relative und absolute Freisetzung von Arbeits¬ 
kräften und der dafür erforderliche Aufwand auszu weisen. 

Die Aussagen der Bilanz der Geldeinnahmen und -ausgaben der Be¬ 
völkerung werden auf der Einkommensseite durch qualitative und 
quantitative Arbeitskräfte- und Bevölkerungsstrukturen bestimmt; 
diese Strukturen wirken über die Höhe und die Zusammensetzung der 
zahlungsfähigen Nachfrage auf die notwendige Leistungs- und Kapazi¬ 
tätsentwicklung und damit indirekt auf den Arbeitskräftebedarf der 
von der zahlungsfähigen Nachfrage der Bevölkerung beeinflußten 
Zweige und Bereiche ein. 

Aus den Kapazitätsbilanzen der Bereiche der sozialen Infrastruktur 
müssen unter anderem Rückschlüsse auf den erforderlichen Einsatz 
von gesellschaftlichem Arbeitsvermögen in diesen Bereichen gezogen 
werden. Das geschieht mit Ausstattungsnormativen für Arbeitskräfte 
und Grundfonds. 

Die Ausgangsbasis für die Beurteilung und Beeinflussung der Ent¬ 
wicklung der Arbeitskräfte bildet die durch die Bezirks- und Kreis¬ 
plankommission auszuarbeitende Bilanz der Bevölkerung, der Berufs¬ 
tätigen und der Arbeitskräftereserven. 
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Tabelle 22 

Bilanz der Bevölkerung, der Berufstätigen und der Arbeitskräftereserven 

(.Angaben in 1000 Personen zum Jahresende) (a«r szuurbeiten vom Rat des Kreises / Bezirkes) 


Position 

Vorjahr 


Lfd. Jahr 

Planjahr 


ges. m. 

w. 

ges. m. \v. 

ges. m. w. 


1.0. Bevölkerung insgesamt 

1.1. davon: im Kindesalter 

1.2. im Rentenalter 

1.3. im arbeitsfähigen 

Alter 

2.0. arbeitende Altersrentner 

3.0. nichtarbeitende 
Invaliden- und Voll- 
rentenempfänger im 
arbeitsfähigen Alter 

4.0. Arbeitsfähige der Wohn¬ 
bevölkerung 
(1.3. + 2.0. ./.3.O.) 

5.0. Berufstätige der Wohn¬ 
bevölkerung 

6.0. Lernende im arbeits¬ 
fähigen Alter 

6.1. davon: Schüler 

9.-12. Klassen 

6.2. Lehrlinge 

6.3. Studierende im 
Direktstudium 

7.0. Berufstätige 
und Lernende 
(ö.O. + 6.0.) 

8.0. Nichtberufstätige 
(4.0. ./. 7.0.) 

9.0. Beschäftigungsgrad 
(7.0. • 100):4.0.) 

10.0. Einpcndler 

11.0. Auspendler 

12.0. ± Pendlersaldo 

13.0. im Territorium 

arbeitende Berufstätige 
(5.0. ± 12.0.) 

14.0. Berufstätige 

im Jahresdurchschnitt 








5.3. Zur Planung der territorialen Bevölkerungsstruktur 


199 


Tabelle 23 

Bilanz für das Aufkommen und den Einsatz der Arbeitskräfte 
[auszuarbeiten vom Bat des Kreises ] 


Lid. 

Re¬ 

Bezeichnung 

Stichtags¬ 

Umroch- Durchschnitts- 

Nr. 

chen- 


zahlen 

nungs- zahlen 


♦ 

fr / \i 





Zei¬ 

chen 


ges. wbl. 

ges. wbl. 

1.0. 


Berufstätige am 31. 12. 

(Ende des Vorjahres) 


1,00 

1.1. 

-f 

Auslomonde Lehrlinge 
(ohne Abiturklassen) 





Februar 


0,83 



August 


0,42 

1.2. 

• ' 

Difforonz zwischen den Delegie¬ 
rungen zum Direktstudium und den 
Zugängen von Absolventen aus 
dem Direktstudium 


0,33 

1.3. 

-|- 

Wnnderungsgowinn 


0,50 

1.4. 


Wanderungsverlust 


0,50 

1.5. 

• 

natürliche Abgänge durch Tod 
oder altorabcdingt 


0,50 

1.0. 

-4- 

Jugendliche für Arbeits- 
rechtsvorhältnissc 


0,33 

1.7. 


Saldo von Zugang aus bzw. 

Abgang in die nicht¬ 
berufstätige Bevölkerung 


0,50 

1.8. 

- 7 - 

Saisonbeschäftigte 
(im Jahresdurchschnitt) 


— 

2.0. 


Berufstätige am 31. 12. 

(Jahresende) 




Das aus diesen Bilanzen ermittelte Aufkommen an Berufstätigen stellt 
die Grundlage für die Verteilung der Berufstätigen nach Zweigen, Be¬ 
reichen und Einrichtungen dar; von ihr hängt somit maßgeblich die 
Qualität und Realität zahlreicher anderer Pläne ab (vgl. Tabelle 24). 

Die Zuverlässigkeit der Bevölkerungsbilanz wird ihrerseits wesentlich Bevölkerungs- 
von der Genauigkeit der durchgeführten Bevölkerungsvorausberech- Vorausberechnung 
nung sowie von der Einschätzung der Veränderung der Beschäftigten¬ 
grade bestimmt. 

Die künftige Bevölkerungsentwicklung im Gebiet wird in zwei Stufen 
vorausberechnet: 

Erstens wird unter Vernachlässigung einer möglichen Wanderungs¬ 
bewegung die natürliche Veränderung der Bevölkerungszahl und ihrer 
Zusammensetzung nach Alter und Geschlecht ermittelt. Dies geschieht 
in Form einer jährlichen (jahrgangsweisen, nach Gcschlechtergruppen 
differenzierten) Fortschreibung. 

Zunächst wird der Abgang durch Sterbefälle (auf der Grundlage alters- 
spezifischer Sterbekoeffizienten und ihrer künftigen Veränderung) be- 
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rechnet und darauf der Zugang durch Geburten eingeschätzt. Dabei 
werden die Zahl der Frauen in den Altersjahren zwischen 15 und 45 so¬ 
wie die entsprechenden altersspezifischen FruchtbarkeitszifFem zu¬ 
grunde gelegt. 

Gleichzeitig wird der Alterungsprozeß, das heißt, das Überwechseln 
von einem Altersjahr in das nächsthöhere Altcrsjahr berücksichtigt 
(siehe Abbildung 20/1). 

Auf diese Weise lassen sich die prognostische Einschätzung der Be¬ 
völkerungsentwicklung und insbesondere die Entwicklung des poten¬ 
tiellen Arbeitsvermögens in solchen Gebieten vornehmen, in denen 
keine nennenswerte Wanderungsbewegung erfolgen wird. 

Tabelle 24 

Auszug aus der staatlichen Aufgabe und der Zusammenfassung der Bilanzanforderungen (Arbeits¬ 
kräfte) — Planfahr 1976 — in Personen [auszuarbeiten vom Bat des Kreises ] 


Verantwort ungs- 

Staatliche 

Ist 1974 

Voraus¬ 

Anfor¬ 

Bilanz¬ 

organ 

Aufgabe 

im Jahres¬ 

sichtliches 

derungen 

entschei¬ 


1976 

durch¬ 

schnitt 

Ist 1975 
im Jahres¬ 
durchschnitt 

1976 

dung 


Betriebe und Ein¬ 
richtungen de3 Kreises 
insgesamt: 

darunter: 

Industrieministerien 
Ministerium für 
Materialwirtschaft 
Ministerium für 
Bauwesen 

Ministerium für 
Verkehrswesen 

Ministerium für Post- 
und Fernmeldewesen 

Rat für Landwirtschaft 
und Nahrungsgüter¬ 
wirtschaft (Z) 

Amt für Wasser¬ 
wirtschaft 

Bezirkswirtschaftsrat 

Bozirksbauamt 

Rat für Landwirtschaft 
und Nahrungsgüter¬ 
wirtschaft (Ö) 

Handel 

Volksbildung 

Gesundheitswesen 
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Abbildung 20 

Schema für die Planung der Bevölkerungs- und Arboitekräftebowcgung 


In zahlreichen Gebieten muß zweitens die Wanderungsbewegung un¬ 
bedingt berücksichtigt werden. Dabei ist von der Entwicklung des 
Arbeitsvermögens im Gebiet im Ergebnis der natürlichen Bevölke¬ 
rungsentwicklung auszugehen. Ihr werden die Angaben der benötigten 
Arbeitskräfte - entsprechend den Entwicklungsvarianten der gebiets- 
und siedlungsbildenden Faktoren - gegenübergestellt (vgl. Abbil¬ 
dung 20/11, III). Damit ist zu bestimmen, inwieweit die jeweilige Be¬ 
völkerung in der Lage ist, die Arbeitskräfteanforderungen in den be¬ 
treffenden territorialen Einheiten selbst zu erfüllen oder welche Wan¬ 
derungssalden sich aufgrund der ökonomischen Entwicklungsfaktoren 
als notwendig erweisen (Abbildung 20/TV). Unter Verwendung ent¬ 
sprechender Koeffizienten für die mitwandcmden Nicht-wirtschaft- 
lich-Tätigen lassen sich Informationen über die Gesamtheit der an der 
Wanderung beteiligten Personen gewinnen und so entsprechende 
Schlußfolgerungen für den erforderlichen Wohnungsbedarf und andere 
Einrichtungen der Infrastruktur ziehen. 

In Übereinstimmung mit den Ausgangspunkten und den Zielen für die 
Planung und Bilanzierung des Arbeitsvermögens im Territorium liegen 
im einzelnen vor allem folgende Schwerpunktaufgaben im Verantwor¬ 
tungsbereich der Bezirks- und Kreisplankommissionen : 8 


8 Vgl. Gesotz über die 
örtlichen Volksvertre¬ 
tungen und Ihre Organe 
ln der DDE. GBl. Teil I. 
1078, Nr. 32. S. 314 ff. 
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Aufgaben 
der Bezirks- 
und Kreis - 
pla nkommissionen 


0 Vgl. hierzu die Aus- 
raiiruugeu Im Ahsclmllt 
3.1. über illo Bedeutung 
der „Komplexleratun- 
gen" als einem wesent¬ 
lichen Instrument für die 
Verbesserung des Zu¬ 
sammenwirkens zentra¬ 
ler und örtlicher Organe 


- Erarbeitung territorialer Einsatzkonzeptionen des gesellschaft¬ 
lichen Arbeitsvermögens nach Verantwortungsbereichen und Ge¬ 
bieten zur Sicherung der planmäßigen proportionalen Entwick¬ 
lung der Volkswirtschaft bei der Erschließung der gebictlichen und 
zweiglichen Arbeitskräftereserven; 

- Ausarbeitung der bereits genannten Bilanzen der Bevölkerung, der 
Berufstätigen und der Arbeitskräftereserven sowie der Bilanz des 
Aufkommens und der Verteilung der Schulabgänger auf die Bil¬ 
dungswege in den Bezirken und Kreisen für den Fünf jahrplan und 
die Jahrespläne. Erarbeitung von Begründungen dieser Bilanzen in 
Vorbereitung der Beschlußfassung durch die Räte; ihre Verteidi¬ 
gung vor der Staatlichen Plankommission oder der Bezirksplan¬ 
kommission 9 ; 

Prüfung der Planentwürfo der Betriebe, Kombinate und Einrich¬ 
tungen hinsichtlich der Entwicklung der Beschäftigtenstruktur 
und der Teilzeitbeschäftigung, des Einsatzes der Hoch- und Fach¬ 
schulkader sowie der Ausnutzung der Arbeitszeit; 

- Berechnungen zur Entwicklung der Produktivität, der Grund¬ 
fondsausnutzung und der Anzahl der Arbeitskräfte in wichtigen 
Betrieben und Kombinaten sowie die Anwendung von Aufwands¬ 
normativen in den nichtproduzierenden Bereichen für den ratio¬ 
nellen Einsatz des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens; 

- Ausarbeitung von Vorschlägen für gezielte Rationalisierungsmaß¬ 
nahmen in den Betrieben zur Reduzierung der Zahl der Arbeits¬ 
plätze und zur Freisetzung von Arbeitskräften; Erarbeitung von 
territorialen Rationalisierungskonzeptionen und Vorbereitung von 
Unterlagen für zentrale Entscheidungen. Zusammenarbeit mit den 
wirtschaftsleitenden Organen und den Betrieben und Einrichtun¬ 
gen zur Verwirklichung überbetrieblicher Rationalisierungsmaß - 
nahmen für die Gewinnung von Arbeitskräften zur Erhöhung der 
Schichtauslastung in wichtigen Betrieben des Gebietes; 

- Bilanzentscheidungen im Auftrag der Räte zum Einsatz der Ar¬ 
beitskräfte und zum Einsatz der Schulabgänger für eine Berufsaus¬ 
bildung gegenüber den wirtschaftsleitenden Organen, zentral und 
örtlich geleiteten Betrieben, Kombinaten und Einrichtungen; 

- Ausarbeitung von Analysen über die Einhaltung der Arbeits¬ 
kräftebilanzen und der Bilanzen der Jugendlichen durch die Be¬ 
triebe, Kombinate, Einrichtungen und wirtschaftsleitcnden Or¬ 
gane. 

Mit der Vervollkommnung der Leitung und Planung ist die territoriale 
Planung der Bevölkcrungs- und Arbeitskräfteentwicklung weiter zu 
qualifizieren. Dabei ist ein stärkerer Einfluß auf die Ökonomie des ge¬ 
sellschaftlichen Arbeitsvermögens in den Gebieten als Intensivierungs¬ 
faktor der gesellschaftlichen Reproduktion zu nehmen. Das bezieht 
sich auf die territoriale Rationalisierung, auf die Entwicklung der Be- 
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schäftigtenstruktur zur Erhöhung der Anzahl der Produktionsarbei¬ 
ter bei gleichzeitiger Reduzierung des Verwaltungspersonals, auf die 
bessere Ausnutzung des Arbeitszeitfonds in den Betrieben, die Redu¬ 
zierung der Teilzeitbeschäftigung durch Schaffung entsprechender ter¬ 
ritorialer Voraussetzungen und sonstige produktivitätserhöhende 
Maßnahmen. 

Ausgehend von der Stellung des Menschen im gesellschaftlichen Re- Zusammenfassung 
Produktionsprozeß gilt es, planmäßig optimale territoriale Bedingun¬ 
gen für die Reproduktion der Bevölkerung und des Arbeitsvermögens 
zu schaffen, die Arbeits- und Lebensbedingungen der Menschen im Ge¬ 
biet zielgerichtet zu verbessern und die menschliche Arbeitskraft - als 
wichtigste Produktivkraft der Gesellschaft - rationell zu nutzen. 

Die Analyse der demografischen Prozesse im Gebiet und die Prognose 
ihrer künftigen Entwicklung sowie die wissenschaftlich fundierte Pla¬ 
nung und Bilanzierung des gebietlicken Arbeitsvermögens bilden 
wesentliche Voraussetzungen für alle wirtschaftspolitischen Entschei¬ 
dungen. 

Dabei geht es um eine effektive Gestaltung der territorialen Bevölke- 
rungs- und Arbeitskräfteentwicklung in proportionaler Wechselbezie¬ 
hung zu allen anderen territorialen Teilstrukturen. 
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6. Die 'planmäßige Entwicklung der Infrastruktur 


Elemente 
der Infrastruktur 


1 Von einigen Autoren 
werden auch die gcbict- 
lichcn Kapazitäten der 
Bauwirtachaft zur Infra¬ 
struktur gezählt oder ihr 
(im Zusammenhang mit 
der regionalen Bilanzie- 
rung) gleichgestellt. 


6. Die planmäßige Entwicklung 
der Infrastruktur 


6.1. Die Funktion der Infrastruktur im gesellschaftlichen 
Reproduktionsprozeß 


Die Infrastruktur ist ein wesentlicher Bestandteil der Territorialstruk- 
tur der Volkswirtschaft und der Struktur der Wirtschaftsgebiete. Sie 
umfaßt die Einrichtungen und Anlagen der gesellschaftlichen Repro¬ 
duktion, die als allgemeine Produktions- und Lebensbedingungeil in 
jedem Wirtschaftsgebiet vorhanden sein müssen und genutzt werden. 
Sie dienen der Versorgung und Betreuung der Bevölkerung und sind 
für die Funktionsföhigkeit aller Betriebe und Einrichtungen des ent¬ 
sprechenden Gebietes notwendig. Ihre Kapazitäten haben eine geringe 
Mobilität des Standortes und sind von geringer Flexibilität bei der An¬ 
passung an neue Bedingungen. Hierdurch und durch die lange Lebens¬ 
dauer ihrer Anlagen und Netze sind sie ein über lange Zeiträume wir¬ 
kender Standortfaktor für alle anderen Zweige und Bereiche. 

Zu den Elementen der Infrastruktur gehören Anlagen des Verkehrs- 
und NachrichtenWesens, dor Wasserforderung und -aufborcitung, der 

Abwasserbeseitigung, Encrgieanlagen sowie die Wohnhäuser, Ein¬ 
richtungen zur kulturellen und sozialen Betreuung, zur Versorgung 
der Bevölkerung und die Einrichtungen der Kommunalwirtschaft . 1 
Selbständige Bereiche der Infrastruktur bildeten sich mit der Indu¬ 
strialisierung dor Wirtschaft im wesentlichen im Kapitalismus her¬ 
aus. In der vor- und frühkapitalistischen Produktionsweise wurden die 
infrastrukturellen Anlagen entsprechcnd.dem individuellen Charakter 
der Produktion und der Aneignung der Produkte individuell betrieben. 


Mit zunehmender territorialer Konzentration und Kombination der 
Produktion und der damit cinhcrgehendcn Konzentration der Men¬ 
schen in den Städten stieg zugleich mit der industriellen Revolution der 
Bedarf an infrastrukturellen Leistungen sehr rasch an. Dieser Bedarf 
konnte mit den bisherigen Anlagen und Methoden nicht mehr befrie- 
digt werden. 
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Die Entwicklung neuartiger Anlagen und Methoden sowie die fort¬ 
schreitende Arbeitsteilung führten zur Herauslüsung der Funktionen 
der Wasser- und Energiewirtschaft und des Verkehrs aus dem betrieb¬ 
lichen Reproduktionsprozeß ihrer Nutzer und zu ihrer Verselbständi¬ 
gung in gebietlich organisierten Betrieben und Zweigen. Eine ähnliche 
Entwicklung vollzog sich für die Versorgung und Betreuung der Men¬ 
schen; der individuelle Rahmen wurde gesprengt und nahm gesell¬ 
schaftlichen Charakter an. 

Große Sozial-, Kultur- und Versorgungseinrichtungen verdrängten 
und verdrängen immer mehr die individuelle Basis der Bedarfsbefrie¬ 
digung. Wohnungswesen, Kultur-, Bildungs-, Gesundheitswesen, Han¬ 
del und Versorgung sowie Kommunalwirtschaft werden überwiegend 
gesellschaftlich organisiert. 

Diese innergebietliche Arbeitsteilung, die sich innerhalb der Siedlun¬ 
gen und Gebiete vollzog, führte zur Entwicklung neuer Zweige und Be¬ 
reiche der Volkswirtschaft. Für sie ist die Ausrichtung ihrer Pro¬ 
duktion und Funktion auf die Befriedigung des innerhalb der Ge¬ 
biete auftretenden Bedarfs typisch. Dementsprechend werden diese 
Zweige vorwiegend innerhalb und nach territorialen Einheiten gelei¬ 
tet. 

Diese Betonung der gebietlichen Seite der Infrastruktur ist wichtig, 
um die Infrastruktur als territorialökonomische Kategorie mit ihren 
eigenen Merkmalen und Gesetzmäßigkeiten zu verstehen. 

Die Elemente der Infrastruktur umfassen an sich sehr heterogene An¬ 
lagen, Betriebe und Einrichtungen. Es sind solche der produktiven 
Sphäre der Volkswirtschaft (Anlagen der Energiewirtschaft, der Was¬ 
serwirtschaft, des Verkehrs- und Verbindungswesens, des Handels, 
der Kommunalwirtschaft}) und solcher Bereiche, die nicht zur materiel¬ 
len Produktion gehören (Gcaundhcits- und Sozialwesen, Volksbildung, 

Kultur, Sport, Wohnungswirtschaft). Es sind Anlagen und Betriebe, 
deren Leistungen sowohl direkt für die Produktion als auch für die Ver¬ 
sorgung der Menschen wirksam werden, wie die des Verkehrs- und Ver¬ 
bindungswesens, der Wasserwirtschaft, der Energiewirtschaft, und 
solche, die ausschließlich der Bevölkerung dienen und nur mittelbar 
durch die Reproduktion der Arbeitskraft in die Produktion einfließen, 
wie Wohnungen, soziale und kulturelle Einrichtungen. 

Diese sehr unterschiedlichen Elemente und Bereiche der Infrastruktur 
haben jedoch wichtige gemeinsame Merkmale: 

1. Die Infrastruktur ist allgemeine Produktions- und Konsumtions- Allgemeine 
bedingung. Die Leistungen ihrer Einrichtungen decken nicht Produktions- 
einen speziellen Bedarf, sondern werden von allen Einrichtungen und Konsumlions - 
und Betrieben und zugleich von der Bevölkerung beansprucht. Eine bedingung 
wichtige Funktion der Infrastruktur besteht in der Erschließung 
territorialer Ressourcen. Die Infraeinrichtungen bereiten die territo¬ 
rialen Ressourcen auf und machen sie jedermann zugänglich. Beson- 
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Verfügbarkeit 


Komplexität 


Langlebigkeit 


ders deutlich ist das bei der Erschließung des Wassers und bei der 
Aufbereitung und Ableitung des Abwassers. 

Spezifische Anforderungen einzelner Nutzer an die territorialen 
Ressourcen werden im allgemeinen nicht durch die allgemein zu¬ 
gänglichen Einrichtungen der Infrastruktur befriedigt. Für sie 
müssen betriebseigene Anlagen geschaffen werden (zum Beispiel im 
Interesse eines besonders hohen Reinheitsgrades des Wassers oder 
der Beseitigung besonderer Verschmutzungen oder Vergiftungen 
des Abwassers). 

2. Die Leistungen der Infrastruktur müssen jederzeit verfügbar sein. 
Ihre Kapazitäten müssen den jahres- und tageszeitlichen »Spitzen¬ 
bedarf decken können. Können sie das nicht, dann wirken sie limi¬ 
tierend auf die gesamte gesellschaftliche Entwicklung im Gebiet 
und darüber hinaus im ganzen Lande. Da die Leistungen der In¬ 
frastrukturanlagen im allgemeinen nicht (zum Beispiel kulturelle 
und soziale Leistungen, Verkehrsleistungen, Leistungen des Nach¬ 
richtenwesens) oder nur mit hohen Aufwendungen (zum Beispiel 
Wasser) speicherungsfähig oder über weite Strecken übertragbar 
sind, ist der Spitzenbedarf für die Auslegung der Kapazitäten ent¬ 
scheidend. Das ist der Grund für eine relativ niedrige Auslastung 
der infrastrukturellen Kapazitäten. 

3. Die Infrastruktur wirkt im Komplex auf den gesellschaftlichen Re¬ 
produktionsprozeß ein. Die Verbraucher benötigen prinzipiell alle 
Leistungen der Infrastruktur. Sie werden zwar in unterschiedlicher 
Kombination, aber immer in Kombination benötigt. Sowohl das 
Lebensniveau der Bevölkerung als auch die Effektivität der Pro¬ 
duktion werden entscheidend beeinträchtigt, wenn ein Element der 
Infrastruktur zum Engpaß wird. So muß ein Wohngebiet neben den 
Wohnungen immer über eine komplexe Ausstattung mit Einrich¬ 
tungen für die tägliche Versorgung und Betreuung aller Bürger 
verfügen und für einen Industriebetrieb ist die gleichmäßige kom¬ 
plexe Versorgung mit Wasser, Elektroenergie, Leistungen des Ver¬ 
kehrs- und Verbindungswesens eine wesentliche Produktions Vor¬ 
aussetzung. 

4. Die Anlagen der Infrastruktur sind gegenüber denen der Industrie 
sehr langlebig, da sic überwiegend aus Gebäuden und baulichen An¬ 
lagen bestehen. Der Gebäudeanteil der infrastrukturellen Grund¬ 
fonds der DDR liegt bei etwa 80 Prozent. Im Vergleich dazu macht 
der Gebäudeanteil in der Industrie etwa 47 Prozent ihrer Grund¬ 
fonds aus. Diese Langlebigkeit der Anlagen erhöht sich noch durch 
die innere Verflechtung und Komplexität der Infrastruktur am 
»Standort. Das ist eine Ursache dafür, daß die Trasscn des Verkehrs¬ 
netzes und die Standorte der Siedlungen auf Jahrhunderte stabil 
sind. Veränderungen sind immer mit hohen Fondsvcrlusten in der 
Infrastruktur verbunden. Die Ncuanlage von Straßen, zum Bei¬ 
spiel zur Beseitigung starker Straßenkrümmungen, ist bedeutend 
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teurer als die Modernisierung der Straßen in der alten Trassenfüh¬ 
rung. Ein besonderes ökonomisches und bautechnisches Problem 
sind deshalb auch die sozialistische Rekonstruktion und der Eisatz 
der Bausubstanz veralteter und überalteter Stadtzentren, weil da¬ 
bei nicht nur die alten Häuser ersetzt werden können, sondern im 
allgemeinen auch die gesamte Trassenführung der Straßen und der 
stadttechnischen Versorgung verändert werden muß. 
o. Die Leistungen der Infrastruktur gehen zumeist nur wertmäßig, 
aber nicht natural in die Erzeugnisse der Produktion ein. 

Das trifft voll auf die Leistungen des Verkehrs- und Nachrichten¬ 
wesens, der Energiewirtschaft und auf die kulturellen und sozialen 
Leistungen zu, die über das gesellschaftliche Arbeitsvermögen die 
Produktion beeinflussen. Eine Ausnahme bildet nur die Wasser¬ 
wirtschaft in den Fällen, in denen das Wasser als Rohstoff auftritt 
(Getränkeherstellung). 

Die Infrastruktur ist eine Kategorie der Volkswirtschaft, die zugleich 
einen gebictlichen Aspekt hat. Innerhalb der Gebiete bestehen zweig¬ 
liche und territoriale Proportionen zwischen der Infrastruktur und 

ihren Nutzern. Diese gebictlichen Proportionen sind eine Grundlage 
volkswirtschaftlicher Proportionen. Sic beeinflussen die Proportionen 
zwischen Zweigen und Bereichen im Rahmen der Volkswirtschaft. Des¬ 
halb muß bei der Leitung und Planung der Volkswirtschaft das Ver¬ 
hältnis von Bedarf und Bedarfsdeckung mit Leistungen der Infrastruk¬ 
tur in den territorialen Einheiten, insbesondere in den Bezirken und 
großen Städten, berücksichtigt werden. 

Wie auch alle anderen ökonomischen Kategorien ist die Kategorie In¬ 
frastruktur nicht statisch. Sie verändert und entwickelt sich mit der 
Produktionsweise. Das zeigt sieh deutlich in der unterschiedlichen Be¬ 
stimmung der Infrastruktur durch sozialistische Ökonomen und durch 
Vertreter der kapitalistischen Volkswirtschafts- und Raumordnungs¬ 
lehre. Während sich die sozialistischen Ökonomen bemühen, die In¬ 
frastruktur nach ihrer objektiven Funktion im gesellschaftlichen Re¬ 
produktionsprozeß als allgemeine Produktions- mid Lebensbedingung 
zu bestimmen, sehen die Ökonomen des Kapitalismus den Ausgangs¬ 
punkt für die Definition der Infrastruktur in ihrer Stellung für die Ver¬ 
wertung des Kapitals. „Die Infrastruktur ist die Gesamtheit aller für 
das Funktionieren und die Entwicklung der Wirtschaft erforderlichen 
Einrichtungen, dio nicht aus Gründen privatwirtschaftlicher Renta¬ 
bilität geschaffen werden.“ 2 „Nur das, was das Funktionieren der 
Marktwirtschaft unmittelbar ermöglicht, ..., was einen unmittelbaren 
Produktivitätseffekt auszulösen vermag, ... zählt ... zur Infrastruk¬ 
tur im engeren Sinne.“ 3 

Mit der weiteren Entwicklung der Produktivkräfte und der gesell¬ 
schaftlichen Arbeitsteilung verändern sich auch im Sozialismus einige 
Merkmale der Infrastruktur. Die Intensität der Standort- und Gebiets- 


Bestandteil 
des Wertbildungs¬ 
prozesses 


V olkswirlschaft- 
licker Aspekt 
der Infrastruktur 


Infrastruktur 
und Produktions¬ 
weise 


2 Wiel, P..15cRriir „In¬ 
frastruktur". in: Neues 
ovAngid Jaches Soziallexi- 
kon, 4. Auflage, Stutt¬ 
gart 1983 

3 Letsch, H., Der In¬ 
frastrukturbedarf und 
dio Möglichkeiten seiner 
Deckung,ln: Finanzpoll- 
tik und Bauraordnung. 
Forschung«- und Sit¬ 
zungsberichte der Aka¬ 
demie für Raumfor¬ 
schung und Landespla¬ 
nung, Bad Godesberg, 
1904 
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Bereiche 

der Infrastruktur 


Innergebietliche 
Funktionen 
der Infrastruktur 


bindung nimmt zum Beispiel für zahlreiche kulturelle und soziale Ein¬ 
richtungen mit besseren Verkehrsbedingungen ab. Die Elektroenergie¬ 
erzeugung, in der Vergangenheit eine der wichtigsten standortbestim¬ 
menden Faktoren der Produktion, hat mit der Errichtung nationaler 
und internationaler Verbundnetze ihre Gebietsbezogenheit weitgehend 
verloren. Zur gebietlichcn Infrastruktur werden deshalb nur die Ener¬ 
gienetze und Verteilungannlagen, aber nicht mehr die Kraftwerke ge¬ 
rechnet. Es zeichnet sich andererseits ab, daß neue gebietsbezogene 
Einrichtungen entstehen, wie Bezirksrechenzentren, Reparaturein¬ 
richtungen des Maschinenbaus und andere. 

Innerhalb der Infrastruktur wird entsprechend den Hauptfunktionen 
ihrer Elemente unterschieden zwischen .sozialer und technischer Infra¬ 


struktur sowie zwischen innergebietlichen und zwischengebietlichen 
Einrichtungen. 

Die soziale Infrastruktur umfaßt alle Elemente der Infrastruktur, die 


ausschließlich zur Versorgung und Betreuung der Bevölkerung, zur 
Reproduktion der Arbeitskraft dienen. Das betrifft das Wohnungs¬ 
wesen, die Volksbildung, das Gesundheitswesen, das Sozialwesen, den 
Sport, Handel und Versorgung, die Kommunalwirtschaft und anderes. 
Etwa zwei Drittel der Grundfonds der Infrastruktur der DDR gehören 
zur sozialen Infrastruktur, über 50 Prozent allein sind Wohngebäude. 
Die technische Infrastruktur umfaßt die Elemente, die sowohl der Ver¬ 
sorgung und Betreuung der Bevölkerung als auch zur Versorgung der 
Produktion und aller anderen Einrichtungen im Gebiet dienen. Zur 
technischen Infrastruktur gehören die Energiewirtschaft, die Wasser¬ 
wirtschaft, das Verkehrs- und Nachrichtenwesen. Ein Drittel der in¬ 
frastrukturellen Grundfonds der DDR gehören zur technischen Infra¬ 
struktur. Nach dem Wohnungswesen hat das Verkehrswesen mit über 
21 Prozent den zweithöchsten Anteil an den Grundfonds der Infra¬ 
struktur; ein Drittel davon sind Anlagen der Reichsbahn, ein Drittel 
sind Straßen und ein Drittel alle anderen Einrichtungen des Verkehrs¬ 
und Verbindungswesens. Die technische Infrastruktur hat aufgrund 
ihres Leitungs- und Trassensystems einen besonders ausgeprägten 
netzartigen Charakter mit Transport- und Versorgungsfunktionen. 
Die innergebietlichen Funktionen der Infrastruktur ergeben sich aus 
der engen Bindung des größten Teils ihrer Elemente an die jeweiligen 
Gebiete. Thre Leistungen werden zumeist in dem Gebiet, in dem sie 
genutzt werden, auch reproduziert. Die Leistungen der innergebict- 
lichen Infrastruktur müssen den Bedarf unmittelbar zur Zeit und am 
Ort seiner Entstehung befriedigen. Ihre Kapazitäten richten sich einer¬ 
seits nach dem Bedarf der Betriebe und Einrichtungen eines Wirt¬ 
schaftsgebietes. Sie werden andererseits durch das bei einem bestimm¬ 
ten technischen und gesellschaftlichen Entwicklungsstand nutzbare 
Reservoir an territorialen Ressourcen (insbesondere gesellschaftliches 
Arbeitsvermögen und Boden, aber auch Wasser) begrenzt. Auch die 
komplexe Wirksamkeit der Infrastruktur ist bei ihrer innergebietlichen 
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Funktion besonders ausgeprägt. Reichen auch nur die Kapazitäten 
eines 'Bereiches der Infrastruktur innerhalb eines Wirtschaftsgebietes 
nicht aus, so können auch ihre übrigen Bereiche nicht oder nicht volks¬ 
wirtschaftlich effektiv genutzt werden. Ein hohes Angebot an bestimm¬ 
ten Leistungen der Infrastruktur wird durch den Mangel an anderen 
Leistungen wertlos. Alle Bereiche der Infrastruktur eines Wirtschafts¬ 
gebietes müssen in ihren Leistungen und in ihrer Reproduktion pro¬ 
portional verflochten sein. 

Die Einrichtungen mit gebietsverbindenden Funktionen, zum Beispiel Gebiets- 
die Autobahnen, Fernverkehrsstraßen, Wasserstraßen, Hauptgleise verbindende 
oder Energie Verbundnetze, haben zwar auch Funktionen in den einzel- Funktion 
nen Wirtschaftsgebieten, sie können aber nicht mehr so eindeutig 
einem bestimmten Gebiet zugeordnet werden. Sie dienen im allgemei¬ 
nen der Versorgung, Erschließung und Verbindung mehrerer Wirt¬ 
schaftsgebiete. Reproduktion und Nutzung brauchen nicht im gleichen 
Gebiet zu erfolgen. Sie vermitteln den zwischengebietlichcn Austausch 
von territorialen Ressourcen und anderen Produktionsbedingungen 
und Erzeugnissen. Sie tragen zur Beseitigung oder zum Ausgleich der 
Konsumtions- und Produktionsbegrenzung in einem Gebiet durch die 
dortigen territorialen Ressourcen und die anderen Gebietsbedingungen 
bei. Eine neue höhere Stufe erreichen diese Funktionen im Zuge der 
sozialistischen ökonomischen Integration, insbesondere mit der Her¬ 
ausbildung internationaler infrastruktureller Netze. Mit zunehmender 
zweiglicher Konzentration und Spezialisierung der Produktion in gro¬ 
ßen Kombinaten, Wirtschaftsverbänden und Großbetrieben erhöht 
sich auch die territoriale Konzentration und Spezialisierung der Pro¬ 
duktion. Mit der Intensivierung der Verflechtungen wächst infolgedes¬ 
sen der Bedarf augebietsverbindenden Einrichtungen. Darüber hinaus 
steigt ihre Bedeutung durch veränderte Bedürfnisse der Bevölkerung, 
insbesondere für die fernräumliche Freizeitgestaltung, sowie durch 
stärkere Konzentration von spezialisierten Sozial-, Kultur- und Ver¬ 
sorgungseinrichtungen innerhalb des Siedlungsnctzes auf Siedlungs¬ 
zentren. 

Das Niveau der sachlichen und räumlichen Organisation der Infra- Zusammen/assu\ 
Struktur ist in hohem Maße bestimmend für das Lebensniveau der Be¬ 
völkerung, die Effektivität der Produktion und darüber hinaus die Lei- 
stungsfahigkeit der gesamten Wirtschaft. Es boeinflußt die Standort¬ 
verteilung der Produktivkräfte. Durch ihre Fondsintensität und die 
lange Umschlagsdauer der Fonds trägt die Infrastruktur entscheidend 
zur Stabilität des vorhandenen Standortgefüges der Produktivkräfte 
und des Siedlungsnetzes bei. 
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6.2. Entwicklungstendenzen und -ziele der Infrastruktur 

6.2.1. Die Infrastruktur als materielle Grundlage 

sozialistischer Lebensverhältnisse und ihr Einfluß 
auf die Siedlungsstruktur 

Die Gestaltung der Infrastruktur, ihre Qualität, ihre Proportionen und 
die Leistungsfähigkeit ihrer Elemente beeinflussen wesentlich die Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der Menschen im Territorium. Die In¬ 
frastruktur ist eine der materiellen Voraussetzungen für ein hohes 
Lebensniveau. Die Tatsache, daß die Infrastruktur ein Grundelement 
Sozialpolitische der materiellen Lebensbedingnngen ist, zeigt sich in der engen Korre- 
Bedeutung lation der Ausstattung mit Grundfonds der Infrastruktur zur Bevöl¬ 

kerungszahl im gesamten Land und in seinen territorialen Einheiten. 
Das Niveau der Infrastruktur in der DDR ist durch hohe Anlagen- 
intensität bei einerseits hoher territorialer Konzentration, aber ande¬ 
rerseits relativ gleichmäßiger Ausstattung je Einwohner im gesamten 
Land gekennzeichnet. Der Bestand der Grundfonds der Infrastruktur 
beträgt etwa 250 Milliarden Mark; das sind mein* als 60 Prozent der 
gesamten Grundfonds der Volkswirtschaft. 80 Prozent ihrer Grund¬ 
fonds sind Gebäude und bauliche Anlagen. Die Infrastruktur bindet 
demzufolge weit mehr Mittel über einen längeren Zeitraum als die 
Hauptproduktionsbereiehe der Industrie, des Bauwesens und der 
Landwirtschaft zusammen. Auch die Anlagenintensität in der Infra¬ 
struktur ist mit 80000 bis 90000 Mark je Beschäftigten bedeutend 
höher als zum Beispiel in der Industrie. In den Bereichen der Infra¬ 
struktur arbeiten etwa 2 Millionen Werktätige, das sind fast 40 Pro¬ 
zent der Beschäftigten der DDR. 

Die Grundfonds der Infrastruktur sind in der DDR territorial sehr 
stark konzentriert; fast 50 Prozent der infrastrukturellcn Grundfonds 
befinden sich auf etwa 15 Prozent der Fläche der DDR in den indu¬ 
striellen Ballungsgebieten. In den sieben größten Städten der DDR 
sind etwa 20 Prozent der infrastrukturellen Grundfonds konzentriert . 
Andererseits verfügen jedoch - unter Berücksichtigung der differen¬ 
zierten Bevölkerungsverteilung - mehr als 90 Prozent der Kreise der 
DDR über eine Ausstattung mit infrastrukturellen Grundfonds je Ein¬ 
wohner, die in den Extremwerten vom DDR-Durchschnitt nur um 
etwa 15 bis 20 Prozent ab weicht. 

Mit der planmäßigen Gestaltung der Infrastruktur wird auch die Her¬ 
ausbildung qualitativer und quantitativer Bedürfnisse beeinflußt. Die 
qualifizierte Leitung und Planung der Infrastruktur und ihrer Bereiche 
ist folglich eine erstrangigo Aufgabe der gesamten Gesellschaft. 

Das Entwicklungsniveau der Infrastruktur ist von hoher sozialpoliti¬ 
scher Bedeutung. Während die Gebrauchswerte der Produktion durch 
den hohen Grad der Arbeitsteilung in der Gesellschaft vom einzelnen 
Arbeiter häufig nicht mehr als Endergebnisse seiner Leistung unmit- 
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telbar sichtbar werden, hat er die Entwicklung der Infrastruktur fast 
täglich am Wohnort oder doch in seiner näheren Umgebung sichtbar 
vor Augen. Die infrastrukturellc Ausstattung des Heimatortes und des 
umliegenden Gebietes erweckt Stolz oder Mißfallen. Das Niveau der 
Infrastruktur beeinflußt die Ideologie der Menschen; es ist sehr eng 
mit dem Bild verknüpft, daß sich die Menschen vom Sozialismus 
machen. Es wirkt auf das politische Bewußtsein, die Heimatliebe, das 
Zusammengehörigkeitsgefühl in den Wohngemeinschaften und Sied¬ 
lungen ein. Es beeinflußt auch die persönliche .Lebensgestaltung der 
Menschen, ihre Einstellung zur Arbeit und zur Familie. 

Von besonderer Bedeutung für die Gestaltung der Lebensbedingungen 
ist die soziale Infrastruktur und innerhalb der sozialen Infrastruktur 
das Wohnungswesen, das auch wertmäßig den größten Grundfonds¬ 
anteil an der Infrastruktur hat. Die quantitative Lösung der Woh¬ 
nungsfrage in der DDR in den nächsten Jahren und ihre qualitative 
Lösung bis etwa 1990 sind durch die Part ei der Arbeiterklasse zur wich¬ 
tigsten Aufgabe ihres sozialpolitischen Programms erklärt worden. 

Wie kompliziert und umfassend diese Zielstellung ist, läßt sich erst er¬ 
messen, wenn man den Zusammenhang von Wohnbedürfnis der Men¬ 
schen und Entwicklung der Bedarfsanforderungen an andere Leistun¬ 
gen der Infrastruktur näher betrachtet. Obgleich die ausreichende und 
qualitativ hochwertige Versorgung mit Wohnraum ein Grundbedürf¬ 
nis der Bevölkerung befriedigt, wird in den Wohngebieten besonders 
deutlich, wie notwendig ein komplexes Zusammenwirken der Bereiche * 
der Infrastruktur ist. Es besteht nie ein isolierter Bedarf an Wohnraum. 

Sozialistische Wohnbedingungen schließen die gesundheitliche Be¬ 
treuung der Menschen, die Betreuung und Erziehung der Kinder, die 
Ausstattung mit Einrichtungen des Handels und der Dienstleistungen 
und der Gestaltung der Freizeit ein. 

Auch die technische Infrastruktur spielt eine wesentliche Rolle zur 
Verbesserung der Arbeite- und Lebensbedingungen. Das gilt beson¬ 
ders für das Verkehrswesen. Es stellt die Verbindung zwischen Woh¬ 
nung und Arbeitsplatz her und trägt zur effektiven Gestaltung der Frei¬ 
zeit bei. Mit der Entwicklung der Transportmittel erweitert es den 
Radius, in dem sich das Leben der Menschen abspielt. Es ist damit 
auch eine Voraussetzung für die stärkere Konzentration und Speziali¬ 
sierung der Kapazitäten der sozialen Infrastruktur bei gleichzeitiger 
optimaler Auslastung. Die gesamte technische Infrastruktur ist des¬ 
halb eine wesentliche Voraussetzung für die Wirksamkeit und Effek¬ 
tivität der sozialen Infrastruktur sowie für die Qualität ihrer Leistun¬ 
gen. Diese Beziehungen ergeben sich aus der komplexen Wirksamkeit 
aller Elemente der Infrastruktur. 

Die Versorgungsfunktionen der Infrastruktur sind äußerst eng mit der Infrastruktur 
Siedlungsstruktur verbunden. Die Einwohnerdichte, die Siedlungsnetz- und Siedlungs¬ 
dichte und die Konzentration der Bevölkerung auf die Siedlungsgrö- Struktur 
ßengruppen beeinflussen die räumliche Organisation und die Kapazi- 
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täten der Infrastruktur. Art und Größe der Kapazitäten der Infra¬ 
struktur entwickeln sich nur in Abhängigkeit von der Siedlungsstruk¬ 
tur, von der Stellung der einzelnen Siedlung innerhalb des Siedlungs¬ 
netzes. Andererseits beeinflußt die Infrastruktur auch die Siedlungs¬ 
strukturentwicklung. Da die Infrastruktur ausgehend von ihrer Ver¬ 
sorgungsfunktion sowie den Größen und Einzugsbereichen ihrer Ele¬ 
mente räumlich einen hierarchischen Aufbau hat, unterstützt sie die 
Herausbildung solcher Hierarchiestrukturen im Siedlungsnetz. Die 
unterschiedlichen Funktionen der bestehenden Siedlungen werden zum 
Teil durch die differenzierten Versorgungsfunktionen der Infrastruk¬ 
tur im engeren oder weiteren Umland bestimmt. Dieser hierarchisch 
aufgebaute Zusammenhang zwischen der Siedlungsstruktur und der 
Infrastruktur ist besonders in ländlichen Siedlungen, einschließlich der 
Kleinstädte, ausgeprägt. 

Bedürfnis- Das generelle Ziel für die Planung und Gestaltung der Infrastruktur 

befriedigung in den Siedlungen ist die Schaffung vorbildlicher Arbcits- und Lebens- 

und Niveau bedingungen zur Befriedigung der Bedürfnisse, die bei allen Menschen 

der Infrastruktur in bezug auf die Infrastruktur auftreten. Es geht darum, für alle Bür¬ 
ger ein etwa gleiches Versorgungsniveau zu gewährleisten. Dieses Ziel 
ist im Sozialismus schrittweise in Abhängigkeit von den volkswirt¬ 
schaftlichen Möglichkeiten in allen Siedlungen anzustreben. Beste¬ 
hende territoriale Unterschiede müssen allmählich überwunden wer¬ 
den. 

Vieles konnte in der Vergangenheit in der DDR erreicht werden. So 
konnten die infrastrukturellen Voraussetzungen dafür geschaffen wer¬ 
den, daß das Bedürfnis nach Nahrung, nach anderen Waren des täg¬ 
lichen Bedarfs, der Elektroenergiebedarf für die Bevölkerung und vor 
allem das Bedürfnis nach Bildung weitgehend überall befriedigt wer¬ 
den kann. Gab es 1964 für 1000 Kinder unter 3 Jahren 156 Krippen¬ 
plätze, so waren es 1974 403 Krippenplätze. Das ist eine Steigerung 
auf 258 Prozent. In den Kindergärten erhöhten sich die Plätze je 
1000 Kinder im Vorschulalter in der gleichen Zeit auf 152 Prozent von 
455 Plätzen auf 692 Plätze. In den Schulen nahm die Anzahl der Schü¬ 
ler je vollbeschäftigte Lehrkraft im Durchschnitt von 20,3 auf 17,5 
in den letzten 10 Jahren ab. 

Erfolge konnten im Gesundheitswesen erzielt werden. In den lotzton 

10 Jahren stieg die Zahl der Polikliniken von etwa 400 auf 485, die 
Zahl der Ambulatorien von etwa 800 auf 860. Die Anzahl der Ärzte 
stieg im gleichen Zeitraum auf 184 Prozent; damit verringerte sich die 
Anzahl der Einwohner je Arzt von etwa 1100 auf rund 600. In den 
nächsten Jahren werden weitere Fortschritte erreicht werden. 
tnjrastrukturelle Die Bedürfnisse der elementaren Reproduktion, die täglich bei jedem 
Grundausslaltung Menschen oder bei größeren Gruppen von Menschen auftreten und im 

Prinzip am Wohnort befriedigt w'erden müssen, verlangen eine infra- 
strukturelle Grundausstattung der Siedlungen. Das ist die Ausstat¬ 
tung mit Kapazitäten der Infrastruktur, die die materielle Grundlage 
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zur Befriedigung der Bedürfnisse der elementaren Reproduktion der 
Menschen bildet. Um den Funktionsradius und den Einzugsbereich der 
infrastrukturellen Kapazitäten besser bei der Planung der Siedlungs¬ 
struktur berücksichtigen zu können, ist es zweckmäßig, zwischen einer 
Grundausstattung im engeren Siime und einer Grundausstattung im 
weiteren Sinne zu unterscheiden. 

Die Grundausstattung im engeren Sinne umfaßt die infrastrukturellen 
Anlagen, die tatsächlich täglich durch jeden Menschen in Anspruch ge¬ 
nommen werden. Zur Grundausstattung im engeren Sinne, die unter 
sozialistischen Bedingungen in jeder Siedlung geschaffen werden muß, 
gehören Wohnungen in gutem Bauzustand, mit gutem Wohnkomfort 
(Elektroenergie- und Wasseranschluß, Abwasserbeseitigung und -klä- 
rung, WC), Verkaufsstellen für Waren des täglichen Bedarfs oder An¬ 
schluß an die ambulante Versorgung, Telefon, postalische Versorgung 
und ständig befahrbare Verkehrswege, die die Grundlage für die Ver¬ 
bindung mit den anderen Einrichtungen der Infrastruktur sind. 

Die Grundausstattung im weiteren Sinne umfaßt die infrastrukturellen 
Anlagen, die jederzeit erreichbar sein müssen, aber nicht mehr durch 
jeden Menschen in Anspruch genommen werden, sondern jeweils durch 
eine bestimmte Alters- oder Interessengruppe von Menschen. Die 
Grundausstattung im weiteren Sinne braucht nicht wie die Grundaus¬ 
stattung im engeren Sinne unbedingt unmittelbar am Wohnsitz des 
Einzelnen zu sein. Sie muß aber glciclifalls günstig und mit wenig Zeit¬ 
aufwand zu erreichen sein. Zur Grundausstattung im weiteren Sinne, 
die relativ großen Bevölkerungsgruppen zur täglichen Versorgung 
dient, gehören alle Einrichtungen zur Betreuung und Erziehung der 
Kinder, die Praxis des Zahnarztes und des allgemeinen Facharztes, die 
Gaststätte mit Mehrzwecksaal in Verbindung mit Einrichtungen zur 
gesellschaftlichen Speisung, Klubraum, Kleinsportanlage, Kaufhalle 
mit Industrie Warenangebot, Bücherei, Post, Annahmestelle für wich¬ 
tige Dienstleistungen, Anschluß an das Straßennetz, täglich mehrmals 
Verbindung zum nächsten Siedlungszentrum (Bus oder Bahn). 

Diese Einrichtungen verlangen zu ihrer vollen und rationellen Funk- 
tionsfahigkeit eine untere Kapazitätsgröße. Wird diese Größe unter¬ 
schritten, dann leiden die Qualität der Versorgung und die Effektivi¬ 
tät des Zweiges darunter. Es gibt für alle Einrichtungon der Infra¬ 
struktur Rentabilitätsschwellen. Unterhalb dieser Rcntabilitäts- 
schwellen steigen mit sinkender Zahl der Nutzer progressiv die Kosten 
je Leistungseinheit. So gibt cs für Kindergärten zur Zeit eine funktio¬ 
nale Mindestgröße von 36 Plätzen und eine wirtschaftliche Mindest¬ 
größe von 72 Plätzen je Kindergarten. Die funktionell und wirtschaft¬ 
lich optimale Größe liegt bei 108 bis 180 Plätzen je Kindergarten. Bei 
Kinderkrippen beträgt die funktionelle und wirtschaftliche Mindest¬ 
größe zur Zeit 18 Plätze und die optimale Größe 54 Plätze. Für Gast¬ 
stätten liegt die funktionelle Mindestgröße bei 40 Plätzen und die 
wirtschaftliche Mindestgröße bei 100 Plätzen je Einrichtung. 4 Aus die- 
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Komplex - 
ausstaüung 
der Siedlungs- 
zentren 


scn Gründen kann die infrastrukturelle Grundausstattung im weiteren 
Sinne nickt in jeder kleinen Siedlung vorhanden sein. Ihre Einrich¬ 
tungen müssen aber für alle leicht erreichbar und zumindest in jedem 
Sicdlungszentrum zu finden sein. 

Die Siedlungszentren u m fassen außer den Einrichtungen solcher 
Grundausstattung ein komplexes Angebot aller infrastrukturellen Lei¬ 
stungen. Während die infrastrukturelle Grundausstattung im allge¬ 
meinen nur die Einwohner am entsprechenden Ort und seiner näheren 
Umgebung versorgt, dient die komplexe infrastrukturelle Ausstattung 
von Siedlungszentren einem weit größeren Xutzerkreis, den Bewoh¬ 
nern eines größeren Einzugsbereichs dieser Siedlungen. Die Größe die¬ 
ses Einzugsbereichs ist von verschiedenen Faktoren abhängig; an 
erster Stelle stehen dabei die Verkehrsbedingimgen sowie auch die oft¬ 
mals historisch gewachsene Dichte verschiedener Siedlungszentren im 
Siedlungsnetz. Bei geringerer Entfernung zwischen den verschiedenen 
Siedlungszentren tritt auch eine Funktionsteilung bei der Versorgung 
des Umlandes mit Infrastrukturleistungen ein. So können zum Beispiel 
kulturelle Zentren, Gesundheitszentren und Dienstleistungszentren an 
verschiedenen Orten liegen. Eine gewisse Komplexität in derinfrastruk- 
turcllcn Ausstattung von Sicdlungszcntrcn muß jedoch überall gewahrt 
werden, „weil sich in funktionsfähigen Zentren die gesellschaftlichen 
Einrichtungen gegenseitig auf werten. Das kommt darin zum Ausdruck 
daß von gleichwertigen Einrichtungen die Bevölkerung immer jene 
aufsucht, die sich in räumlichen Komplexen mit anderen Einrichtun¬ 
gen der Infrastruktur befinden. Diese bevorzugten Einrichtungen sind 
durch bessere Nutzung wirtschaftlich günstiger gestellt als Einrich¬ 
tungen an isolierten Standorten und können dadurch komfortabler 
ausgestattet werden. Für die Nutzer ergibt sich eine Reduzierung der 
Wegezeiten.“ 5 

Bei der Gestaltung der Infrastruktur als materielle Grundlage soziali¬ 
stischer Lebensverhältnisse gibt es wuchtige Beziehungen zwischen der 
Infrastruktur und der Produktionsstruktur eines Gebietes. Die Pro¬ 
duktionsstruktur beeinflußt in starkem Maße die Bedürfnisse und Ge- 
w-ohnheiten der Menschen. Besonders wichtig für die Planung und 
Leitung der Infrastruktur sind solche Fragen, wie die Qualifikations- 
Struktur der Werktätigen, die Dauer ihrer Ausbildung, die Entfernung 
von Wohn- und Arbeitsort sowie die Verbreitung von Schicht¬ 
arbeit. 6 


Z usammenjassung 


6 Vgl. GlUhoffu.a., 
a.a.O. 

6 Siehe hierzu auch die 
Abschnitte 4. und 6.2.2. 


Eine optimale Gestaltung der Infrastruktur ist nur möglich im Rah¬ 
men einer einheitlichen Leitung und Planung der gesamten Struktur 
eines Gebietes. Ausgehend von der Bedürfnisentwicklung sind alle 
Beziehungen zwischen Produktionsstruktur, Bevölkerungsstruktur, 
Struktur der territorialen Ressourcen, Siedlungsstruktur und der In¬ 
frastruktur zu berücksichtigen und proportional zu gestalten. Eine 
solche einheitliche Leitung und Planung ist die Voraussetzung dafür, 
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daß die Infrastruktur sowohl alle Anforderungen, die an sie gestellt 
werden, erfüllt, als auch den ökonomischen Bedingungen des einzelnen 
Bereiches entspricht. 


6.2.2. Die Infrastruktur als gebietliche Produklions¬ 
bedingung und ihr Einfluß 
auf die Effektivität der Volkswirtschaft 


Die gesamte Infrastruktur ist eine Voraussetzung der kontinuierlichen 
Reproduktion aller Betriebe und Einrichtungen eines Wirtschafts¬ 
gebietes. Das gilt auch für die Betriebe und Einrichtungen der Infra- 
Struktur selbst. 

Die Infrastruktur hat für den Reproduktionsprozeß der Betriebe sehr 
unterschiedliche Funktionen. Die Einrichtungen der Infrastrukturpro¬ 
duzieren und übertragen Hilfsstoffe der Produktion (Wasser und Ener¬ 
gie). Sie transportieren Arbeitskräfte, Arbeitsmittel, Arbeitsgegen¬ 
stände und Fertigerzeugnisse. Sie dienen mittelbar und unmittelbar 
der Reproduktion der Arbeitskraft. 

Das Entwicklungsniveau der Infrastruktur beeinflußt maßgeblich den 
Vergesellschaftungsgrad der Produktion. Eine effektive gesellschaft¬ 
liche Arbeitsteilung und Spezialisierung in der Produktion verlangt 
ein leistungsfähiges Verkehrs- und Verbindungswesen. Es werden 
höhere Anforderungen an die Bildung der Werktätigen gestellt. Mit zu¬ 
nehmend höherer Arbeitsintensität müssen die Reproduktionsbedin¬ 
gungen für die Arbeitskraft qualitativ verbessert und vielseitiger wer¬ 
den. 


Anforderungen 
der Produktion*- 

Struktur an die 

Infrastruktur 


Mit der technologischen Entwicklung in der Produktion, mit dem 
Übergang zu Großserien und mit den höheren Qualitätsanforderungen 
an die Enderzeugnisse der Produktion werden auch höhere Anforde¬ 
rungen an die Kontinuität, die Qualität und den Umfang der Leistun¬ 
gen der Infrastruktur gestellt. Automatisierung von Arbeitsprozessen 
in der Industrie setzt eine gleichmäßige Versorgung mit allen Produk¬ 
tionselementen voraus. Das bedeutet umfassende Lagerhaltung und 
Reservebildung. Im Schichtbetrieb müssen die Versorgungsphasen zeit¬ 
lich überlappen. Welches Ausmaß die Reservebildung eines Betriebes 

annohmon muß, hängt auch von der Infrastruktur des Wirtschafts¬ 
gebietes ab. 

Die Reservebildung bei den Nutzem kann stark eingeschränkt werden, 
wenn durch die Infrastruktur eine kontinuierliche und flexible Zu¬ 
führung von Elementen des Arbeitsprozesses gewährleistet wird. Da¬ 
mit setzt die Einschränkung der Rcscrvcbildung bei den Nutzern Ro¬ 
servebildung in der Infrastruktur voraus. Die Kapazitäten der Infra¬ 
struktur müssen deshalb auf den Spitzenbedarf orientiert sein. Für 
Havariefälle in der Infrastruktur müssen Reservekapazitäten bereit¬ 
stehen. Das ist vor allem für die technische Infrastruktur, also für die 
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Energiewirtschaft, die Wasserwirtschaft und das Verkehrswesen, not¬ 
wendig, da sich hier ein Ausfall gleichzeitig auf alle Betriebe und die 
Bevölkerung des Gebietes auswirkt. Die Orientierung auf den Spitzen¬ 
bedarf und auf weitere Reserven gibt es aber auch in der sozialen In¬ 
frastruktur, zum Beispiel im Gesundheitswesen oder bei Dienstleistun¬ 
gen. 

Da die Leistungen der Infrastruktur entweder gar nicht oder nur mit 
sehr hohem Aufwand speicherungsfahig sind, führt diese Ausrichtung 
auf den Spitzenbedarf zu einer relativ geringen Durchschnittsaus¬ 
lastung der Kapazitäten der Infrastruktur. Trotzdem ist eine Reserve¬ 
bildung, zum Beispiel im Verkelirswesen, günstiger als eine überhöhte 
Lagerhaltung in den Betrieben und Einrichtungen des entsprechenden 
Gebietes, weil sich durch die Zusammenfassung des Bedarfs verschie¬ 
dener Nutzer die Bedarfsspitzen zum Teil aufheben oder doch ab¬ 
flachen. Das gleiche trifft auf betriebseigene Anlagen der Energie- und 
Wasserversorgung sowie der Bevölkerungsbetreuung zu. Diese betrieb¬ 
lichen Einrichtungen haben in der Regel eine geringere Kapazitäts¬ 
auslastung als die allgemein zugänglichen Anlagen und Einrichtungen. 
Deshalb setzt sich in der Praxis immer mehr die öffentliche Nutzung 
solcher Einrichtungen durch Anschluß oder Abstimmung mit dem 
Netz der allgemeinen Versorgung und Betreuung durch. 
'Anforderungen Die Effektivität der Infrastruktur hängt mehr von der Bedarfsorgani- 

der Infrastruktur sation ihrer Nutzer als ihrer eigenen Arbeitsorganisation ab. Auch das 
an die Produk- ist eine Besonderheit der Infrastrukturbetriebe gegenüber anderen Be- 
tions - bzw. trieben. Eine kontinuierliche Verteilung des Bedarfs auf die Tageszei- 

Nutzerstruktur ten durch verbreitetes Mehrschichtsystem oder durch Staffelung der 

Arbeitszeit sowie durch geeignete Kombination der Standorte bei den 
Nutzem verbessern die Kapazitätsauslastung der Infrastruktur. Die 
Organisation dieser Prozesse durch die Territorialplanung kann bedeu¬ 
tende Effektivitätsreserven für die Volkswirtschaft erschließen. 

Damit die Infrastruktur die steigenden Anforderungen der Produk¬ 
tion immer besser erfüllen kann, wird sie zunehmend stärker in den 
Prozeß der weiteren Vergesellschaftung der Arbeit und des techni¬ 
schen Fortschritts cinbczogcn. Das wird sich zugleich auf ihre inneren 
Proportionen und die komplexe Wirksamkeit in allen ihren Bereichen 
positiv auswirken. Damit nimmt auch die Infrastruktur am Intensi¬ 
vierungsprozeß dev gesellschaftlichen Reproduktion teil. 

Früher war die Kleinmechanisierung der einzige Weg zur Rationali¬ 
sierung in vielen Bereichen der Infrastruktur. In den letzten Jahren 
werden völlig neue Wege beschritten, teils zur Mechanisierung her¬ 
kömmlicher Aufgaben der Infrastruktur, zum großen Teil aber auch 
durch Veränderung der Anforderungen an die Infrastruktur, wie zum 
Beispiel durch die Einschränkung oder Beseitigung energieintensiver 
Technologien, durch rationellere Nutzung der Energie und des Trans¬ 
portraums (Montage beim Endverbraucher). Das gilt analog auch für 
die Herstellung pflege- und wartungsarmer Erzeugnisse durch die Kon- 
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sumgüterindustrie oder auch für solche Fragen wie stärkere Prophylaxe 
im Gesundheitswesen. 

Die in der Infrastruktur eingesetzten modernen Anlagen erfordern, wie 
in der Produktion, eine weitere Konzentration und Kombination auf 
der einen Seite sowie eine hohe Spezialisierung auf der anderen Seite. 
Die intensive Gestaltung der Organisation in der Infrastruktur und die 
Intensivierung ihrer Nutzung sind von großer ökonomischer Bedeu¬ 
tung für die gesamte Volkswirtschaft. Die Infrastruktur beeinflußt die 
Effektivität des gesamten Reproduktionsprozesses. Sie ist ein bedeu¬ 
tender Aufwandsfaktor in der Volkswirtschaft und im Wirtschafts¬ 
gebiet. 

Der gesamte Reproduktionsaufwand der Infrastruktur eines Wirt¬ 
schaftsgebietes in einem bestimmten Zeitabschnitt (Jahr, 5 Jahre usw. 
wird als gebietswirtsckaftliclier Aufwand bezeichnet. Wenn er auf 
einen bestimmten Nutzer bezogen wird, wie zum Beispiel ein großes 
Investitionsvorhaben, daim werden unter gebietswirtschaftlichem Auf¬ 
wand die Aufwendungen verstanden, die durch diesen Nutzer in der 
Infrasfruktur des entsprechenden Standortes und Wirtschaftsgebietes 
verursacht werden. Zu unterscheiden sind 

- der laufende gebietswirtschaftliche Aufwand, der alle Kosten zur 
laufenden Betriebsführung der Einrichtungen der Infrastruktur 
umfaßt; 

- der gebietswirtschaftliche Investitionsaufwand mit den einmaligen 
Aufwendungen zur Rationalisierung und Erweiterung der Infra¬ 
struktur ; 

- der infrastrukturelle Fondsvorschuß, der die Gesamtheit der in¬ 
frastrukturellen Grundfonds einschließt, die in einem Wirtschafts¬ 
gebiet als Voraussetzung für Produktion und Konsumtion erforder¬ 
lich sind. 

Der infrastrukturelle Fonds Vorschuß ist der umfassendste Teil des ge¬ 
bietswirtschaftlichen Aufwandes. Er umschließt 60 Prozent aller 
Grundfonds und dabei 70 Prozent aller Gebäude und baulichen An¬ 
lagen der Volkswirtschaft. Die vollständige Nutzung dieses nationalen 
Reichtums ist eine wesentliche Aufgabe der sozialistischen Standort- 
planung. 

Zum effektiven Einsatz des Nationaleinkommens gehört eine rationelle 
Verwendung der Investitionen unter voller Berücksichtigung des ge¬ 
bietswirtschaftlichen Investitionsaufwandes. Die intensive Nutzung 
und Rationalisierung der vorhandenen Kapazitäten der Infrastruktur 
ist ein wichtiger Gesichtspunkt der Investitionspolitik. Zu besonders 
hohen gebietswirtschaftlichen Investitionsaufwendungen führt die Er¬ 
richtung großer Investitionsobjekte in bisher industriell wenig er¬ 
schlossenen Gebieten, die zum Bau neuer Städte und einer umfang¬ 
reichen technischen Infrastruktur führen. Volkswirtschaftliche und 
gebietsökonomische Effektivitätsberechnungen im Rahmen der Stand - 
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ortverteilung der Produktivkräfte schließen deshalb den gebietswirt¬ 
schaftlichen Investitionsaufwajid ein. 

In der Vergangenheit wurde die Effektivität der Infrastruktur häufig 
nicht in Zusammenhang mit ihren sozialpolitischen Aufgaben gesehen. 
Die weitere Erhöhung des Lebensniveaus des Volkes erfordert sowohl 
die bestmögliche Ausstattung mit infrastrukturellen Einrichtungen als 
auch ihre intensive Nutzung und Gestaltung, um alle Effektivitäts¬ 
reserven und Wachstumsfaktoren zu erschließen. Das trifft auch für 
notwendige extensive Erweiterungen, wie zum Beispiel im Wohnungs¬ 
bau, zu. 

Zusammenfassung Für die territoriale und Bereichsentwicklung der Infrastruktur muß im 

Komplex aller Bereiche und in Verbindung mit ihren Nutzern eine sol¬ 
che Variante gefunden werden, die bei höchster Effektivität in ihren 
einzelnen Bereichen die Gestaltung der sozialistischen Lebensweise 
umfassend unterstützt. Die Anforderungen an die Proportionalität und 
Entwicklung der Infrastruktur, die sich aus ihren ökonomischen und 
sozialpolitischen Aufgaben ergeben, müssen optimal miteinander ver¬ 
bunden werden. 

Die technologischen und organisatorischen Entwicklungstendenzen in 
der Infrastruktur sind wichtige Einflußfaktoren, die bei der langfristi¬ 
gen Standortverteilung der Produktivkräfte und der Gestaltung der 
Siedlungsstruktur zu berücksichtigen sind. Die Tendenz zu höheren 
zweiglichen imd territorialen Organisationsformen der gesellschaft¬ 
lichen Arbeit zeigt sich in allen Bereichen der Infrastruktur. Es be¬ 
steht hier eine weitgehende Übereinstimmung zwischen der Konzen¬ 
tration des Bedarfs an Leistungen der Infrastruktur mit den Tenden¬ 
zen zur Konzentration und damit zu größeren Kapazitäten in den Be¬ 
reichen der Infrastruktur selbst. 

6.2.3. Entwicklungstendenzen in den Bereichen 
der Infrastruktur 

Die sich abzeichnende weitere territoriale Konzentration der Einwoh¬ 
ner und der Produktion, die gewachsenen Kapazitätsgrößon in Pro¬ 
duktion und Wissenschaft und die Zunahme städtischer Formen in der 
Lebensweise der Menschen führen zu einem starken Anstieg des Be¬ 
darfs an Leistungen der Infrastruktur insbesondere in Groß- und Mit¬ 
telstädten, in den industriellen Ballungsgebieten und in den jungen 
Industriestädten bisher vorwiegend agrarischer Gebiete. Die weitere 
territoriale Konzentration der Bedarfsentwicklung ist eine günstige 
Grundlage für die Entwicklung der Infrastruktur. Das zeigt sich auch 
darin, daß trotz hoher absoluter Konzentration der Grundfonds in den 
industriellen Ballungsgebieten die infrastrukturelle Ausstattung je Ein¬ 
wohner in diesen Gebieten etwas geringer ist als in den übrigen Gebie- 
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ten der DDR. Das ist ein Ausdruck der höheren Auslastung der Kapa¬ 
zitäten in den Städten und dichtbesiedelten Gebieten gegenüber den 
Gebieten mit einer relativ geringen Einwohnerdichte und Siedlungs¬ 
dichte. Die Anforderungen an die Qualität, Komplexität und Stetig¬ 
keit der Leistungen der Infrastruktur erhöhen sich ständig. 

Die zunehmende Vergesellschaftung der Produktion als Folge der Ent¬ 
wicklung der Produktivkräfte ist durch eine wachsende Konzentra¬ 
tion und eine immer enger werdende zweigliche und räumliche Ver¬ 
knüpfung aller Bereiche und Elemente der Volkswirtschaft einschließ¬ 
lich der Infrastruktur gekennzeichnet. 

Deshalb besteht auch in den infrastrukturellen Bereichen der Trend 
zu größeren Kapazitäten. Dieser Trend wird verstärkt durch die wach¬ 
sende Verflechtung der Bereiche der Infrastruktur untereinander. Da¬ 
mit erfordert die Infrastruktur zur Auslastung aller ihrer Kapazitäten 
zugleich eine Mindestkonzentration ihrer Nutzer. Die untere Schwelle 
der Konzentration steigt mit dem wachsenden Einsatz moderner 
Aggregate und Organisationsformen in der Infrastruktur. 

Die zunehmende Verflechtung der Infrastruktur ergibt sich auch aus 
der weiteren Entwicklung der sozialistischen Lebensweise. Die Her¬ 
ausbildung sozialistischer Persönlichkeiten stellt Anforderungen an die 
Infrastruktur, die sich immer mehr auf den ganzen Komplex aller ma¬ 
teriellen und geistig-kulturellen Bedingungen in den Gebieten be¬ 
ziehen. Die Bildungs- und Freizeitinteressen der Menschen erweitern 
sich; die Palette der Dienstleistungen vergrößert sich. Die komplexe 
Wirksamkeit der Infrastruktur verstärkt sich auch mit der Beschleuni¬ 
gung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts in der Produktion 
und in den Bereichen der Infrastruktur selbst. 

Ein wichtiges Moment in der Entwicklung der Infrastruktur ergibt 
sich aus der allmählichen Reduzierung der bestehenden territorialen 
Unterschiede im Bedarf und in den Bedingungen zur Befriedigung des 
Bedarfs. Dazu hat die Planung der Infrastruktur aktiv beizutragen. 
Die bisher nach einzelnen Gebieten sehr unterschiedlichen inneren Pro¬ 
portionen der Infrastruktur werden sich in der Tendenz annähern. Die 
gebietliche Individualität in der Kombination der Bereiche der Infra¬ 
struktur nimmt ab. So nehmen zum Beispiel die Arbeits- und Lebens¬ 
bedingungen des Landes mit der weiteren Industrialisierung der Land¬ 
wirtschaft allmählich städtischen Charaktor an. Mit der durchgängigen 
Mechanisierung und Automatisierung in allen Zweigen der Industrie 
und auch der Landwirtschaft gleichen sich zum Teil die zweigspezifi¬ 
schen Anforderungen nach infrastrukturellen Leistungen an. Die 
weitere Verstädterung und die schrittweise sozialistische Umgestal¬ 
tung des Sicdlungsnctzcs führt zu cinor Anhebung dos allgemeinen 
Niveaus der Lebensbedingungen der Menschen in allen Gebieten. 
Zur relativen Angleichung der territorialen Unterschiede müssen die 
inneren Proportionen der Infrastruktur schrittweise verändert werden. 
So wird zum Beispiel das Verkehrs- und Nachrichtenwesen rasch zu- 
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dürfen nicht darüber 
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struktur und in ihren 
Zielsetzungen entschei¬ 
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Wachstum der Infra¬ 
struktur hat also teil¬ 
weise andere Ursachen 
im Sozialismus als im 
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immer auf die gleichen 
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nehmende Bedeutung erhalten. Sehr dynamisch entwickelt sich auch 
der gesamte Komplex der Freizeitgestaltung, einschließlich der Weiter¬ 
bildung. 

Innerhalb der einzelnen Gebiete hängt die Dynamik der Bereiche der 
Infrastruktur jedoch wesentlich von der gegenwärtigen Ausstattung 
ab. So können in bestimmten Gebieten durchaus andere Bereiche als 
die genannten besonders dynamisch sein. Hierbei spielen die vorhan¬ 
denen Leistungsreserven und -lücken eine wesentliche Rolle. 
International zeichnet sich ein wachsender Anteil der Bereiche der In¬ 
frastruktur am gesellschaftlichen Arbeits*vermögen ab. Diese Tendenz 
muß in der Tcrritorialplanung berücksichtigt werden. Trotz zuneh¬ 
mender Mechanisierung und Automatisierung auch in den Bereichen 
der Infrastruktur wird dieser Prozeß hier naturgemäß bedeutend lang¬ 
samer vonstatten gehen als in der Industrie. Jede Erweiterung des Lei¬ 
stungsvermögens ist im allgemeinen mit einer extensiven Erweiterung 
des Arbeitskräftepotentials verbunden. Das trifft insbesondere für die 
soziale Infrastruktur zu. Deshalb sind Leistungssteigerungen in der In¬ 
frastruktur im allgemeinen auch mit einer extensiven Erweiterung des 
Arbeitskräftepotentials verbunden. Ein entgegenwirkender Faktor 
kann die Beseitigung der außerordentlich hohen Zersplitterung beson¬ 
ders der sozialen Bereiche der Infrastruktur sein. Hier bieten sich viele 
Möglichkeiten, durch Rationalisierung Arbeitskräfte für neue Auf¬ 
gaben der Infrastruktur freizusetzen. Aber auch dieser Tendenz zur 
Konzentration sind aufgrund der notwendigen netzartigen Verteilung 
und der zumutbaren Entfernungen der Menschen zu den Einrichtun¬ 
gen der infrastrukturellcn Grundausstattung Grenzen gesetzt. 

Die Infrastruktur ist vom Wachstum ihrer Beschäftigtenzahl her der 
dynamischste Bereich der Volkswirtschaft. Die Beschäftigten der In* 
frastruktur nehmen in der DDR seit Jahren absolut und relativ in 
ihrem Anteil am gesellschaftlichen Arbeitsvermögen stetig zu. Arbeite¬ 
ten 1952 etwa 31 Prozent aller Beschäftigten der Volkswirtschaft in 
der Infrastruktur, so waren es 1962 bereits über 35 Prozent und 1972 
fast 38 Prozent. 

Eine ähnliche Entwicklungstendenz ist in allen hochindustrialisierten 
Ländern der Welt zu finden, und zwar sowohl in den sozialistischen als 
auch in den kapitalistischen Ländern. 7 

Das zeugt von einer gesetzmäßigen Veränderung der Proportionen in 
der Volkswirtschaft zugunsten der Infrastruktur. Die Möglichkeit für 
eine solche Veränderung liegt in der beschleunigten Steigerung der 
Produktivität der Arbeitskraft in der materiellen Produktion. Das 
Mehrprodukt je Arbeitskraft steigt mit zunehmendem Einsatz von 
Wissenschaft und Technik in der Produktion immer rascher. Gleich¬ 
zeitig wachsen die Bedürfnisse der Menschen und auch die Anforde¬ 
rungen der materiellen Produktion an die infrastrukturellen Produk¬ 
tionsbedingungen immer schneller. In der Infrastruktur ist aber trotz 
Intensivierungsmaßnahmen eine so schnelle Leistungssteigerung je Ar- 
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beitskraft wie in der materiellen Produktion durch die Entwicklung 
von Wissenschaft und Technik nicht zu erwarten. Nach wie vor wird 
hier ein entscheidender Teil der Leistungssteigerung mit einer wesent¬ 
lichen Erweiterung der Arbeitsplätze in der Infrastruktur verbunden 
sein. 


6.3. Zur Planung der Infrastruktur 

Die Infrastruktur wird im Rahmen der Volkswirtschaft nach Zweigen Proportionalität 
und Bereiche# geplant. 8 Sie ist gleichzeitig ein wesentlicher Bestand- zwischen Pro- 
teil der Territorialplanung. Als materielle Grundlage sozialistischer duktions- und 
Arbeits- und Lebensbedingungen und als gcbietliche Voraussetzung Infrabereichen 
einer effektiven Produktionsstruktur muß dio komplexe Entwicklung 
der Infrastruktur, bedingt durch ihre starke Bindung an den Standort, 
besonders in der Prognose und langfristigen Planung der Standortver¬ 
teilung der Produktivkräfte berücksichtigt werden. Die Infrastruktur¬ 
bereiche sind vorwiegend Verzehrer von Nationaleinkommen und so¬ 
mit generell von der Entwicklung und Effektivität der produktiven 
Bereiche als Erzeuger von Nationaleinkommen abhängig. Die Infra¬ 
struktur ist zugleich allgemeine Produktionsbedingung für hohe Er¬ 
gebnisse in der Produktion. Deshalb muß das Verhältnis zwischen In¬ 
frastruktur und Hauptproduktionsbereichen als langfristig zu fixie¬ 
rende Grundproportion der Volkswirtschaft geplant werden. Diese 
Entwicklung der Infrastruktur ist abhängig von der produktiven und 
konsumtiven Bedarfsentwicklung an infrastrukturellen Leistungen 

und von den volkswirtschaftlichen Möglichkeiten zur materiellen 

Sicherung der Entwicklung der Infrastruktur mit Arbeitskräften, In¬ 
vestitionen, Baufonds und Ausrüstungen. 

Für die Planung der Infrastruktur gelten folgende Grundsätze: 

1. Der Hauptweg zur Entwicklung der Infrastruktur ist die Tntensi- Intensivierung 
vierung und Rekonstruktion vorhandener Anlagen. Die DDR ver¬ 
fügt im Prinzip im gesamten Territorium über ein relativ dichtes 

Netz von Trassen und Leitungen der technischen Infrastruktur und 
über eine günstige quantitative Ausstattung mit Grundfonds der 
sozialen Infrastruktur. Diese vorhandene Infrastruktur muß hei 
der langfristigen Planung der Standortverteilung der Produktiv¬ 
kräfte berücksichtigt werden. 

2. Im Vordergrund der extensiven Entwicklung muß der Ausgleich Ausgleich nicht 

von nicht gerechtfertigten regionalen Unterschieden der Ausstat- gerechtfertigter 
tung mit Infrastrukturkapazitäten stehen. Solche Unterschiede be- regionaler 
stehen Unterschiede 

- zwischen den Zweigen und Bereichen der Infrastruktur inner- 8 Auf dio Zweig- bzw. 

halb von Städten und Wirtschaftsgebieten. Rückstände ein- Boreichspianungsoii 
, ~ T „ . , , ... /-.i-. • hler nicht einßcgangen 

seiner Zweige der Infrastruktur m einigen De bieten, wie zum werden. 
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» Vgl. Abschnitt 1.2. 


Beispiel bei der Wasserwirtschaft, dem Verkehrswesen oder ein¬ 
zelnen Bereichen der sozialen Infrastruktur, gegenüber ande¬ 
ren Bereichen sind aufzuholen. Dadurch erhöhen sich das Ni¬ 
veau und die volle Funktionsfahigkeit der gesamten Infrastruk¬ 
tur; 

- zwischen der Bedarfsentwicklung nach Leistungen der Infra¬ 
struktur und der Leistungsfähigkeit der Infrastruktur in be¬ 
stimmten Gebieten. Besonders in den großen Städten und Bal¬ 
lungszentren der DDR müssen die Erweiterung und Rekon¬ 
struktion der Infrastruktur in der gesamten Breite mit dem 
rasch ansteigenden konsumtiven und produktiven Bedarf 
Scliritt halten; 

- in den einzelnen Siedlungen der Gebiete. Dabei geht es beson¬ 
ders um eine günstige Anbindung der kleinsten Siedlungen an 
Siedlungszentren, da volle infrastrukturelle Grundausstattung 
in den Kleinstsiedlungen nur mit sehr hohem Aufwand möglich 
wäre; 

- in den Erschließungsgraden großräumiger Gebiete aufgrund 
ihrer allgemeinen Entwicklungsunterschiede im Rahmen der 
Territorialstruktur der DDR. 9 

3. Durch die intensive und extensive Entwicklung der Infrastruktur 
müssen die volkswirtschaftlich bedeutenden Objekte und Vor¬ 
haben zur Rationalisierung und Erweiterung der Produktion terri¬ 
torial cingeordnet und gesichert werden. 

Don Vorrang hat die Sicherung derjenigen Vorhaben, die der ver¬ 
stärkten Nutzung der eigenen Rohstoffe und zur Verbesserung der 
Energiesituation der DDR dienen. 

4. Der Anteil der Arbeitskräfte in der Infrastruktur wird sich weiter¬ 
hin gegenüber dem Anteil der produktiven Bereiche erhöhen. 

Die Entwicklung der Arbeitskräfteproportionen zwischen Infra¬ 
struktur und materieller Produktion ist eine Aufgabe der Planung 
der volkswirtschaftlichen Hauptproportionen in der Erzeugung 
und Verwendung oder Umverteilung von Nationaleinkommen. Die 
Arbeitskräfteentwicklung der Infrastruktur ist abhängig von der 
Entwicklung des Arbeitskräftebedarfs und damit von der Steige¬ 
rung der Arbeitsproduktivität in der Produktion und in der Infra¬ 
struktur. Durch optimale Proportionierung zwischen Bedarf und 
Leistungsangebot, durch bessere Abstimmung der einzelnen Kapa¬ 
zitäten der Infrastruktur untereinander, durch Modernisierung der 
vorhandenen Fonds, durch Verbesserung der territorialen Organi¬ 
sation der Infrastruktur muß gleichzeitig die Leistungsfähigkeit 
der Infrastruktur unter den demografischen Bedingungen der 
DDR nach Möglichkeit ohne zusätzliche Arbeitskräfte erhöht wer¬ 
den. 

ö. Im Rahmen der Standortverteilung der Infrastruktur muß eine 
gleichmäßige Ausstattung des gesamten Landes mit der Konzen- 
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tration der Infrastruktur auf die industriellen Ballungsgebiete, die Großräumige 
Städte und Siedlungszentren verbunden werden. Mit der schritt- Standortverteilung 
weisen Überwindung territorialer Unterschiede in der infrastruk- der Infrastruktur 
turellen Versorgung und mit der weiteren industriellen Entwick¬ 
lung der Nordbezirke der DDR Svird großräumig eine gleichmäßi¬ 
gere Entwicklung der Infrastruktur eintreten und schwerpunkt¬ 
mäßig innerhalb der Gebiete sich die Konzentration der Infra¬ 
strukturkapazitäten in den Zentren der Arbeiterklasse, den Städ¬ 
ten sowie in den ländlichen Siedlungszentren erhöhen. 

In der komplexen territorialen Planung und Leitung der Infrastruktur 
wird sich die bestehende Aufgabenteilung zwischen zentralen und ört¬ 
lichen Organen in Zukunft noch vertiefen. Bei der Planung der Volks¬ 
wirtschaft werden zentral mit Hilfe solcher Kennziffern, wie Arbeit«- 

€ 

kräfte, Investitionen und Grundfonds, die Grundproportionen zwi- Zentrale 
sehen den einzelnen Bereichen und Gebieten der Volkswirtschaft fest- Bilanzierung 
gelegt. Das muß sowohl für die einzelnen Zweige und Bereiche als auch der hifrastruktur 
für die territorialen Einheiten der Volkswirtschaft geschehen. Die de¬ 
taillierte bedarfs- und strukturgerechte Planung der Infrastruktur 
innerhalb der Teilgebiete und Orte ist vorwiegend Aufgabe auf ört¬ 
licher Ebene. 

Die zentrale territoriale Planung erarbeitet mit Unterstützung der 
Räte der Bezirke Bilanzen über das Aufkommen und den Einsatz von 
Arbeitskräften sowie der Jugendlichen für eine Berufsausbildung für 
die Republik und ihre Bezirke. In diesen Bilanzen werden die Propor¬ 
tionen zwischen den produktiven Bereichen und den Bereichen der In¬ 
frastruktur besonders berücksichtigt. Außerdem wird zentral die Bilanz 
der Investitionen für den Bilanzbereich der Räte der Bezirke erarbei¬ 
tet, der hauptsächlich Infrastrukturbereiche umfaßt. Auf der Grund¬ 
lage dieser Bilanzen, die mit den Anforderungen der Ministerien ab- 
gestimmt werden, werden die staatlichen Aufgaben für den Einsatz der 
Arbeitskräfte, für die Berufsausbildung und für den Einsatz des Bau¬ 
aufkommens nach Bezirken und Bereichen ausgearbeitet. Diese Bilan¬ 
zen sind Ausgangspunkte für die Jahres- und Fünf jahresplanung, ins¬ 
besondere auch für die Infrastruktur. 

In den zentral geleiteten Komplcxberatuugen 10 zur Fünfjahres- und 
Jahrcsplanung der Bezirko spiolon dio Problomc der Infrastruktur zur 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen und zur territo¬ 
rialen Sicherung der Produktion eine entscheidende Rolle. 

Durch die Bezirksplankommission der Räte der Bezirke muß auf der Regionale 

Grundlage der staatlichen Plankennziffern die Entwicklung der Be- Bilanzierung 

triobe, Kombinate und Einrichtungen hinsichtlich ihrer Anforderun- der Infrastruktur 

gen an die soziale Infrastruktur und hinsichtlich der Anforderungen 

an die technische Infrastruktur regional bilanziert und koordiniert 

werden. Alle Betriebe und Einrichtungen sind unabhängig von ihrer 

Unterstellung verpflichtet, ihre Maßnahmen zur Entwicklung der io y 8 i. Abschnitt 3.1. 





224 


6. Die planmäßige Entwicklung der Infrastruktur 


Planung 
der Infrastruktur 
durch die örtlichen 
Staatsorgane 


Arbeits- und Lebensbedingungen auch mit den Räten der Städte und 
Gemeinden abzustimmen. 

Im Fünf jahrplan und in den Jahresplänen der Bezirke sind zur Ent¬ 
wicklung der Infrastruktur enthalten: 


- Aufgaben zur Entwicklung des materiellen und kulturellen Lebens¬ 
niveaus ; 

- Aufgaben zur Versorgung der Bevölkerung, zum komplexen Woh¬ 
nungsbau, zur Erhaltung und Reparatur der Wohnungen und ge¬ 
sellschaftlichen Einrichtungen; 

- Grundlinien der Entwicklung des Bildungswesens, des Gesund- 
heits- und Sozialwesens, des Erholungswesens sowie des geistig- 
kulturellen Lebens; 

- Aufgaben zur Entwicklung des örtlich geleiteten Verkehrswesens, 
des Handels und der örtlichen Versorgungswirtschaft. 


Zur Vorbereitung dieser Planteile werden in den Bezirksplankommis¬ 
sionen und in den Fachabteilucgen des Rates des Bezirkes Teilbercch- 
nungen und Bilanzen ausgearbeitet. 

So müssen zum Planteil Wohnungsbau und Werterhaltung der Woh¬ 
nungen der Wohnraumbedarf, die Ausstattung, der Bauzustand und 
das Baualter der Wohnraumsubstanz analysiert werden. Zur Ermitt¬ 
lung des Wohnraumbedarfs besonders für längere Zeiträume müssen 
umfangreiche Berechnungen über die Entwicklung der Altersstruktur 
der Bevölkerung, der Haushaltgröße und der Wohnraumbelegung an- 
gestellt werden. 

Die Entwicklung der technischen Infrastruktur wird vor der Ausarbei¬ 
tung der Pläne zwischen den Fachorganen der Räte der Bezirke und 
Kreise mit den zuständigen Energieversorgungsbetrieben, dem VEB 
Wasserversorgung und Abwasserbehandlung, den Wasserwirtschafts¬ 
direktionen, den Bezirksdirektionen für Post- und Fcrnmeldewesen, 
den Reichsbahndircktioncn und den Verkehrskombinaten beraten. Vor 


dieser Abstimmung müssen die zweigleitenden Organe den Räten der 
Bezirke und Kreise bestimmte Planinformationen, Bilanzen und Über¬ 
sichten übergeben, wie die Wasscrbilanz, die Abwasserbilanz, die Ent¬ 
wicklung der Versorgungsnetze, den komplex-territorialen Energie¬ 
bedarfsplan, die Transportbilanz und anderes. 

Die Räte der Bezirke und Kreise sichern im Rahmen der territorialen 
Abstimmung und Koordinierung, daß die Maßnahmen zur Entwick¬ 
lung der technischen Infrastruktur vor allem auf die Schwerpunkte der 
Entwicklung in den Gebieten konzentriert werden. Sie kontrollieren, 
daß die Festlegungen zur Versorgung der Bevölkerung mit Leistungen 
der Infrastrukturbereiche in die Pläne der zuständigen Betriebe und 
Einrichtungen aufgenommen werden. Sie nehmen ihrerseits die wich¬ 
tigsten Aufgaben und Vorhaben zur Entwicklung der technischen In- 
frastruktur in den Fünf jahrplan und die Jahrespläne auf und legen die 
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dazu notwendigen Maßnahinen in den örtlichen Verantwortungsberei¬ 
chen fest. 

Ausgehend von langfristigen Planungsgrundsätzen für die Entwick- Zusammenfassung 
lung und Standortverteilung der Infrastruktur ist die Ausarbeitung 
und Bilanzierung dieser Planaufgaben im Fünf jahr- und Jahresplan so¬ 
wohl eine Aufgabe der zentralen als auch der örtlichen Planung. In ihr 
müssen die Verantwortungsbereiche für die einzelnen Elemente der 
Infrastruktur sowie für die Nutzer ihrer Leistungen und für die harmo- . 

nische Gebietsentwicklung Zusammenarbeiten. Damit sind optimale 

Bilanzproportionen und eine effektive gesellschaftliche Organisation 
der Infrastruktur zu gewährleisten. 


15 Terrltorlalplanung 
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Komplexität 
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Siedlungsstruktur 


Lebenssphäre 


1 Vgl. Verfassung der 
DDR, Artikel 41, in: 
GBl., Teil I, Nr. 47/1974 
S. 444 


Die Aufgaben 
der Territorialplanung 
bei der Entwicklung 
der Siedlungsstruktur 


7.1. Die Funktion der Siedlungsstruktur in 
der gesellschaftlichen Reproduktion 

Die Siedlungsstruktur ist eine komplexe und relativ stabile Struktur- 
und Organisationsform innerhalb der Territorialstruktur der Gesell¬ 
schaft und deren Reproduktion. In ihr spiegeln sieh wesentliche »Seiten 
der anderen territorialen Teilstrukturen wider, hauptsächlich der terri¬ 
torialen Bevölkerungs-, Produktions-, Infra- und Ressourccnstruktur. 
Die Gesamtheit der Siedlungen eines Landes, Bezirkes oder Wirtschafts¬ 
gebietes bildet in ihrer räumlichen Verteilung, funktionstciligcn Ver¬ 
flechtung und Proportionalität die Siedlungsstruktur der jeweiligen 
territorialen Einheit. 

Die Siedlungen sind die örtlichen Organisationsformen der Gesellschaft 
und deren Reproduktion, lokale Konzentrations- und Kombinations¬ 
formen von Wohn- und Arbeitsstätten sowie dazugehörenden Einrich¬ 
tungen, Anlagen und Netzen der Infrastruktur. In ihnen arbeiten, 
wohnen, bilden und erholen sich die Menschen. Hier entwickeln sie das 
politische und gesellschaftliche, kulturelle und materielle Leben. Sie 
sind damit in der Regel örtliche Standortkomplexe der materiellen 
Produktion. Die historisch entstandenen zwei Grundtypen der Sied¬ 
lungen sind die Städte und Dörfer. Dio Gemeinden bilden im staats¬ 
rechtlichen »Sinne der Verfassung der DDR die politisch-territorialen 
Organisationsformen der Siedlungen mit eigener Volksvertretung. 
Sie bestehen häufig aus mehreren Siedlungen (Orten und Wohnplät- 
zen). 

Die Elemente der Siedlungsstruktur, die Städte und Dörfer, bilden die 
Lebenssphäre der Menschen. In ihnen gestalten die Bürger im Sozialis¬ 
mus aktiv und unmittelbar ihre gesellschaftlichen Verhältnisse 1 , ihre 
Arbeits- und Lebensbedingungen und entwickeln sich zu sozialisti¬ 
schen Persönlichkeiten. Die Siedlungen sind damit im gesellschaftlichen 
Sinn wesentlich mehr als nur eine örtlich begrenzte Ansammlung von 
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Bauten und ingenieurtechnischen Fonds. Von diesem umfassenden ge¬ 
sellschaftlichen Inhalt des Siedlungsbegriffes ist bei der planmäßigen 
Gestaltung der Siedlungsstruktur auszugehen. 

In den Siedlungen mit den Wohn- und Arbeitsstätten sowie den dazu¬ 
gehörenden Einrichtungen und Anlagen der Infrastruktur sind 
grundlegende materielle Voraussetzungen für die Bedürfnisbefriedi¬ 
gung der Menschen lokalisiert. Die Komplexität, Größenordnung und 
Qualität der differenzierten Ausstattung der Städte und Dörfer mit 
Arbeitsstätten, Wohnungen, gesellschaftlichen Einrichtungen, Er¬ 
holungsmöglichkeiten sowie Anlagen und Netzen der technischen Ver¬ 
sorgung und des Verkehrs beeinflussen maßgeblich das Niveau, die 
Vielfalt, die Effektivität und Harmonie der Bedürfnisbefriedigung. 

Die Bedürlhisentwicklung und -befriedigung der Bevölkerung, der da¬ 
mit verbundene gesellschaftliche Reproduktionsprozeß, insbesondere 
die materielle Produktion, die Entwicklung der Interessensphären und 
die vielfältigen sozialen Beziehungen der Menschen vollziehen sich 
unter den Bedingungen der fortschreitenden gesellschaftlichen und da¬ 
mit auch territorialen Arbeitsteilung und Kooperation zunehmend im 
Gesamtrahmen der Siedlungsstruktur. 

Deshalb beeinflussen 

- eine differenzierte, arbeitsteilige Entwicklung der Funktionen in 
den verschiedenen Siedlungen, 

- die Standortverteilung der Arbeits- und Wohnstätten, des Handels, 

Dienstleistungs-, Bildungs-, Kultur- und Sozialeinrichtungen und 
andere im Gesamtrahmen der Siedlungsstruktur des Landes oder 
bestimmter Teilgebiete sowie 

- die differenzierte Reproduktion der Siedlungen (ihrer Bevölke¬ 
rung, der Grundfonds im Bereich der territorialen Produktions¬ 
und Infrastruktur sowie an sic gebundene Teile der natürlichen 
Ressourcen und Umweltbedingungen) 

in wachsendem Maße die Bedürfnisbefriedigung, die Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen der Bevölkerung, die Effektivität der gesellschaft¬ 
lichen Reproduktion, insbesondere die Wirkungsbedingungen des Ge¬ 
setzes der Ökonomie der Zeit und der planmäßigen proportionalen Ent¬ 
wicklung der Volkswirtschaft. 

Aua dor Funktion und Stellung der Siedlungen orgoben sich innerhalb ProporlionaUtäls- 
mid zwischen den Siedlungen bestimmte Proportionalitätscrforder- erfordemisse 
nisse und -bedingungen zwischen den Wohn- und Arbeitsstätten und 
den dazugehörenden Einrichtungen der Infrastruktur. Der komplexe 
Charakter der Siedlungen erfordert bestimmte örtliche Kombinatio¬ 
nen und Verflechtungen der verschiedenen Elemente des gesellschaft¬ 
lichen Reproduktionsprozesses. Dabei werden Umfang und Grad der 
Komplexität der einzelnen Siedlungen durch die funktionsteiligen Be¬ 
ziehungen innerhalb der gesamten Siedlungsstruktur eines Staates oder 

15 * 
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Gebietes beeinflußt. Bei der Planung dieser Beziehungen innerhalb der 
Siedlungsstruktur müssen deshalb die wechselseitigen Zusammen¬ 
hänge zwischen der inneren Struktur der einzelnen Siedlungen und der 
Struktur der Gesamtheit oder bestimmter Gruppen von Siedlungen, 
das heißt der territorialen Siedlungsstruktur, beachtet werden. Hier¬ 
aus resultiert die Notwendigkeit, daß Territorialplanung, Stadt- und 
Dorfplanung sowie Städtebau und Architektur eng Zusammenarbei¬ 
ten. 

Gesellschaftliche Die Siedlungsstruktur weist aufgrund ihrer hohen Fondsintensität und 

Funktionen der langfristigen Reproduktionszyklen ihrer baulichen Substanz, vor 

und Bausubstanz allem der Infrastruktur, eine relativ hohe Stabilität auf. Die in den 

Siedlungen und in den sie verbindenden Trasssn der technischen Infra¬ 
struktur lokalisierte technisch-bauliche Substanz ist innerhalb der 
Sicdlungaatruktur das relativ stabile und immobile Element. In der 
Siedlungsstruktur ist ein hoher Anteil des Nationalreichtums gebun¬ 
den (in der DDR über 400 Milliarden Mark), der tendenziell wächst. 
Mit der Veränderung der gesellschaftlichen Funktionen der Siedlungen 
und der funktion3teiligen Beziehungen zwischen den Siedlungen wird 
auch die bauliche Substanz über längere Zeiträume schrittweise ver¬ 
ändert. Diese wirkt wiederum aktiv auf die territoriale Organisation 
der Funktionsentwicklung innerhalb und zwischen den Siedlungen zu¬ 
rück. Daraus folgt, daß die Siedlungsstruktur nur unter Beachtung des 
dialektischen Zusammenhanges von gesellschaftlichen Funktionen und 
Funktionsbeziehungen einerseits sowie von materiell-technischer (bau¬ 
licher) Substanz andererseits geplant und wcitcrentwickclt werden 
kann. 

Mit der Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft wach¬ 
sen dabei die Anforderungen an die Städte und Dörfer sowie an die ge¬ 
samte Siedlungsstruktur in bezug auf die Ausübung, Sicherung und 
Übernahme gesellschaftlicher Funktionen bedeutend schneller - das 
heißt, die Funktionen der Siedlungen und ihre Beziehungen zueinan¬ 
der verändern sich wesentlich rascher -, als die bauliche Substanz 
physisch versclileißt und als eine den veränderten gesellschaftlichen 
Funktionen adäquate Erneuerung und Umverteilung der Grundfonds 
der Siedlungsstruktur angesichts ihres hohen materiellen Wertes öko¬ 
nomisch vertretbar und volkswirtschaftlich möglich ist. Das zeigt wie 
wichtig es ist, richtige Proportionen zwischen den Funktions- und Sub¬ 
stanzveränderungen innerhalb der SiedlungEstruktur in allen Phasen 
der Entwicklung zu bestimmen. 

Die Dynamik innerhalb der Siedlungsstruktur wird durch solche terri¬ 
toriale Teilstrukturen, wie die territoriale Bevölkerungs-, die Produk¬ 
tions-, die Infra- und die Ressourcenstruktur, entscheidend bestimmt. 
Das betrifft insbesondere die Bedürfnisentwicklung und -befriedigung 
der Bevölkerung, die Dynamik und Lokalisation der Produktion und 
der Infrastruktur, die demografischen Prozesse der natürlichen Bevöl¬ 
kerungsentwicklung sowie die durch vielfältige ökonomische, soziale 
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und demografische Faktoren beeinflußte Migration. Damit verändern 
sich auch die Stellung der einzelnen Siedlungen sowie die Proportio¬ 
nen innerhalb der Siedlungsstruktur. Es können auf diesem Wege zum 
Beispiel Mittelstädte allmählich in den Status von Großstädten hinein¬ 
wachsen (Gera, Schwerin, Neubrandenburg), Dörfer sich zu Städten 
entwickeln (zum Beispiel Hennigsdorf, Ludwigsfelde) und schrittweise 
neue Siedlungszentren auf dem Lande entstehen (zum Beispiel Ferdi¬ 
nandshof). Andere, vor allem kleinere Siedlungen mit rückläufiger Ent¬ 
wicklung in bezug auf Funktionen, Wohnbevölkerung und Siedlungs¬ 
substanz können dagegen langsam ihre Komplexität und damit auch 
ihre Stabilität verlieren. 

Die sieh aus der Komplexität der Siedlungsstruktur ergebenden Pro¬ 
portionalitätsanforderungen und -bedingungen sowie die territoriale 
Organisation der verschiedenen Teilstrukturen und deren Elemente 
innerhalb und zwischen den Siedlungen beeinflussen einerseits die Ent¬ 
wicklung der Siedlungsstruktur und andererseits die Höhe des gesell¬ 
schaftlichen Nutzens und Aufwandes in den Bereichen der Produk¬ 
tions-, Zirkulations- und Konsumtionsstruktur. Die an die Siedlungs¬ 
struktur gebundenen spezifischen Formen der territorialen Konzentra¬ 
tion und Kombination, Spezialisierung und Kooperation sowie die Pro¬ 
portionen zwischen den territorialen Teilstrukturen schaffen also dif¬ 
ferenzierte siedlungsstrukturelle Entwicklungsbedingungen für die Ge¬ 
samtstruktur und Effektivität des einheitlichen gesellschaftlichen Re¬ 
produktionsprozesses . 

Aus dieser wechselseitigen Bedingtheit der Siedlungsstruktur und der 
anderen territorialen Teilstrakturen, aus diesem dialektischen Ver¬ 
hältnis von Inhalt und Form, folgt, daß die Sicdlungsstruktur nur im 
Zusammenhang mit den anderen territorialen Teilstrukturen er¬ 
forscht, geplant und verändert werden kann. Die Proportionen und 
Verflechtungen innerhalb der einzelnen Siedlungen sowie die funk- 
tionsteiligen Beziehungen, Proportionalitätsverhältnisse und repro¬ 
duktiven Verflechtungen zwischen den Siedlungen sind stets mit den 
übrigen territorialen Teilstrakturen verbunden. 

Weiteres Charakteristikum der Siedlungsstruktur ist ihre sozialökono- Sozialökonomische 
mische und territoriale Differenzierung. Sie spiegelt die Differenzie- un d territoriale 
rang der Territorialstruktur der gesellschaftlichen Reproduktion, ins- . Differenzierung 
besondoro die Standortverteilung der Produktivkräfte, wider und zoigt 
zugleich deren Auswirkung auf das Lebensniveau der Bürger. Infolge 
des Wirkens der vielfältigen politischen, ökonomischen, sozialen, de¬ 
mografischen, natürlichen und anderen Faktoren der historischen Ent¬ 
wicklung sind die an die Siedlungsstraktur gebundenen materiellen Be¬ 
dingungen für die Befriedigung der Bedürfnisse und die Entwicklung 
der Produktion nicht in allen Siedlungen annähernd gleich. Die größ¬ 
ten Unterschiede bestehen zwischen den Städten und den Siedlungen 
auf dem Lande, aber auch zwischen verschiedenen Städten, zum Bei- 
spiel Groß- und Kleinstädten, neuen und alten Städten, zwischen den 
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Städten in den Ballungsgebieten und Gebieten mit vorwiegend agrari¬ 
scher Struktur, zwischen ländlichen Siedlungen differenzierten Typs 
(Industrie-, Agrar-, Erholungs-, Auspendlerwohnsiedlungen und ande¬ 
ren) in verschiedenen Wirtschafts- und Lebensgebieten usw. 

Die Siedlungsstruktur wird wesentlich durch das Verhältnis zwischen 
Stadt und Land städtischen und ländlichen Siedlungen, zwischen Stadt und Land cha¬ 
rakterisiert. Die unter dem Einfluß mehrerer Gesellschaftsformationen 
entstandene Siedlungsstruktur, die sich als räumlich materialisierte 
Form gesellschaftlicher (politischer, ökonomischer, sozialer und ande¬ 
rer) Funktionen und Beziehungen der Vergangenheit und Gegenwart 
darstellt, verdeutlicht noch heute die historisch herausgebildeten 
wesentlichen Unterschiede zwischen Stadt und Land. Dieser enge Zu¬ 
sammenhang zwischen der gesellschaftlichen Gesamtentwicklung und 
der Siedlungsweise wurde bereits von den Klassikern des Marxismus- 
Leninismus in seiner grundsätzlichen Bedeutung herausgearbeitet. 
Im Manifest der Kommunistischen Partei formulierten K. Marx und 
F. Engels die allmähliche Beseitigung des Unterschiedes von Stadt und 
Land als ein Ziel der sozialistischen und kommunistischen Gesell¬ 
schaft . 2 W. I. Lenin faßte in seinem Aufsatz über K. Marx den gesam¬ 
ten Fortschritt der Menschheit unter sozialistischen Produktionsver¬ 
hältnissen in einer Bemerkung über die Siedlungsverhältnisse zusam¬ 
men, indem er schrieb, daß die Vergesellschaftung der Arbeit in Ver¬ 
bindung mit der politischen Macht der Arbeiterklasse und ihrer Ver¬ 
bündeten sowie ,,auf der Grundlage der bewußten Anwendung der 
Sozialistische Wissenschaft und der Kombinierung kollektiver Arbeit ... eine neue 

SiedluTigsvjeise Siedlungsweise der Menschheit (mit Abschaffung sowohl der Öde, 

Wcltabgescliiedenheit und Barbarei der Dörfer wie auch der wider¬ 
natürlichen Zusammenballung gigantischer Massen in den großen 


Zusammen jassung 

2 Vgl. Mur.x, K./ 
Engels. F.. Manifestier 
Kommunistischen Par¬ 
tei, in: Marx/Engels, 
Werke, Bd. 4, Dlctz Ver¬ 
lag. Berlin 1069, S. 481 
8 Lenin, W. I., Werke, 
Bd. 21, Dletz Verlag, 
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Städten )“ 3 schaffen wird. 

Mit der langfristigen Herausbildung einer der kommunistischen Gesell¬ 
schaft adäquaten einheitlichen Siedlungsstruktur, die nicht als ein 
uniformes Ganzes aufzufassen ist und entsprechende territoriale Diffe¬ 
renzierungen einschließt, müssen die Vorzüge städtischer und länd¬ 
licher Siedlungsweise schöpferisch vereinigt und qualitativ neue Lösun¬ 
gen angestrebt werden. Das erfordert sowohl eine analytisch-progno¬ 
stisch begründete, weit in die Zukunft reichende Strategie der Sied- 
lungsstrukturcntwicklung als auch klare, quantifizierte Vorstellungen, 
auf welchem Wege und in welchen zeitlichen Etappen dieses Ziel ent¬ 
sprechend den sich entwickelnden gesellschaftlichen Erfordernissen 
und volkswirtschaftlichen Möglichkeiten erreicht werden kann. 

Die Sicdlungsstruktur ist eine komplexe und relativ stabile Struktur- 

und Organisationsform innerhalb der Territorialstruktur der Gesell¬ 
schaft und deren Reproduktion. Ihre Entwicklung vollzieht sich in 
Wechselwirkung mit den qualitativen und quantitativen Verände¬ 
rungen der anderen territorialen Teilstrukturen. Dabei wirken die Pro- 





7.2. Entwicklungstendenzen und -ziele der Siedlungsstruktur 


231 




portionalitäts- und Komplexitätserfordernisse der Siedlungsstruktur 
aktiv auf die Entwicklung der Arbeit-s- und Lebensbedingungen sowie 
auf die Effektivität des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses und 
dessen verschiedener Elemente, Phasen und Teilstrukturen ein. 

7.2. Entwicklungstendenzen und -ziele 
der Siedlungsstruktur der DDR 


Die historisch gewachsene Siedlungsstruktur der DDR bietet relativ 
günstige Ausgangsbedingungen für eine auf die Lösung der Hauptauf¬ 
gabe gerichtete planmäßige proportionale Entwicklung. Dazu hat vor 
allem die Entwicklung in den letzten zweieinhalb Jahrzehnten unter 
sozialistischen Bedingungen beigetragen. Der Grad der territorialen 
Konzentration, die Überschaubarkeit der Ballungsgebiete und der 
Großstädte, der erreichte Stand bei der Überwindung wesentlicher Un¬ 
terschiede zwischen .Stadt und Land sind positive Charakteristika der 
Siedlungsstruktur. Diese gilt es, im Zusammenhang mit der Gestaltung 
eines Netzes leistungsfähiger Siedlungszentren und rationeller, funk- 
tionsteiüger Beziehungen zwischen den Siedlungen sowie mit der 
schrittweisen Überwindung der Zersplitterung innerhalb der Sied¬ 
lungsstruktur planmäßig weiterzuentwickeln. 

Diese planmäßige Weiterentwicklung der Siedlungsstruktur der DDR Siedlungsstruktur 
vollzieht sich unter der Führung der Partei der Arbeiterklasse. Das in der entwickelten 
Wohnungsbauprogramm als das Kernstück der Sozialpolitik nimmt sozialistischen 
„in wachsendem Maße Einfluß auf eine hohe Wohnkultur, eine sinn- Gesellschaft 
volle Freizeitgestaltung und die Gemeinsehaftsbeziehungen“. Es ist 
eng mit der Gestaltung des Antlitzes unserer Städte und Gemeinden 
verbunden. Damit werden „immer günstigere Voraussetzungen für die • 
weitere Entwicklung der sozialistischen Lebensweise geschaffen.. .“ 4 
Die Arbeite- und Lebensbedingungen in den Siedl ungen fördern oder 
hemmen mitunter auch die Entwicklung der sozialistischen Lebens¬ 
weise. Andererseits kommen die wachsenden Bedürfnisse der Menschen 
wie der gesamten sozialistischen Gesellschaft in erhöhten Anforderun¬ 


gen an die Gestaltung der Städte und Dörfer, der gesamten Siedlungs¬ 
struktur zum Ausdruck. Entsprechend den gewachsenen Ansprüchen 
geht es dabei vor allem um die Überwindung historisch bedingter sied¬ 
lungsstruktureller Mängel. Dazu gehören insbesondere Verbesserungen 
in bezug auf Wolinraumbereitstellung und Wohnkomfort sowie auf die 
Lagebeziehungen zwischen Wohn- und Arbeitsstätten, das heißt die 
Beseitigung oder zumindest Einschränkung zeit-, kräfte- und kostenauf¬ 
wendiger Arbeitswege und die schrittweise Beseitigung im Kapitalismus 
entstandener Hi nt e rhofsitu ationen in den alten Wohn- und Mischgebic- 
ten der Städte aller Größenordnungen, vor allem in den Zentren der Ar¬ 
beiterklasse. 

Gleichzeitig gilt es, durch geordnete Deponie der Industrie- und Sied- 


4 Programm der Sozia¬ 
listischen Einheitsparte: 
Deutschlands, 

IX. Parteitag der SED, 
DIetz Verlag, 

BerUn 1976, S. 23 
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Einfluß von 
Konzentration 
und Zersplitterung 
auf die Lebens¬ 
weise 


lungsabfälle die Gerümpel- und Abfallhalden an den Stadträndern zu 
beseitigen, eine ausreichende Durchgrünung der Städte und vielfältige 
Erholungsmöglichkeiten in den Städten und deren Umland zu schaf¬ 
fen. In den kleinen ländlichen Siedlungen sind vor allem Rückstände 
auf hygienischem, versorgungsmäßigem und kulturellem Gebiet zu 
überwinden. 

Bei der Herausbildung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
muß die Siedlungsstruktur insgesamt so gestaltet werden, daß für die 
Bürger in ihrer Siedlung oder in angemessener Entfernung Arbeits¬ 
plätze sowie ein komplexes Angebot an Leistungen der Infrastruktur 
zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse des Wohnens, der Versorgung, der 
Bildung, der geistig-kulturellen Betätigung, der Naherholung usw. ge¬ 
sichert werden. Dabei sind die Verflechtungen zwischen den Siedlun¬ 
gen rationeilzu nutzen und mit Hilfe der sozialistischen Gemeinschafts¬ 
arbeit zwischen den Städten und Gemeinden effektiv weiterzuent¬ 
wickeln. 

Die wachsende Bedeutung derartiger Bedürfniskomplexe, wie Arbeit, 
Bildung, Kultur und Kommunikation, bei der Gestaltung des entwik- 
kelten Sozialismus drängt tendenziell zur weiteren Konzentration der 
Bovölkerung in größeren Siedlungsoinhcitcn, vor allem in Groß- und 
Mittelstädten. Diese Tendenz wird verbunden mit dem Streben nach 
einer zunehmend besseren Erreichbarkeit dieser Zentren für diejenigen 
Menschen, die auch künftig in kleineren Städten und Dörfern leben 
werden. 

Die Entwicklung der Siedlungsstruktur der DDR wird vor allem ge¬ 
kennzeichnet durch die langsame, aber stetige Konzentration der Be¬ 
völkerung auf die Städte und die relativ hohe Stabilität und Zersplit¬ 
terung der vorhandenen Siedlungsstruktur. Der Konzentrations- und 
Zentralisationsprozcß in der Sicdlungestruktur vollzog eich im zurück¬ 
liegenden Jahrzehnt bei absolutem Rückgang der Bevölkerung der 
DDR. Das kommt im absoluten und relativen Wachstum der Stadt¬ 
bevölkerung und im Rückgang der Landbevölkerung zum Ausdruck. 
Diese Entwicklung entspricht dem allgemeinen internationalen Trend 
des Städtewachstums und der damit verbundenen Erhöhung des Ver¬ 
städterungsgrades als wesentlichem quantitativem Merkmal des Urba¬ 
nisierungsprozesses. 

Die Zahl der Wohnbevölkerung ist von 1962 bis 1972 in den Groß- und 
Mittelstädten (Gemeinden mit mehr als 20000 Ew.) um etwa 600000 
Einwohner, das heißt um 8,5 Prozent gestiegen, dagegen in Klein¬ 
städten und Dörfern (Gemeinden mit weniger als 20000 Ew.) um rund 
725000 Einwohner, das heißt um 7,3 Prozent gesunken. 

Diesem Konzentrationsprozeß innerhalb der Siedlungsstruktur der 
DDR steht die nach wie vor starke Zersplitterung der Siedlungsstruk¬ 
tur vor allem in ländlich-agrarischen Gebieten gegenüber. Sie erweist 
sich als Hemmnis bei der territorialen Angleichung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen sowie für die weitere Vervollkommnung der so- 
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zialistischen Produktionsverhältnisse und eine rationelle Standortver¬ 
teilung der Produktivkräfte sowie effektive Entwicklung der Infra¬ 
struktur. 

Die Arbeits- und Lebonsbedingungen und die Möglichkeiten ihrer Ver¬ 
besserung in den Dörfern sind in der Regel um so ungünstiger, je klei¬ 
ner die Siedlung ist. In diesen kleinen Siedlungen sind der individuelle 
und der volkswirtschaftliche Aufwand an Zeit und Kosten zur Befrie¬ 
digung der wachsenden Bedürfnisse der Menschen vergleichsweise 
höher und die territorialen Produktionsbedingungen meistens ungün¬ 
stiger als in den größeren Siedlungen. Demografische Auswirkungen 
zeigen sich unter anderem deutlich in den Abwanderungstendenzen 
und in der zunehmenden Überalterung der Wohnbevölkerung der klei¬ 
nen Siedlungen. Dabei ist zu beachten, daß die Konzentration und Zer¬ 
splitterung innerhalb der Siedlungsstruktur der DDR bedeutende regio- Regionale 
nale Unterschiede aufweist. 40 Unterschiede 

Inwieweit die Bedürfnisse der Gesunderhaltung und Erholung diese 
Konzentrationstendenzen künftig beeinflussen werden, hängt sowohl 
von der städtebaulichen Gestaltung der Städte und städtischen Sied¬ 
lungskomplexe als auch von der Entwicklung der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen auf dem Lande ab. Dabei spielt die Verkehrserschließung 
eine besondere Rolle. Die historisch entstandene territoriale Differen¬ 
ziertheit der Bedürfnisse der Bevölkerung und vor allem der Bedin¬ 
gungen für die Bedürfnisbefriedigung kommt hauptsächlich in den 
Unterschieden zwischen Stadt und Land zum Ausdruck. Die Einheit 
von „Wirtschafts- und Sozialpolitik der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands trägt... zur Annäherung der Lebensbedingungen zwi¬ 
schen Stadt und Land bei.“ 40 

Dabei ist zu beachten, daß vor allem solche Bcdürfniskomplexe, wie 
Arbeiten, Wohnen, Bilden, Kultur, Gesunderhaltung, Erholungs¬ 
wesen und Sport, Kommunikation und Verkehr, die Entwicklung der 
Siedlungsstruktur nachhaltig beeinflussen und in bezug auf die Ratio¬ 
nalität ihrer Befriedigung auf das engste mit der Siedlungsstruktur 
verbunden sind. Von den Klassikern des Marxismus-Leninismus wurde 


bereits herausgearbeitet, daß in der sozialistisch-kommunistischen Ge¬ 
sellschaft die häusliche Lebensweise, die Arbeit und die gesellschaft¬ 
liche Betätigung gemeinsam der harmonischen Entwicklung der so¬ 
zialistischen Persönlichkeit dienen werden, wobei alle Bereiche ihre 
Eigenarten bewahren und sich zugleich immer mehr verflöchten. 
Diese Tendenzen erfordern eine wachsende Qualität und Komplexität 
der Ausstattung der Siedlungen mit den entsprechenden Einrichtun¬ 
gen zur Bedürfnisbefriedigung und Bedarfsdeckung. Dabei gilt es, 
durch ein© richtige Proportionierung und rationell© territoriale Organi¬ 
sation dieser Einrichtungen innerhalb und zwischen den Siedlungen 
für alle Bürger gute Bedingungen für die Bedürfnisbefriedigung zu 
schaffen sowie günstige Aufwand-Nutzen-Relationen im Gesamtrah¬ 
men der Volkswirtschaft herzustellen. 


4a Vgl. Abschnitt 1.2. 
4b Programm der 
Sozialistischen Einheits¬ 
partei Deutschlands. 
n.a.O., S. 23 






7. Entwicklung der Siedlungsstruktur 


Durch die rationelle Gestaltung der Siedlungsstruktur kann der Frei¬ 
zeitfonds der Werktätigen erhöht, die frei verfügbare Zeit aller Glieder 
der sozialistischen Gesellschaft vergrößert werden. Sie bildet für „die 
entwickelte Produktivkraft aller Individuen“, das heißt für die soziali¬ 
stische Persönlichkeitsentwicklung verwendet, den „wirklichen Reich¬ 
tum der Gesellschaft“ 5 und wirkt entscheidend auf die Erhöhung der 
Effektivität des volkswirtschaftlichen Reproduktionsprozesses zu¬ 
rück. 

Intensivierung In Anbetracht dieser komplexen Zusammenhänge spielt die Intensi¬ 
vierung der Reproduktion der Siedlungssubstanz innerhalb der gesell¬ 
schaftlichen Reproduktion eine entscheidende Rolle. Die rationelle Ge¬ 
staltung der Siedlungsstruktur hat die intensive Entwicklung der Pro¬ 
duktion und Wissenschaft, die effektive Nutzung der territorialen Res¬ 
sourcen, insbesondere des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens, sowie 
die Konzentration der Produktivkräfte und die Vervollkommnung der 
sozialistischen Produktionsverhältnisse zu fordern. 

Die Siedlungsstruktur muß bessere Voraussetzungen schaffen für die 
Entwicklung 

- von Großbetrieben und Kombinaten möglichst umweltfreundlicher 
Industrien sowie von wissenschaftlichen Institutionen in den Groß- 


Ersatz 

und Erweiterung 


5 Marx. K., Grundrisse 
der Kritik der politi¬ 
schen Ökonomie, DIetz 
Verlag, Berlin 1953, 




Städten und größeren Mittelstädten; 

- industriemäßiger Produktionsanlagen sowie dazugehöriger Dienst¬ 
leistungseinrichtungen der Landwirtschaft, hauptsächlich im Ein¬ 
zugsbereich dafür geeigneter Kleinstädte und großer Dörfer; 

- von Kapazitäten und Netzen der Infrastruktur, mit denen ein hoher 
Versorgungseffekt bei niedrigen einmaligen und laufenden Aufwen¬ 
dungen erzielt wird. 

Die für die Intensivierung des gesellschaftlichen Reproduktionspro¬ 
zesses wichtige Herstellung ausgewogener Proportionen zwischen Er¬ 
satz- und Erweiterungsinvestitionen muß auch bei der planmäßigen 
Weiterentwicklung der Siedlungsstruktur, der Städte und Dörfer, be¬ 
achtet werden. Diese Proportionen üben einen starken Einfluß auf die 
Entwicklungsrclationen zwischen den Städten und Dörfern, also inner¬ 
halb der gesamten Siedlungsstruktur aus. Durch die intensiv erwei¬ 
terte Reproduktion der Sicdlungssubstauz können zum Beispiel in be¬ 
stimmten Gebieten Kosten für den Bau und die Unterhaltung von 
Wohnungen, gesellschaftlichen Einrichtungen und technischen Ver¬ 
sorgungsanlagen der Infrastruktur in Verbindung mit der territorialen 
Konzentration, Kombination und Koordinierung der Investitionen in 
einzelnen Städten sowie im Gesamtrahmen der Siedlungsstruktur ein¬ 
gespart werden. Die proportionale Entwicklung der Siedlungen (vor 
allem ihrer Bevölkerung und Infrastruktur) mit den Standorten der 
Produktion führt zur Senkung von Aufwendungen für den Personen- 
und Güterverkehr usw. 

Unter dem Aspekt der intensiven Nutzung der vorhandenen baulichen 
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Grundfonds wird das Tempo des Konzentrationsprozesses entschei¬ 
dend durch das Maß des Zuwachses an neuer und des Ersatzes über¬ 
alterter Bausubstanz bestimmt. Im Vergleich zur insgesamt genutzten 
Bausubstanz ist dieser auch für Standortentscheidungen flexible An¬ 
teil relativ gering. Ihn so effektiv wie möglich einzusetzen, erfordert 
seine Konzentration auf Städte und andere Schwerpunktsiedlungen. 
Für die Einwohner derjenigen Siedlungen, die nicht Konzentrations¬ 
punkte sind, müssen die Arbeits- und Lebensbedingungen - insbeson¬ 
dere die Wohnbedingungen - durch Um- und Ausbau der dort vor¬ 
handenen Substanz verbessert werden. Mit Leistungen, die ihre Wohn¬ 
siedlungen nicht hervorbringen können, werden sie von den Städten 
und den anderen Siedlungen mit überörtlichen Versorgung.?- und Be¬ 
treuungsfunktionen mit versorgt. Deren Ausstattung mit Arbeits¬ 
plätzen und infrastrukturellen Einrichtungen muß dementsprechend 
bemessen werden. Darüber hinaus müssen die Verkehrsbeziehungen 
zwischen den Siedlungszentren und den in ihren Einzugsbereichen ge¬ 
legenen Siedlungen ausgebaut werden. Territoriale Konzentration der 
Siedlungssubstanz und Kooperation zwischen den Siedlungen sind da¬ 
her untrennbar miteinander verbunden. 

Der Konzentrationsprozeß innerhalb der Siedlungsstruktur wird in 
erster Linie durch den wissenschaftlich-technischen Fortschritt und 
die damit verbundenen ökonomischen Erfordernisse und Vorteile aus¬ 
gelöst. Der wissenschaftlich-technische Fortschritt bewirkt eine Ver¬ 
größerung aller Produktionsmaßstäbe und damit die Vergrößerung der 
Kapazitäten in don Bereichen d.cr Produktion und Infrastruktur. 
Gleichzeitig sinkt mit steigender Arbeitsproduktivität der relative Auf- 
wand an lebendiger Arbeit, so daß zum Beispiel in der Industrie keine 
wesentliche Erhöhung der durchschnittlichen Betriebsgröße, gemes¬ 
sen an der Beschäftigtenzahl, mit fortschreitender Konzentration der 
Produktion verbunden zu sein braucht. Konzentration und Kombina¬ 
tion in der Industrie bedeuten damit nicht in jedem Fall und unmittel¬ 
bar Bevölkerungskonzentration und Wachstum der Städte. 

In der Landwirtschaft ist der wissenschaftlich-technische Fortschritt 
mit einem Arbeitskräfterückgang verbunden, der ebenfalls die Bevöl¬ 
kerungspotenzen in ländlich-agrarischen Gebieten insgesamt gesehen 
verringert. Hier spielt zugleich die Verlagerung eines Teils der früher 
direkt in der Landwirtschaft durchgeführten Arbeitsprozesse in die In¬ 
dustrie oder in zentralisierte Dienstleistungseinrichtungen für den 
Wachstumsprozeß bestimmter Städte und ländlicher Schwerpunkt¬ 
siedlungen eine wachsende Rolle. Auch die KapazitätsVergrößerung in 
Bereichen der sozialen und technischen Infrastruktur wirkt innerhalb 
der Siedlungsstruktur konzentrationsfordernd. 

Neben diesen „internen“ Konzentrationstendenzen erhöht sich vor 
allem in größeren Städten und zusammenhängenden industriell-städti¬ 
schen Siedlungsgebieten die Bedeutung der Kombinations vorteile als 
Wachstumsfaktor. Von der Industrie ausgehend beschränken sich diese 


Konzentralions- 

prozeß 
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Kombinationsvorteile nicht nur auf die produktionstechnischen Ver¬ 
bindungen und auf Lieferbeziehungen, sondern schließen die Wechsel¬ 
beziehungen zu nahegclegenen wissenschaftlichen Institutionen, Lei- 
tungs- und Verwaltungsorganen sowie allgemeine Informations- und 
Kontaktvorteile mit ein. 

Wesentliche territoriale Reproduktionsbedingungen sind an das vor¬ 
handene Netz der Siedlungen, vor allem der Städte, gebunden. Deren 
Bedeutung für die Standortverteilung der Produktivkräfte erhöht sich 
unter den Bedingungen der wissenschaftlich-technischen Revolution 
und den damit verbundenen qualitativenVeränderungen der Standort¬ 
anforderungen in der Industrie sowie wachsender Teile der Landwirt¬ 
schaft (Dienstleistungsbereiche, Zweige der Tierproduktion). 6 
Im Vergleich zu den anderen sozialistischen Staaten besitzt die DDR 
einen relativ hohen Verstädterungsgrad und ein relativ dichtes Netz 
von Siedlungszentren. Dabei gestatten die Dichte des Städtenetzes und 
die Anordnung der Städte im Territorium den Verzicht auf die Grün¬ 
dung neuer Städte. Diese siedlungsstrukturellen Verhältnisse unter¬ 
stützen die intensive Linie der erweiterten Reproduktion der Volks¬ 
wirtschaft. Sie erhöhen die Bedeutung des bestehenden Netzes der 
Siedlungszentren, vor allem der Groß- und Mittelstädte, für die ratio¬ 
nelle Standortverteilung der Produktivkräfte. An bestimmte Siedlun¬ 
gen gebundene Standortangebote für Produktion und Wissenschaft, 
für den komplexen Wohnungsbau und Spezialeinrichtungen der Infra¬ 
struktur erhalten größere Bedeutung. 

Unter den konkreten Entwicklungsbedingungen der DDR wird sich im 
überschaubaren langfristigen Planungszeitraum bis 1990 das für einige 
Städte in den Nord- und Mittelbezirken konzipierte Wachstum - als 
Einheit von intensiv und extensiv erweiterter Reproduktion - in erster 
Linie unter dem Einfluß der Entwicklung der Industrie vollziehen. In 
den größeren Städten der industriellen Ballungsgebiete wird die vor¬ 
wiegend intensiv erweiterte Reproduktion dieser Städte (durch Rekon¬ 
struktion und Rationalisierung) unter relativer Zunahme infrastruk¬ 
tureller Bereiche im Interesse der Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der dort lebenden Werktätigen stärker wirksam 
werden. 

Der Einfluß der Industrie auf die Entwicklung der Städte kann nicht 
nur direkt und quantitativ über das Wachstum der Arbeitskräfte- und 
Bevölkerungszahlen bewertet werden, die in diesem Bereich unmittel¬ 
bar gebunden sind. Die Industrie wird künftig auch andere Sphären 
des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses durchdringen und stär¬ 
ker beeinflussen und damit ebenfalls ihre indirekte Bedeutung als sied- 
lungsbestimmender Faktor erhöhen. 

In den ländlich-agrarisch strukturierten Gebieten wirkt die Landwirt¬ 
schaft als entscheidender dynamischer Faktor bei der schrittweisen 
Veränderung der Siedlungsstruktur. Die fortschreitende Konzentra¬ 
tion und Spezialisierung der Produktivkräfte sowie die Weiterentwick- 






7.2. Entwicklungstendenzen und -ziele der Siedlungsstruktur 


237 


lung der sozialistischen Produktionsverhältnisse bewirken die allmäh¬ 
liche Konzentration und Zentralisierung der Landbevölkerung in den 
Städten und sonstigen Schwerpunktsiedlungen ländlicher Gebiete. 

Dieser Prozeß wird unterstützt durch den absoluten und relativen 
Rückgang des Teils der Bevölkerung, der an die Fläche, an den Boden 
als Hauptproduktionsmittel der Pflanzenproduktion, gebunden ist. 

Das bestehende Netz der Städte, vor allem der Mittel- und Klein¬ 
städte, beeinflußt seinerseits in zunehmendem Maße die Standortver¬ 
teilung der modernen Produktivkräfte in der Land- und Nahrungs¬ 
güterwirtschaft sowie der damit verbundenen infrastrukturellen Ein¬ 
richtungen und Anlagen. 

Das langfristige Wohnungsbauprogramm und seine Verwirklichung Wohnungsbau 
setzt zusammen mit siedlungsstrukturellen (territorialen und städte¬ 
baulichen) Bedingungen und Erfordernissen wesentliche Rahmenbedin¬ 
gungen für die qualitative und quantitative Weiterentwicklung der 
Städte. 

Der komplexe Wohnungsbau wirkte in der Vergangenheit im Zusam¬ 
menhang mit der Schaffung von Arbeitsplätzen in der Industrie als 
entscheidender Faktor fiir das Wachstum der Städte. Die Kategorie 
der großen Mittelstädte mit den sozialistischen Aufbaustädten Eisen¬ 
hüttenstadt, Hoyerswerda, Schwedt, Halle-Neustadt, dazu mit solchen 
Städten mit ebenfalls starker extensiver Neubautätigkeit, wie Cottbus, 

Jena, Neubrandenburg und Greifswald, wies in der Vergangenheit die 
stabilste positive Entwicklung der Einwohnerzahl auf. Die großen 
Mittelstädte konnten demzufolge ihren relativen Anteil an der Ge¬ 
samtbevölkerung der DDR kontinuierlich erhöhen und stellten damit 
dynamische Zentren der territorialen Konzentration der Produktiv¬ 
kräfte dar. 

Bei der Einschätzung und Gewichtung des komplexen Wohnungsbaus 
für die künftige Entwicklung der Städte und damit für die Standort¬ 
verteilung der Produktivkräfte muß von der sozialpolitischen Ziel¬ 
stellung des Wohnungsbauprogramms ausgegangen werden, bis 1990 
für alle Bürger der DDR die Wohnungsfrage zu lösen. 6 * Auf dieser Basis 
müssen die Proportionen zwischen dem Erweiterungs- und Ersatz¬ 
wohnungsbau sowie der Modernisierung und Werterhaltung bestimmt 
werden. Dabei müssen diese Proportionen unter Beachtung Volks- und 
bauwirtschaftlicher, territorialer und städtebaulicher Bedingungen 
und Erfordernisse entsprechend den konkreten Verhältnissen in den 
Städten und deren Einzugsgebieten für die verschiedenen Etappen bis 
1990 differenziert festgelegt werden. Von dem Umfang des notwendi¬ 
gen und möglichen Ersatzneubaus sowie der Modernisierung in den 
Siedlungen mit stabilen gesellschaftlichen Funktionen hängt unter an¬ 
derem die Möglichkeit des weiteren Städte Wachstums in Verbindung 
mit dem Wohnungsneubau für Erweiterungszwecke ab. 

Die Anforderungen planmäßiger sozialistischer Umweltgestaltung - im 
Sinne der Herstellung einer harmonischen Einheit von natürlicher, ge- 
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bauter und sozialer Umwelt - beeinflussen in wachsendem Maße die 
Entwicklung der Siedlungsstruktur. Die schrittweise Konzentration 
und Zentralisierung innerhalb der Siedlungsstruktur kommt den lan- 
deskulturellcnErfordernissen einer allmählichen Beseitigung des hohen 
Grades der Zersiedlung entgegen. Durch jene wurden landschaftliche 
Zusammenhänge, tier- und pflanzensoziologische Lebensgebiete gestört. 
Das Landeskulturgesotz ist eine gesetzliche Regelung, die über die Be¬ 
stimmungen zum Umweltschutz hinaus auch Tendenzen von Überagglo¬ 
merationen in Großstädten und Ballungsgebieten entgegenwirkt. 

Die Einmaligkeit der städtebaulichen und architektonischen Gestalt 
von Städten, die Individualität ihrer natürlichen Umweltbedingun¬ 
gen, die funktionelle Differenziertheit der Siedlungen sowie die damit 
verbundenen verschiedenen Möglichkeiten für die Art und Weise der 
Befriedigung von Bedürfnissen sind wichtige Voraussetzungen für die 
allseitige Entwicklung des Menschen. 7 

Diese Anforderungen an die Harmonie und Vielgestaltigkeit der natür¬ 
lichen. gebauten und damit verbundenen sozialen Umwelt müssen bei 
der weiteren Gestaltung der Siedlungsstruk;ur, der einzelnen Städte 
und Dörfer berücksichtigt werden. 

Auf vielfältige Art und Weise mit den dargestellten gesellschaftlichen 
Einflußfaktoren verflochten vollzieht sich der Prozeß der Urbanisie¬ 
rung. Er ward nach Ansicht der sowjetischen Soziologen Achijeser, 
Kogan und Janizki als eine der wichtigsten qualitativen Veränderun¬ 
gen im Charakter der praktischen Lebenstätigkeit der Gesellschaft im 
Gefolge der wissenschaftlich-technischen Revolution bezeichnet. 8 Die 
Urbanisierung darf nicht auf das Wachstum der Städte als eines ihrer 
wesentlichen quantitativen Merkmale beziehungsweise Erscheinungs¬ 
formen eingeengt werden. Sie ist vielmehr als ein umfassender gesell¬ 
schaftlicher Prozeß aufzufassen, in dessen Verlauf sich die Merkmale 
der „städtischen Lebensweise“ in der Siedlungsstruktur herauskristal- 
lisieren. 9 Es muß jedoch hervorgehoben werden, daß die Urbanisierung 
in den verschiedenen Gesellschaftsformationen in ihrem sozialökono¬ 
mischen Inhalt durch die jeweiligen Produktionsverhältnisse, insbe¬ 
sondere durch die gesellschaftlichen Zielsetzungen der herrschenden 
Klassen, bestimmt wird. Deshalb wird die Urbanisierung als Prozeß der 
Ausbreitung städtischer Lebens- und Siedlungsformen aufgefaßt. 
Beim Aufbau der entwickelten sozialistischen Gesellschaft wird die 
Urbanisierung zur Durchsetzung der sozialistischen Lebensweise in 
allen Landesteilen sowie zur damit verbundenen schrittweisen Verrin¬ 
gerung der Unterschiede zwischen Stadt und Land planmäßig genutzt. 
Die städtischen Lebensformen der sozialistischen Lebensweise werden 
in erster Linie durch die Differenziertheit und Vielfalt des gesellschaft¬ 
lichen Lebens sowie der Bedürfnisbefriedigung und -entwicklung cha¬ 
rakterisiert. Mit ihnen können derartige Bcdürfniskomplexe, wie Ar¬ 
beit, Bildung, Kultur und Kommunikation, die bei der Entfaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft zunehmende Bedeutung er- 
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langen, am besten befriedigt, und entwickelt werden. Diese wachsenden 
Bedürfnisse erfordern eine erhöhte Qualität und Quantität, Speziali¬ 
sierung und Komplexität der Ausstattung der Siedlungen mit den ent¬ 
sprechenden Einrichtungen sowie die rationelle funktionsteilige Wei¬ 
terentwicklung der Siedlungsstruktur. 

Die objektiven Tendenzen der Ausbreitung städtischer Lebensformen 
führen im Zusammenhang mit technisch-ökonomischen Notwendigkei¬ 
ten, insbesondere mit der territorialen Konzentration der Produktion 
und Infrastruktur, zur Ausdehnung städtischer Siedlungsformen. Der 
Prozeß der Urbanisierung ist deshalb mit wesentlichen Veränderungen 
in der Siedlungsstruktur verbunden und beeinflußt damit komplex die 
Standortverteilung der Produktivkräfte. Er umfaßt unter den Bedin¬ 
gungen der Gestaltung des entwickelten Sozialismus in der DDR in be¬ 
zug auf die Veränderung der Sicdlungsstruktur 

- die Weiterentwicklung des Netzes der bestehenden Städte, das 
heißt 

• die qualitative Ausgestaltung der vorhandenen Städte, 

• das Wachstum ausgewählter Städte, 

• die Vervollkommnung der Stadt-Umland-Beziehungen, 

• die Weiterentwicklung der Kommunikation innerhalb des Net¬ 
zes der Städte und ihrer Umlandbeziehungen; 

- die schrittweise Herausbildung von Siedlungen auf dem Lande, in 
denen, ausgehend von den Städten, städtische Lebensbedingungen 
für die Landbevölkerung unter Berücksichtigung bestimmter Er¬ 
fordernisse und Vorzüge ländlicher Lebensformen geschaffen wer¬ 
den. 

Die Urbanisierung fördert damit 

- die ständige Hebung des materiellen und geistig-kulturellen Lebens¬ 
niveaus des Volkes und die Durchsetzung der sozialistischen Le¬ 
bensweise in allen Teilen des Landes; 

- die territoriale Konzentration und Kombination der Produktiv¬ 
kräfte und deren Reproduktionsbedingungen; 

- die Weiterentwicklung und Vervollkommnung der sozialistischen ‘ 
Produktionsverhältnisse und vielfältiger sozialer Kommunikation. 

Die Urbanisierung ist unter den gesellschaftlichen Bedingungen und 
Zielsetzungen des entwickelten Sozialismus ein dialektischer Prozeß. 
Sic dient einerseits der qualitativen und quantitativen Weiterent¬ 
wicklung und Ausgestaltung der Städte als den am höchsten und 
effektivsten organisierten Siedlungsformen der Gesellschaft und deren 
Reproduktion. Sie fördert damit unmittelbar den territorialen Kon¬ 
zentrations- und Kombinationsprozeß der Produktivkräfte. Sie be¬ 
wirkt andererseits durch die Einbeziehung der auf dem Lande leben¬ 
den Menschen in städtische Lebensformen und -bedingungen über viel¬ 
fältige Formen der Kommunikation (Verkehr, Informationsübermitt- 
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lung) und über die Sicherung eines den sozialistischen Erfordernissen 
entsprechenden Niveaus der infrastrukturellen Mindest- und Grund¬ 
ausstattung der ländlichen Siedlungen die schrittweise, allmähliche 
Verringerung und Beseitigung historisch entstandener Unterschiede 
zwischen Stadt und Land. 

Bei der planmäßigen, proportionalen Weiterentwicklung der Sied¬ 
lungsstruktur muß stets der siedlungsstrukturelle Gesamtzusammen¬ 
hang aller Erscheinungen und Prozesse beachtet werden. 

Der sich unter dem Einfluß der Urbanisierung vollziehende Konzen¬ 
trations- und Zentralisierungsprozeß muß planmäßig gestaltet werden. 
Dabei ist sowohl die harmonische Entwicklung der Städte als auch die 
Sicherung sozialistischer Lebensbedingungen für die Menschen auf dem 
Lande zu gewährleisten. 

Unter den Bedingungen der rückläufigen natürlichen Bevölkerungs¬ 
entwicklung der DDR ist die territoriale Konzentration der Bevölke¬ 
rung und materiellen Fonds in den Siedlungszentren in erster Linie ein 
Zentralisierungsprozeß und zugleich mit Bevölkerungsrückgang in 
einer Anzahl von kleineren Siedlungen verbunden. 

Die mit dem territorialen Konzentrations- und Zentralisierungsprozeß 
der Bevölkerung und materiellen Fonds in den Siedlungszentren ver¬ 
bundene rückläufige Bevölkerungs- und Substanzentwicklung in zahl¬ 
reichen Dörfern und Wohnplätzen muß planmäßig so gesteuert und 
gestaltet werden, daß 

• negative Auswirkungen auf die territoriale Sicherung der Produk¬ 
tion in diesen Siedlungen und Gebieten vermieden werden, 

• die Lebensbedingungen der dort lebenden Menschen ebenfalls ver¬ 
bessert werden, 

• Effektivitätsverluste im Zusammenhang mit der zum Teil rück¬ 
läufigen Nutzung und Auslastung vorhandener Einrichtungen und 
Anlagen der Infrastruktur möglichst niedrig gohaltcn worden. 

In denjenigen kleinen Siedlungen (in erster Linie Wohnplätzen), die 
eine stark rückläufige Entwicklung der Wohnbevölkerung und wach¬ 
senden physischen und moralischen Verschleiß der baulichen Substanz 
aufweisen, muß geprüft werden, ob diese Siedlungen entweder 

• durch zusätzliche Aufwendungen für die infrastrukturelle Mindest¬ 
ausstattung und die verbesserte Kommunikation mit den Sied¬ 
lungszentren gefördert oder 

• bei zu hohem Aufwand in Übereinstimmung mit den Wünschen der 
dort wohnenden Bürger als Wohnstandort planmäßig aufgegeben 
werden. 

Der territoriale Konzentrations- und Zentralisierungsprozeß inner¬ 
halb der Siedlungsstruktur sowie die planmäßige Reduzierung von 
Siedlungen mit rückläufiger Funktions-, Bevölkerungs- und Substanz¬ 
entwicklung muß mit der rationellen Weiterentwicklung der funk- 
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tionsteiligen Beziehungen zwischen den Siedlungen im Gesamtrahmen 
der Siedlungsstruktur verbunden werden. Dazu gehört die rationelle 
Nutzung und Gestaltung arbeitsteiliger Funktionen gleich- und ver¬ 
schiedenartiger Siedlungen in territorial zusammenhängenden Sied¬ 
lungsgebieten zum Nutzen einer besseren Bedürfnisbefriedigung der 
dort lebenden Bevölkerung sowie zur effektiveren Nutzung der vor¬ 
handenen Betriebe, Einrichtungen und Anlagen zur Bedürfnisbefriedi¬ 
gung und Bedarfsdeckung. 10 

Die Entwicklung der gesellschaftlichen Funktionen, der Ausstattung 
und Größe der Städte als Zentren der Arbeiterklasse, des gesellschaft¬ 
lichen Lebens, als territoriale Konzentrationspunkte von Produktion 
und Wissenschaft sowie von Spezialeinrichtungen der Infrastruktur 
und die verkehrsmäßige Erschließung ihrer Einzugs bereiche muß lang¬ 
fristig zu einem arbeitsteilig und territorial differenziert entwickelten, 
leistungsfähigen Netz von Siedlungszentren führen, das den Bürgern 
in allen Gebieten der DDR in zunehmendem Maße gleichwertige terri¬ 
toriale Arbeits- und Lebensbedingungen bietet. 

Herausragende Bedeutung in diesem Netz der Siedluugszeutren haben 
die Städte der Makrostruktur. Die Makrostruktur des Siedlungsnetzes 
der DDR ist ein zentral zu planendes gesamtstaatliches Netz von lei¬ 
stungsfähigen großen Zentren der Arbeiterklasse und des gesellschaft¬ 
lichen Lebens, der Produktion und Wissenschaft sowie weitreichender 
spezialisierter und komplex entwickelter Einrichtungen der Infra¬ 
struktur. In diesen durch wichtige Verkehrs-, Nachrichten- und Ener- 
gietrassen miteinander verbundenen Groß- und Mittelstädten ist eine 
Vielfalt von Arbeitsplätzen und weiteren Einrichtungen zur Bedürf¬ 
nisbefriedigung und -entwicklung lokalisiert. 

Dio Makrostruktur des Siedlunganotzos der DDR muß langfristig so 
vervollkommnet und weiterentwickelt werden, daß die Bürger der 
DDR in allen Teilen des Landes in zunehmendem Maße an den Vor¬ 
zügen dieser bedeutenden Zentren teilhaben können. Dazu sind die 
politischen, ökonomischen, sozialen und geistig-kulturellen Umland¬ 
funktionen der Städte der Makrostruktur weiter auszubauen und die 
Umlandbereiche entsprechend verkehrsmäßig zu erschließen. Als terri¬ 
toriale Konzentrationspunkte der Investitionstätigkeit weisen die 
Städte der Makrostruktur bei extensiv erweiterter Reproduktion in 
den Bereichen der Produktions- und Infrastruktur (vor allem des 
komplexen Wohnungsneubaus) eine stärkere Dynamik ihrer Entwick¬ 
lung auf. 

Neben der Entwicklung der Groß- und Mittelstädte ist der vorwiegend 
intensiven Weiterentwicklung der mehreren hundert Kleinstädte der 
DDR künftig verstärkte Aufmerksamkeit zu widmen. Ein bedeuten¬ 
der Anteil von ihnen übt als Kreisstadt wesentliche politisch-admini¬ 
strative und weitere gesellschaftliche Funktionen aus. Andere sind Ver- 
sorgungs- und Betreuungszentren für Teilgebiete eines Kreises oder 
mehrerer Kreise. Sie müssen in diesen Funktionen entsprechend den 


Funktionsleilige 
Beziehungen in 
Siedlungsgebieten 


Netz der 
Siedlungszentren 


Umlandfunkticmen 
der Städte 


10 Vgl. Fomln, G., Der 
sowjetische Städtebau 
in einer neuen Etappe, 
In: SowJctwiMonschaft. 
Gesellschaftswissen¬ 
schaftliche Beiträge 
11/1974, S. 1195 
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unterschiedlichen regionalen Erfordernissen differenziert entwickelt 
werden. Im Süden und Südwesten der DDR sind die Kleinstädte zu 
einem großen Teil bedeutende Standorte der Industrie sowie des Kur- 
und Erholungswesens. 

In den nördlichen und mittleren Bezirken ist in einigen Mittelstädten 
und mehreren Kleinstädten die Produktionsbasis bisher relativ 
schwach entwickelt. Die planmäßige Stärkung der produktiven Grund¬ 
lagen und Funktionen dieser Städte kann bei Mittelstädten und geeig¬ 
neten Kleinstädten im Rahmen der volkswirtschaftlichen Möglichkei¬ 
ten über die Erweiterung oder Neulokalisierung bestimmter Betriebe 
und Teilbetriebe der verarbeitenden Industrie erfolgen. Dabei können 
die in diesen Städten und deren Einzugsbereichen vorhandenen terri¬ 
torialen Ressourcen - vor allem das gesellschaftliche Arbeitsvermögen- 

genutzt werden. 

Die Intensivierung und Industrialisierung der Landwirtschaft und 
NalirungsgüterWirtschaft bieten vor allem in den bisher wenig indu¬ 
strialisierten Teilgebieten ebenfalls Möglichkeiten für den Ausbau der 
ökonomischen Funktionen von Mittel- und Kleinstädten. Die fort¬ 
schreitende Konzentration und Spezialisierung der Produktivkräfte 
sowie die Weiterentwicklung der sozialistischen Produktionsverhält¬ 
nisse sind dabei für die allmähliche Konzentration und Zentralisierung 
eines Teils der Landbevölkerung in den Mittel- und Kleinstädten sowie 
weiteren Schwerpunktsiedlungen auf dem Lande zu nutzen. 

Auch die Bildung von Gemeindeverbänden kann einen gesellschaft¬ 
lichen (kommunal-politischen) Rahmen für die Weiterentwicklung der 
Funktionen der Kleinstädte darstellen, wenn diese als Siedlungszen¬ 
tren der Gemeindeverbände genutzt und ausgebaut werden. 

Auch die Siedlungen ohne Zentrumsfunktionen, die hauptsächlich von 
der Masse der dörflichen Siedlungen gebildet werden, müssen als Stand¬ 
orte der Produktion, des Wohnens, der Erholung sowie der infrastruk¬ 
turellen Grundausstattung differenziert weiterentwickelt werden. Von 
den ländlichen Siedlungen besitzen vor allem die großen Dörfer, die 
meistens durch kombiniert auftretende stabile Funktionen der Pro¬ 
duktion, des Wohnens und der infrastrukturellen Grundversorgung 
für die eigene Wohnbevölkerung sowie benachbarter kleinerer Sied¬ 
lungen charakterisierl werden, eine langfristige Perspektive im Gc- 
samtralimen der Entwicklung der Siedlungsstruktur. Für die großen 
Dörfer als örtliche Siedlungsschwerpunkte sollte differenziert nach ge- 
bietlichen Bedingungen im Interesse einer rationellen Entwicklung 
und effektiven Nutzung der infrastrukturellen Grundausstattung lang¬ 
fristig eine Einwohnerzahl von mindestens 500 bis 1000 Einwohnern 
angestrebt worden. 

Die Masse der kleineren Dörfer wird entsprechend ihren Teilfunktio¬ 
nen in den Bereichen der Produktion, des Wohnens, des Erholungs¬ 
wesens sowie der infrastrukturellen Grundausstattung ebenfalls lang¬ 
fristig als ein wesentlicher Bestandteil der Siedlungsstruktur erhalten 
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bleiben, sich jedoch dabei quantitativ und qualitativ differenziert ent¬ 
wickeln. Dabei sind alle Möglichkeiten einer zunehmend integrierten 
Entwicklung der Dörfer und kleineren Städte im Rahmen von Ge¬ 
meindeverbänden, in kommunalen Zweckverbänden, Umlandgebieten 
und Einzugsbereichen der Siedlungszentren usw. zur Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbcdingungen der dort lebenden Menschen, zum 
effektiven Einsatz der verfügbaren Kräfte und Mittel sowie zur schritt¬ 
weisen Überwindung der unrationellen Zersplitterung der Siedlungs¬ 
struktur voll zu nutzen. Dadurch können bestimmte Funktionsver¬ 
luste kleiner Siedlungen zum Vorteil der dort lebenden Menschen aus¬ 
geglichen und Proportionalitätsbedingungen im Gesamtrahmen der 
Entwicklung der Siedlungsstruktur zwischen Funktions- und Bevölke¬ 
rungsentwicklung sowie Reproduktion der baulichen Substanz in den 
Siedlungen besser beachtet werden. 

Die Siedlungen, vor allem die Siedlungszentren, sind zur Überwindung Territoriale 
solcher historisch entstandener territorialer Niveauunterschiede, die es Differenzierung 
bei der Gestaltung der reifen sozialistischen Gesellschaft zu beseitigen der 
und zu verringern gilt, territorial differenziert zu entwickeln. Städtestruktur 

Für die Städte der Makrostruktur zeichnet sich dabei folgende regio¬ 
nale Differenzierung der Entwicklung ab: 

„Der Entwicklung der Hauptstadt der DDR, Berlin, als politisches, 
wirtschaftliches und geistig-kulturelles Zentrum der DDR gebührt 
besondere Aufmerksamkeit.“ 10 “ In ihr werden vorbildliche Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen einer sozialistischen Metropole geschaffen. 

Dazu gehört die effektive Nutzung und Vervollkommnung des Indu¬ 
strie- und Wissenschaftspotentials, die Lösung der Wohnungsfrage 
in Verbindung mit einer vorbildlichen städtebaulichen Gestaltung der 
Alt- und Neubaugebiete sowie die Weiterentwicklung der technischen 
und sozialen Infrastruktur unter Beachtung ihrer zentralen Bedeutung 
und der Umlandbeziehungen. 

Für die weitere Gestaltung der anderen Städte der Makrostruktur 

zeichnet sich folgende Differenzierung ab: In den Ballungsbezirken Karl- Ballungsbezirke 

Marx-Stadt, Dresden, Leipzig und Halle sind vor allem Teilbereiche 

der Infrastruktur, hauptsächlich die Wohnbedingungen, zu verbessern. 

Damit kann eine wesentliche Voraussetzung für die Sicherung der In¬ 
dustrieentwicklung, die Stabilisierung der Einwohnerzahl und für die 
bessere Auslastung der vorhandenen Arbeitsplätze in diesen Städten 
geschaffen werden. Die Potenzen der hohen Konzentration der Pro¬ 
duktivkräfte in den Städten der industriellen Ballungsgebiete müssen 
vorwiegend auf intensivem Weg, insbesondere durch alle Formen der 
sozialistischen Rationalisierung, für ein hohes und stabiles Entwick¬ 
lungstempo der Produktion, der Arbeitsproduktivität und der Effek¬ 
tivität genutzt werden. In den nördlichen und mittleren sowie zum 
Teil auch in den südwestlichen Bezirken wird das Netz der Städte der 
Makrostruktur entsprechend den volkswirtschaftlichen sowie territo- _ 

x . 1 Oa Programm der 

rialen Möglichkeiten und Erfordernissen schrittweise durch intensive sed. a.a.o., s. 23 
m* 
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und teilweise extensive Entwicklung bestehender Jlittelstädte noch 
leistungsfähiger zu gestalten sein. 

In diesem Prozeß der weiteren Gestaltung des Netzes der Städte der 
Makrostruktur müssen die Entwicklungsproportionen zu weiteren 
Mittel- und Kleinstädten - als wichtigen Produktionsstandorten und 
Zentren des gesellschaftlichen Lebens - beachtet werden. 

Die Strategie für die planmäßige, proportionale Weiterentwicklung der 
Siedlungsstruktur der DDR leitet sich aus der gesellschaftlichen Ziel¬ 
setzung des Sozialismus/Kommunismus ab. Bei der Bestimmung der 
langfristigen Entwicklungsrichtung der Siedlungsstruktur und der 
dazu erforderlichen Realisicrungswcgc müssen die historisch entstan¬ 
dene Sicdlungsstruktur, an die ein hoher Anteil des Nationalreichtums 
gebunden ist, sowie die Wirkungsweise objektiver Einflußfaktoren, wie 
die Bedürfhisentwicklung und -befriedigung, die Durchsetzung der so¬ 
zialistischen Lebensweise, die Intensivierung der gesellschaftlichen Re¬ 
produktion, der wissenschaftlich-technische Fortschritt, die Urbanisie¬ 
rung und die damit verbundenen Konzentrationsprozesse sowie die so¬ 
zialistische Umweltgestaltung berücksichtigt werden. Der Urbanisie¬ 
rungsprozeß - als Einheit der Ausbreitung städtischer Lebens- und Sied¬ 
lungsformen — ist planmäßig so zu gestalten, daß. er der schrittweisen 
Überwindung wesentlicher Unterschiede zwischen Stadt und Land 
dient und ein Netz von Siedlungszentren schafft, das den Bürgern in 
allen Teilen des Landes in zunehmendem Maße gleichwertige territo¬ 
riale Bedingungen für die Bedürfnisbefriedigung und -entwicklung und 
damit für die Herausbildung sozialistischer Persönlichkeiten bietet. 
Die Erreichung eines solchen in die Zukunft reichenden strategischen 
Ziels setzt klare, quantifizierte Vorstellungen voraus, auf welchem 
Wege und in welchen zeitlichen Etappen dieses Ziel entsprechend den 
gesellschaftlichen Erfordernissen und volkswirtschaftlichen Möglich¬ 
keiten erreicht werden kann. 


7.3. Zur Planung der Siedlungsstruktur 

Aus der Stellung und Entwicklung der Siedlungsstruktur als kom¬ 
plexe Strukturform innerhalb der Territorialstruktur und der Charak¬ 
terisierung ihrer Elemente, der Siedlungen, ab Lebenssphäre der Men¬ 
schen, deren materielle Substanz durch hohe Fondsintensität und lang¬ 
fristige Reproduktionszyklen gekennzeichnet wird, ergeben sich be¬ 
stimmte Konsequenzen für die Einbeziehung der Siedlungsstruktur in 
den Prozeß der Leitung und Planung der Volkswirtschaft, insbeson¬ 
dere der Territorialplanung. Eine ihrer Funktion in der Territorial¬ 
struktur der gesellschaftlichen Reproduktion entsprechende plan¬ 
mäßige proportionale Entwicklung der Siedlungsstruktur erfordert, 
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daß ihre Planung ein integraler Bestandteil des Systems der sozialisti¬ 
schen Leitung und Planung ist. Die Siedlungsstruktur wird durch die 
Planung der in ihr zu reproduzierenden materiellen Ponds der Produk¬ 
tion und Infrastruktur in enger Verbindung mit der Standortvertei¬ 
lung der Produktivkräfte gestaltet. Die Siedlungsstruktur muß daher 
vermittels der staatlichen Pläne der Bereiche und Territorien entwik- 
kelt werden. 

Ansatzpunkte für die Planung der Siedlungsstruktur sind: 


Proportionen zwischen den Elementen solcher territorialer Teil¬ 
strukturen, wie der territorialen Bevölkerungs-, Produktions-, In¬ 
fra- und Ressourcenstruktur 

• innerhalb einzelner Siedlungen und 

• zwischen den Siedlungen im gesamtterritorialen und gebiet- 
lichen Rahmen; 

Funktionsbeziehungen zwischen den Siedlungen, das sind 

• Relationen zwischen Wohn- und Arbeitsstätten, die vor allem 
in den Arbeitspendelbeziehungen zum Ausdruck kommen, 

• Relationen zwischen Wohnstandorten und Standorten der ma¬ 
teriellen und geistig-kulturellen Versorgung und Betreuung der 
Bevölkerung, 

• Relationen im Bereich der territorialen Produktionsstruktur, 
die hauptsächlich in Absatz- und Lieferbeziehungen zwischen 
den in den Siedlungen lokalisierten Produktionsstandorten in 
Erscheinung treten, 

• Relationen zwischen den Bereichen der territorialen Produk¬ 
tions-, Zirkulation- und Konsumtionsstruktur, die in Versor¬ 
gungsbeziehungen ihren Ausdruck finden. 


Die territoriale Steuerung des gesellschaftlichen Reproduktionspro¬ 
zesses der materiellen Fonds und der Bevölkerungsmigration, ins¬ 
besondere des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens, sowie territorial- 
organisatorische Maßnahmen sind die entscheidenden Faktoren, mit 
deren Hilfe diese Relationen und damit auch wichtige Proportionen 
innerhalb der Siedlungsstruktur planmäßig verändert werden können. 
Dabei müssen künftig in zunehmendem Maße auch Aspekte der 
rationellen Flächennutzung und Umweltgestaltung einbezogen wer¬ 
den. 


Ansalzpunkte 
der Planung 


Der Entscheidungsprozeß bei der planmäßigen Gestaltung der Sied¬ 
lungsstruktur wird durch folgende Planungsprinzipien und -instru- 
mente gekennzeichnet: 

Die staatlichen Planentscheidungen zur Siedlungsstruktur sind vor- Planungs- 
wiegend langfristige Zielentscheidungen. Diese sind analytisch-pro- prinzipiell und 
gnostisch und konzeptionell vorzubereiten, im Prozeß der langfristigen -Instrumente 
Planung in bezug auf ilne Realisierbarkeit in bestimmten Zeitetappen 
zu überprüfen und volkswirtschaftlich einzuordnen sowie in den mit- 
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tel- und kurzfristigen Plänen durch entsprechende Bilanzierung der 
Kräfte und Mittel umzusetzen. 

Die Planung der Sicdlungsstruktur ist im volkswirtschaftlichen Maß- 
stab zunächst eine Aufgabe der zentralen staatlichen Planung, die in 
enger Wechselbeziehung zur Tätigkeit der Örtlichen Volksvertretun¬ 
gen und ihrer Organe in den Bezirken und Kreisen zu lösen ist. Die 
Staatliche Plankommission konzipiert die planmäßige Entwicklung 
der Siedlungsstruktur der DDR aufgrund der gesellschaftlichen Ziele 
und der volkswirtschaftlichen Möglichkeiten und Erfordernisse. Sie 
erarbeitet entsprechende langfristige Bilanzrechnungen und Planziele 
und gibt für die Entwicklung der Siedlungsstruktur, differenziert nach 
Siedlungskategorien (vgl. Seite 249) und großräumigen Territorien, 
Entwicklungslinien und bestimmte Eckgrößen vor. Sie plant selbst die 
Hauptrichtungen und Grundproportionen für die Entwicklung der 
Hauptstadt der DDR, Berlin, sowie für weitere Städte der Makro¬ 
struktur. Darüber entscheidet der Ministerrat der DDR. In Zusam¬ 
menarbeit mit den Planungsorganen der Bezirke werden in der Staat¬ 
lichen Plankommission konzeptionelle Arbeiten zur langfristigen Pla¬ 
nung der Bevölkerungs-, Arbeitskräfte-, Produktions- und Infrastruk¬ 
turentwicklung für ausgewählte Städte von zentraler und bezirklicher 
Bedeutung durchgeführt. Auf diesem Wege wird ein aus gesamtstaat¬ 
licher Sicht abgeleitetes komplexes Herangehen und die Durchsetzung 
der siedlungsstrukturellen Proportionalitätsbedingungen und -erfor- 
dernisse als eine der Grundproportionen der gesellschaftlichen Repro¬ 
duktion gewährleistet. 

Im Rahmen dieses Planungsprozesses werden in der Staatlichen Plan¬ 
kommission gegenwärtig folgende Materialien und Dokumente mit 
siedlungspolitischen Grundsätzen vorbereitet und eingesetzt: 

- In diesen Grundsätzen werden, ausgehend von den gesellschafts¬ 
politischen Zielsetzungen bei der Gestaltung der entwickelten so¬ 
zialistischen Gesellschaft in der DDR mid den konkreten Sied¬ 
lungsverhältnissen, die Hauptrichtungen und -wege für die Ver¬ 
wirklichung einer sozialistischen Siedlungsweise gezeigt. Dieses Ma¬ 
terial wird zur Zeit im Zusammenhang mit der Erarbeitung der 
Grundlinie der Standortverteilung der Produktivkräfte in der DDR 
schrittweise ausgebaut. 

- Im Zusammenhang mit Arbeiten zur Standortverteilung der Pro¬ 
duktivkräfte werden Bilanz- und Verflechtungsberechnungen zur 
langfristigen Bevölkerungs-, Arbeitskräfte-, Produktions- und In¬ 
frastrukturentwicklung (bis 1990) für ausgewählte Städte von 
zentraler und bezirklicher Bedeutung durchgeführt. 

- Orientierungen für die Siedlungsplanung in den Bezirken. 


Um den gesamtstaatlichen Einfluß auf diese gesellschaftspolitisch 
und volkswirtschaftlich bedeutenden Arbeiten der örtlichen Organe zu 
erhöhen, die Ergebnisse bezirklicher Arbeiten besser in die zentrale 
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Konzeption einbeziehen zu können und zwischenbezirkliche Vergleiche 
und Formen der Zusammenarbeit zu ermöglichen, wurden von der 
Staatlichen Plankommission unter Einbeziehung der Erfahrungen und 
Mitarbeit der Bezirke Orientierungen zur vereinheitlichten Weiterfüh¬ 
rung der Arbeiten zu den langfristigen Entwicklungskonzeptionen der 
Bezirke herausgegeben. Die Methodik bildet den allgemeinen Rahmen 
für die von den bezirklichen Organen in Übereinstimmung mit dem 
Gesetz über die örtlichen Volles Vertretungen und ihre Organe in der 
DDR 11 eigenverantwortlich zu organisierende Einbeziehung der Lei- 
tungs- und Planungsorgane der Kreise, Städte und Gemeinden in die 
Ausarbeitung der langfristigen Entwicklungskonzeptionen der Be¬ 
zirke. 

Neben der Erarbeitung von Grundsätzen der staatlichen Siedlungs- 
politik, von territorialen Verflechtungs- und Bilanzrechnungen zu aus¬ 
gewählten Städten und methodischen Richtlinien für die Arbeit an den 
Siedlungsstrukturkonzeptionen der Bezirke nimmt die Staatliche Plan¬ 
kommission in Form von Direktiven Einfluß auf die Erarbeitung des 
Generalplanes der Hauptstadt der DDR, Berlin, sowie auf die lang¬ 
fristigen Entwicklungskonzeptionen für die Städte der Makrostruktur. 
Die Erarbeitung von Städtepässen für die Städte der Makrostruktur 
in Auswertung sowjetischer Erfahrungen unter Anwendung einer ein¬ 
heitlichen Kennziffemnomenklatur dient der analytischen Vorberei¬ 
tung von langfristigen Entwicklungskonzeptionen für diese Städte. 
Die Organe des Bauwesens (Institute und Büros für Städtebau) erar¬ 
beiten die Generalbebauungspläne der Städte. Diese sind ein wichtiger 
Beitrag des Bauwesens zur lang- und mittelfristigen Planung und ein 
integraler Bestandteil der Erarbeitung langfristiger Entwicklungs- 
konzeptionen der Städte. 

Auf der Grundlage der zentralen Orientierungen und der Methodik 
werden durch die örtlichen Staatsorgane auf bezirklicher Ebene unter 
Mitarbeit der Kreise die „Konzeptionen zur langfristigen Entwick¬ 
lung der Siedlungsstruktur des Bezirkes“ erarbeitet. Ausgehend von 
den Grundsätzen der staatlichen Siedlungspolitik, von der Analyse der 
bisherigen Entwicklung der Siedlungsstruktur im Bezirk sowie von der 
Einschätzung objektiver Entwicklungstendenzen haben die Konzep¬ 
tionen die Hauptentwicklungsrichtungen der Siedlungsstruktur des 
Bezirkes in ihrer Gesamtheit, für einzelne »Siedlungskategorien lind 
wichtige Siedlungszentren zum Inhalt. 

Sie weisen die Erfordernisse zur Entwicklung der Siedlungszentren und 
weiterer Siedlungen, rationelle Nutzungsmöglichkeiten territorialer 
Potenzen sowie die Möglichkeiten zur »Schaffung sozialistischer Ar- 
beits- und Lebensbedingnngen in der Siedlungsstruktur nach. Damit 
bilden die Konzeptionen strategische Materialien für die langfristige 
Planung auf zentraler und bezirklicher Ebene. Die in den Konzeptio¬ 
nen nachgewiesenen Erfordernisse für die Entwicklung der Sicdlungs- 
struktur sind eine Grundlage für die langfristige Planung des Woh- 



Bezirtdiche 

Konzeptionen 


11 Gesetz übet dl« ört¬ 
lichen Volksvertretun¬ 
gen und llirc Organe ln 
der Deutschen Demokra¬ 
tischen Republik vom 
12. 3.1073, GBl., Teil I, 
Kr. 32/1973 
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Effektivitäts¬ 

rechnungen 


12 Vgl. 3Iathemati8Che 
Methoden zur Standort- 
best immung, Verlag Dlo 
Wirtschaft, Berlin 1968 


nungsbaus, der Landwirtschaft und verschiedener Bereiche der tech¬ 
nischen und sozialen Infrastruktur sowie ausgewählter Städte. Sie die¬ 
nen ebenfalls als eine Grundlage für die Erarbeitung von General- 
bebauuiigsplänen und städtebaulichen Studien für Städte, von Gene¬ 
ralverkehrs- und Verkehrsplänen des Bezirkes und für Städte. 

Die Konzeptionen der Bezirke sind die sicdlungspolitische Grundlage 
für die Bildung von Gemeindeverbänden, für die Entwicklung weiterer 
Formen der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit zwischen den Gemein¬ 
den sowie für die Zusammenlegung von Gemeinden. Aus dieser Stel¬ 
lung der Konzeptionen ergibt sich, daß sie eine wichtige Arbeits¬ 
grundlage für die örtlichen Staatsorgane im Prozeß der Leitung und 
Planung sind. 

Aus der Komplexität und Vielgestaltigkeit der Siedlungsstruktur, der 
engen Verbindung der einzelnen Siedlungen mit den örtlichen Ge¬ 
gebenheiten und Verhältnissen sowie der daraus resultierenden star¬ 
ken Differenziertheit der Siedlungsverhältnisse der DDR ergibt sich 
entsprechend den Prinzipien des demokratischen Zentralismus die not¬ 
wendige Einheit und Verbindung von zentraler staatlicher und ört¬ 
licher Planung. 

Der langfristig angelegte, strategische Charakter der Siedlungsstruk¬ 
turplanung erfordert umfassende analytisch-prognostische Arbeiten, 
die Bilanz- und Effektivitätsrechnungen einschließen. Effektivitäts¬ 
rechnungen für die Planung der Sicdlungsstruktur sowie für einzelne 
Städte und Dörfer sind sehr kompliziert und mit vielschichtigen Pro¬ 
blemen verbunden (Beachtung außerökonomischer, schwer oder nicht 
quantifizierbarer Faktoren, vielfältiger Verflechtungen, komplizierter 
Bewertungsmaßstäbe und anderes). Die vorerst überwiegend auf ein¬ 
zelne Siedlungen, hauptsächlich Städte, angewandten Effektivitäts- 
rechnungen berücksichtigen deshalb jeweils nur ausgewählte Bezie¬ 
hungen (Verflechtungen und Proportionen) innerhalb der Siedlungs¬ 
struktur. Die Ergebnisse können als einige von vielen Kriterien für 
Entscheidung, die nach gesamtgesellschaftlichen Gesichtspunkten er¬ 
folgen muß, eingesetzt und verwendet werden. Das trifft sowohl für 
die Berechnung von Kostenschwellen und -kurven für die infraatruk- 
turelle Entwicklung (Erweiterung) einzelner Städte 12 als auch für die 
Ermittlung von laufenden Kosten im Bereich der Infrastruktur ver¬ 
schiedener Siedlungen und Siedlungstypen zu. 

Der Einsatz ökonomisch-mathematischer Verfahren und Modelle kann 
nur schrittweise nach der Methode gekoppelter Modellsysteme für die 
Optimierung von Teilstrukturen und Teilbeziehungen mit einem für 
die territorialplanerische Praxis akzeptablen Aufwand und Ergebnis 
erfolgen. Gegenwärtig werden verschiedene Modelle, zum Beispiel das 
Modell MTTKOS als Variantenrechnung zur Ermittlung von Kosten 
für die Infrastruktur bei verschiedenen Varianten der Bevölkerungs¬ 
konzentration auf Siedlungszentren, die Modelle AMOS 1, „Bobritzsch- 
tal“, „Ferdinandshof“, mit deren Hilfe Einwohnerzahlen und Bau- 
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kosten auf Siedlungsbasis errechnet werden, sowie ein Modell zur opti¬ 
malen Gestaltung der Grundfondsreproduktion im Siedlungsnetz in 
allen oder ausgewählten Bezirken und Kreisender DDR angewandt. 13 
Ein weiteres wesentliches methodisches Hilfsmittel stellt das System Siedlungs- 
der Siedlungskategorien dar, mit dessen Hilfe die notwendige Einheit- kategorien 
lichkeit in der Siedlungsstrukturplanung auf den verschiedenen Pla- 
nungsebenen ermöglicht wird. Es wurde in die Grundsätze der staat¬ 
lichen Siedlungspolitik sowie in die Methodik zur vereinheitlichten 
Weiterführung der Arbeiten zur langfristigen Entwicklung der Sied¬ 
lungsstruktur der Bezirke aufgenommen. 

Siedlungskategorien sind Gruppen von Siedlungen, die durch wesent¬ 
liche gemeinsame Merkmale (Arbeits- und Lebensbedingungen, Funk¬ 
tionen im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß, Einwohnerzahl und 
anderes) sowie durch ihre entsprechende Stellung in der Sicdlungs- 
stniktur der DDR gekennzeichnet sind. Die Siedlungskategorien wer¬ 
den als einheitliches Arbeitsmittel sowohl bei der Analyse des gegen¬ 
wärtigen Zustandes der Siedlungsstruktur als auch bei der Festlegung 
strategischer Entwicklungsrichtungen und -proportionen der Sied¬ 
lungsstruktur verwendet. 

gende Kriterien zu berücksichtigen: 

- die gegenwärtig vorhandenen Funktionen, Ausstattungen und 
Größen (unter Berücksichtigung der bisherigen Entwicklung); 

- die Zielstellung für die Entwicklung ihrer gesellschaftlichen (poli¬ 
tischen, ökonomischen, sozialen, kulturellen und anderen) Funk» 
tionen innerhalb der funktionsteilig weiterzuentwickelnden Sied¬ 
lungsstruktur ; 

- die territorialen Entwicklungsbedingungen (vor allem die Ressour- 
ccnsituation); 

- die volkswirtschaftlichen Realisierungsmöglichkeiten und -wege. 

Die Bestimmung der Funktionen, Ausstattung und Größe der einzel¬ 
nen Siedlungskategorien steckt den generellen Rahmen für die zu¬ 
künftige Entwicklung der Siedlungen einer Kategorie ab. Dabei ist zu 
beachten, daß nicht in jeder Siedlung einer Kategorie jede Funktion 
entwickelt oder jedes Ausstattungsmerkmal vorhanden sein muß. Zwi¬ 
schen zwei oder mehreren Siedlungen kann eine planmäßige Funk¬ 
tionsteilung bestehen. Das schließt die rationelle Weiterentwicklung 



bestehender funktionsteiliger Beziehungen mit ein. 

Auf der Grundlage dieser Kategorisierung können für die jeweiligen 
Gruppen von Siedlungen Orientierungsken n zi ff cm als Rahmenbedin- 
gungen fiir die Lokalisation von Standorten der Produktion und für 
die infrastrukturellc Ausstattung erarbeitet werden. Um die funktio¬ 
nellen und reproduktiven Verflechtungen der Städte und Dörfer inner¬ 
halb der Sicdlungsstruktur in ihrer gebietlichen Differenzierung besser 
berücksichtigen zu können, werden die Hauptlinien der planmäßigen 


Orientierungs- 

kennzißem 

13 Kind, G./Klugo, K./ 
Stempelt, 1)., Ergebnisse 
und Schlußfolgerungen 
aus den Berechnungen 
zur Siedlungsstruktur im 
Kreis Teterow (bisher 
unveröffentlichtes 
Manuskript) 
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Weiterentwicklung der Siedlungsstruktur sowie ausgewählter Städte 
durch Aussagen zur Entwicklung territorial zusammenhängender 
Siedlungsgebiete ergänzt. 

Auf der Basis dieser und weiterer noch zu erarbeitender wissenschaft¬ 
licher Erkenntnisse über den Inhalt und die Methodik der Planung der 
Siedlungsstruktur wird esdann auch möglich,entsprechende Planungs¬ 
prinzipien, -instramente und -verfahren zu entwickeln, mit deren H ilfe 
die Erfordernisse und Bedingungen der Siedlungsstruktur vollständi¬ 
ger als bisher in das System der sozialistischen Planung einbezogen 
werden können. 

Zusammenfassung Die planmäßige Verwirklichung sozialistischer Siedlungsverhältnisse 

erfordert, daß die Planung der Siedlungsstruktur integrierter Bestand¬ 
teil der sozialistischen Leitung und Planung ist. Die planmäßige Ge¬ 
staltung der Siedlungsstruktur vollzieht sich dabei über die Planung 
der in ihr zu reproduzierenden materiellen Fonds der Produktion und 
Infrastruktur in enger Verbindung mit der Standortverteilung der Pro¬ 
duktivkräfte. Die Ziele und Aufgaben der planmäßigen Weiterent¬ 
wicklung der Siedlungsstruktur werden damit über die lang-, rnittel- 
und kurzfristigen staatlichen Pläne der Bereiche, Zweige und territo¬ 
rialen Einheiten (Bezirke, Kreise, Städte und Gemeinden) unter Be¬ 
rücksichtigung der Komplexitäts-, Stabilitäts- und Proportionalitäts¬ 
bedingungen der Siedlungsstruktur sowie außerökonomischer (sozialer, 
demografischer, natürlicher und anderer) Faktoren verwirklicht. Da¬ 
bei ist von Grundsätzen der staatlichen Siedlungspolitik, von Bilanz- 
und Verfiechtungsrechnungen zu ausgewählten Städten innerhalb der 
Siedlungsstruktur, von Konzeptionen zur langfristigen Entwicklung 
der Siedlungsstruktur der Bezirke und Kreise sowie von Entwick¬ 
lungskonzeptionen für einzelne Städte auszugehen. Der komplexe 
Charakter und die starke regionale Differenzierung der Siedlungsstruk¬ 
tur erfordern ein enges wechselseitiges Zusammenwirken der zentralen 
staatlichen und örtlichen Organe der Leitung und Planung sowie die 
Anwendung spezifischer Instrumentarien (zum Beispiel Siedlungs¬ 
kategorien, territoriale Verflechtung«-, Bilanz-, Varianten- und Opti¬ 
mierungsrechnungen, Ausstattungsnormative, Generalpläne, Gene¬ 
ralbebauungspläne, Städtepässe). 
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Die sozialistische Gestaltung 
des Naturmilieus 


8.1. Das Naturmilieu in der gesellschaftlichen 
Reproduktion 


Die Art und Weise, wie in einer Gesellschaft die Existenzmittel produ¬ 
ziert werden, ist der Hauptfaktor für die Entwicklung der Gesellschaft. 
Die Produktionsweise ist zwar der entscheidende, aber nicht der einzige 
Faktor der gesellschaftlichen Entwicklung. Die Naturbedingungen, 
das „Naturmilieu“, sind eine ständige Bedingung der Produktion und 
des Lebens der Menschen. 1 „Der Arbeiter kann nichts schaffen ohne 
die Natur, ohne die sinnliche Außenwelt. Sie ist der Stoff, an welchem 
sich seine Arbeit verwirklicht, in welchem sie tätig ist, aus welchem 
und mit welchem sie produziert.“ 2 

Der Marxismus-Leninismus lehrt, daß die Naturbedingungen über die 
Produktion auf die Gesellschaft allseitig einwirken. Produktion und 
Reproduktion der menschlichen Gesellschaft sind eine Auseinander¬ 
setzung mit der Natur. „Wie der Wilde mit der Natur ringen muß, um 
seine Bedürfnisse zu befriedigen ..., muß es der Zivilisierte, und er 
muß es in allen Gesellschaftsformen und unter allen möglichen Pro¬ 
duktionsweisen ..., es bleibt dies immer ein Reich der Notwendig¬ 
keit.“ 3 

Veränderungen in der Auseinandersetzung mit der Natur gehen vom 
Entwicklungsstand der Produktivkräfte aus, die den Herrschaftsgrad 
der Menschen über die Natur kennzeichnen. Da zwischen dem Ent¬ 
wicklungsstand der Produktivkräfte und dem der Produktionsverhält¬ 
nisse ein Wechselverhältnis besteht, wirken die Klassenverhältnisse 
auch auf das Verhalten der menschlichen Gesellschaft gegenüber der 
Natur ein. Damit haben die Beziehungen zwischen Mensch und Natur 
Klassencharakter. Das Verhältnis des Menschen zur Natur wird in der 
jeweiligen Gesellschaftsordnung nicht nur durch die Naturgesetze, son¬ 
dern auch durch die gesellschaftlichen, im besonderen die jeweils herr¬ 
schenden ökonomischen Gesetze determiniert. 


Mensch und Natur 


1 Vgl. Autorenkollek¬ 
tiv, Ileprodukt Ion der 
natürlichen Umwcltbc- 
dlngungen, Forechungs- 
berlchte de3 Zentral¬ 
instituts für Wirtschafts¬ 
wissenschaften der Aka¬ 
demie der Wissenschaf¬ 
ten der DDE. Nr. 8. 
Akademie-Verlag, Berlin 
1974 

2 Marx, K., ökono¬ 
misch-philosophische 
Manuskripte, ln: Marx/ 
Engels, Werke, Ergfin- 
zungaband, Schriften 
1844, l.Tcil, Dietz Ver¬ 
lag, Berlin 1908, S. 512 

3 Marx, K„ Das Kapi¬ 
tal, Dritter Band, In: 
Marx/Engels, Werke, 

Bd. 25, Dletz Verlag, 
Berlin 1964, S. 828 
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Die Natur dient der Befriedigung materieller Bedürfnisse durch Lie¬ 
ferung von mineralischen, pflanzlichen und tierischen Rohstoffen so¬ 
wie auch zur Befriedigung kultureller, ästhetischer, rekreativer Bedürf¬ 
nisse. Ein Teil der Naturbedingungen, so das Klima und die Fläche, 
gehört zu den „gegenständlichen Bedingungen“, die für den Arbeits¬ 
prozeß erforderlich sind, ohne in ihn cinzugchcn. 4 
Infolge der unterschiedlichen Erschließungsaufwendungcn für die 
Nutzbarmachung der Naturbedingungen in den einzelnen Gebieten im 
Laufe ihrer geschichtlichen Entwicklung ist auch der heutige Erschlie¬ 
ßungsgrad der Natur noch territorial differenziert. 

Da die Naturbedingungen in ihrer territorialen Differenzierung von 
großer Bedeutung für den sozialistischen Reproduktionsprozeß und 
für die Gestaltung des sozialistischen Lebens am jeweiligen Standort 
und im Gebiet sind, sind die Nutzung und Gestaltung des Natur¬ 
milieus ein wesentlicher Bestandteil der Territorialplanung. 

Die wachsenden Anforderungen der sozialistischen Gesellschaft an ihre 
natürliche Umwelt resultieren aus der erweiterten gesellschaftlichen 
Reproduktion. 

Sie erfordern, daß die Umwelt mit ihren Naturpotentialen und Natur¬ 
ressourcen stärker in die gesellschaftliche Nutzung einbezogen wird, 
daß tiefergehende Eingriffe in die Naturbedingungen nötig werden, daß 
die natürliche Umwelt leistungsfähiger und das bereits weitgehend 
vom Menschen veränderte Naturmilieu bestmöglich gestaltet wird. 
Naturmilieu Das Naturmilieu ist ein Komplex vielfältiger Faktoren und Erschei¬ 

nungon, dio in difforonziortor Weise qualitativ und quantitativ in den 
gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß eingehen. Dazu gehören: 

- die Naturpotentiale mit 

• Akkumulations- und Stoffanderungspotential 

• Ertragspotential 

• Abbaupotential 

• Gewässerbildungspotential 

• Erholungspotential 

- die Naturressourcen 

• Boden- und Flächenfonds 

• Wasser 

• Luft 

• geologische und biologische Ressourcen 

- die Naturraumausstattung 


Naturpotential 


4 Vgl. Marx, K., Daa 
Kapital, Erster Band, 
in: Marx/Engels, Werke, 
Bd. 23, Dlotz Verlag, 
Berlin 1962, S.195 


Das Naturpotential ist das in der Natur objektiv vorhandene Ver¬ 
mögen, gesellschaftlich - speziell ökonomisch - nutzbare Güter und 
Bedingungen (Ressourcen) bereitzustellen. 


Das Naturpotential reproduziert sich ohne menschliches Zutun konti¬ 
nuierlich und einfach; eine solche einfache Reproduktion von Natur¬ 
potentialen ist der natürliche Wasserkreislauf. Gesellschaftliche Ein¬ 
griffe und Einwirkungen können zu einer Verengung (so durch Wasser- 
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Verschmutzung, durch vom Menschen geförderte Bodenerosion, ferner 
durch verengte Reproduktion des Sauerstoffgehalts der Luft in Indu¬ 
striegebieten) oder zu einer Erweiterung der Reproduktion der Natur¬ 
potentiale führen. 

Das Vorhandensein von Naturpotentialen ist die Voraussetzung für 
das Entstellen und die Nutzung von Naturressourcen. 

Das Akkumulations- und Stoffanderungspotential ist die Fähigkeit Akkumulations- 
von Elementen und Stoffen des Naturraumes, sich zu technisch nutz- und 
baren Rohstoffen (Mineralien, fossile Energieträger, Baustoffe) zu Stoffänderungs- 
akkumulieren und zu agglomerieren. Bei der gegenwärtigen Nutzung potential 
der Naturressourceu mineralischer Rohstoffe wird das Akkumula¬ 
tions- und Stoffanderungspotential vergangener geologischer Zeiten ge¬ 
nutzt. * \ 

Bei dem Ertragspotential handelt es sich um die Fähigkeit des Natur- Ertragspotential 
raumes, speziell des Bodens und der bodennahen Luftschichten, orga¬ 
nische Substanz mittels der Photosynthese zu erzeugen und diese Pro¬ 
zesse ständig zu wiederholen. Das Ertragspotential weist aufgrund der 
Mannigfaltigkeit des Bodens (als Ergebnis des bodenbildcnden Sub¬ 
strats, des Reliefs, des Klimas, der Vegetationsformation sowie der 
Arbeit des Menschen) eine differenzierte räumliche Struktur auf. In¬ 
folge zielgerichteter gesellschaftlicher Tätigkeit (Bodenbearbeitung, 

Düngung, Melioration) kann sich das Ertragspotential auf jeweils höhe¬ 
rem Niveau regenerieren. Es kann aber auch devastiert werden. Dieses 
Potential ist an physikalische, chemische und biologische Prozesse im 
Naturhaushalt gebunden. Es ist mit dem Boden als dem Hauptproduk¬ 
tionsmittel, dem Arbeitsgegenstand und Arbeitsmittel der Landwirt¬ 
schaft sowie mit dem Wasser und der bodennahen Luftschicht ver¬ 
bunden. 

Die territoriale Differenzierung dieser Prozesse erfordert territorial dif¬ 
ferenzierte Maßnahmen zur Sicherung und Erweiterung des Natur¬ 
potentials in den Gebieten. Das muß die Territorialplanung berücksich¬ 
tigen. Dies gilt in analoger Weise für das Abbaupotential und das Ge¬ 
wässerbildungspotential. 

Das Abbaupotential ist die Fähigkeit des Naturraumes, Natur- und Abbaupotential 
Fremdstoffe (Laub, Abgase, Abwässer, Staubimmissionen, Biozide, 

Müll) so abzubauen, daß schädigende Wirkungen, insbesondere auf den 
Menschen und auf die Nutzung des Naturraumes vermieden werden 
und daß durch diesen (mikrobiellen, enzymatisohen) Abbau dio Stoffe 
(Abprodukte) wieder in den natürlichen Kreislauf eingeführt werden 
können. Das Abbaupotential ist ein Ergebnis des biologischen Stoff¬ 
kreislaufes (Selbstreinigungskraft). Es ist zugleich ein Stoffänderungs¬ 
potential. 

Beim Gewässerbildungspotential handelt es sich um die Fähigkeit des Oewässer- 
Naturraumes, hydrologisch geschlossene ober- und unterirdische Was- bildungspotential 
serkörper zu bilden. Über den natürlichen Kreislauf mit seinen ver¬ 
schiedenen Aggregatzuständen ist das Wasser in den großräumigen 
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Erlwlungs- 

'potential 


Naturressourcen 


Roden 


(globalen) atmosphärischen Kreislauf eingebunden und erneuert sich 
ständig. Dieses Naturpotential gehört daher zu den regenerierbaren 
Potentialen. Es ermöglicht die für Kreislaufprozesse von Naturpoten¬ 
tialen und -ressourcen typischen Nutzungs- und Intensivierungsarten. 
Es ist eng (auch aufgrund seiner großen Mobilität) mit verschiedenen 
anderen Potentialen (so Ertrags-, Erholungspotential) verbunden. 

Das Erholungspotential ist die objektive Fähigkeit gewisser Natur¬ 
räume, bestimmte physische, (sozial-) medizinische, psychische und da¬ 
mit zugleich rekreative Wirkungen unterschiedlichen Grades beim 
Menschen zu erzeugen. Hier wird die Erde nicht als Rohstofflager und 
Arbeitsstandort, sondern für die Erholung, für die Reproduktion des 
Menschen genutzt. 

Wie die anderen Potentiale auch, ist besonders dieses Potential nicht 
gleichmäßig über das Territorium verteilt. Um so dringender ist die 
Erhaltung und Intensivierung seiner Nutzung in den jeweiligen Gebie¬ 
ten, zumal unter den Bedingungen der modernen Technik außerordent¬ 
lich hohe Anforderungen an dieses Potential gestellt werden. 

Dieses Potential ist abhängig von der natürlichen Ausstattung, von 
einer größeren Vielfalt biotischer, reliefbedingter Komponenten und 
von der Landschaftsplanung und -gestaltung. Gebiete mit einer sol¬ 
chen Vielfalt werden geschützt (Landschaftsschutzgebiete). 

Die Naturressourcen sind das Ergebnis des Wirkens der Naturpoten¬ 
tiale. Sie werden unmittelbar im Reproduktionsprozeß genutzt und 
realisieren sich im Prozeß des Stoffwechsels zwischen Mensch und 
Natur im Arbeitsprozeß. 

Die Naturressourcen (zum Beispiel mineralische Rohstoffe oder Was¬ 
ser) werden aus dem Naturzusammenhang herausgelöst (extrahiert) 
und im Produktionsprozeß - jetzt außerhalb des Naturmilieus - wie¬ 
der in neue Naturzusammenhänge gebracht. Dabei bleiben die natür¬ 
lichen Eigenschaften auch in der Produktion erhalten; der Mensch 
nutzt in der Produktion die Naturzusammenhänge und -gesetze aus. 

Die Naturressourcen lassen sich in regenerierbare und nichtregenerier- 

bare Naturressourcen gliedern. Zu den regenerierbaren zählen Böden, 
Wasser, Luft und Vegetation. Nichtregenerierbar (zumindest nicht 
innerhalb von Zeiträumen, die für die ökonomische Betrachtung in 
Frage kommen) sind die geologischen Ressourcen. 

Die Naturressourcc Bodon ist eine elementare natürliche Voraus¬ 
setzung des menschlichen Lebens. Der Boden ist Träger wichtiger 
Naturpotentiale, die wiederum Voraussetzung für die Naturressourcen 
und für die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Tätigkeiten der 
Menschen sind. Der Grund und Boden gehört zum wichtigsten Natur¬ 
reichtum eines Landes. 

Wie die übrigen Naturrcssourcen zeigen die Böden vielfältige qualita¬ 
tive und quantitative Abstufungen, so etwa Gliederungen nach Boden- 
typen, Bodenarten und bestimmten gebictlichen Kombinationen. 
Diese Gliederungen sind gebictlich differenziert. Daraus erwachsen 
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differenzierte Möglichkeiten für ihre Nutzung, gebietlich unterschied¬ 
liche Erträge in der Landwirtschaft, unterschiedliche Voraussetzungen 
für die Arbeitsproduktivität und deren Steigerung. Die natürlich be¬ 
dingten bisherigen großen Unterschiede bei den Erträgen der L&nd- 
und Forstwirtschaft, den Kosten und anderen Merkmalen in den ein¬ 
zelnen Gebieten konnten in der historisch kurzen Zeit des sozialisti¬ 
schen Auf baus durch die Chemisierung, durch Meliorationen und durch 
neue Bewirtschaftungsmethoden schon stark verringert werden. 

Die Naturressource Boden ist nicht nur Arbeitsgegenstand und Ar¬ 
beitsmittel der gesellschaftlichen Reproduktion, sondern unter Einbe¬ 
ziehung des mit Wasser bedeckten Bodens zugleich St andort und Wir¬ 
kungsraum der Arbeite- und Lebensprozesse der Menschen. 5 „Die Erde 
ist das große Laboratorium, das Arsenal, das sowohl das Arbeitsmit¬ 
tel wie das Arbeitsmaterial liefert, wie den Sitz, die Basis des Gemein¬ 
wesens.“ 6 

Dieser letztgenannte Charakter der Naturressource Boden als Stand¬ 
ort macht sie zu einem Hauptgegenstand der Territorialplanung. 
Ebenso wie die Produktionsfonds, die materiellen Fonds an Konsum¬ 
gütern oder die Fonds der Infrastruktur gehören auch die Bodenfonds 
zum Nationalreichtum eines Landes. 

Die Nutzung des Bodens als Standort für die verschiedenen Bereiche 
und Objekte der gesellschaftlichen Reproduktion ist nicht nur von sei¬ 
ner (qualitativen) Beschaffenheit, sondern auch von seiner für die je¬ 
weiligen Reproduktionsprozesse erforderlichen oder möglichen quan¬ 
titativen fläckcnmäßigen Begrenzung abhängig. Die Bodenfonds wer¬ 
den in ihrer quantitativen Ausdehnung und Gliederung als Flächen¬ 
fonds bezeichnet. 

Die Flächenfonds (kurz: die Fläche) besitzen gegenüber anderen Res¬ 
sourcen eine Reihe von Besonderheiten. Die Fläche ist im allgemeinen 
nicht vermehrbar. Die feste Erdoberfläche ist begrenzt und kann nur 
auf Kosten der Wasserflächen relativ geringfügig erweitert werden. 
Auch ist eine „Anhäufung“ oder Aufspeicherung, wie dies bei anderen 
Ressourcen geschehen kann, unmöglich. 

Die Flächenfonds sind standortgebunden. Sie können im Unterschied 
zu allen anderen Ressourcen nur am jeweiligen Standort genutzt wer¬ 
den, während manche Ressourcen, wie beispielsweise Wasser, Boden¬ 
schätze, Energie, mittels geeigneter Maßnahmen an die Zentren ihres 
Bedarfs herangeführt werden können. 

Die Flächenressourcen können in den meisten Fällen jeweils nur für 
eine einzige Hauptnutzungsart eingesetzt werden (Bebauung, land¬ 
wirtschaftliche Nutzung usw.). Die Anforderungen der einzelnen Be¬ 
darfsträger schließen sich mitunter gegenseitig aus: Ein bebautes Areal 
kann nicht mehr landwirtschaftlich genutzt werden; ein Tagebau 
macht die vollständige Aufhebung jeder bisherigen Nutzung des Ge¬ 
ländes erforderlich. Mehrfach, wie etwa bei der Ressource Wasser, kann 
die Fläche im allgemeinen nur mit hohem materiellem Aufwand und 


Flächenfonds, 

Flächenressource 


0 Vgl. Marx, K., J>a 3 
Kapital, Erster Baud, 
n.a.O., S.105 
8 Marx, K., Grund¬ 
risse der Kritik der poli¬ 
tischen Ökonomie, Dlctz 
Verlag, Berlin 1974, 
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bisher nur in relativ geringem, allerdings ständig wachsendem Maße 
(vor allem in mehreren Ebenen) genutzt werden. 

Eine Veränderung der Flächennutzung ist meist mit hohem Investi¬ 
tionsaufwand verbunden. Die Wiederherstellung der bisherigen Nut¬ 
zungsart ist vielfach nicht oder nur mit hohen Aufwendungen unter 
teil weisem oder vollständigem Verlust der investierten Mittel mög¬ 
lich. 

Die von der Landwirtschaft genutzte Fläche (LNF) nimmt eine Son¬ 
derstellung ein. Die hier genutzten Bodenfonds sind zugleich substi¬ 
tuierbare Produktionsmittel und bestimmen damit entscheidend die 
Versorgung der Gesellschaft mit Nahrungsmitteln. Deshalb muß jeg¬ 
liche Zweckentfremdung landwirtschaftlicher Nutzfläche so gering wie 
möglich gehalten werden. 

Wie an alle Ressourcen werden auch an die Flächenfonds von den ein¬ 
zelnen Zweigen und Bereichen der Volkswirtschaft verschiedenartige, 
im allgemeinen einander ausschließende quantitative und qualitative 
Anforderungen gestellt. 

Aus diesem Grunde müssen die Flächenfonds stets unter gesamt¬ 
gesellschaftlichen Gesichtspunkten genutzt und verteilt werden. 
Diese objektive Bedingung ist erst unter sozialistischen Eigentums¬ 
verhältnissen zu verwirklichen. Das ist zugleich eine wesentliche Seite 
der Überlegenheit der sozialistischen Gesellschaft über die kapitalisti¬ 
sche bei der Beherrschung der natürlichen Voraussetzungen des 
menschlichen Lebens. 

Deshalb sind in den sozialistischen Staaten die intensive Nutzung der 
Flächenfonds wichtiger Inhalt der Ressourcenplanung. 

Ihre objektive Notwendigkeit ergibt sich aus der Begrenztheit und der 
Nichtvermehrbarkeit der Bodenfläche, aus dem Anwachsen der Be¬ 
völkerung und der damit verbundenen Zunahme des Bedarfs an Agrar¬ 
produkten, aus den wachsenden Flächenforderungen der industriellen 
Produktion, des Verkehrs und des Städtebaus sowie nicht zuletzt aus 
landeskulturellen Erfordernissen (Schutz dor Landschaft, dio Rein¬ 
haltung der Gewässer und der Luft, der Schutz des Waldes, seltener 
Pflanzen und Tiere, Lagerung von Abprodukten). 

Wasserressource n Der natürliche Kreislauf der Naturressource Wasser über die verschie¬ 

denen Aggregatzustände ist einfache Reproduktion. Sie wird durch die 
Sonnenonorgie auf dor Erde in unendlicher Folgo in Gang gehalten. Die 
gesellschaftliche Reproduktion ist aber in der Regel eine erweiterte 
Reproduktion mit zugleich ständig steigendem Wasserbedarf. Dieser 
Widerspruch kann durch gesellschaftliche Maßnahmen zur Regelung 
des Wasserhaushalts gelöst werden. Das wird durch eine Reihe von Be¬ 
sonderheiten dor Naturrcssourco Wasser im Reproduktionsprozeß er¬ 
schwert. So ist zum Beispiel die Wasserbercitstellung, aus der Natur 
(als „Wasserdargebot“ der Natur bezeichnet) von vielen noch nicht 
beherrschbaren Natur Vorgängen abhängig. Die Wasserwirtschaft ist 
einmal an diese Natursysteme gebunden und zum anderen stark mit 
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allen anderen Bereichen der gesellschaftlichen Reproduktion verfloch¬ 
ten. Hinzu kommt, daß gerade diese Natur- und gesellschaftlichen 
Prozesse außerordentlich stark territorial differenziert und standort- 
abhängig sind. Die Territoriaiplanung nimmt durch geeignete Stand¬ 
ortorientierungen und durch Unterstützung der territorial zu differenzie-. 
renden wasserwirtschaftlichen Maßnahmen aktiv Einfluß auf die Inten¬ 
sivierung der gesellschaftlichen Reproduktion der Wasserrcssourccn. 

Die Naturressource Luft ist diejenige Ressource, die überall gegen¬ 
wärtig ist. Der in der Luft enthaltene Sauerstoff als eine entscheidende Ressource Luft 
Voraussetzung zum Leben der organischen Natur wird zum Teil in der 
Natur selbst, zunehmend jedoch mehr durch gesellschaftliche Einwir¬ 
kungen (Verbrennung) verbraucht und insbesondere durch das Plank¬ 
ton der Ozeane (zu zwei Drittel) sowie die Landpflanzen reproduziert. 

Global kann dieser Stoffwechsel noch als einfache Reproduktion be¬ 
zeichnet werden. 

Die Luft ist das beweglichste Medium, das alles erreicht. Sie transpor¬ 
tiert Verunreinigungen und andere Störwirkungen wie den Lärm. Sie 
kann damit am schnellsten, sehr weit (mit einzelnen Inhaltsstoffen 
kontinentweit) und flächenhaft (Immissionsgebiet) gasförmige und 
feste Verunreinigungen verbreiten. Diese Störfaktorerv wirken unmit¬ 
telbar auf den Menschen sowie auf die Produktion, hier insbesondere 
auf die Land- und Forstwirtschaft. Selbst in Siedlungen ohne Industrie, 
die in engen Tälern liegen, wie etwa Bad Elster, können sich durch 
Emission bei der winterlichen Heizung ungünstige lufthygienische Ver¬ 
hältnisse einstellen. Die Luftverhältnisse sind großräumig, gebietlich 
und vor allem lokal sehr differenziert. Sie sind von den Naturbedin¬ 
gungen ebenso wie von dem Verhalten der menschlichen Gesellschaft, 
insbesondere der Standortverteilung der Produktivkräfte, abhängig. 

Dem muß die Territoriaiplanung im Interesse minimaler Störwirkun- 
gen für die Arbeits- und Lebensprozesse Rechnung tragen. 

Die geologischen Rohstoffressourcen sind nicht reproduzierbar. Die 
Bereitstellung von Rohmaterial aus mineralischen Bodenschätzen ge- Geologische 
winnt eino zunehmende quantitative und qualitative Bedeutung. Neue, Ressourcen 
bisher nicht genutzte Naturrohstoffe werden zu ökonomischen Fak¬ 
toren des Natur- oder geographischen Milieus. Im Gegensatz zu den 
übrigen Naturressourcen ist die Erkundung und Erschließung der 
geologischen Ressourcen weitaus schwieriger und kostenaufwendiger. 

Zu den geologischen Ressourcen gehören: 

a) Mineralische Ressourcen 

Das sind natürliche Mineralkonzcntrationen, die eine wirtschaft¬ 
liche Bedeutung haben und damit zu einer geologisch-ökonomi¬ 
schen Kategorie werden. Sie treten infolge verschiedenartiger geo¬ 
logischer Vorgänge in der erdgeschichtlichen Entwicklung in unter¬ 
schiedlichster Form, Kombination, Teufe an den einzelnen Lager¬ 
stätten und damit territorial differenziert auf; 


17 Territorial phiiun 
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b) Ingenieur-geologische Ressourcen 

Geologische Flächenressourcen 

• Die geologischen Eigenschaften der obersten Erdkruste sind 

hinsichtlich der Standfestigkeit und Reliefgestaltung (Geomor¬ 
phologie) für die Nutzung als Baust andort sowie als Ausgangs¬ 
substrat für die Böden sehr unterschiedlich und für die Territo¬ 
rialplanung, insbesondere für die Flächennutzung, von großer 
Bedeutung. 

- Geologische Raumressourcen 

Diese geologischen Eigenschaften der Erdkruste werden zur 
Nutzung als Speicherräume für Gase, Flüssigkeiten, Industrie¬ 
llem-) Abfälle ein immer größeres Gewicht bei der Nutzung 
der geologischen Ressourcen und damit für die Territorialpla¬ 
nung erhalten. 

c) Geologische Energieressourcen (Erdwärme, Energie hoher natür¬ 
licher Drücke): geothermische Energie ist vor allem in jungvulka¬ 
nischen Gebieten der Erde von Bedeutung; sie spielen in der DDR 
noch keine Rolle. 

Bodenschätze Politökonomisch gesehen werden die geologischen Ressourcen zu Bo¬ 

denschätzen, wenn sie als Arbeitsgegenstände in den extraktiven Pro¬ 
duktionsprozeß eingehen. Sie sind dann wert- und stoffmäßig Bestand¬ 
teil des Bergbauprodukts. 

Territorial-ökonomisch bedeutet die Nichtregenerierbarkeit der Boden¬ 
schätze, daß nach ihrem Abbau ihre Nutzung und damit diese gebict- 
liche Spezialisierung erlischt. Das hat vielfältige ökonomische und ge¬ 
sellschaftliche Folge Wirkungen, die im Sozialismus von der Territorial- 
planung vorausschauend beherrscht werden. 

Naturraum- Die Naturraumausslattung ist die einmalig geprägte Ausstattung eines 

ausstattiing bestimmten Territoriums oder Gebietes oder Ortes mit spezifischen 

Naturpotentialen und Naturrossouroen. 

Die Naturpotentiale und -ressoureen sind im Territorium nicht gleich¬ 
mäßig verteilt. Sie bilden spezifische gcbietliehe Kombinationen. 

Sie schaffen damit territorial unterschiedliche Möglichkeiten für den 
Stoffwechsel zwischen Mensch und Natur und bilden die natürlichen 
Voraussetzungen für gebietliche Spezialisierungen. 

Die Naturraumausstättung ist also gebietlich verschieden. Jedes Ge¬ 
biet hat eine nur ihm eigene Kombination der verschiedenen Natur¬ 
potentiale und -ressoureen. Diese steht im Zusammenhang mit unter¬ 
schiedlichen Formen der gesellschaftlichen Arbeitsteilung und Umwelt¬ 
gestaltung. So bewirkt die räumliche Differenziertheit der geologi¬ 
schen Bedingungen eine unterschiedliche Verteilung der einzelnen 
Bodenschätze und eine territorial differenzierte Nutzung als Bergbau¬ 
standorte. Auch die Versorgung mit Grundwasser hängt entscheidend 
von den unterschiedlichen Bedingungen ab. 
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So ist die Bildung von großen unterirdischen Grundwasserkörpern für 
die Trink- und Brauchwasserversorgung nur in den nördlichen und 
mittleren Teilen der DDR mit ihren mächtigen Lcckcrmasscn mög¬ 
lich. In den Mittelgebirgs- und Vorgebirgslagen mit festem Gestein ist 
eine Grundwasserspeicherung nur im geringen Maße möglich. Hier 
müssen die wachsenden Wasseranforderungen aus der fließenden 
Welle und aus Oberflächenspeichem (Talsperren) gedeckt werden. 

Damit sind zugleich weitere Folge Wirkungen verbunden, wie ein er¬ 
höhter Bedarf an wasserwirtschaftlichen Anlagen und wasserwirt¬ 
schaftlichen Nutzflächen. 

Die unterschiedlichen Relief bedingungen schaffen unterschiedliche na¬ 
türliche Voraussetzungen für die Verkehrs- und die Siedlungeplanung. 

Die Nutzung mehrerer Naturressourcen und -potentiale auf der glei¬ 
chen Fläche kann zur gegenseitigen Behinderung führen. Am deut- Komplexität 
lichsten wird das bei der Nutzung der mineralischen Ressourcen. Hier der Nalurraum- 
schränkt deren Nutzung oft die Nutzung der anderen Naturpotentiale ausstattung 
ein und vermindert die Möglichkeit einer Mehrfachnutzung des glei¬ 
chen Standorts. So ist die Nutzung der Ressource Wasser im Absen¬ 
kungstrichter von Tagebauen beschränkt. Das führt zu weitreichenden 
gesellschaftlichen Folge Wirkungen, insbesondere Investitionen und lau¬ 
fenden Kosten sowie zu landwirtschaftlichen Veränderungen und Er¬ 
satzleistungen . 

Alle naturgeographischen Bedingungen wirken über die produktive 
Tätigkeit der Menschen auf die Gesellschaft und ihre Entwicklung ein. 

Je nach dem Stand des Einwirkens der Produktivkraft Wissenschaft 
und der übrigen Produktivkräfte ergeben sich Veränderungen in der 
Nutzung und Wertung der naturgeographischen Bedingungen. Damit 
ist zugleich eine Wertung oder eine Umwertung und Uraspezialisie- 
rung der einzelnen Gebiete verbunden. 

So war die Magdeburger Börde bis 1945 eines der größten Zucker¬ 
rübenanbaugebiete in Mitteleuropa. Infolge des zu starken, monokul¬ 
turartigen Anbaus in kapitalistischer Zeit wurde der Boden jedoch 
stark mit Nematoden verseucht, so daß die Erträge jetzt teilweise 
niedriger liegen als auf den Nichtlößböden der Altmark, die vor 1945 
überhaupt nicht als zuckerrübenanbauwürdig galten. Mit der Einfüh¬ 
rung der chemischen Düngung verringerten sich die vorher beträcht¬ 
lichen Ertragsunterschiedc auf den verschiedenartigen Böden. Heute 
orfahron dio leichteren Böden und damit diese ‘Anbaugebicto eine rela¬ 
tiv höhere landwirtschaftliche Wertschätzung, als dies früher der Fall 

war. • 1 

Das Naturmilieu ist ein wichtiger Faktor des gesellschaftlichen Re- Zusammenfassung 

Produktionsprozesses. Es ist von Ort zu Ort und von Gebiet zu Gebiet 
verschieden. 

Das jeweilige Naturpotential charakterisiert die an den verschiedenen 

Standorten unterschiedlichen Möglichkeiten und Bedingungen für die , 
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Erschließung, Nutzung, Verteilung und Reproduktion der Naturres- 

Kourcen. Die territorial differenzierte Ausstattung des Naturraumes 
mit Naturpotentialen und -ressourcen ist ein wesentlicher Bestandteil 
der Territorialstruktur. 

Das Naturmilieu ist keine unabänderliche Gegebenheit, sondern unter¬ 
liegt dem Einfluß der menschlichen Gesellschaft entsprechend den je¬ 
weils herrschenden ökonomischen Gesetzen. Im .Sozialismus wird das 
Naturmilieu planmäßig gestaltet, werden dessen Naturpotentiale ent¬ 
wickelt und geschützt sowie seine Ressourcen intensiv und mehrfach 
genutzt. 

Die territorial differenzierte Naturraumausstattung ist Rahmenbedin¬ 
gung und Gegenstand der Territorialplanung. 

8.2. Entwicklungsziele und -tendenzen der Nutzung 
des Naturmilieus, insbesondere seiner Ressourcen 

Die erweiterte Reproduktion vollzieht sich unter den Bedingungen der 
Herausbildung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft in der 
DDR vorwiegend intensiv. In der DDR ist es nur noch im geringen 
Umfange möglich, neue Bodenschätze und Naturbedingungen mit ver¬ 
tretbarem Aufwand zu erschließen; es gibt nur noch wenig ungenutz¬ 
ten Grund und Boden, 7 wenig ungenutzte Wasserrcssourcen. Mit den 
vorhandenen und weitgehend bereits genutzten Naturressourccn müs¬ 
sen also mehr Produkte und immaterielle Leistungen erbracht wer¬ 
den. 

Die Intensivierung des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses muß 
die Intensivierung der Nutzung und damit die rationelle Nutzung der 
Naturpotentiale und Naturressourcen einschließen beziehungsweise 
setzt diese voraus. 

Die Nutzung und der Schutz des Naturmilieus, der Landschaft und 
ihrer Teile sind als eine dialektische Einheit planmäßig zu gestalten. 
Dabei müssen die kausalen Wechselwirkungen und funktionellen Zu¬ 
sammenhänge zwischen Naturpotentialen, Naturressourcen, Natur¬ 
raumausstattung und gesellschaftlicher Reproduktion erkannt und in 
der Wirtschafts- und Standortpolitik beherrscht w'erden. Nur so kön¬ 
nen ungewollte, schädliche, vielleicht irreversible Nebenwirkungen 
vermieden und höchstmögliche Effekte für die Volkswirtschaft ge¬ 
sichert werden. So erlischt zum Beispiel mit der Erschöpfung von La¬ 
gerstätten an Bodenschätzen die bergbauliche Produktion an diesem 
Ort oder in diesem Gebiet. Die Sicherung der Beschäftigung in den bis¬ 
herigen Bergbaugebieten verlangt damit eine gebietliehe Umspeziali¬ 
sierung (Substitution) oder führt zu weiten Pendelungen von Arbeits¬ 
kräften oder zu Bevölkerungswanderungen. 

Für die Intensivierung der Rcssourcennutzung ist die Entwicklung 
und der Schutz der Naturpotentiale eine wesentliche Voraussetzung. 
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So sind viele Maßnahmen landeskultureller, speziell meliorativer Art Entwicklung 
erforderlich, um das Ertragspotential des Bodens zu erhöhen. Dazu ge- und Schutz 
hören nicht nur die Aufgaben der Bodenpflege und -Verbesserung oder der Natur- 
der Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit, sondern auch geeignete Maß- 'potentiale 
nahmen der Landschaftsgestaltung und der Standortverteilung der 
landwirtschaftlichen Produktion. Dazu gehören biologisch begründete, 
gebietlich differenzierte Fruchtfolgen und die Neugestaltung der Fcld- 
fluren. Insbesondere gilt es, die negativen Auswirkungen von nahe bei¬ 
einanderliegenden großen bodenmäßigen Unterschieden (standörtliche 
Heterogenität) auf die erforderliche Großflächennutzung in der Land¬ 
wirtschaft zu überwinden. Es ist eine wesentliche Aufgabe, insbesondere 
der Meliorationen, über große Flächen relativ gleichmäßige natürliche 
Produktionsbedingungen für die Landwirtschaft zu schaffen. Diesem 
Erfordernis muß großräumig gesehen auch die Siedlungsnetzent¬ 
wicklung Rechnung tragen, um durch Konzentration der Bebauung 
einer Zersiedlung der Landschaft zu begegnen. Das Abbaupotential ist 
vielerorts bereits deutlich überfordert. Seine Reduzierung nimmt in 
den Gewässern und in der Luft zu. Es müssen verstärkt Maßnahmen 
ergriffen werden, um das Abbaupotential zu schützen sowie durch ge¬ 
eignete Verfahren seine Funktionsfahigkeit zu erhöhen. 

Dazu gehört zum Beispiel der Sauerstoffeintrag in Gewässer, das An¬ 
pflanzen von Bäumen und Sträuchern zum Lärm- und Staubschutz in 
unmittelbarer Umgebung von Emittenten sowie die Abfallkompostie¬ 
rung. Darüber hinaus sind auch technisch-gestalterische Mittel wie 
zum Beispiel die Beachtung der vorherrschenden Windrichtung im 
Städte- und Industriebau anzuwenden. 

Das Erholungspotential des Naturmilieus muß und kann entsprechend 
den in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft wachsenden Be¬ 
dingungen sowohl extensiv als auch intensiv erweitert werden. 

Viele bisher nur wenig erschlossene Waldgebiete können noch in die 
Erholungslandschaften einbezogen werden. Auch die Folgelandschaf¬ 
ten des Braunkohlenbergbaus können bei vorausschauender Gestal¬ 
tung zur extensiven Erweiterung des Erholungspotentials beitragen. 

Bei der intensiven Erweiterung der Erholungsgebiete wird es sich vor 
allem um eine Erweiterung der Zweit- (Melirfach-) Nutzung handeln. 

Saisoncrholungsgcbiete sollten in ganzjährige Erholungsgebiete um¬ 
gestaltet werden. Bisher noch zu wenig genutzte Erholungsgebiete sind 
durch entsprechende Ausgestaltung der Infrastruktur noch wirksamer 
zu erschließen. 

Die Erhaltung und Erhöhung der Funktionsfahigkeit der Naturpoten- Rationelle 
tiale sind die wichtigsten Voraussetzungen für die planmäßige Er- Nutzung der 
Schließung, rationelle Nutzung und effektive Rekonstruktion der Naturressourcen 
Naturressourccn. Darüber hinaus kommt deren unmittelbarer Einsatz¬ 
effektivität wachsende Bedeutung zu. 

Die intensiv erweiterte Reproduktion setzt neue Maßstäbc für die Er¬ 
höhung der Effektivität des Einsatzes der Naturressourcen im Pro- 
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duktions- und Konsumtionsprozeß. Das gilt insbesondere für die DDR 
mit ihrer relativ hohen Bevölkerungs- und Produktionsdichte bei einer 
relativ begrenzten Ausstattung mit produktiv nutzbaren Naturroh- 
stoffen und einem bereits relativ hohen Ausnutzungsgrad. 

Für die Territorialplanung ergeben sich daraus vielfältige Aufgaben 
aus den Entwicklungstendenzen und den weiteren volkswirtschaft¬ 
lichen Zielsetzungen beim Abbau der Bodenschätze an den ehemaligen, 
gegenwärtigen und künftigen Standorten, insbesondere der Kalisalze, 
einiger Erdöl- und Erdgasvorkommen sowie spezieller Nichteisen¬ 
metalle und anderem. 

Die damit verbundenen Erfordernisse der rationellen territorialen 
Organisation werden im Zusammenhang mit der Standortverteilung 
der Produktivkräfte 8 und der territorialen Produktionsstruktur 0 be¬ 
handelt. 

Der Bergbau stellt besonders hohe Anforderungen an die planmäßige 
territoriale Organisation in den betreffenden Abbaugebieten. Er ver¬ 
ursacht einen hohen gebietswirtschaftlichen Aufwand und verändert 
wesentlich das Lebensmilieu in den betreffenden Siedlungskomplexen. 
Die maximale Effektivität der Erschließung der Bodenschätze erfor¬ 
dert eine Minimierung des dafür erforderlichen gebietswirtschaft¬ 
lichen Aufwands bei gleichzeitiger Erhöhung des materiellen und kul¬ 
turellen Lebensniveaus der Bevölkerung. 

Eine wichtige Rolle spielt in diesem Zusammenhang - wie auch bei 
allen anderen Aufgaben, die die Bodenfonds des Landes besonders be¬ 
anspruchen - die rationelle Nutzung der Flächenfonds. „Der Boden 
der Deutschen Demokratischen Republik gehört zu ihren kostbarsten 
Naturreichtümern. Er muß geschützt und rationell genutzt werden. 
Land- und forstwirtschaftlich genutzter Boden darf nur mit Zustim¬ 
mung der verantwortlichen staatlichen Organe seiner Zweckbestim¬ 
mung entzogen werden.“ 10 

Die Deutsche Demokratische Republik gehört zu denjenigen Staaten 
der Erde, in denen die Flächensituation besonders angespannt ist. Mit 
einer. Bevölkerungsdichte von 156 Einwohnern je Quadratkilometer 
Katasterfläche steht sie zwar hinter einigen Staaten, wie Belgien 
(320 E/km 2 ), den Niederlanden (329 E/km 2 ) oder Großbritannien 
(229 E/km 2 ), zurück. Sie ist jedoch der am dichtesten besiedelte soziali¬ 
stische Staat und nimmt hinsichtlich der Bevölkerungsdichte unter 30 
europäischen Staaten (ohne Stadtstaaten) den sechsten Platz ein. 
DieWirtschaftsfläche der Deutschen Demokratischen Republik umfaßte 
10832798 Hektar im Jahre 1974. u Davon gehörten 6290649Hekt¬ 
ar, das sind etwa 58 Prozent, zur landwirtschaftlichen Nutzfläche. 
Mehr als 27 Prozent werden von der Forstwirtschaft genutzt. 

Der Anteil der Flächen nach Nutzungsarten an der Gesamtfläche der 
DDR (100 Prozent) entwickelte sich wie in Tabelle 25. 

Augenfällig ist der Rückgang in der Position „landwirtschaftliche 
Nutzfläche“, deren Anteil an der gesamten Wirtschaftsfläche im Jahre 
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Tabelle 25 

Anteil der Flächen nach Nutzungsarten in Prozent 


Jahr 

LNF 

Forsten Öd- 
und Hol- land 
zungen 

Abbau¬ 

land 

Unland 

Gewäs¬ 

ser 

Sonstige 

Flächen 

1938 

01,7 

27,4 

_ 

2,3 

_ 

2,3 

6,3 

1950 

60,7 

27,0 

1,0 

— 

1,9 

2,1 

7,3 

1960 

59,5 

27,3 

0,8 

0,4 

1,3 

1,9 

8,8 

1965 

58,9 

27,2 ^ 

0,8 

0,6 

1,3 

1,9 

9,3 

1970 

58,0 

27,2 

0,8 

0,7 

'1,4 

1,9 

10,0 

1974 

58,1 

27,2 

0,7 

0,7 

1,3 

2,0 

(10,0)* 


Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, Staatsverlag der DDE, Berlin 1968, S. 272f.; 
1960, S. 195; 1971, S. 179; 1975, S. 173 (• errechnet) 


1950 noch 60,7 Prozent, 1970 jedoch nur noch 58,0 Prozent be¬ 
trug. 

Der Anteil der sonstigen Flächen, worunter die bebauten Flächen 
(Wohngebiete, Industriegebiete, Verkehrsflächen usw.) zusammen- 
gefaßt wurden, wuchs bis 1970 noch relativ stark an. Die konsequente 
Politik des sozialistischen Staates zur maximalen Erhaltung der land 
wirtschaftlichen Nutzfläche beginnt, sich positiv auszuwirken. 

Die Flächenangaben für das Territorium der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik müssen durch Angaben für einzelne Teilgebiete er¬ 
gänzt werden, um Schlußfolgerungen für die gebietliche Entwicklung 
der Flächennutzung (zum Beispiel auf Bezirksebene) ziehen zu können. 


Es zeichnen sich folgende Entwicklungslinien ab: 


- die bebauten Flächen wachsen in allen Bezirken, besonders jedoch 
in den Gebieten, in denen sich eine starke industrielle Entwicklung 
vollzieht. 

- Der Rückgang der landwirtschaftlichen Nutzfläche ist in den Be¬ 
zirken mit Bergbau besonders hoch. 

- Die Waldfläche ist insgesamt - abgesehen von einigen Bergbau¬ 
gebieten - etwa gleichgeblieben. 

Für die Planung kleinerer Wirtschaftsgebiete, besonders von Städten, 
müssen die Flächen wesentlich tiefer untergliedert werden. 

Die rasche Entwicklung der Industrie, des Verkehrswesens und auch Entwicklung 
der Landwirtschaft führt vielfach zu einer Steigerung des Flächen- des Flächenbedarfs 
bedarfs. In den städtischen Wirtschaftsgebieten, vor allem in den 
Großstädten, erschöpft sich die erschlossene Industriefläche zuneh¬ 
mend; ein Neuaufschluß geht dann allerdings oft zu Lasten der land¬ 
wirtschaftlichen Nutzfläche. 

Seitens der Territorialplanung ist zu untersuchen, inwieweit dieser zu¬ 
nehmende Flächenbedarf auf objektiven Entwicklungstendenzen be¬ 
ruht, inwieweit unter den spezifischen Entwicklungsbedingungen der 
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Flächenbedarf 
der Industrie 


DDR eine Modifikation derartiger Entwicklungstendenzen in einzel¬ 
nen Zweigen oder Bereichen eintritt und welche Alternativen zu diesen 
Entwicklungstendenzen bestehen. 

Eine ungefähre Vorstellung vom Flächenbedarf der einzelnen Zweige 
kann ihr Anteil am Entzug der landwirtschaftlichen Nutzfläche ver¬ 
mitteln (vgl. Tabelle 26). 


Tabelle SG 

Anteil der Zweige am Entzug landwirtschaftlicher Nutzfläche 
{Gesamtentzug = 100) 


Industrie (ohne Bergbau) 

Bergbau 

Wohnungsbau 

Verkehr 

Landwirtsch aft 

Wasserwirtschaft 

übrige Zweige 


22 bis 27 Prozent 
18 bis 22 Prozent 
10 bis 15 Prozent 
4 bis 6 Prozent 
15 bis 20 Prozent 
12 bis 18 Prozent 
6 bis 9 Prozent 


Quelle: Ewald, O., Referat auf dor 7. Tagung deo Loudwlrtacliaftoratcs der DDIt, lu: Verfügun¬ 
gen and Mitteilungen ücb Landwirtschaftsrates der DDR, Sonderdruck 2/1067, S. 14; zitiert 
nach E. Schramm, Die Bodennutzungsgebühr - ein Stimulus zum Schutz des land- und forst- 
wirUchaftlichcn Bodeufonds, in: Wirtschaftswissenschaft Heft 5/1960, S. 687f. 

Besonders wichtig ist es, die Entwicklungstendenzen des Flächen¬ 
bedarfs der Industrie zu kennen. Für sie ist auch weiterhin mit einem 

Anwachsen des absoluten Flächenbedarfs zu rechnen. Die Ursachen 
hierfür sind unterschiedlicher Natur, wenngleich sie auch in der Praxis 
kaum voneinander zu trennen sind: 

1. Das rasche Wachstum der Industrieproduktion in den sozialistischen 
»Staaten ward zu einem bestimmten Grade mit Hilfe einer extensiven 
Erweiterung der Industrie, also durch deu Neubau von Industrie¬ 
betrieben ermöglicht. In der DDR wird diese Form des Flächenbedarfs 
durch die Intensivierung der Produktion nicht mehr in dem bisherigen 
Umfange auftreten. 

2. In bereits bestehenden Betrieben entsteht infolge der Erweiterung 
des Produktionsvolumens ein zusätzlicher Fläehenbedarf, der bei kon¬ 
sequenter Rationalisierung der Flächennutzung bis zu einem bestimm¬ 
ten Grade mit den vom Betrieb bisher genutzten Flächen gedeckt wer¬ 
den kann. Unter Umständen muß dieser zusätzliche Bedarf jedoch 
durch Einbeziehung angrenzender Flächen oder durch die Errichtung 
vom Hauptbetrieb getrennter Teilbetriebe gedeckt werden. Damit er¬ 
wächst ein Erweiterungsbedarf. 

3. Zahlreiche Industriebetriebe in den industriellen Agglomerationen 
der DDR, insbesondere in städtischen Wirtschaftsgebieten, produzie¬ 
ren unter besonders ungünstigen räumlichen Bedingungen. Eine opti¬ 
male Nutzung der vorhandenen Flächen ist vielfach nicht möglich. 
Daraus können im Interesse einer rationellen Produktion neue Flä- 
chenanforderungen, zum Beispiel für Verlagerungsstandorte, ent¬ 
stehen. 
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4. Auswirkungen auf den Flächenbedarf ergeben sich aus den tenden¬ 
ziellen Veränderungen der Standortanforderungen an die Fläche. Da¬ 
bei stehen die Auswirkungen des wissenschaftlich-technischen Fort¬ 
schritts auf den Flächenbedarf der Produktion im Mittelpunkt. 

In der DDR sind die Tendenzen sehr unterschiedlicher Art und wirken 
zum Teil entgegengesetzt auf den Gesamtbedarf. 

In der Elektroindustrie beispielsweise zeichnen sich folgende Entwick¬ 
lungstendenzen ab: 

- Technische und technologische Veränderungen (zum Beispiel die 
zunehmende Automatisierung bestimmter Produktionsprozesse, 
die Einführung numerisch gesteuerter Maschinen, der Übergang 

zur Fließfertigung) fuhren zu einer Erhöhung der Produktions¬ 
fläche je Produktionsarbeiter. 12 

- Aber die gleichen Gründe, die Erhöhung der Arbeitsproduktivität, 
der höhere Konzentrations- und Kombinationsgrad sowie die 
bessere Ausnutzung der Produktionsflächen, führen auch zu einem 
Ansteigen der Produktion je Quadratmeter Prodtiktionsflächc; da¬ 
mit sinkt zugleich die Flächenanforderung je Erzeugniseinheit. 

- Die Verkleinerung bestimmter Bauelemente oder Erzeugnisse ten¬ 
diert ebenfalls zu einer relativen Verringerung des Flächenbedarfs. 

- Das zugleich stark ansteigende Produktionsvolumen der Betriebe 
bedingt trotzdem in den meisten Fällen einen erhöhten absoluten 
Flächenbedarf der Betriebe, sowohl beiden Produktionsflächen und 
Verkehrsflächen als auch bei den Lagerflächen und Sozialanlagen. 

Trotz relativer Verringerung der Fläehcnansprüclic je Erzeugnis ent¬ 
steht eine absolute Steigerung des betrieblichen Flächenbedarfs. 

Der Bergbau der DDR ist der zweitwichtigste Verursacher des Entzugs 
landwirtschaftlicher Nutzflächen. Aufgrund der Spezifik der bergbau¬ 
lichen Produktion erfolgt ein überwiegend nur zeitweiliger Flächen¬ 
entzug, der allerdings beim Braunkohlentagebau in der Regel mehrere 
Jahrzehnte andauert. Aufgrund eindeutiger gesetzlicher Festlegungen 
in der DDR werden vom Bergbau zeitweilig beanspruchte Flächen nach 
ihrer Rekultivierung wieder der land- und forstwirtschaftlichen Nut¬ 
zung zugeführt (1976 bis 1980 mindestens 12500 Hektar). Infolge der 
Massendefizitc entstandene Rcstlöchcr dienen mit Wasser gefüllt - der 
Brauchwasserversorgung oder der Erholung. 

Ein beträchtlicher Teil des Bodenentzuges wird vom Wohnungsbau 
und vom gesamten Städtebau (einschließlich des Baues von gesell¬ 
schaftlichen Einrichtungen für Versorgung und Betreuung der Bevöl¬ 
kerung in den städtischen und ländlichen Zentren) hör vorgerufen. 
Hierbei werden die beanspruchten Flächen zum weitaus überwiegen¬ 
den Teil der Landwirtschaft entzogen. Ihrer Tendenz nach nehmen 
diese Flächenanforderungen zu. Ursachen hierfür sind das ständige 
Anwachsen der städtischen Siedlungen, der Aufbau von städtischen 


Flächenbedarf 
des Bergbaus 


Flächenbedarf 
des Wohnungs¬ 
und Städtebaus 

12 Klitisch, F., Über 
den Einfluß moderner 
Technologien auf den 
Flüchcntedarf der Fer- 
tigungsindustrie, in: 
Geographie und techni¬ 
sche Revolution, Gotha/ 
Leipzig 1907 
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Industriekomplexen sowie die Erschöpfung der innerhalb der Städte 
noch vorhandenen Reserveflächen. Aus Gründen der rationelleren 
Flächennutzung wird deshalb auch die Rekonstruktion städtischer 
Altbaugebiete notwendig. 

Flächenbedarf In zunehmendem Maße ist die Landwirtschaft selbst Entzieher land- 

der Land- und wirtschaftlicher Nutzflächen. Dies ist in der Tendenz eine notwendige 

Forstioirtschaft Folge der Einführung industriemäßiger Produktionsmethoden, da 

moderne Produktionsgebäude, Lager oder Wege Bauland beanspru¬ 
chen. Auch für die Landwirtschaft müssen rationelle Bebauungsfor¬ 
men gefunden werden, die den heute oft noch hohen extensiven Flä¬ 
chenbedarf reduzieren. 

Auch aufgrund der Flächenanforderungen der anderen Bereiche muß 
künftig - allerdings in eingeschränktem Maße - mit einem Verlust an 
landwirtschaftlicher Nutzfläche gerechnet werden, da in der DDR aus 
anderen Flächenfonds nur noch wenig Fläche für die Bebauung be¬ 
reitzustellen ist. Hierbei sind übergeordnete volkswirtschaftliche Er¬ 
fordernisse ausschlaggebend. Der durch diese Flächenvcrluste auftre¬ 
tende Ertragsausfall kann und muß durch eine Erhöhung der Flächen¬ 
leistung mehr als ausgeglichen werden. 

Intensivierung Diese Entwicklung des Flächeubcdarla wirkt in der Tendenz. Sie kann 

der mit Hilfe wirtschaftspolitischer und technisch-gestalterischer Maßnah- 

Flächennulzung men des sozialistischen Staates, durch Maßnahmen zur rationellen 

Flächennutzung und durch geeignete Bebauungsformen, durch die 
Aktivität der Betriebskollektive und Projektanten positiv beeinflußt 
weiden. 

Von der Territorialplanung kann durch Standortorientierungen und 
territoriale Rationalisierungsprogramme die sparsamste Nutzung der 
Flächenfonds aktiv unterstützt werden. Eine wichtige Reserve liegt 
auch in einer flächcnsparcndon Bebauung. Dabei entsteht zum Teil ein 
Widerspruch zwischen der technologisch bestimmten Tendenz zum 
flächenintensiven Flachbau und der Notwendigkeit, flächensparende 
Bauweisen anzuwenden. 

Gute Erfahrungen mit eingeschossigen Flachbauten beim Aufbau 
neuer Industrien in anderen, flächenhaft viel weiträumigeren Ländern, 
können jedoch in der DDR nicht schematisch übernommen werden. 
Für bestimmte Betriebe in der DDR dürfte zwar dies eine betriebs¬ 
ökonomisch rationelle Möglichkeit sein, Technologie und Baukörper in 
Übereinstimmung zu bringen. Der kompakte Flachbau ist jedoch nur 
eine Tendenz. Unter dem Aspekt der immer schwieriger zu befriedigen¬ 
den Flächenansprüche der Industrie wird man sich künftig bei vielen 
Produktionen für Geschoßbauten entscheiden müssen. So wird sich 
- zumindest in bestimmten großstädtischen Industriegebieten der 
DDR - die Errichtung kompakter Industriegeschoß bauten mit Verti¬ 
kaltechnologie durchsetzen müssen. 

Zum Zweck der Mehrfachnutzung der Flächen werden Dienstlei¬ 
stungsbetriebe und gesellschaftliche Einrichtungen in die unteren 
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Geschosse der Wohnhäuser einziehen. Eine wesentliche Voraussetzung 
für den EfFektivitätsnachwcis und die Stimulierung des Höherbauens 
ist eine volkswirtschaftlich richtige Bewertung der Flächen, insbe¬ 
sondere des städtischen Baulandes. 13 

Eine weitere lebenswichtige Seite der Entwicklung des Naturmilicus Rationelle 
und der rationellen Nutzung der Naturressourcen stellt die Erschlie- Nutzung 
ßung, Reinhaltung und der effektive Verbrauch (Gebrauch) der Was- des Wassers 
serressourcen dar. 

Trotz des in der DDR nicht ungünstigen Gewässerbildungspotentials 
herrscht im Verhältnis zu anderen europäischen Ländern eine ange¬ 
spannte Situation. 

Der nutzbare Wasserabfluß der DDR je Jahr und Einwohner ist der 
geringste aller europäischen Industriestaaten. 

Tabelle 27 


Wasserabfluß und Nutzungsgrad ausgewählter Länder 


Staat 

Abfluß (m 3 /EW./a) 

Nutzungsgrad (Prozent) 

BRD 

1750 

15,0 

VR Polen 

1900 

10,5 

CSSR 

2230 

15,5 

DDR 

980 

36,0 (Schwanklingsbreite: 
Normaljahr 27 Prozent 
Trockenjahr 62 Prozent 


Quelle: K. Bieh, Die Wasserwirtschaft der DDR. in: Die Wirtschaft. 1974/47 


In einem Trockenmonat steht heute in der DDR einem Abfluß von 
0,49 Milliarden m 3 ein Wasserbedarf von 0,57 Milliarden m 3 gegenüber. 

In der Wassermengenbilanz eines Trockenmonats verschärft sich die 
Situation also erheblich. Sowohl das Wasserdargebot als auch der Ver¬ 
brauch sind territorial sehr unterschiedlich. Das muß von der Territo- 
rialplanung lang-, mittel- und kurzfristig berücksichtigt werden. Da 
eine Veränderung oder Erhöhung des durchschnittlichen Niederschla¬ 
ges gegenwärtig nicht im Bereich des Möglichen liegt, kommt neben 
der Einsparung besonders der Reinhaltung, der Intensivierung, der 
Mehrfachnutzung des Wassers eine entscheidende Rolle zu. 

In allen Gebieten der DDR muß mit einem weiteren Ansteigen der An- Entwicklung 
forderungen an den Wasserhaushalt gerechnet werden: des Wasserbedarfs 

- Mit der Produktionssteigerung in der Industrie ist ein Ansteigen 
des Brauchwasserbedarfs verbunden (bisher 80 Prozent des Was¬ 


serbedarfs der DDR). Das überdurchschnittliche Ansteigen der 
Energieerzeugung erhöht den Kühlwasserbedarf. 

Die Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion erhöht den 
Bedarf an-Klär- und Abwasser (bisher 10 Prozent des Wasserbe¬ 
darfs der DDR). Die bewässerte landwirtschaftliche Nutzfläche 


13 Chatschaturow, T., 
Ober die ökonomische 
Bewertung der natür¬ 
lichen Bcsaourccn, in: 
Sowjetwifscnschaft, Ge- 
8 e 1 lschaf t& wisse nschaf t - 
liehe Beiträge. 7/1969 
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soll bis 1980 auf 480000 bis Ö2000 Hektar ausgedehnt wer¬ 
den. 

Die Erhöhung des Lebensstandards, insbesondere hinsichtlich des 
Wohnkomforts, des Baues von Schwimm- und Sportanlagen, der 
Ausdehnung der öffentlichen Wasserversorgung und der verbesser¬ 
ten gesellschaftlichen Betreuungseinrichtung, läßt den Wasser¬ 
bedarf der Bevölkerung stark ansteigen. Der Trinkwasserbedarf 
der Bevölkerung beträgt zur Zeit 10 Prozent des Wasserbedarfs der 
DDR. 


Erweiterung des Es bestehen eine Reihe von Möglichkeiten, das Wasserdargebot noch 

Wasser dargebots zu erweitern. Durch den Bau von Talsperren und Rückhaltebecken, im 

wesentlichen in den Mittelgebirgslagen und ihrem Vorland, ist die Be¬ 
reitstellung von Wasser zu vergrößern. Im Tiefland bietet sich ein 
stärkerer Ausbau von Untergrundspeichern (Versickerung und Grund- 
wasscranrcichcrung) an, wie dies bereits im Ohregebiet (Wasserversor¬ 
gung für Magdeburg) durchgeführt wird. Die Grundwasseranreiche- 
rung ermöglicht die Aufbereitung stark verunreinigten Wassers und 
ist zugleich eine Form der Kreislauf- und Mehrfachnutzung. Dadurch 
kann kurzfristig das gebietliche Wasserdargebot erweitert werden. Tal¬ 
sperren und Rückhaltebecken können auch dazu beitragen, den land¬ 
schaftsnotwendigen Kleinstabfiuß zu gewährleisten, zugleich auch zur 
Sicherung des Erholungspotentials. Außerdem sind die Femwasser- 
versorgungsnetze zur räumlichen Umverteilung, zur regionalen Ab¬ 
deckung von Bedarfsspitzen weiter auszubauen. 

Intensivierung der Der Hauptweg zur Befriedigung der wachsenden Anforderungen an 
Wassernutzung den Wasserhaushalt ist jedoch die Intensivierung der Wassernutzung. 

Eine Nutzungsintensivicrung der vorhandenen wasserwirtschaftlichen 
Grundfonds (und zwar nicht nur derjenigen, die unmittelbar zum 
Zweig Wasserwirtschaft gehören) ist stets der extensiven Erweiterung 
der Grundfonds vorzuziehen oder gleichzeitig mit ihr zu betreiben. 
Insbesondere ist die Wassernutzung bei den Verbrauchern zu intensi¬ 
vieren. 

Durch gezielte Standortpolitik kann die Mehrfachnutzung des Wassers 
und seine Einsparung unterstützt und die übermäßige Konzentration 
der Verbraucher geringgehaltcu werden. 

Die Intensivierung der Wassernutzung und die Nutzung der wasser¬ 
wirtschaftlichen Grundfonds sind insbesondere in den Ballungsgebie¬ 
ten erforderlich. Die hohen Bevölkerungskonzentrationen und die 
hohe Industriedichte verlangen eine gesicherte Wasserbereitstellung. 
In den Ballungsgebieten entwickeln sich aber Wasserdargebot und 
Wasserbedarf entgegengesetzt. 

Der gegenwärtige Bedarf allein der im Flußgebiet der mittleren Saale 
liegenden industriellen Hauptwassernutzer an Oberflächenwasser be¬ 
trägt 1,5 Millionen m 3 /d. Diesen Anforderungen kann das Gebiet aus 
seinen eigenen Wasserressourcen nicht gerecht werden. Es muß über 
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eine relativ aufwendige Fernwasserversorgung aus dem Bodegebiet 
(Rappbodetalsperrensystem), aus der Dübener Heide und aus der Eib¬ 
aue Wasser eingespeist werden. 

In den Ballungsgebieten werden aufgrund der aufwendigeren Fern¬ 
wasserversorgung größere Intensivierungsmaßnahmen zur Wasserein¬ 
sparung als in anderen Gebieten erforderlich. 

Die erforderliche Mehrfachnutzung des Wassers, die in Trockenzeiten 
im DDR-Durchschnitt bereits auf den Faktor 1,5 ansteigen kann und 
in den Ballungsgebieten den Wert 4 erreicht, setzt die Reinigung des 
Abwassers voraus. Damit wird deutlich, daß die Probleme der relativ 
wenig veränderbaren und beeinflußbaren Wassermengen besonders in 
den Ballungsgebieten in eine Wassergüteproblematik umschlägt. 
Durch Verdoppelung des Speicherraumes von Talsperren und Rück¬ 
haltebecken in wichtigen wasserwirtschaftlichen Aufkommensgebie¬ 
ten für dortige und andere Verbrauchsschwerpunkte wurden bereits 
wichtige Voraussetzungen zur Deckung des ständig wachsenden Was¬ 
serbedarfs geschaffen. 

Die Verringerung der Wasserverschmutzung ist eine entscheidende 
Voraussetzung für die Nutzung, insbesondere die Mehrfachnutzung 
des Wassers für Produktion und Konsumtion sowie für die Zwecke der 
Erholung und des Sports. Der Gewässerschutz dient dazu, die Be¬ 
lastung mit Schadstoffen (organische, anorganische, toxische Inhalts¬ 
stoffe) zu senken. Es geht vor allem um eine Verringerung des Anteils 
der am stärksten versclimutzten Gewässer (Güteklasse IV). Die Be¬ 
schaffenheit der Gewässer muß so verbessert werden, daß sieh der Auf¬ 
wand für die Mehrfachnutzung des Wassers wesentlich verringert und 
auf den Gewässern sportliche Betätigung möglich wird. Das Landes¬ 
kulturgesetz (§ 27) verpflichtet alle Betriebe, ordnungsgemäß und ent¬ 
sprechend festgelegten Grenzwerten die Abwässer zu behandeln. 
Schwerpunkte sind die Flußgebiete der Elbe, der Saale, der Weißen 
und Schwarzen Elster. 

Besonders verschärft sieh die Abwassersituation in den Ballungsgebie¬ 
ten. Es treten größere Schadstoffeinleitungen, so von organischen, bio¬ 
logisch abbaubaren Stoffen, suspendierten Feststoffen, Salzen und 
Detergenzien 14 auf. Außerdem ergibt sich eine durch die Nutzung be¬ 
dingte Temperaturerhöhung, die zur Abnahme des Sauerstoffgehaltes 
und damit des Abbaupotentials in den Gewässern führt. All dies macht 
eine ständige Steuerung und Wasserbewirtschaftung in den Fluß¬ 
gebieten sowie eine territorial differenzierte Planung der Wasserver¬ 
sorgung und -Verteilung in den Versorgungsgebieten erforderlich. 

Wie bei denWasserressourcen bestimmt auch der „Gebrauchswert“ der 
Luft die Produktions- und Lebensbedingungen der menschlichen Ge¬ 
sellschaft. 

Die Reproduktion der Luft in ihrer natürlichen Zusammensetzung ist 
ein gesamtgesellschaftliches Anliegen. Mit der weiteren Entwicklung 
der Technik, der Technisierung, der Chemisierung und der steigenden 


Reinigung 

des Abwassers. 
Reinhaltung 
der Ge'vässer 


Reinhaltung 
der Luft 

14 Organisch-chemi¬ 
sche Verbindungen, die 
die Oberflächenspan¬ 
nung des Wassers ver¬ 
ringern 
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Energieintensität der Arbeit«- und Lebensprozesse steigen zunächst 
die Belastungen der Luftqualität- Das wirkt sieh nachteilig auf die 
Lebens- und Produktionsprozesse besonders in den Ballungsgebieten 
aus. Die multifaktoriell bedingten chronischen Krankheiten (etwa 
chronische Bronchitis) sind im wesentlichen Umfang durch negative 
Wirkungen dieser Umweltfaktoren bedingt. Sie haben in bestimmten 
Gebieten gegenüber früher auffällig zugenommen. Das führt 7.11 einer 
Veränderung und zugleich gebietlichen Differenzierung der Lebenser¬ 
wartung und der Morbidität. In einzelnen begrenzten, hochentwickel¬ 
ten Industriegebieten besteht zumindest zeitweise (unter bestimmten 
Witterungsbedingungen) die Gefahr einer verengten Reproduktion. 
Die Störwirkungen auf die Luft und die Umweltverschmutzung sollen 
prinzipiell zum Zeitpunkt und am Ort ihrer Entstehung beseitigt oder 
reduziert werden. Daneben sind auch alle Möglichkeiten der nachträg¬ 
lichen Minderung der Schadwirkungen, zum Beispiel durch Wald¬ 
schutzstreifen, Berücksichtigung der Hauptwindrichtung, Klimaanla¬ 
gen usw. zu nutzen. 

Die Reinhaltung der Luft von festen und gasförmigen Beimengungen 
ist eine ständige Aufgabe insbesondere der Staats- und Wirtschafts¬ 
organe sowie der Betriebe. 

Eine Verbesserung der Luft in den Städten kann auch durch eine all¬ 
gemeine und eine territorial gezielte Herabsetzung der Emissionen in 
den Wohngebieten erreicht werden. Dazu gehört die Brennstoffum- 
stellung und Veränderung der Heizungsart sowie die schrittweise 
Schaffung einer zentralisierten Wärmeversorgung. In der DDR waren 
1968 noch etwas über 90 Prozent aller Wohnräume mit Einzelofen¬ 
heizung (feste Brennstoffe) versehen. Bis 1980 soll der Anteil der Ein¬ 
zelofenfeuerung auf etwa 60 Prozent zurückgehen. Das bedeutet eine 
Verringerung des gesellschaftlichen Aufwandes für die Wohnraum- 
beheizung einschließlich der Beseitigung von Brennstoffabfällen und 
zugleich eine Verringerung der Umweltbelastung. Ein entscheidender 
Wog hiorzu ist der komplexe Aufbau von Wohngebieten und eine lang¬ 
fristige Planung zur schrittweisen und territorial differenzierten Lösung 
dieser Probleme. 1 

Die Tenitorialplanung trägt dazu bei, daß die vorgegebenen Mittel an 
den Schwerpunkten der Umweltbelastung eingesetzt werden, wo die 
höchsto Wirkung erzielt werden kann. 

ZusamTnenfassung Die Herausbildung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft stellt 

immer höhere Anforderungen an die Nutzung und Gestaltung des 
Naturmilicus. Die wachsende Ausdehnung der Produktion, die neuen 
Bedingungen dor weitoron technischen Entwicklung sowie die ständige 
Erhöhung des Lebensniveaus sind mit einer Erweiterung des absoluten 
Bedarfs an Naturressourcen verbunden, der je nach Standortbedin¬ 
gungen territorial differenziert ist. 

Das verlangt die Entwicklung und den Schutz der Naturpotentiale, die 
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Rationalisierung des Ressourcenbedarfs, die Intensivierung ihres Ein¬ 
satzes, eine Mehrfachnutzung und eine territorial differenzierte Bereit¬ 
stellung der Naturressourcen mit geringstmöglichem Aufwand. Dabei 
kommt der rationellen Nutzung der Boden- und Flächenfonds, der 
Wasserressourcen, der Reinhaltung von Wasser und Luft besondere 
Bedeutung zu. 

Die Territorialplanung kann dazu durch entsprechende Maßnahmen 
der territorialen Bilanzierung und der Standortpolitik aktiv beitragen. 


8.3. Planmäßige Gestaltung des Naturmilieus 
und Rationalisierung der Flächennutzung 

Bei der planmäßigen Gestaltung des Naturmilieus verwirklicht die so- Ausgangspunkte 
zialistische Gesellschaft die Marxsche These: „Selbst eine ganze Gesell- und 
schaft, eine Nation, ja alle gleichzeitigen Gesellschaften zusammen- Voraussetzungen 
genommen, sind nicht Eigentümer der Erde. Sin sind nur ihre Besitzer, der Planung 
ihre Nutznießer, und haben sie als boni patres familias (gute Familien¬ 
väter) den nachfolgenden Generationen verbessert zu hinterlassen.“ 15 
Die steigende Nutzung der natürlichen Ressourcen, der zunehmende 
Stoffentzug aus der Natur sind mit erheblichen Auswirkungen auf 
Struktur und Entwicklung der Volkswirtschaft, auf die Spezialisierung 
der einzelnen Gebiete sowie auf die Umgestaltung der Landschaft mit 
ihren vielfältigen landeskulturcllen Auswirkungen und Aufgaben ver¬ 
bunden. Das Anwachsen der Weltbevölkerung, der zunehmende 
Raumbedarf für Siedlungsz wecke und der wachsende Nahrungsmittel¬ 
bedarf sowie die steigende Bedeutung der Natur für Erholung und 
Ästhetik machen neue Formen erforderlich, um die vielfältigen An¬ 
sprüche an die Natur und speziell an die Flächenfonds befriedigen zu 
können. Die Rolle einer von gesamtgesellschaftlichen Interessen aus¬ 
gehenden zentralen staatlichen Planung und Koordinierung dieser An¬ 
sprüche wird sich verstärken. 

Das kapitalistische Wirtschaftssystem kann den Erscheinungen der 
anarchischen Nutzung des Naturmilieus immer weniger begegnen. 

Hierbei wirkt insbesondere das Privateigentum an den Produktions¬ 
mitteln und an Grund und Boden als eine unüberwindbare Barriere. 


Nur in einer von Ausbeutung freien Gesellschaftsordnung, in der die 
Produktionsmittel vergesellschaftet sind und der Grund und Boden 
der gesellschaftlichen Kontrolle unterliegt, können und müssen das 
Naturmilieu und die Flächenfonds mit höherer Effektivität für die Er¬ 
reichung eines hohen Lebensniveaus planmäßig genutzt werden. Das 
erfordert eine planmäßige volkswirtschaftliche», zweig- und territorial- 
ökonomische Leitung und Planung. Die planmäßige Beherrschung des 
Stoffwechsels und der übrigen Beziehungen zwischen Mensch und Na¬ 
tur werden ein immer wichtigerer Bestandteil der Planung der gesell- Marx, k.. Das Ka- 

schaftlichen Reproduktion, insbesondere der Territorialplanung. a!l!o.?s. tl 784 Band ‘ 
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Sozialistische 

Landeskultur 


Planung 

der Landeskult ur - 
Bestandteil des 
Planungssystems 

16 Vgl. Verrasung der 
DDR. a.a.O., besonders 
Artikel 12, 15. 34,35 

17 GBl. 1970, Teil I. 

S. 67ff., sowie Teil II, 
s. 33i ir., s. öflcrr. 

18 Vgl. Ordnung der 
Planung der Volkswirt¬ 
schaft 1976 -1980, Ab¬ 
schnitt 15: Planung des 
Umweltschutzes. GBl. 
1974. Sonderdruck 775a. 
S. 275 ff. 


Die Erforschung der Nutzung und Gestaltung der Umwelt und der 
Schutz vor Störfaktoron sind Aufgabenbereiche zahlreicher wissen¬ 
schaftlicher Disziplinon, die die wissonschafbliehen Voraussetzungen 
für die Leitung und Planung dieser Prozesse schaffen. Die Leitung und 
Planung dieser komplexen Prozesse ist deshalb Aufgabe sowohl der 
zentralen staatlichen und Wirtschaftsorgane, als auch der örtlichen 
Organe sowie der Kombinate und Betriebe im Zusammenwirken mit 
den gesellschaftlichen Organisationen und den Bürgern. In der Verfas¬ 
sung der DDR sind die grundlegenden Aufgaben der Nutzung und 
des Schutzes der Natur verankert. 16 Die Komplexität der damit ver¬ 
bundenen Planungsprozesse spiegelt sich in dem dazu besonders be¬ 
schlossenen Gesetz über die planmäßige Gestaltung der sozialistischen 
Landeskultur 17 wider. Es gibt die Richtschnur für das Handeln der 
Staats- und Wirtschaftsorgane, der Kombinate und Betriebe sowio für 
die Bürger selbst. 

In der Direktive des IX. Parteitages der SED ebenso wie in den 
Fünfjahrplänen und den Jahres volkswirtschaftsplänen werden die 
Aufgaben der sozialistischen Umweltgestaltung für den jeweiligen 
Zeitraum festgelcgt. Die Dokumente der Partei der Arbeiterklasse so¬ 
wie die Gesetze, Beschlüsse und Verordnungen der zuständigen Staats¬ 
und Wirtschaftsorgane aller Ebenen legen konkret die Maßnahmen für 
die Nutzung und den Schutz der Natur fest. 

Für die zentrale staatliche Leitung der Grundfragen der sozialistischen 
Landeskultur sind der Ministerrat sowie das Ministerium für Umwelt¬ 
schutz und Wasserwirtschaft verantwortlich. Der Ministexrat bezieht 
die landcskulturellen Erfordernisse in die gesellschaftliche, insbeson¬ 
dere volkswirtschaftliche Planung und Entwicklung ein. Er sichert 
die gesamtgesellschaftlichen Interessen gegenüber den Einzelinteres¬ 
sen. 

Der § 2 des Landeskulturgesetzes bezeichnet als entscheidendes Ziel die 
Gewährleistung des höchsten gesellschaftlichen Nutzens. Voraussetzung 
zur Erreichung dieses Zieles sind: die komplexe Planung, die gesell¬ 
schaftlich effektive Mehrfachnutzung, die Konzentration auf Schwer¬ 
punkte, der rationelle Einsatz der Fonds und die Beachtung der An¬ 
forderungen der sozialistischen Landeskultur bei der Vorbereitung von 

Investitionen. 

Die Planung der landeskulturellen Entwicklung ist eine komplexe Pla¬ 
nung der Gestaltung des Naturmilieus. Sie steht nicht neben der Volks¬ 
wirtschaftsplanung, sondern ist ein unmittelbarer Bestandteil der 
Fünfjahres- und Jahresvolkswirtschaftsplanung in allen Zweigen und 
Bereichen sowie in allen Leitungsebenen. Die Ordnung der Planung der 
Volkswirtschaft 1976-1980 enthält hierzu umfassende Regelungen für 
die Planung des Umweltschutzes. 18 

Landeskulturelle Maßnahmen sind in jedem Kombinat und Betrieb 
und in jedem Bezirk und Kreis, in jeder Stadt und Gemeinde zu pla¬ 
nen. Dabei ist zu beachten, daß mannigfaltige wechselseitige Zusam- 
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menhänge bestehen und zugleich eine Reihe von Grundsätzen und Er¬ 
fordernisse zu berücksichtigen sind: 

- Die landeskulturellen Maßnahmen sind komplex im Rahmen der 
verschiedenen Planungsphasen abzustimmen. Ausgehend von den 
Direktiven der zentralen staatlichen Planung sind die materiellen 
und finanziellen Maßnahmen und Mittel in Übereinstimmung zu 
bringen. Die zur Verfügung stohondon matoriollon und finanziellen 
Fonds müssen sparsam und rationell eingesetzt werden. 

- Die Kräfte und Mittel sind auf die volkswirtschaftlichen und terri¬ 
torialen Schwerpunkte zu konzentrieren. 

- Fläche, Luft und Wasser sind so effektiv wie möglich mehrfach zu 
nutzon. 

- Die landeskulturellen Erfordernisse und Bedingungen sind ein 
Schwerpunkt der vorausschauenden und operativen Planung der 
Standortverteilung der Produktivkräfte sowie der Vorbereitung der 
Investitionen. 

- Die landeskulturellen Maßnahmen werden in den Bezirken und 
Kreisen unter Verantwortung der örtlichen Räte koordiniert. 

Die örtlichen Volksvertretungen und ihre Räte, insbesondere die Be¬ 
zirks- und Kreisplankommissionen, sind für die komplexe Planung der 
sozialistischen Landeskultur in ihren Gebieten verantwortlich. Sie pla¬ 
nen diese Aufgaben zur Gestaltung und Nutzung des Naturmilieus 
langfristig und nehmen sie in die Fünfjahres- und Jahresvolkswirt¬ 
schaftspläne auf. Die Volksvertretungen der Städte und Gemeinden 
legen in ihren Plänen die entsprechenden Aufgaben, speziell auch der 
Fläohennutzung und in ihren Ortssatzungen die Aufgaben der Sauber¬ 
haltung der Wohngebiete, Parks, Grünanlagen, stadtnahen Wälder so¬ 
wie die Art der Müllbeseitigung fest. 

Aus der Komplexität und Vielschichtigkeit der Umweltnutzung und Komplexe Planu: 
der sozialistischen Landeskultur ergibt sich, daß die planmäßige Ge- der Nutzung der 
staltung und Nutzung des Naturmilieus, insbesondere die rationelle Nalurressourcen 
Nutzung der Naturressourcen keine Rcsaortplanung, sondern Be¬ 
standteil der Planung in jedem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Bereich ist. 

Aufgrund der gesellschaftlichen Arbeitsteilung beschäftigt sich zum 
Beispiel mit den geologischen Ressourcen eine Reihe von staatlichen 
Stollen und wirtschaftsleitenden Organen; so sind aufgrund des Berg¬ 
gesetzes vom 12. 5.1969 19 die Ministerien für Kohle und Energie, für 
Kali und Erzbergbau, für Bauwesen (für Steine und Erden), das Mini¬ 
sterium für Geologie und die Zentrale Vorratskommission zuständig. 

Außerdem sind für die Erforschung der Lagerstätten örtlichen Charak¬ 
ters die den Räten der Bezirke zugeordneten Bezirksstcllen für Geolo¬ 
gie beteiligt. 

In gleicher Weise sind an der Planung und Rationalisierung der Nut- qbj Tel|J 
zung der Wasserressourcen eine Vielzahl von Staatsorganen, Betrieben 1909, Nr. 5. s. 29 tr. 


18 Terrllorlftlplanang 
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Gesetzliche 
Grundlagen der 
Flächennutzung 


20 Ordnunß der Pla¬ 
nung der Volkswirt¬ 
schaft 1076-1030, Ab¬ 
schnitt 27; Planung der 
Waaöorwirtachnft, GBl. 
1074, Sonderdruck 775a, 
S.480 ff. 

21 Siehe Kohle, G.. 
Die Baulandbochaf- 
fong, Berlin 1C66, S. 20 

22 Verordnung zum 
Schutz des land- und 
foiBtvrlrtachaftlichcn 
Grund und Bodens und 
zur Sicherung der soziali¬ 
stischen Bodennutzung 
- Boden nutzur.gaVer¬ 
ordnung-vom 17. 12. 
1064, GBl. II, Nr. 32/ 
1965, sowie Erste Durch- 
füliruugsbcstlminuiig 
zur Bodennutzangsver¬ 
ordnung - Ausgleich der 
Wlrtficliaf tsersch wer- 
nisse - vom 28. 5.1008, 
GBl. II, Nr. 56/1008 

23 Verordnung über 
die Einführung einer 
BodennutzungsgebQhr 
zum Schutz dc$ land- 
und forstwirtschaft¬ 
lichen Bodenfonds-Ver¬ 
ordnung über Boden¬ 
nutzungsgebQhr - vom 
15. 6.1067, GBl. 13, Nr. 
71/1067, sowie Erste 
Durchführungsbestim¬ 
mung zur Verordnung 
über Bodennutzungs- 
gohühr, GBl. II, Nr. 53/ 
1068 

24 GBl. Teil I, 1970, 
Nr. 12, S. 70/71 


und Einrichtungen beteiligt. Das beginnt bei der Projektierung wasser¬ 
sparender Technologien und Bebauungspläne sowie bei den Bemühun¬ 
gen der Kollektive und der Bevölkerung, den spezifischen (relativen) 
Wasserverbrauchzu senken. Umfassende Maßnahmen zur Planung des 
Wasscrdargebots und zur Bilanzierung von Wasserbedarf und -ver¬ 
brauch, von Abwasseranfall und -behandlung, zur Kapazität»- und 
Bestandsentwicklung der Versorgungsbetriebe bzw. -netze u.a. sind in 
der Planungsordnung 1976-1980 geregelt. 20 Sie betreffen die Wassernut¬ 
zer, das Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft, die 
WB Wasserversorgung und Abwasserbehandlung, ihre Betriebe sowie 
die örtlichen Räte. 

Am vielfältigsten und am kompliziertesten ist die Planung der Flächen¬ 
nutzung, zumal hierfür auch noch keine einheitliche und zusammen¬ 
gefaßte Regelung in der Planungsordnung existiert. 

Für spezifische Regelungen der Flächennntzung im Interesse der un¬ 
terschiedlichen Nutzer besteht eine Vielzahl von gesetzlichen Grund¬ 
lagen, die zum Beispiel im Gesetz über die landwirtschaftlichen Pro¬ 
duktionsgenossenschaften oder in der Verordnung über den Verkehr 
mit Grundstücken medergelegt sind. 21 

Ein wichtiger Schritt zur Verbesserung der bisher nur ungenügend ge¬ 
regelten Inanspruchnahme land- und forstwirtschaftlich genutzter 
Flächen für andere Zw-ecke ist die 1964 beschlossene Bodennutzungs- 
Verordnung. 22 Dadurch wird sowohl mit Hilfe von administrativen Mit¬ 
teln (Genehmigungspflicht der Nutzungsänderung) als auch die An¬ 
wendung ökonomischer Sanktionen (Zahlung von Entschädigungen 
für Wirtschaftserschwernisse an die land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebe) der zunehmenden industriellen Flächeninanspruehnahme 
entgegengewirkt. 

ökonomisch stimulierende Maßnahmen zum Schutze des land- und 
forstwirtschaftlichen Flächenfonds wurden mit der Verordnung über 
die Einführung einer Bodennutzungsgebühr gesetzlich begründet. 23 
Weitere grundlegende Festlegungen über die Nutzung und den Schutz 
sind im Landeskulturgesetz (Abschnitt III) enthalten. 24 
Auf der Grundlage dieser und anderer gesetzlicher Regelungen nimmt 
der sozialistische Staat auf die planmäßige und rationelle Nutzung der 
Flächenfonds in vielfältiger Weise bestimmenden Einfluß. 

Dabei bedient er sich sowohl plamnctkodischer Instrumente als auch 
ökonomischer Stimulierungen : 

- Erste Entscheidungen werden in der langfristigen Planung bei der 
zentralen Konzeption für die Standortverteilung der Produktivkräfte 
in unserer Republik getroffen. 

- Im Rahmen der langfristigen Planung der Bezirke werden Varian¬ 
ten der Flächennutzung vorgeschlagen. Eine besondere Rolle 
kommt liierbei den Generalbebauungsplänen zu, worin in Präzisie¬ 
rung der Vorstellungen zur Standortverteilung der Produktivkräfte 
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und zur Entwicklung der Flächennutzung die bauliche Entwick¬ 
lung und damit auch Veränderungen der Flächennutzung in den 
Siedlungen konzipiert werden. Auf dieser Grundlage baut eine 
langfristige Flächennutzungsplanung in den Städten auf. 

- In Verbindung mit einem Planungskataster, das von den Büros für 
Territorialplanung geführt wird und ein Instrument zum Erken¬ 
nen von flächenbeanspruchenden und flächennutzungseinschrän¬ 
kenden Maßnahmen im Gesamtgebiet des Bezirkes ist, werden Ent¬ 
scheidungen über die Entwicklung der Flächennutzung für den 
Fünfjahrplan vorbereitet. 

- Die sich im Fünfjahrplanzeitraum vollziehenden Veränderungen 
in der Flächennutzung finden in der Flächenbilanz des jeweiligen 
Gebietes oder der Stadt ihren Ausdruck (vgl. Tabelle 28). Lang¬ 
fristige Fläehcnnutzungsplauung und Flächenbilanz sind die Grund¬ 
lage für alle die Flächennutzung direkt oder indirekt betreffenden 
Planentscheidungen, zum Beispiel bei der Vorbereitung von In¬ 
vestitionen. 

- Die wichtigsten Planentschcidungen zur Flächennutzung werden 
im Rahmen der Standortgenehmigungsverjahren bei der Vorberei¬ 
tung von Investitionen getroffen. 25 

- Bei den Entscheidungsvorbereitungen zur Flächenbilanzicrung 
und Flächennutzung bedient sich die Territorialplanung 

• der Unterlagen über die jeweilige Naturraumausstattung (wie 
Karten für Böden, Klima, Relief oder Vorratstabellen für Was¬ 
ser, Bodenschätze) 

• der Normen für die Flächennutzung (zum Beispiel Einwohner¬ 
dichte, Überbauungsgrad) 

• volkswirtschaftlicher Präferenzen, die bei der Flächenvergabe 
an bestimmte Nutzer zu berücksichtigen sind. 

In Verbindung mit diesen planmethodischen Regelungen wirkt auch 
eine Reihe ökonomischer Stimulierungen auf eine sparsame Verwen¬ 
dung dieser Naturressouice und besonders auf die Erhaltung der land¬ 
wirtschaftlichen Nutzfläche ein. 

Die ökonomische Stimulierung zur rationellen Flächennutzung und 
daraus abgeleitete Maßnahmen sind niemals Selbstzweck. Die öko¬ 
nomischen Stimulierungen können und dürfen nicht die zentrale und 
örtliche Planung der Standortverteilung und Flächennutzung ersetzen. 
In der sozialistischen Standortpolitik, in der damit von gesamtgesell¬ 
schaftlichen Interessen ausgehenden effektiven Nutzung von Naturres¬ 
sourcen, insbesondere in der Zuordnung von Flächen oder der Fest¬ 
legung ihrer Nutzung liegt ein entscheidender Vorzug der sozialisti¬ 
schen Gesellschaftsordnung. Er darf nicht durch einen Fetischismus 
„ökonomischer Selbstregelung“ ersetzt werden, muß aber durch die 
differenzierte Anwendung planmäßig gestalteter ökonomischer Stimu¬ 
lierungen in einem bestimmten Rahmen wirksam unterstützt werden. 


Instrumente der 
Flächennutzungs¬ 
planung 


ökonomische 
Stimulierung der 
Flächennutzung 


25 Vgl. Verordnung 
über die Standortvertei¬ 
lung der Investitionen 
vom 30.8.1972, GBl. 
Teil n, 1972, Nr. 52, 

S. 573 ff. und Ordnung 
der Planung der Volku- 
wlrtschalt 1976-1980, 
Abschnitt 14; Territo¬ 
rialplanung, GBl. 1974, 
Sonderdruck 775a, 

S. 253IT. 
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Tabelle 28 

Flächenbilanz ( für eine Stadt) — nach Ritzschice* 

Flächenarten Anfangs- Abgänge Zugänge End¬ 
bestand bestand 

ha/% ha ha ha/% 

1. Wohnhäuser mit 1- und 

2gosohoseigor Bobauung 

2. Wohnhäuser mit 3- und 
mehrgeschossiger Bebauung 

3. Hochhäuser 

4. Summe der Wohnflächen 
(1.-3.) 

5. Versorgungs- und Betreu¬ 
ungseinrichtungen der 
Wohnkomplexe 

G. Grünanlagen der Wohn¬ 
komplexe 

7. Straßen und Plötze der 
Wohnkomplexe 

8. Siedlungsflächen 
(1.-7.) 

9. Flächen der Industrie 
und des Handwerks 

10. Lagerflächen 

11. Flächen der Vorkehrs¬ 
einrichtungen 

12. Flächen der Friedhöfe 

13. Flächen der sonstigen 
kommunalen Einrichtungen 

14. Flächen der Kleingärten 

15. Verwaltungen, Kliniken, 

Hoch- und Fachschulen 

16. Straßen und Plätze 

17. Summe 9.-16. 

18. Landwirtschaftliche Nutz¬ 
fläche davon Ackerland 

19. Wald und Waldpark 

20. Abbauland, Unland 

21. Gewässer 

22 . Sonstige Flächen 

23. Flächen insgesamt 

• Vgl. O. Bltzschke, Einführung ln die regionale Bilanzierung. Verlag Die Wlrtochaft, Ber¬ 
lin 1961 

Gegenwärtig wirken auf die Nutzung der Ressource Fläche in der DDR 

folgende ökonomische Stimulierungen ein: 

- die einmalig zu zahlende Bodennutzungsgebühr beim Entzug land- 
und forstwirtschaftlich genutzter Flächen; 
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- die hierauf jährlich abzuführende Produktionsfondsabgabe; 

- Preise bei Rechtsträgerwechsel privaten Grundeigentums; 

- die Zahlung eines Ausgleichs für Wirtschaftserschwernisse, die land¬ 
wirtschaftlichen Betrieben durch einen Flächenentzug erwachsen; 

- die Grundsteuer. 

Als wichtigster Hebel wirkt die im Jahre 1968 eingeführte Boden¬ 
nutzungsgebühr. 26 die beim neu auftretenden Entzug land- und forst¬ 
wirtschaftlicher Flächen je nach vorgesehener Art der Inanspruch¬ 
nahme und je nach Bodengüte von den betreffenden Nutzern zu zah¬ 
len ist. 

Die Bodennutzungsgebühr hat unmittelbare Auswirkungen auf die 
Effektivität der Investitionen und wird deshalb in die Nutzeffekts- 
bcrcchnungen einbezogen (§§ 2, 12). Sie wird entsprechend der Boden- 
qualität in unterschiedlicher Höhe erhoben. Für öd- und Unland ent¬ 
fallt sie vollständig (§3). Damit wirkt sie in bestimmten Grenzen auch 
als ökonomischer Hebel auf die Standortwahl ein. Die Verordnung un¬ 
terscheidet zwischen Nutzern, deren Investitionen standortgebunden 
sind und solchen, deren Investitionen nicht standortgebunden sind. 
Für erstere gelten ermäßigte Sätze (§ 4). Dabei begünstigt sie den nur 
zeitweiligen Entzug land- und forstwirtschaftlich genutzter Flächen 
sowie den Entzug bei Abbau mineralisch genutzter Rohstoffe gegen¬ 
über dem ständigen Flächenentzug (§5). 

Die Bodennutzungsgebühr wirkt einmalig über die Investitionskosten 
sowie ständig übor dio Produktionsfondsabgabe (§ 12). Sie stimuliert 
die Wiederurbarmachung von der land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzung entzogenen Flachen, die Kultivierung von Ödland sowie die 
Neulandgewinnung (§§ o, 14,15). Sie stimuliert die Einengung des 
Betriebsgeländes und die Rückgabe von Flächen an land- und forst¬ 
wirtschaftliche Nutzer oder die Übergabe an andere Nutzer (§ 15). Sie 
orientiert durch Bereitstellung von Prämienmitteln die Büros für 
Städtebau, Büros für Territorialplanung sowie Projektierungsbüros 
bei ihren Planungen auf eine Verringerung des Flächenbedarfs (§ 15). 
Die genannten Planungsverfahren, -instrumentc und ökonomische Sti¬ 
mulierungen sind darauf gerichtet, den wissenschaftlich begründeten 
wachsenden Fläehenbedarf für die Produktion und für die Konsum¬ 



N 


tion der Bevölkerung optimal zu befriedigen. 

Um diese Anforderungen erfüllen zu können, zugleich die Flächen¬ 
inanspruchnahme, bezogen auf die darauf zu erzielende Leistungs- 
einheit - zweiglich und gebietlich differenziert - gesenkt werden, da die 
Gesamtfläche des Landes nicht vermehrbar ist. Dieser objektiv not¬ 
wendige Intensivierungsprozeß gewinnt unter der von der Partei der 
Arbeiterklasse für die weitere Entwicklung unserer Volkswirtschaft 
fixierte Generallinie zusätzliche Bedeutung. Damit ist die Rationalisie¬ 
rung der Flächennutzung Hauptinhalt der Planung bei der Gestaltung 
dieser Seite des Naturmilieus. Da ferner diese zweiglich und gebiet- 


28 Verordnung über 
die Einführung einer 
Bodonnutzungsgebühr 
zum Schulz des land- und 
forstwirtschaftlichen 
Bodenfonls - Verord¬ 
nung über Bodcnnnt- 
zuugBgebülir - vom 
16. 6. 1067, GBl. H, 
Nr.71/1067, sowlo Erato 
Durchführungsbestim¬ 
mung zur Verordnung 
Ober Bodcnnutznnga- 
gebühr, GBl. II, Nr. 63/ 
1968 
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8 . Die sozialistische Gestaltung des Naturmilieus 


Rationalisierung 

der 

Flächennutzung 


lieh differenzierte Flächennutzung eng mit der Standortverteilung der 
Produktivkräfte verknüpft ist, übt sie einen vielfältigen Einfluß auf 
die Effektivität der Tenitorialätruktur aus. 

Die Gesamtheit aller Maßnahmen, die die quantitativen und qualita¬ 
tiven Flächenanforderungen der Bedarfsträger beeinflussen und die 
auf eine effektive Ausnutzung und Verteilung der Flächenfonds ge¬ 
richtet sind, werden als Rationalisierung der Flächennutzung bezeich¬ 
net. Zu diesen Maßnahmen gehören: 

- Die territoriale Koordinierung der Investitionen. 

Die hierbei auftretenden relativen Flächeneinsparungen beruhen 
vor allem auf zwei Erscheinungen. Erstens werden die Anlagen bei 
richtiger territorialer Koordinierung kompakter (zum Teil sogar als 
Kumpaktbauten) errichtet, die daun gegenüber einzeln errichteter 
Anlagen weniger Fläche benötigen. 

Zweitens können zum Beispiel bei Hilfs- und Nebenprozessen sowie 
bei Betreuungseinrichtungen größere Kapazitäten mit einem gerin¬ 
geren Flächenbedarf je Einheit errichtet werden. So konnten in der 
Sow-jetunion hei der Bildung sogenannter Industrieknoten gegen¬ 
über den vorherigen Projekten eine Reduzierung des Flächenbe¬ 
darfs bis zu 40 Prozent nachgewiesen werden. Das drückt sich 
auch in der Senkung der Investitionskosten um 20 Prozent aus. 

- Die territoriale Rationalisierung. 

Mit der sozialistischen Rekonstruktion von bestehenden Industrie¬ 
gebieten treten absolute oder relative Flächeneinsparungen ein. 
Dazu tragen die Erhöhung der Bebauungsdichte, die Erhöhung der 
Einwohnerdichte in den Siedlungen, die rationelle Organisation 
bestehender Mischgebiete, die Beseitigung der Standort liehen Zer¬ 
splitterung von Betrieben und Einrichtungen, aber auch der vor¬ 
ausschauend geplante Ausweis von Reserveflächen bei. 

- Die qualitative Abstufung der Bodennutzung. 

Die Nutzer sind auf diejenigen Flächen zu orientieren, die ihren 
Mindestansprüchen in qualitativer Hinsicht genügen. So müssen 
Böden mit hoher Qualität der Landwirtschaft Vorbehalten bleiben, 
während Böden von geringer Bonität sowie öd- und Unland für 
eine Bebauung genutzt werden sollten. Allerdings ist eine generelle 
Durchsetzung dieses Prinzips nicht immer möglich, da zum Bei¬ 
spiel die flächenmäßige Ausdehnung einer Stadt auch von anderen 
Kriterien abhängig ist. 

- Einführung flächensparender Technologien und Organisation inner¬ 
halb der Betriebe und Einrichtungen. 

Als flächensparend gelten hierbei alle Maßnahmen, die den Flä¬ 
chenaufwand je Erzeugnis- oder Leistungseinheit senken. Das 
schließt die bessere Ausnutzung der vorhandenen Flächen ein. 

- Die Optimierung der Einrichtungsgröße für die Versorgung und 
Betreuung der Bevölkerung in Abhängigkeit vom Einzugsgebiet. 
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Die richtige Dimensionierung der Einzugsgebiete ermöglicht einen 
höheren Konzentrationgrad für gesellschaftliche Einrichtungen, 
der zu optimalen Einrichtungsgrößen mit relativ niedrigem spezifi¬ 
schem Flächenbedarf führt. Der Flächenbedarf dieser Einrichtun¬ 
gen (zum Beispiel in der Kennziffer m 2 Fläche je 100 Einwohner 
ausgedrückt), steigt nicht proportional dem betreuten Einzugs¬ 
gebiet an. Eine untere Grenze liegt in der ökonomisch und technolo¬ 
gisch bedingten Mindestgröße der Einrichtung. Eine obere Grenze 
für derartige Konzentrationsmaßnahmen liegt in der maximal zu¬ 
mutbaren Wegezeit für die Benutzer derartiger Einrichtungen. 

Letztere kann durch zweckmäßige Anordnung der Objekte im 
Wohngebiet trotz Erweiterung des vorgesehenen Einzugsgebietes 
relativ niedrig gehalten werden. Diese Probleme der rationellen 
Flächennutzung greifen in alle Bereiche des menschlichen Lebens 
ein und bedürfen optimaler Lösungen, die gesamtgesellschaftlichen 
Kriterien unterliegen. 

Die planmäßige Gestaltung des Naturmilieus ist im Sozialismus ein Zusammenfassung 
dringendes Anliegen der gesamten Gesellschaft. Die dazu erforder¬ 
lichen komplexen Planungsprozesse bedingen noch umfassende For¬ 
schungsarbeiten vieler wissenschaftlicher Disziplinen. Wichtige Rege¬ 
lungen sind in der DDR im Landeskulturgesetz und in der Ordnung 

der Planung der Volkswirtschaft sowie in anderen gesetzlichen und 
methodischen Grundlagen festgclegt. Sie sind auf die Sicherung und 
den Schutz der ökonomischen und außerökonomischen Funktionen des 
Naturmilieus zur Vervollkommnung der Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen gerichtet. 

Die sozialistische Planung gewährleistet mit ihren Planungsinstrumen- 
ten und mit Hilfe ökonomischer Stimulierungen vor allem die effektive 
Erschließung, die kontinuierliche und intensive Reproduktion sowie 
die rationelle Nutzung und Verteilung der Naturressourcen. Dabei 
kommt der Rationalisierung der Flächennutzung eine besondere Be¬ 
deutung zu. 

Zur Verantwortlichkeit dieser Aufgaben trägt die Territorialplanung 
mit Hilfe der rationellen Standortverteilung der Produktivkräfte, der 
Vervollkommnung der territorialen Organisation der gesellschaftlichen 
Arbeit und der territorialen Rationalisierung bei. 
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9 . Aufgaben der Territorialforschung 


W issenschaftliche 

Entscheidungs- 

Vorbereitungen 


Interdisziplinäre 

Territorial¬ 

forschung 


Die Territorialplanung muß die politischen, ökonomischen, geographi- 
schen, soziologischen, städtebaulich-architektonischen, technischen, 
staatlich-rechtlichen und vielen anderen Komponenten der Entwick¬ 
lung der Territorialstruktur im Prozeß der Planentscheidungen zu 
einem harmonischen, komplexen Ganzen führen. Das bedarf besonders 
sorgfältiger wissenschaftlicher Entscheidungsvorbereitung. 

Deshalb braucht die Territorialplanung ständig wissenschaftlichen 
Vorlauf, der die vielfältigen Komponenten der Territorialstruktur hin¬ 
sichtlich ihrer langfristigen Entwicklung, ihrer gegenseitigen Abhän¬ 
gigkeiten und ihres Einflusses miteinander abzuwagen und zusammen¬ 
zuführen hilft. 

Dies ist Aufgabe der Territorialforschung. 

Entsprechend der Vielfalt und Komplexität des Gegenstandes der Ter¬ 
ritorialplanung muß die Territorialforschung als interdisziplinäre Ge¬ 
meinschaftsarbeit organisiert werden, an der alle mit der Territorial- 
struktur der gesellschaftlichen Reproduktion befaßten Wissenschafts¬ 
disziplinen auf der Grundlage der marxistisch-leninistischen Theorie 
beteiligt sind. Dabei handelt es sich hauptsächlich um 


- die Wirtschaftswissenschaft, speziell die Territorialökonomie; sie 
hat primär dio Wirkungsweise der ökonomischen Gesetze des So¬ 
zialismus hinsichtlich der Territorialstniktur zu erforschen und 
nutzbar zu machen; 

- die geographische Wissenschaft, speziell die ökonomische Geogra¬ 
phie; sie hat die natur- und die gesellschaftsbcdingten Faktoren 
der Territorialstruktur in ihrem dialektischen Zusammenhang als 
geographisches Milieu zu erschließen, 

- die Städtebau Wissenschaft; sie hat die Erfordernisse der städte¬ 
baulichen und baukünstlerischen Komposition der Siedlungen zu 
formulieren; 

- die soziologische und die demographische Wissenschaft; sie haben die 





9. Aufgaben der Terntonalforschung 


281 


Faktoren für die Verhaltensweisen der Menschen im Territorium 
zu untersuchen; 

- die Staatswissenschaft, welche die Erfordernisse der Gliederung und 
der politisch-territorialen Leitung des Staatsterritoriums sowie 
die entsprechenden juristischen Gesetze zu bestimmen hat; 

- mehrere Ingenieurwissenschaften (Verkehr, Energie, Wasserwirt¬ 
schaft und andere); sie haben insbesondere die technischen Erfor- 

- dernisse der Gestaltung der Netze der technischen Infrastruktur im 
Territorium darzulegen; 

- die Mathematik und die rechentechnische Wissenschaft; sie 
haben die Anwendung mathematischer Verfahren und der elektro¬ 
nischen Datenverarbeitung für die Territorialplanung zu erschlie¬ 
ßen. 


Eine zunehmende Rolle für die interdisziplinäre Terntonalforschung 
spielen diejenigen Wissenschaftsdisziplinen, die in der interdisziplinä¬ 
ren Umweltforschung Zusammenwirken und dabei unter anderem die 
Erfordernisse der bewußten, planmäßigen Gestaltung einer sozialisti¬ 
schen Qualität der gesellschaftlichen, natürlichen und bebauten Um¬ 
welt bei der Gestaltung der Territorialstruktur zu untersuchen haben. 
Keine der genannten Wissenschaftsdisziplinen wäre allein in der Lage, 
die Vielfalt und Komplexität der Territorialstruktur zu erforschen und 
ausreichend komplexe Vorschläge für den Entscheidungsprozeß der 
Territorialplanung zu erarbeiten. Erst ihr kameradschaftliches inter¬ 
disziplinäres Zusammenwirken ermöglicht die erforderliche Komplexi¬ 
tät der Forschungsergebnisse. 

Unterschiedliche Auffassungen gibt es darüber, ob die genannten Wis- 
schenschaftsdisziplinen oder Teile von ihnen im Prozeß der koopera¬ 
tiven Territorialforschung integrativ zu einer eigenen Wissenschafts¬ 
disziplin neuer Qualität zusammenwachsen oder ob cs bei einer inter¬ 
disziplinären Zusammenarbeit bleibt. In der UdSSR setzt sich die 
Auffassung durch 1 , daß sieh eine solche komplexe Disziplin als ein 
neuer Zweig der Wissenschaft herausbildet, deren Gegenstand vor 
allem die ökonomischen und sozialen Prozesse im Territorium sind. 
Sie hat die Aufgabe, Vorschläge zur sozialistischen Regionalpolitik 
auszuarbeiten und Planentscheidungen zur rationellen territorialen 


Organisation des Landes wissenschaftlich vorzubereiten. 

Das setzt jedoch voraus, daß sich im Prozeß der interdisziplinären Ge¬ 
meinschaftsarbeit der Terntonalforschung ein neuer Typ de3 Territo¬ 
rialwissenschaftlers ausbildet, der, zunehmend ausgestattet mitWissen 
aus allen bisher beteiligten Disziplinen, vertiefte Kenntnisse und 
Fähigkeiten speziell zur Erforschung der Territorialstruktur der ge¬ 
sellschaftlichen Reproduktion in ihrer Vielfalt und Komplexität er¬ 
wirbt. 

In dieser Richtung muß jede der an der interdisziplinären Territorial- 
forschung beteiligten Wissenschaftsdisziplinen arbeiten, ausgehend 


Territorial - 
imssenschaftler 


I Vgl. Nekras¬ 
sow, N. N.. Regionale 
Ökonomie, Verlag Eko 
nomika, Moskau 1976 
(niss.) 
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Zentrale Leitung 
und Koordin ierung 
der Territorial¬ 
forschung 


von iliren spezifischen Gesetzmäßigkeiten, deren Wirkungsweise und 
Nutzbarkeit hinsichtlich der Entwicklung der Territorialstruktur. Da¬ 
bei wird sie ihre wissenschaftlichen Aufgaben um so besser lösen, je 
umfassender und rechtzeitiger sie die Erfordernisse und Bedingungen 
der anderen beteiligten Disziplinen berücksichtigt und den komplexen 
Zusammenhang der Territorialstruktur beachtet. 

So berücksichtigt, beispielsweise die territorialökonomische Forschung 
die Erfordernisse einer modernen städtebaulichen Gestaltung, wie auch 
umgekehrt die städtebauliche Forschung die ökonomischen Möglich¬ 
keiten und die Bedingungen höchstmöglicher Effektivität beachtet. 
Analog berücksichtigen die soziologische und demographische For¬ 
schung bei ihrer Forschungsarbeit und ihren Entscheidungsvorschlä- 
gen zum staatlichen Einfluß auf das Migrationsverhalten der Bevölke¬ 
rung die Grenzbedingungen der sozialistischen Umweltgestaltung; die 
Umweltforschung beachtet die Möglichkeiten der Standortverteilung 
der materiellen Produktion, zum Beispiel die Verlagerungsmöglichkeit 
umweltschädigcndcr Produktionsprogramme. 

Die Entwicklung der Territorialforschung und ihrer Organisation in 
der DDR ist durch schrittweise Annäherung an eine interdisziplinäre 


Gemeinschaftsforschung nach sowjetischem Vorbild gekennzeichnet. 
Aus anfänglichem Nebeneinander der territorialökonomischen und der 
städtebaulichen Forschung in den fünfziger Jahren entwickelte sich 
eine Zusammenarbeit zunächst dieser beiden Disziplinen, der zu An¬ 
fang der sechziger Jahre die geographische Forschung beitrat. Diese 
drei Disziplinen waren bis zum Ende der sechziger Jahre die haupt¬ 


sächlichen Träger des wissenschaftlichen Vorlaufs für die Territorial- 
Planung, vor allem durch gemeinschaftliche prognostische Arbeit. 
Dabei entstand die Erfahrung, daß interdisziplinäres Zusammenwir¬ 
ken der Territorialforschung einer straffen zentralen Koordinierung 
und Leitung bedarf. Das Studium der sowjetischen Erfahrungen be¬ 
stätigte dies. Deshalb wände Anfang der siebziger Jahre eine For- 
schungsleitstelle für Territorialplanung als nachgcordnete Einrich¬ 
tung der Staatlichen Plankommission gebildet. Ihre Aufgabe nach dem 
Vorbild der UdSSR ist es, die an der Territorialforschung beteiligten 
Disziplinen arbeitsteilig zu organisieren, zu koordinieren und auf 


'Schwerpunkte zu orientieren. Dazu schließt sie mit den entsprechen¬ 


den Institutionen der Akademie der Wissenschaften der DDR, der 


Universitäten und Hochschulen langfristige Forschungsverträge ab. 
Sclirittwcisc wurden weitere Disziplinen und Institutionen in diese 
koordinierte Territorialforschung einbezogen. 

Die Kapazitäten der beteiligten Disziplinen sind noch unterschiedlich 
entwickelt. Zur qualifizierten Lösung der künftigen Aufgaben der Ter¬ 
ritorialforschung bedarf vor allem die territorialökonomische Disziplin 
weiterer Verstärkung. Dabei geht es insbesondere um die Forschung 
auf zentraler Ebene zu Gesamtfragen der Territorialstruktur, um die 
gesamtstaatlichen Planaufgaben und Planentscheidungen zur Gestal- 
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tung der Territorialstruktur durch entsprechenden wissenschaftlichen 
Vorlauf noch besser zu fundieren. 2 

Das ist auch der Grund, weshalb im Prozeß der neuen Gestaltung und 
Leitung der interdisziplinären Territorialforschung neben der organi¬ 
sierten Forschungskooperation gleichzeitig Anfänge einer zentralen, 
bisher fehlenden Forschungskapazität bei der Forschungsleitstelle 
selbst herausgebildet wurden. Sie löst insbesondere solche Fragen der 
Entwicklung der Territorialstruktur der DDR als Ganzes, von denen 
die gesamtgesellschaftliche Effektivität der Gestaltung der territoria¬ 
len Prozesse der Reproduktion maßgeblich abhängt. Dazu gehören 
unter anderen Forschungen zur Standortverteilung der Produktiv¬ 
kräfte, zur komplexen Entwicklung der Gebiete, zur Effektivität der 
Territorialstruktur, zu territorialen Problemen der sozialistischen öko¬ 
nomischen Integration. 

Diese zentrale Forschungskapazität wird ebenfalls bewußt interdiszi¬ 
plinär zusammengesetzt, entsprechend der Komplexität der Territo¬ 
rialstruktur und der Vielfalt der an der Territorialforschung beteiligten 
Wissenschaftsdisziplinen. Ihr schrittweiser Auf bau bildet zugleich eine 
bessere Fundierung für die Leitung der Forschungskooperation. 

Damit wurde begonnen, eine Annäherung zur Territorialforschung in 
der UdSSR und den anderen RGW-Mitgliedsländern zu vollziehen, die 
bereits seit langem über zentrale Forschungskapazitäten und Er¬ 
fahrungen einer Territorialforschung im gesamtgesellschaftlichen Maß¬ 
stab verfügen, beziehungsweise diese weiter zu verstärken. 3 
Die Gewährleistung des Praxisbezugs und der Praxis Wirksamkeit der Praxis- 
Forschungsarbciten ist ein generelles Anliegen der angewandten Terri- Orientierung 
torialforschung. Die Forschungskapazitäten werden nicht nur mitein- der Territorial - 
ander abgestimmt und verflochten, sondern gleichzeitig auch auf sol- forschung 
che Forschungsschwerpunkte und konkrete Forschungsaufgaben orien¬ 
tiert und verpflichtet, die den Bedürfnissen im Entscheidungsprozeß 
der Staatlichen Plankommission und der Bezirksplankommissionen 
hinsichtlich der planmäßigen proportionalen Gestaltung der Terri- 
torialstruktur entsprechen. Im Sinne dieser Praxisorientierung be¬ 
währt sich insbesondere die Einbeziehung von Kapazitäten der Büros 
für Territorialplanung der Bezirksplankommissionen in die interdis¬ 
ziplinäre Territorialforschung. Sie werden in gemischten Forachungs- 
gruppen gemeinsam mit Hochschulwissenschaftlern wirksam. 

Zur Gewährleistung einer hohen Effektivität der Territorialforschung Konzentration 
wurden über drei Jahre lang annähernd 70 Prozent der beteiligten For- der Forschung 
schungskapazitäten auf Fragen der Siedlungsstruktur konzentriert. 

Dadurch konnte ein bemerkenswerter praktischer, theoretischer 
und methodologischer Fortschritt auf diesem Gebiet erzielt werden. 


Fortschritte wurden auch durch Konzentration auf eine zielgerichtete 
Forschung zur Anwendung ökonomisch-mathematischer Modelle so¬ 
wie der elektronischen Datenverarbeitung, speziell bei der Lösung von 
Fragen der Bevölkerungs-, der Infrastruktur und der Siedlungsstruk- 


2 Vgl. Abschnitt 2.1.3. 

3 Vgl. XXV. Parteitag 
der KPdSU, Doku¬ 
mente, Dietz Verlag, 
Berlin 1976. S. 85 
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tur sowie bei der Planimgskartographie erreicht. Auf der Basis dieser 
Ergebnisse werden nunmehr schrittweise und schwerpunktmäßig 
weitere territoriale Teilstrukturen und Problemkreise der Territorial - 
Struktur systematisch gemeinschaftlich erforscht. 

Internationale Der Prozeß des Aufbaus der organisierten Forschungskooperation der 
wissenschaftliche interdisziplinären Territorialforschung und der allmählichen Schaf- 
Ziisammenarbeit fung einer zentralen Forschungskapazität der Territorialforschung der 

DDR verläuft parallel mit der zu Beginn der siebziger Jahre einsetzen¬ 
den organisierten internationalen wissenschaftlichen Zusammenarbeit 
zur Territorialforschung im RGW-Maßstab. 

Im Jahre 1971 fand in Moskau auf Initiative der UdSSR eine erste 
wissenschaftliche Konferenz von Regionalwissenschaftlern der soziali¬ 
stischen Länder statt, die den Aufbau einer internationalen sozialisti¬ 
schen wissenschaftlichen Gemeinschaftsarbeit zu theoretischen und 
methodologischen Fragen der Territorialforschung und Territorialpla- 
nung beschloß. Der Inhalt und die Zielstellung der sozialistischen öko¬ 
nomischen Integration in der Territorialforschung sind auf theoreti¬ 
sche und methodologische Fragen der Territoiialstruktur gerichtet, die 
in allen RGW-Ländern einheitlich anstehen oder die Entwicklung des 
RGW-Territoriums als Ganzes betreffen. Gleichzeitig wird das Ziel ver¬ 
folgt, wissenschaftliche Ergebnisse und Erfahrungen der sozialisti¬ 
schen Territorialforschung zur Verbreitung außerhalb des EGW-Terri- 
toriums zu verallgemeinern, insbesondere im Rahmen der UNO und 
speziell für die Entwicklungsländer. 

Diese internationale wissenschaftliche Zusammenarbeit entwickelt sich 
kontinuierlich. 

So finden regelmäßig jährlich seit der Moskauer Initiativkonferenz 
weitere Konferenzen mit sich ständig vertiefender Zusammenarbeit 
auf höherem wissenschaftlichen Niveau statt. Gegenstand der Bera¬ 
tungen sind unter anderem: Fragen 

- der Regionierung; 

- der territorialen Effektivität; 

- der Anwendung ökonomisch-mathematischer Modelle; 

- der weiteren Vertiefung der sozialistischen ökonomischen Integra¬ 
tion selbst durch Maßnahmen der Gestaltung der Territorialstruk¬ 
tur; 

- Untersuchungen von Gemeinsamkeiten und Unterschieden der 
Territorialstrukturen von RGW-Mitgliedeländern; 

- die gemeinsame Arbeit an einem Terminologischen Wörterbuch so¬ 
wie an einer kollektiven Monografie. 

Diese multilaterale wissenschaftliche Zusammenarbeit wird ergänzt 
durch zwei- bzw. dreiseitige wissenschaftliche Zusammenarbeit, ins¬ 
besondere auch zur Erforschung gemeinsamer territorialer Struktur¬ 
probleme benachbarter RGW-Länder. Bei der Zusammenarbeit mit 
der UdSSR geht es sowohl um ein Ausschöpfen der langjährigen und 
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reichhaltigen Ergebnisse der Sowjet Wissenschaft als auch um die Zu¬ 
sammenstellung und Aufbereitung spezieller Erkenntnisse für den Be¬ 
darf der UdSSR, beispielsweise von Erkenntnissen der DDR zur Pro¬ 
blematik der Ballungsgebiete. 

Der weiteren inhaltlichen und methodologischen Gestaltung der soziali- Nächste Aufgaben 
stischen Territorialforschung der DDR liegen folgende drei Erkennt- der Territorial- 
nisse zugrunde, die eng miteinander verbunden sind: forschung 

Erstens ist von der politischen Zielstellung auszugehen, daß mit einer 
proportionalen Territorialstruktur der gcsellschaftlichenReproduktion 
zur weiteren Erhöhung der Effektivität des Reproduktionsprozesses, 
zur Erhöhung der Leistungskraft der Volkswirtschaft sowie der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der Werktätigen beigetragen wird. 

Ztoeitens ist der Erkenntnisschatz der UdSSR systematisch zu er¬ 
schließen und noch besser auszuschöpfen; das bezieht sich insbesondere 

• auf die Herausarbeitung sozialistischer Standortprinzipien, wie sie 
von W. I. Lenin erstmalig entwickelt worden sind und danach von 
der Wissenschaft und Praxis der sozialistischen Planung in der 
UdSSR angewandt und weitcrentwickelt wurden; 

• auf die komplexe Planung großer Wirtschaftsgebiete und ihre Ver¬ 
knüpfung mit der Rayonplanung; 

• auf die Integration der Territorialplanung in die volkswirtschaft¬ 
liche Gesamtrechnung bereits zum Zeitpunkt des Planansatzes; 

• auf die Anwendung ökonomisch-mathematischer Methoden bei der 
Standortoptimierung und bei der Proportionierung der territoria¬ 
len Einheiten; 

• auf die Integration von Aspekten der Sozialplanung, der Demo¬ 
graphie und der Umweltgestaltung in die Territorialplanung. 

Drittens werden die konkreten und spezifischen Orientierungen der 
Partei der Arbeiterklasse in ihren Beschlüssen für die weitere Vervoll¬ 
kommnung der Leitung und Planung durch wissenschaftlichen Ent- 
scheidungsvorlauf zugrundegelegt und umgesetzt. 

Unter diesen Ausgangspunkten stehen in der nächsten Etappe fol¬ 
gende Schwerpunkte zur wissenschaftlichen Qualifizierung der Terri- 
torialplanung im Vordergrund der Territorialforschung der DDR: 

- Ständige Vervollkommnung der analytisch-prognostisch begründe¬ 
ten, strategisch-konzeptionellen Arbeit zur langfristigen plan¬ 
mäßigen Gestaltung der Territorialstruktur der gesellschaftlichen 
Reproduktion insgesamt sowie für die Standortverteilung einzelner 
Zweige und Bereiche und für die komplexe Entwicklung der Ge¬ 
biete der Volkswirtschaft. Damit muß die Territorialforschung per¬ 
manent aktiv an der langfristigen Territorialplanung sowie an der 
Vorbereitung konkreter Planentscheidungen in den Fünfjahrplä- 
nen beteiligt sein. 

- Weitere Vertiefung der sozialistischen ökonomischen Integration 
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durch Erforschung der Merkmale und Entwicklungslinien der Ter¬ 
ritorialstruktur des RGW sowie durch aktive Standortangebote 
auf der Grundlage der spezifischen nationalen Standortbedin¬ 
gungen. 

- Qualifizierung der Erforschung der territorialen Aspekte im Bedürf- 
nissystem der entwickelten sozialistischen Gesellschaft, Erfor¬ 
schung insbesondere derjenigen Bedürfnisse, die auf sozialistische 
Raum- und Lebensbedingungen in den Arbeits- und Wohnstätten 
gerichtet sind. 

- Erforschung von territorialökonomischen Konsequenzen und Er¬ 
fordernissen des wissenschaftlich-technischen Fortschritts. 

- Erforschung der Gesetzmäßigkeiten und der Entwicklungsperspek¬ 
tive weiterer territorialer Teilstrukturen nach dem Vorbild der bis¬ 
her auf die Siedlungsstruktur konzentrierten Forschungsarbeiten, 
insbesondere 

• zur territorialen Produktions- und Wissenschaftsstruktur, 

• zur territorialen Struktur der Bevölkerung und des gesellschaft¬ 
lichen Arbeitsvermögens, 

• zur technischen Infrastruktur und Ressourcenstruktur. 

- Fortführung und Vertiefung der Forschung zur Siedlungsstruktur, 
insbesondere zur Erforschung der sozialen Aspekte der Territorial¬ 
struktur. 

- Schaffung der erforderlichen theoretischen und methodischen Vor¬ 
aussetzungen für eine Messung der territorialen Effektivität, der 
territorialen Intensivierung und territorialen Rationalisierung, ins¬ 
besondere der entsprechenden Planberechnungen, auf volkswirt¬ 
schaftlicher und bezirklicher Ebene. Erarbeitung praxisreifer terri¬ 
torialer Vcrflechtungsmodelle. 

- Vervollkommnung der Verfahren und Instrumente der Territorial¬ 
planung, insbesondere der territorialen Bilanzierung, als Bestand¬ 
teil der Planungsordnung. 

- Weitere Qualifizierung des territorialen Informationssystems (Ter¬ 
ritorialstatistik) und Schaffung von Voraussetzungen zur noch brei¬ 
teren Anwendung ökonomisch-mathematischer Methoden und der 
EDV in der Territorialplanung. Weitere Verbesserung, Moderni¬ 
sierung und Vereinheitlichung der Planungskartografie. 

- Engere Verbindung der Territorialplanung mit der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung und der ökonomischen Stimulierung zur ratio¬ 
nelleren Nutzung, Mobilisierung und effektiven Verteilung der ter¬ 
ritorialen Ressourcen. Ausarbeitung von Normativen für den ratio¬ 
nellen Einsatz territorialer Ressourcen und für die Nutzung von 
Leistungen der sozialen und technischen Infrastruktur. 

- Bessere Abgrenzung der Ebenen der Territorialplanung und Erar¬ 
beitung des Algorithmus ihrer optimalen Zusammenarbeit im Pro¬ 
zeß der Vorbereitung und Durchsetzung territorialer Planentschei¬ 
dungen. 
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Die Territorialforschung ist verantwortlich für den wissenschaftlichen Zusammenfassung 
Entscheidungavorlauf der Territorialplanung. Entsprechend dem viel¬ 
fältigen und komplexen Charakter der Territorialstruktur selbst wird 
die Territorialforschung als interdisziplinäre Gemeinschaftsforschung 
organisiert. Territorialökonoraie, Geographie und Städtebau spielen 
dabei die Hauptrolle. Die interdisziplinäre Territorialforschung in der 
DDR wird zentral koordiniert und geleitet. Gleichzeitig ist mit dem 
schrittweisen Aufbau einer zentralen Forschungskapazität begonnen 
worden. Sie wird insbesondere zur Lösung von Gesamt Problemen der 
Territorialstruktur der DDR, zur Erfüllung der wachsenden Aufgaben 
der internationalen wissenschaftlichen Zusammenarbeit mit der 
UdSSR und den anderen RGW-Mitgliedsländern und im Rahmen der 
UNO sowie als Basis für die sachkundige Leitung und Koordinierung 
der interdisziplinären Forschungskooperation gebraucht. 

In diesem Prozeß werden insbesondere die Erfahrungen der UdSSR an- 

gewendot und eine immer engere wissenschaftliche Zusammenarbeit 

mit sowjetischen Institutionen und Wissenschaftlern organisiert. Ins¬ 
gesamt gewinnt die Arbeitsteilung zwischen den RGW-Mitgliedslän- 
dem in der Territorialforschung zunehmende Bedeutung. 

Schwerpunkte der weiteren interdisziplinären Territorialforschung der 
DDR sind die aktive Mitwirkung an der langfristigen Territorialpla¬ 
nung, die Erforschung einzelner territorialer Tcilstrukturen und ihres 
proportionalen Zusammenhangs sowie die Schaffung rationeller, 
moderner Verfahren und Instrumente der Territorialplanung. 
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Ergänzende 
Erläuterungen 
zur Begriffs- 
verwendung 


3 Die Gebiete, Bezirke, 
Kreise, Stfidto und 
Gemeinden, SUndorte 
werden auch unter dem 
Sammelbegriff „terri¬ 
toriale Einheiten" zu- 
aammengefaßt 


I. Territorium und Territorialplanung 

1. Territorialplanung wird im umfassenden und allgemeinen Sinne als 
räumlich© Planung verstanden. Das wird abgeleitet aus dem Begriff 
des Territoriums als dem Raum, in dem die gesellschaftlichen Repro¬ 
duktionsprozesse ablaufen und der als ein Teil der Erdoberfläche nach 
staatlichen, ökonomischen und/oder geographischen Kriterien abge¬ 
grenzt ist. 

In diesem Sinne sind territorial, Territorium und Territorialplanung 
Sammolbogriffo, dio eich ganz ollgomoin aus dor räumlichen Existenz¬ 
form von Gesellschaft und Wirtschaft ergebon. Die Territorialplanung 
in diesem umfassenden Sinne als räumliche Planung vollzieht sich auf 
allen Ebenen (zentral, örtlich, zweiglich, betrieblich). 

2. Da der gesellschaftliche Reproduktionsprozeß - abgesehen von seinen 
Verflechtungen im Rahmen der sozialistischen ökonomischen Integra¬ 
tion - zugleich und vor allem eine Kategorie dor gesamten Volkswirt¬ 
schaft ist, wird dos Territorium auch speziell als die räumliche Exi¬ 
stenzform von Gesellschaft und Wirtschaft des ganzen Landes be¬ 
zeichnet, wie zum Beispiel Territorium der DDR, Territorium der 
Volkswirtschaft. Das läßt sich ausdehnen auf das Territorium der 
sozialistischen Staatengemeinschaft. 

In diesem etwas engeren Sinne gegenüber der zuerst genannten allge¬ 
meinen Definition sind dann Territorium und Territorialplanung kon¬ 
kret auf den Raum und die räumliche Planung im Gesamtmaßstab der 
Volkswirtschaft bezogen. Dio Territorialplanung in diesom engeren 
Sinne wird von den zentralen Organen des Staates ausgeübt. 

3. Im Interesse der begrifflichen Unterscheidung werden die Teile des 
Territoriums des Staates oder der Volkswirtschaft, in denen die gesell¬ 
schaftlichen Reproduktionsprozesse nicht in sich geschlossen verlaufen 
können (aber ebenfalls nach staatlichen, ökonomischen und/oder geo¬ 
graphischen Kriterion abgegrenzt werden können), als Gebiete be¬ 
zeichnet. Die darauf bezogene räumliche Planung wird dementspre¬ 
chend als Gebietsplanung verstanden. 

Für die Begriffe Gebiet und Gebietsplanung erscheinen synonym auch 
die Begriffe Region oder Regionalplanung. 

Dio Gebietsplanung wird primär von den örtlichen Organen der Staats¬ 
macht in den Bezirken, Kreisen, Städten und Gemeinden ausgeübt; 
allerdings auf der Grundlage von zentralen Vorgaben für die proportio¬ 
nale Einordnung der Gebiete in das Territorium der Volkswirtschaft 
als Ganzes. 

4. Die im vorliegenden Buch getroffene Unterscheidung zwischen terri¬ 
torial und gebietlich (regional) setzt sich international imnier mehr 
durch. Es muß allerdings vermerkt werden, daß in anderen Dokumen¬ 
ten diese Unterscheidung zwischen dem Territorium des Staates ins¬ 
gesamt und seinen Teilen (Gebieten) noch nicht überall vorgenommen 
wird, so daß dort der Begriff Territorium im Sinne des Sammelbegriffs 
auch für das Gebiet eines Bezirkes, eines Kreises oder einer Stadt» 
oinor Gemeinde verwendet wird. 1 

Es muß schließlich darauf verwiesen werden, daß im internationalen 
Maßstab selbst der Sammelbegriff' räumlicho Planung uneinheitlich 
ist, das heißt von einigen Landern mit territoriale und von anderen 
auch mit regionale Planung bezeichnet wird. In der sowjetischen Lite¬ 
ratur kommt beides vor. 

Die im Buch verwendete Begriffsbildung läßt sich wie folgt schema¬ 
tisch darstollen: 
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Territorial im allgemeinen , im weiten Sinne = räumlich 
Territorium = Raum dor gesellschaftlichen Reproduktion 

Territorialplanung = räumliche Planung 



Gebietlich (= Regional) 

Gebiet (= Region)=Teil des Territoriums 


Territorial im engeren Sinne 

Territorium = Territorium des 
Staates oder der 
Volkswirtschaft 

Territorial- = Planung der 
Planung im Territorialstiuktur 
engeren des Landes 
Sinne 


der Volkswirt- des Staates 
schaft ' 


Planung der 
Bezirke, Kreise 
Städte und 
Gemeinden 


Planung der 
Wirtschafts¬ 
gebiete 



Gebiets (= Regional) planung 


5. Dor Makrostandort bezeichnet das Gebiet (Bezirk, Kreis, Wirtschafts¬ 
gebiet, Stadt o. dgl.), dor Mikrostandort bezeichnet genau die Fläche 
innerhalb des Gebietes, der Siedlung usw., wo ein Objokt lokalisiert ist. 


II. Territoriale Ressourcen und Infrastruktur 

Dem Buch liegt die Auffassung zugrunde, daß die optimale Gestaltung des 
gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses von den im jeweiligen Zeit¬ 
raum zur Verfügung stehenden Ressourcen (Fonds und Leistungen) ab¬ 
hängig ist. Hierbei wird der allgemeine Ressourcenbegriff im weitgefaßten 
volkswirtschaftlichen Sinne verstanden, wie er vor allem auch in der neue¬ 
ren sowjetischen Literatur zur Optimalplanung verwendet wird. Dazu 
gehören vor allem diejenigen Ressourcen und Fonds, die relativ fe3t an 
ihre Standorte gebunden oder relativ immobil sind. Diese Ressourcen wer¬ 
den als territoriale Ressourcen bezeichnet. 

Dabei besteht zwischen den Bereichen der Infrastruktur imd den territo¬ 
rialen Ressourcen (abgesehen von Fläche und Bodenschätzen) ein bestimm¬ 
ter innerer Zusammenhang. 

Er läßt sich weitgehend dadurch charakterisieren, daß die technischen 
territorialen Ressourcen (Energie, Wasser, Verkehrsleistungen) durch die 
Bereiche der technischen Infrastruktur (Energie-, Wasserwirtschaft und 
Verkehrswesen) bereitgestellt werden und daß die Reproduktion des ge¬ 
sellschaftlichen Arbeitsvermögens vor allem (- aber nicht nur -) durch die 
Bereiche der sozialen Infrastruktur gewährleistet wird. 

Im weisteten Sinne werden deshalb auch die Leistungen der sozialen In¬ 
frastruktur als „soziale territoriale Ressourcen“ bezeichnet. 

Schließlich werden hinsichtlich der relativen regionalen Begrenztheit und 
Bindung der Baukapazitäten und ihrer Leistungen diese der technischen 
Infrastruktur oder territorialen Ressourcenstruktur gleichgestellt. 

In diesem Zusammenhang muß darauf hingewiesen worden, daß in der 
gegenwärtigen Wirtschaftspraxis zumeist noch die engere Auffassung ver¬ 
treten wird, die zu territorialen Ressourcen nur die natürlichen (Boden¬ 
schätze, Wasser, Fläche) und die demographischen (Arbeitsvermögen) 
Ressourcen zählt. 
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III. Die territorialen Teilstrukturen nach ihren Merkmalen, ihren Elementen und Relationen 

Territoriale 

Teilstruktur 

Merkmale*) 

Elemente*) 

Relationen 
(Proportionen) 3 ) 

1 

2 

3 

4 

Territoriale 

Bevölkerungs¬ 

struktur 

Territoriale Differen¬ 
ziertheit der Bevöl¬ 
kerung einschließlich 
ihres gesellschaftlichen 
Arbeitsvermögens 

Standorte und Wir¬ 
kungsraum der 
sozialistischen Kol¬ 
lektive, der Bevöl¬ 
kerungsgruppen, 
dos Arbeitsver¬ 
mögens, dor Fami¬ 
lien, der einzelnen 
Menschen 

Reproduktionsbeziehun¬ 
gen zwischen gesell¬ 
schaftlichem Arbeits¬ 
vermögen und Bevölke¬ 
rung; standörtliche Ver¬ 
teilung der einzelnen Be¬ 
völkerungsgruppen nach 
Alter, Geschlecht, Beruf 
usw.; Relationen zu 
anderen Teilstrukturen 

Territoriale 

Produktions¬ 

struktur 

Territoriale Differen¬ 
ziertheit der mate¬ 
riellen Produktion 

Objekte und 
Standorte der Be¬ 
triebe und Ein¬ 
richtungen 

Standörtliche Verteilung, 
Reproduktionsbeziehun¬ 
gen in und zwischen den 
Standorten der Produk¬ 
tion und von da zu ande¬ 
ren Teilstrukt-urcn 

Torritoriolo 
Struktur von 
Leistungen über- 
gobiotlichor 
(überörtlicher) 
Bedeutung 

Profilbostimmondo 
Leistungen (außer¬ 
halb der materiellen 
Produktion), die für 
die einzelnen Gebiete 
profilbestimmend sind 
und doron Bodoutung 

weit über dieses Ge¬ 
biet hinausgeht 

Objokto und 
Standorte der Ein¬ 
richtungen für 
übergebietliche 
Leistungen 

Standörtlicho Vorfcoilung. 
Reproduktionsbeziehun- 
gen in und zwischen den 
Standorten dieser Ein¬ 
richtungen sowie zu 
anderen Teilstrukturen 

Territoriale 

Konsumtions- 

struktur 

Individueller und ge¬ 
sellschaftlicher Ver¬ 
brauch der Gebiets- 
bevölkerung materiel¬ 
ler und nichtmateriel¬ 
ler Güter bzw. Lei¬ 
stungen; Einkom- 
mensverhältnisse 

Standorte des in¬ 
dividuellen und 
gesellschaftlichen 
Verbrauches (nach 
Bedürfniskom¬ 
plexen) 

Umfang, Art, Niveau der 
Konsumtion in ihrer 
standörtlichen Vortei¬ 
lung; deren Beziehun¬ 
gen zu anderen Teil- 
strukturon 

Territoriale 

Ressourcen¬ 

struktur 2 ) 

Relativ begrenzte 
Mobilität und be¬ 
schränkte örtlich- 
zeitliche Verfügbar¬ 
keit von Arbeits¬ 
gegenständen, Ar¬ 
beitsmitteln und 
Leistungen 1 ) 

Ressourcenarten 
der materiell-tech¬ 
nischen Versor¬ 
gung, der sozialen 
Betreuung (des ge¬ 
sellschaftlichen Ar¬ 
beitsvermögens), der 
natürlichen Bedin¬ 
gungen 
(Fläche, Luft) 

Relationen zwischen dem 
Aufkommen, der Ver¬ 
fügbarkeit und Nutzung 
an Ressourcen, ihre 
standörtliche Verteilung. 
Beziehungen zu den ver¬ 
schiedenen Teilstruktu¬ 
ren (Bedarf) 
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III. Fortsetzung 

Territoriale 

Teilstruktur 

Merkmale 1 2 ) 

Elemente 1 ) 

Relationen 
(Proportionen) 3 ) 

1 

2 

3 

4 

Infrastruktur 3 ) 

Erschließung des Ter¬ 
ritoriums, relative 
Immobilität der Ele¬ 
mente. Reproduk¬ 
tionsbedingungon für 
alle ökonomischen 
und gesellschaftlichen 
Prozesse. Bereitstel¬ 
lung und Vermittlung 
territorialer Ressourcen 

Objekte und Stand¬ 
orte der Einrich¬ 
tungen und Netze 
zur Erschließung 
und Vermittlung 
territorialer 
Ressourcen bzw. 
Leistungen 

Standortverteilung und 
Reproduktionsbeziehun¬ 
gen innerhalb der Be¬ 
reiche sowie zu anderen 
Bereichen 

Siedlungs¬ 

struktur 

örtliche Komplexe 
sozialer Gemeinschaf¬ 
ten mit ihren Arbeits¬ 
und Wohnstätten, 
Wohngebieten sowie mit 
ihren Versorgungsein¬ 
richtungen. Relative 
Immobilität 

Ortschaften, Ge¬ 
meinden, Städte, 
Siodlungskomplexe, 
Ballungskorne, 
städtische Teil¬ 
gebiete 

Relationen zwischen don 
Siedlungseinrichtungen 
innerhalb der Siedlungen 
sowie untereinander. 
Beziehungen zwischon 
den Siedlungen und zu 
anderen Teilstrukturen. 
Siedlungsnetz 

Natur- bzw. 
Landschafts¬ 
struktur, 
Wasservor¬ 
kommen und 
-kreislauf 

Nat urge ogra ph ischo 
Bedingungen 

Grund und Bodon, 
Bodenschätze, 
Relief, Klima 

Standörtliche Verteilung; 
Differenzierung der 
Naturbedingungen an 
don Standorten und in 
den territorialen Ein¬ 
heiten 


1) Entoprochond don Erkenntnissen dor Systomthoorio wird doa Woeon 
eines Systems und seiner Struktur von dem jeweils S3 r stembildenden 
Merkmal (auch Systemaspekt) bestimmt. 

Infolgedessen können ein und dieselben Elemente zu verschiedenen 
Systemen bzw. Strukturen zugeordnet werden je nachdem, welches 
Merkmal für die Strukturbildung zugrunde gologt wird. So gehört zum 
Beispiel der Energicbotriob als Produktionsobjokt zur Produktions¬ 
struktur, aber als notwendiges Element der Gebietserschließung zur 
Infrastruktur. Der Industriebeschäftigte ist als Arbeitskraft Element 
der Produktionsstruktur, als Trägor des gesellschaftlichen Arbeitsver¬ 
mögens Element der Bevölkerungsstruktur. 

Überschneidungen zwischen den Tcilstrukturon sind daher unvermeid¬ 
lich. Sie bringen teilweise die verschiedenen Verflechtungen zum Aus¬ 
druck. Einige Merkmale sind noch umstritten. Vgl. hierzu auch die er¬ 
gänzenden Begriffserlauterungon II. 

2) Die territoriale Arbeitskräftestruktur bzw. die territoriale Struktur des 

gesellschaftlichen Arbeitsvermögens wird hier zur Bevölkerungsstruk¬ 
tur gerechnet, um die Rolle dos arbeitenden Menschen als Ziel der Pro¬ 
duktion und Loistungen hervorzuhebon. Andere Autoren rechnen die 
Arbeitskräftestruktur zur territorialen Rossourcenstruktur und wollen 
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damit die Rollo des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens als Element 
und begrenzende Bedingung des gesellschaftlichen Arbeitsprozesses be¬ 
tonen. 

3) Vgl. hierzu: Abschnitt 6 und Bönisch/Voigtsberger: Systemtheoreti¬ 
sche Grundlagen für die Stellung der Infrastruktur im ökonomischen 
System des Sozialismus. Wissenschaftliche Zeitschrift der Hochschule 
für Ökonomie, Berlin 1969, Heft 2, S.218 und 220/221. 






Stichwortverzeichnis 


301 


Abbaupotential 253 

Agrargobiote 50 

Agrar-Industrie-Gebiete 59, 65 
Altersaufbau tlor Bevölkerung 186 
Analyse, gebietliche 129 
Analyse territorialer Strukturen 
und Prozesse 103, 114, 122, 129 
Angleiehung des Entwicklungsniveaus 
der Gebiete, Siodlungen 90, 221 ff., 
230, 232ff., 250 

Anlagenintensiv der Produktions¬ 
instrumente 88 

Arbeit slcräffcebilanzierung, 

territoriale 197 
Arbeitsstandorte 184 
Arbeitsteilung, territoriale und ihre 

Formen 26, 43 

Arbeitsvermögen, gesellschaftliches 
und Arbeitsplätze 196 
Aufwand, gebietswirtschaftlicher 
217 

Ausgleich regionaler Unterschiede 
221 


Ballungsgebiete 59, 65, 133ff., 243 
Ballungsrandgobioto 135 
Bedürfnisse der Bevölkerung 81, 110, 
212 , 221 

Bevölkerung, gesellschaftl iche Produk¬ 
tion und Natur 183, 251 
Bevölkerungsentwicklung 82, 135, 
188, 193 

Bevölkerungsstruktur 55, 58, 176, 
185, 195, 298 
-, regionale 185 

Bevölkerungsvorausberechnung 199 
Bezirke der DDR 49 ff., 138, 243 
Bezirksorgane 41, 120 
Bezirks- und Kreisplankommissionon 
121, 201 

Bezirksvorsorgungsplan 151 
Bilanzen, regionale 144, 197 
Bilanzierung, territoriale 93,118,197 
Bodennutzung 44, 45, 46 
BodennutzungsgebUhr 277 
Bodenschätzo 44, 258, 273 


Effektivität, territoriale 71 

Effektivität dor Infrastruktur 217 

Effektivitätsberechnungen 248 
Einfiußfaktoron 
—, externe 156 
interne 156 

Erfordernisse, territoriale 17, 69f., 
76 

Erholungsgebiete 64 
Erholungspotential 254 
Ersatz- und Erweitorungsinvestitionen 
234 

Ertragspotential 253 


Faktoren 

—, geographische 78 
-, soziologische 77 
Famiiiengrößo 187 
Flächenbedarf 263, 265, 266 
Flächenfonds 255, 274 
Flächennutzung 262, 274, 278 
ökonomische Stimulierung der 
275 

Flächennutzungsplan 256, 275 
Fünfjahrplan des Bezirkes 148 
Funktionsteilung zwischen den 
Siedlungon 240 


Gebietsplanung 15 
— und wirtschaftsräumliche Gliede¬ 


rung, stattliche 130 
Gebiotsstruktur 35 

—, proportionale 13 

Gebietstypisierung 35, 59 
Geburts- und Storbohäufigkeit 187 
Gemeindeverbände 242 


Generalbobauungspläne 150, 247 
Generalplan 130, 247 

Generalschema der Standortverteilung 
109 


General vorkehrsplan 150 
Gowässerbildungspotential 253 
Gliederung, administrativ-territoriale 
36, 41 

Grundausstattung der Siedlungen 
213 


Sachwort- 
verzeichnis - 


Demokratischer Zentralismus 99 Industrie-Agrar-Gebiete 59 

Differenzierung Industriegebiete 59 

-, regionale 243 Industriell weniger entwickelte 

territoriale 12, 35f„ 38,49, 53,82, Gebiete 137 
157, 185, 210 Infrastruktur 14, 139, 150, 175, 204, 

Dörfer 242 205,208,211, 219, 223, 232,299 






302 


Stichwortverzeichnis 


5 


Infrastrukturelle Ausstattung 58, 

210, 212 

Infrastrukturelle Sicherung 210, 222 
Integration, sozialistische ökonomische 
86, 106, 171 

Intensivierung 13, 71, 111, 158, 202, 
221, 234, 268 

Intensivierung und Rationalisierung, 
territoriale 13f., 71,111,158, 202, 
221, 234, 268 

Investitionskomplexe 146 

Kleinstädte 241 
Kombination 92, 104 
Kombination, Komplexität, Koopera¬ 
tion und Konzentration, territo¬ 
riale 27, 29f-, 90, 93,101, 173,181 
Kommunal Vereinbarungen 151 
Komploxberatungen 124 
Komplexität der Infrastruktur 200 
- der Naturraumausstattung 259 
Konzentration 89, 161, 232, 235, 240 
Konzentration der Territorial- 
forechung 283 

Konzeptionen, bezirkliche 247 
Koordinierung, territoriale 14, 143, 

147 

Kostenschwollen 135 

Lagerstätten 46 
Landeskultur 272 

Landwirtschaft 236 
Lobenssphfire, Lebonsumwelt 185, 
226 

Leitung und Koordinierung der 
Territorialforsching 282 

o 

Makrostruktur des Siedlungsnetzes 
241 

Mobilität der Produktion 163 

Nuturmilieu 2ö2, 260, 299 
Naturpotential 253, 262 
Naturraumausstattung 258 
Naturressourcen 254 
Nutzeffektkriterien 72 

ökonomische Gesotzo 

(territoriale Erfordernisse) 69 
Organisation, gesellschaftliche 219 
0riontierung8kennziffern für die 
Siedlungsentwicklung 249 


Örtliche Initiative und zentrale 
Planung 107 

örtliche Volksvertretungen 16,41 ff 
97, 101, 107 ff., 121 f., 127L, 129ff 
181 f., 201, 223, 224, 247, 275 

Pendelwanderung 191 
Plunung der Landeskultur 272 

- der territorialen Reproduktionsbc 
dingungen der Bevölkerung 185 

- der Nutzung der Naturressoureon 
273 

- des Zusammenhanges der territc 
rialon Toilatrukturcn 117 

- großer Gebiete 133 

- nach Ebenen 105ff., 113ff., 
U9ff-, 147, 223, 246 

Planung dor Torritorialstruktur und 
ihrer Teilstrukturon, langfristige 
112, 117 

Plonungsgrundsätzo 221 
Planungssystem 272 
Politisch-territoriale Gliederung 
41 ff., 130 

Produktion und Wissenschaft, 

rationelle Organisation von 161 
Produktionskomplexe, territoriale 
(regionale) 166 
Produktionsstruktur 
—, Konzeption zur Entwicklung der 
regionalen 181 

—, territoriale 153, 298 
Produktions- und Konsumtions¬ 
bedingungen, territoriale 205 
Produktion- und Wissenschafts¬ 
struktur 154ff., 165, 169, 171, 
207, 214, 298 

Produktionsverhältnisse und Terri¬ 
torialstruktur 103, 115, 122 
Proportionalität, territoriale 73 
Proportionalitätserfordernisse 21, 
221, 227 

Qualifikationsstruktur 
der Arbeitskräfte 89 

Rationalisierung, territoriale 14,13( 
145f., 161, 261 f., 267, 278 
Rationalisierung der Nutzung 

territorialer Ressourcen 261,261 
267, 269, 278 

Rationalisierung in Altbaugcbioton 
146 

Raumordnung, bürgerliche 20 




Sachwortverzeichnis 


303 


Rechtsgrundlagen der Territorial¬ 
planung 119 
Regionalplanung 68, 297 
Reinhaltung der Luft 269 
Reinigung des Abwassers und der 
Gewässer 269 
Reproduktionsbedingungen, 
territoriale 22 

Reproduktionsprozesse, territoriale 
Bindungen der gesellschaftlichen 
19 

Ressourcen, geologische 257 
Rossourcenerachließung und -bereit* 
Stellung 87 

Rcssourcenstruktur 297, 298 
territoriale 174, 297, 298 


Siedlungen 226 

ländliche 106, 240 
Siedlungsgebiete 241, 250 
Siedlungskategorien 249 
Siedlungskonzeption 150 
Siedlungsnetz 55, 236, 241 
Siedlungspolitische Grundsätze 246 
Sicdlungsstruktur 53, 177, 211, 226, 
299 

Siedlungsweise 230f. 

Sozialistische Landeskultur 272 
Spezialisierung, territoriale 26, 93, 
172 

Spezialisierung und Komplexität 91 
Spezialisierung und Kooperation 163 
Stadt 105 
Städtcpässo 247 

Städtische Gebiet«, Kerngebiete und 
Stadtrandzonen 140 ff. 

Standort ilff., 18fF., 21, 33f., 178, 
196 ff. 

Standortonforderungen 21 
Standortangeboto 129 
Standort bedingungen 21, 143 
Standortbestätigung und -genehmi- 
gung 146f. 

Standorte der Rovölkorungsproduk- 
tion 184 

Standortorientierungen 169 
Standortplanung 

- der Investitionen 122ff. 

- der Zweige 15,180 
Standortpolitische Grundsätze 109 
Standortsysteme der Zweige und 

Bereiche 33, 38, 94 
Standortverteilung 

- der Infrastruktur 222 

- der Produktivkräfte 68, 178 


Standortverteilung der DDR, 
Konzeption zur 110 
Standortverteilung der Investitionen, 
langfristige 122 

Teilstruktur, territoriale 36,112 
Territorialforschung 282 

interdisziplinäre 79, 280, 282 
-, Praxisorientierung der 283 
Territorialplanung als durchgängiges 
Planungsprinzip 100, 104 
Torritorialplnnung 15 
Aufgaben der 11, 108 
—, Ausgangspunkte und Grundlagen 
der 11 ff., 178, 271 
-, komploxor Charakter dor 101, 
104 

objektive Grundlagen der 18, 68 
politische Funktion der 16 
Territorialstatistik 115 
Territorialstruktur 
- der gesellschaftlichen Reproduk¬ 
tion 33 

Differenzierung dor 35,40,52, 64 
—, Dynamik der 38, 84, 154, 223 
-, EiiifluOfaktoreu aufdie 79,80,156 
Territorialstruktur »Territorialplanung 
und Territorialforschung, histori¬ 
sche Entwicklung der 41, 48, 55, 
67 f., 94, 103, 157, 218 f., 231f., 
281 ff. 

Tcrritorialwisscnschaffc 281 

Umgestaltung des Naturraumes 48 
Umlandfunktion der Städte 241 
ümweltgcstaltung, sozialistische 237 
Umweltschutz und Umwoltgestaltung 
14, 152, 269 ff-, 272 ff. 
Urbanisierung 238 

Verflechtungen, territoriale 21, 164 

Verflechtungsbilanzen, territoriale 

123, 144, 197 

Wachstum des Bedarfs 218 
Wanderungsbewegung 188 ff., 191 
Wasserabfluß 267 
Wasserbedarf, Ansteigen de3 267 
Wassordargobot 46, 268 
Wasserressourcen 273 
Wertbildungsprozeß 207 
Wirtschaftsgebiet 35, 59, 88, 114,297 




304 


Sachivortverzeichnis 


Wissenschaftlich-technischer Fort¬ 
schritt nnd Territorialstruktur 
87 ff., 157 ff., 166ff. 

Wohnungsbau, Wohngebiete 131, 
148, 184, 237, 243 

Zeitaspekt in derTerritorialplanung 103 


Zentrale Planung der Territorialstruk- 
tur bzw. der Standortverteilung 
der Produktivkräfte 12, 15, 33, 
94, 119, 179, 223, 246 
Zentralisierung 240 
Zweig 106 

Zweigleitende Orgnno 120, 180 





